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Fast  alle  hervorragenden  Staatsmänner  der  letzten  Jahrhunderte 
waren  nicht  nur  bestrebt  ein  schlagfertiges  Heer  zu  besitzen,  Handel  und 
Verkehr  zu  fördern  und  die  Exportindustrie  zur  Blüte  zu  bringen,  sondern 
sahen  vornehmlich  in  dem  Emporbringen  der  Landwütschaft  „als  der 
Wui-zel  aller  Kraft"  eine  hohe,  bedeutsame  Aufgabe.  Sie  zogen  Kolonisten 
in  das  Land,  förderten  den  Anbau  zukunftsreicher  Kulturpflanzen,  strebten 
nach  Veredelung  der  Tierrassen,  Kultivierung  ödliegeuder  Ländereien  usw. 
Aber  alle  diese  Massnahmen  konnten  die  Landwirtschaft  nicht  zu  einem 
hervorragenden  Aufschwünge  kommen  lassen,  so  lange  die  Fesseln  des 
Grundeigentums:  Leibeigenschaft,  Hörigkeit,  Erbuntertänigkeit,  Frondienste 
und  die  meisten  Reallasten  nicht  beseitigt  waren. 

Das  Obereigentum  der  Gruudherren  hatte  in  dem  grössten  Teil  der 
Rheinprovinz  schon  frühzeitig  seine  Bedeutung  verloren.  Die  Bauern 
besassen  ihre  Güter  meistens  zu  zinspflichtigem  Eigentum,  bei  massigen 
Grundzinsen.  Leibeigenschaft  und  Frondienste  waren  vorhanden,  aber  ohne 
Schärfe.  Die  Leibeigenschaft  bestand  aus  keiner  eigentlichen  persönlichen 
Abhängigkeit  mehr,  sondern  war  im  wesentlichen  nur  Rentenquelle.  Jagd- 
und  Baufronden  kamen  oftmals  vor,  Ackerfronden  seltener. 

Im  nördlichen  Teile  des  Reg.-Bez.  Düsseldorf  hingegen  hatte  das 
Obereigentum  grössere  Bedeutung  bewahrt.  Das  verbreiteste  Besitzrecht 
(Meierrecht)  bestand  nur  in  einem  Nutzungsrecht  an  fremder  Sache.  Im 
Laufe  der  Zeit  konnte  sich  dieses  Nutzungsrecht  zu  einem  dinglichen 
Rechte  ausgestalten.  Geld  und  Naturalien,  seltener  persönliche  Dienste, 
waren  die  Hauptbestandteile  der  bäuerlichen  Abgaben.^) 

Diese  Abgaben,  mochten  sie  nun  dem  mivollkommenen  Besitzrechte 
entsprungen  sein  oder  auf  den  zu  Eigentum  besessenen  Gütern  ruhen, 
waren  ein  Hemmschuh  für  jeden  wirtschaftlichen  Aufschwung. 

So  war  die  Lage  um  1800.  In  Frankreich  entstanden  um  diese  Zeit 
neue  volkswirtschaftliche  und  philosophische  Ideen,  deren  Träger  Freiheit 
des  Individuums  und  Freiheit  des  Besitzes  verlangten.  Die  französische 
Gesetzgebung  setzte  diese  Ideen  teilweise  in  die  AVirklichkeit  um.  indem 
durch  Beschluss  der  Nationalversammlung  (1789)  alle  Rechte  olme  Ent- 
schädigung aufgehoben  wurden,  die  man  imter  dem  Regime  feodal  begriff. 


^)  Meitzen,   Der  Bodeu  und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  preussischen 
Staates.    Berlin  1901,  Bd.  VI,  S.  178. 
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Da  durch  die  Friedensschlüsse  zu  Basel  (1795)  und  zu  Luneville 
(1801)  das  linke  Rheinufer  an  Frankreich  fiel,  kam  der  gTösste  Teil  der 
Rheinprovinz  unter  dieses  Gesetz. 

Obgleich  also  nach  dem  französischen  Gesetze  jegKche  Guts-,  Ge- 
richts- und  Lehnsherrlichkeit,  alle  Unfreiheit,  Hörigkeit,  Leibeigenschaft 
und  persönliche  Dienstbarkeit,  ohne  Entschcädigung  aufgehoben  war,  wurden 
in  vielen  Fällen  Abgaben,  sei  es  freiwillig  oder  aus  Unkenntnis  des  Ge- 
setzes, in  dem  erwähnten  Teil  der  Rheinprovinz  weiter  entrichtet.  Die 
spätere  Gesetzgebung  knüpfte  hieran  an  und  bestimmte,  dass  nur  diejenigen 
Grundzinsen  und  Reallasten  unentgeltlich  ablösbar  seien,  die  nachweisbar 
von  dem  Regime  feodal  herrührten.  Dagegen  mussten  Grundabgaben,  die 
nachweislich  einen  Preis  für  frühere  Überlassung  von  Grundstücken  gewesen, 
gegen  Kapital  abgelöst  werden,  das  den  20.  bezw.  25.  Teil  der  Jahres- 
leistung ausmachte. 

Auch  auf  das  rechte  Rhehmfer  übertrug  sich  die  Wirkung  der 
französischen  Gesetzgebung,  hatte  hier  aber  den  ungünstigen  Erfolg,  dass 
man  in  der  unentgeltlichen  Aufhebung  der  Rechte  des  Regime  feodal  sehr 
engherzig  war  und  gerade  in  diesen  Landesteilen  seJir  ausgedehnte  Real- 
lasten bestehen  blieben.^) 

Das  spätere  preussische  Regulierungsedikt,  die  Deklaration  vom 
29.  Mai  1816  und  das  Gesetz  vom  2.  März  1850  erhielt  für  das  linke 
Rheinufer  keine  Gültigkeit,  da  die  Zwecke  dieser  Reallasten-Ablösungs- 
gesetze schon  durch  die  französische  Gesetzgebung  erreicht  waren. ^) 

Bis  Ende  1898  wurden  folgende  Ablösungen  in  den  linksrheinischen 
Gebietsteilen  der  Rheinprovinz  vorgenommen: 

Ablösungen  im  linksrheinischen  Gebiete  der  Rheinprovinz  bis  zum  Jahre  1898  (einschl.). 

(Nach  Meitzen,  Der  Boden  des  pr.  Staates,  Bd.  VI,  S.  272—275.) 


Zahl  der 
Dienst-  und 

Abgabe- 
pflichtigen, 
die  abgelöst 
haben 

Bei  den  Regulierungen  und  Ablösungen  sind 

an  Diensten  auf- 
gehoben : 

folgende  Entschädigungen  festgestellt: 

Regierungs- 

Kapital 
M. 

Rente 
M. 

faß    S    ,C8 

p^  .2 

Bezirk: 

Spann- 

Hand- 

TS 

Diensttage 

a 
a 

Aachen      .... 
Coblenz     .... 

Cöln 

Düsseldorf     .     .     . 
Trier 

13  033 
12  655 
10  043 

2 
242 

2 

598 

535  126 

1  140  337 

2  405  313 

22  380 
14  385 
55  488 

632 
1166 

36 
2 

Rheinprovinz: 

Hiervon  bis  1850: 

Von  1850—1898: 

Staat: 

35  731 

4  584 

31147 

2  754  973 

244 

56 

188 
6  368  058 

600 

69 

241 

23  630516 

4  080  776 

928  950 

3  151  826 

219  552  426 

92  263 

10  824 

81429 

27  680  680 

1788 

695 

1093 

417  197 

38 

34 

4 

425  358 

')  Lette  und  v.  ROnne,  Die  Landeskulturgesetzgebung  des  pr.  Staates  Bd.  1,  S.  LXXXII. 
^)  Lette  und  v.  Rönne  a.  a.  Ü.  Bd.  2a,  S.  217. 


Gemeinheitsteilungen  in  der  Rheinprovinz. 

(Nach  Meitzen  a.  a.  0.  Tabellen  K4  zusammengestellt.) 


Bei  den  Gemeinheitsteilungen  sind  separiert  bezw.  von  allen  Hütungs-  usw.  Servituten 

befreit : 


Regierungs- 
Bezirk: 

Zahl 
der  Besitzer 

Fläche  ihrer 

Grundstücke 

ha 

Vermessen 

wurden 

ha 

In  den  Jahren 

Aachen 

Coblenz  

Cöln 

Düsseldorf  .... 
Trier 

3  486 
31259 

6  061 
10  469 

4  868 

4  937 
32  655 

8  816 
44111 

7  844 

4  644 
24  954 
2  614 
4  164 
7  023 

1886  bis  Ende  1898. 

1871    „        „ 

Vor   1849  bis  Ende  1898 

1886  bis  Ende  1898. 

Eheinprovinz: 

56143 

98  363 

43  399 

• 

Auf  Grund  eines  Erlasses  des  Landwirtschaftsministers  vom  4.  Februar 
1905  ermittelte  die  Köuigliclie  Generalkommission  zu  Düsseldorf  die  in 
ilu'em  Bezii'ke  noch  vorhandenen  ablösbaren  Dlenstharkeüen.  Das  Ergebnis 
der  veranstalteten  Erhebungen  ist  in  nachfolgender  Tabelle  dargestellt.^) 

Ablösbare  Dienstbarkeiten  in  der  Rheinprovinz. 

(Nach   den  Erhebungen    der  Königl.  Generalkommission   zu  Düsseldorf  vom  Jahre  1905.)-) 


Kreis: 


Anzahl 

der 

Berechtigten 


Anzahl 

der 

belasteten 

Grundstücke 


Fläche 


ha 


Jahreswert 

der 
Berechtigung 

M. 


I.    Weideberechtigungen  auf  Äckern,  Wiesen  und  Weiden. 
(§  1  No.  1 1  der  Gemeinheitsteilungsordnung  v.  19.  Mai  1851.) 


Adenau  

1 

1 

40 

150 

Altenkirchen 

6 

642 

1897,25 

3310 

Cochem 

1 

50 

250 

180 

Neuwied 

8 

3137 

1077 

945 

Simmern 

48 

20 

20 

50 

Wetzlar 

59 

360 

740 

1850 

Sa.  Reg.-Bez.  Coblenz: 

123 

4210 

4024,25 

6485 

Euskirchen 

1 

120 

75 

4000 

Sa.  Reg.-Bez.  Cöln: 

— 

— 

— 

— 

Grevenbroich 

1 

2 

15 

500 

Kempen 

1 

62 

27 

100 

Krefeld  (Land) 

30 

1 

17 

800 

Sa.  Reg.-Bez.  Düsseldorf: 

32 

65 

59 

1400 

^)  Einsichtnahme  des  Konzeptberichtes  der  Kgl    Generalkommission  an   den  Herrn 
Minister. 

^)  Sind  nicht  veröffentlicht. 
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K 

reis: 

Anzahl 

der 

Berechtigten 

Anzahl 

der 

belasteten 

Grundstücke 

Fläche 
ha 

Jahreswert 

der 
Berechtigung 

M. 

Trier  (Land) 
St.  Wendel 

50 
3 
1 

153 

60 

5 

22 

100 

1 

55 
250 

Wittlich     . 

70 

Sa 

Coblenz 

.  Reg.-Bez.  Trier: 

54 

123 

1 

32 

218 

4210 

120 

65 

123 

4  024,25 
75 
59 

375 
6  485 

Cöln 

Düsseldorf 

4  000 
1400 

■» 

Sa.  Rheinprovinz: 

210 

4613 

4  281,25 

12  260 

II.    Waldweide-  und  Mastberechti 
(§  1  No.  1 1  u.  2  der  Gemeinheitsteilungsordnung 


Aachen  (Land) 
Erkelenz    .     . 


Sa.  Reg.-Bez.  Aachen; 


Altenkirchen 
Kreuznach . 
Neuwied     . 
Simmern     . 
Wetzlar 


Sa.  Reg.-Bez.  Coblenz: 


Berukastel 
St.  Wendel 


Aachen  . 
Coblenz 


Sa.  Reg.-Bez.  Trier: 


Sa.  Rheinproviuz: 


18 

294 

1 

5 

1 


319 

2 
2 


4 
319 


827 


gungen. 
V.  19.  Mai  1851.) 
500 

47 


1080 
9 
5 
1 
1 


1096 
2 

9 


2 
1096 


1102 


547 

4  399 

7  715 

951 

228 

121 


13  414 

3  301 
445 


3  746 

547 
13  414 


17  707 


1200 
350 


1550 

6  975 
14  181 

30 
6  600 

23 


27  809 

2  430 

1600 


4  030 

1550 

27  809 


in.    Berechtigung  am  Walde  zum  Mitgenuss  von  Holz. 
(§1  No.  12  der  Gemeinheitsteilungsordnung  v.  19.  Mai  1851.) 


Aachen  .     . 
Coblenz 
Düsseldorf. 
Trier     .     . 


Sa.  Rheinproviuz: 


45 

30 

1 

11 


87 


201 

27 

2 

13 


243 


1001 

5  339 

15 

1950 


8  305 


33  389 


1006 

2  065 

75 

8  171 


IV.    Berechtigung  am  Walde   zur  Entnahme  von  Streu. 
(§  1  No.  12  der  Gemeinheitsteilungsordnung  v.  19.  Mai  1851.) 


Aachen  .     . 
Coblenz 
Düsseldorf 
Trier      .     . 


Sa.  Rheinproviuz: 


13 


199 

5 
2 

S 


214 


424 

2  379 

16 

455 


3  273 


11317 


305 

3  630 
225 

4  020 


8180 
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Kreis: 


Anzahl 

der 

Berechtigten 


Anzahl 

der 

belasteten 

Grundstücke 


Fläche 


ha 


Jahreswert 

der 
Berechtigung 

M. 


V.    Fischereiberechtigung  (Gewässer). 


Coblenz 
Cöln  .     .     . 
Düsseldorf . 


Sa.  Rheinprovinz: 


352 

648 

2 


1002 


41 
1 
1 


43 


km 
144,0 
49,3 

7,5 


200,8 


2  816 

6  996 

450 


VI.    Sonstige  Dienstbarkeiten. 
(§  1  N.  1 3—10  der  Gemeinheitsteilungsordnung  v.  19.  Mai  1851.) 


Coblenz 
Cöln .     . 


Sa.  Rheinprovinz: 


19 
1 


20 


2,7 

6.7 


9,4 


10  262 


57 
335 


392 


Zusammenstellung  (I — IV  und  VI). 


1. 

210 

4613 

4  281,25 

12  260 

II. 

327 

1102 

17  707 

33  389 

III. 

87 

243 

8  305 

11317 

IV. 

13 

214 

3  273 

8180 

VI. 

20 

3 

9,4 

392 

Sa.  Rheinprovinz: 

«57 

6175 

33  575,05 

65  538 

I. 

n. 

m. 

IV. 

V. 

VI. 


Sie  umfassen: 

WeideberecMigimgen  auf  Äckern,  Wiesen,  Weiden  usw., 
Waldweide-  und  Mastgerechtigkeiten, 
Berechtigungen  am  Walde  zum  Mitgeuuss  an  Holz, 

„  „         „       zur  Entnahme  von  Streu. 

Fischereiberechtigungen, 
sonstige  Dienstbarkeiten. 


Die  Dienstbarkeiten  sind  bis  in  die  letzte  Zeit  tatsächlich  ausgeübt 
worden.     Als  Wert  der  Berechtigung  ist  der  Jahreswert  ermittelt. 

Ausweislich  der  Verzeichnisse  I — IV  und  VI  beziffert  sich  die  mit 
ablösbaren  Dienstbarkeiten  belastete  GesamtfläcJie  an  Äckern.  Wiesen, 
Weiden  (Hütuugeu)  und  Holzungen  auf  33576  ha;  an  dieser  Fläche  sind 
657  Dienstbarkeitsberechtigte  beteiligt.  Der  Jahreswert  der  Berechtigungen 
beträgt  65538  M.,  was  zu  5%  kapitalisiert  einem  Kapitalwerte  von 
1310760  M.  entspricht.  Die  mit  Fischereiherechtigungen  belasteten  Wasser- 
läufe (V)  haben  eine  Länge  von  200,8  hn.  Der  Wert  der  Fischereirechte 
beläuft  sich  auf  10262  M.  pro  Jahr,  was  einem  Kapitalwert  von  205240  M. 
entspricht.  Der  Gesamtwert  der  ablösbaren  Dienstbarkeiten  hat  liiernach 
einen  Kapitalwert  von  1516000  M.  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  diese 
Erhebungen  die  landrechtlichen  Kreise  der  Bheinprovinz  nicht  umfassen. 
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Die  Teilung  oder  Regulierung  der  Gemeinheiten,  die  Regelung  der 
Verhältnisse  der  Märkerscliaften,  die  Ablösung  der  Gemeinweiden  usw. 
war  eine  weitere,  agronomiscli  und  sozialpolitisch  hoch  bedeutsame  Auf- 
gabe, die,  je  nachdem  es  der  Landesverwaltuug  erwünscht  war  und  sie 
ihren  Willen  durchsetzen  konnte,  verschieden  gelöst  wurde. 

Während  beispielsweise  im  Osten  Preussens  das  gemeinschaftliche 
Eigentum  der  x\ufteilung  verfiel,  konnte  sich  im  AVesten  Gemeinbesitz  in 
bedeutendem  Umfange  erhalten.  Jene  Gemeinschaften  finden  wir  in  der 
Rheinprovinz  vornehmlich  in  der  Eifel,  auf  dem  HunsrücJc,  im  Westerwalde, 
sowie  im  Nahe-  und  Saargebiet.  Sie  bestehen  unter  dem  Namen  Gehöfer- 
schaften,  Marken,  Erben-  oder  Schaftländereien,  Dorfschaften,  Nachbar- 
schaften, Erben-  und  Bannwälder  usf.  Geschichtlich  beruhen  diese 
Grundgemeinschaften  auf  den  alten  Markgenossenschaften,  welche  die  alte 
Volksgemeinde  darstellten.  Wie  eine  Reihe  von  hervorragenden  Gelehrten, 
wie  Maurer,  Gierke,  Meitzen,  v.  Inama- Sternegg,  bewiesen  haben, 
erfolgte  nämlich  die  Besiedelung  und  Urbarmachung  Deutschlands  nicht 
dui'ch  Einzelpersonen,  sondern  durch  die  gemeinsame  Arbeit  von  Völkern, 
deren  Stämme  und  Geschlechter;  Äcker,  Wiesen,  Weiden,  Waldungen  und 
Ödland  bildeten  ein  gemeinschaftliches  Eigentum,  die  „Mark",  und  die  in 
Kultur  genommenen  Ländereien  win"den  entweder  geteilt  oder  gemeinsam 
von  den  Genossen  bewirtschaftet.  Die  Hofräume  gingen  bald  ins  Privat- 
eigentum über,  allmählich  wurden  auch  die  Äcker  und  Wiesen  zu  Sonder- 
besitz, dagegen  blieben  die  Viehweiden,  Waldungen,  Wege  und  Wasser- 
läufe, Viehtränken,  Sand-  und  Kiesgruben  Gemeingut  der  Mark-  oder 
Dorfgenossen. 

Diese  Güter  (Grundstücke)  wurden  Allmende  (Allgemeinde,  Alle- 
mandsland)  genannt. 

Von  Miteigentumsverhältnissen  unterscheiden  sich  diese  gemein- 
schaftlichen Besitzungen  dadurch,  dass  sie  nicht  bestimmten  Personen  als 
solchen,  sondern  nur  als  Mitgliedern  einer  Körperschaft  zustehen. 

Sie  sind  Eigentum  der  Realgemeinde.  Vielfach  ging  der  Marken- 
grundbesitz auf  die  politische  Gemeinde  über,  vielfach  nur  dem  Eigentume 
nach,  während  die  Nutzung  den  Markgenossen  verblieb. 

In  der  Rheinprovinz  hat  nun  ein  grosser  Teil  dieser  Grundgemeinschaften 
seine  Selbständigkeit  zu  bewahren  gewusst. 

Unter  kurfürstlichen  Rechten  waren  sie  noch  vollberechtigt,  mit  der 
Einführung  des  französischen  Rechts  bei  der  napoleonschen  Umwälzung 
wurde  es  anders.  Es  entsprach  der  Rechtsauffassung  der  französisch-rechtlich 
gebildeten  Juristen,  die  Grundgemeinschaften  als  Gebilde  des  reinen  Privat- 
rechts anzusprechen,  für  deren  Erhaltung  die  Regierung  nichts  zu  tun 
imstande  wäre. 

Hierzu  kam  noch,  dass  der  gewaltige  Aufschwung  der  Landwirtschaft 
seinen  Anfang  nahm,  indem  man  von  der  Weidewirtschaft  zui'  Sommer- 
stal Ifütterung  durch  Anbau  von  Eutteri)flanzcn  überging  und  die  grösstenteils 
das  Gemeineigentum  darstellenden  Weideflächen  hierdurch  entbehiiich  wurden. 


—     7     — 

Es  war  daher  eine  natürliche  Sache,  dass  man  die  gemeinschaftlich  be- 
sessenen, oft  vernachlässigten  Flächen  als  weder  dem  Landeskulturinteresse 
dienend,  noch  dem  individualistischen  Triebe  der  Zeit  entsprechend,  zur 
Aufteilung  brachte. 

Die  berühmte  preussische  GemeinJieitsteilimgsordming  vom  7.  Juni 
1821,  woran  Thakr  erheblich  mitgearbeitet  hatte,  kam  nur  in  dem  laiid- 
rechtUchen  Teile  der  Rheinprovinz  zui^  Gültigkeit.  Für  das  Hauptgebiet 
der  Provinz  wurde  erst  durch  die  Gemeinheitsteilungsordnung  vom  19.  Mai 
1851  ein  behördliches  Verfahren  füi'  die  Aufteilung  von  Gemeinbesitz  gegeben. 
Aufteilimgen  hatten  jedoch  die  Juristen  dem  freien  Übereinkommen  der 
Interessenten  längst  verstattet.  ^) 

Mangels  einer  geregelten  Verfassung  und  Staatsaufsicht  ist  es  deshalb 
nicht  zu  verwundern,  dass  von  den  preussischen  Provinzen  namentlich 
Rheinland  und  Westfalen  am  stärksten  durch  Teilung  von  gemeinschaftlichen 
Weiden  und  namentlich  Wäldern  geschädigt  wurden.  Hier  schaffte  das  Gesetz 
vom  14.  März  1881,  wenigstens  bezüglich  der  gemeinschaftlichen  Waldungen, 
Wandel. 

Es  bestimmte,  dass  Holzungen  und  damit  in  Verbindung  stehende 
Waldblössen,  die  in  gemeinschaftlichem  Besitze  sind,  nur  dann  aufgeteilt 
werden  dürfen,  wenn  die  Gemeinschaft  diu'ch  ein  besonderes  privatrechtliches 
Verhältnis  entstanden  ist.  Dagegen  können  die  Holzungen  der  Eeal- 
gemeinden,  Nutzungsgemeinden,  Markgenossenschaften,  Gehöferschaften, 
Erbgenossenschaften  usw.  nicht  zu  Privateigentum  zerschlagen  werden. 
Nur  in  Ausnahmefällen  kann,  wie  der  §  6  des  Gesetzes  angibt,  eine  Teilung 
von  Holzungen  in  Natur  stattfinden,  wenn  die  Holzimg  zu  einer  forstmässigen 
Bewirtschaftung  ungeeignet  ist  oder  der  Grund  und  Boden  zu  anderen  als 
forstwirtschaftlichen  Zwecken  mit  erheblich  grösserem  Vorteile  zu  benutzen 
ist.  Über  die  Statthaftigkeit  der  Teilung  hat  die  Auseinandersetzungs- 
behörde zu  bestimmen. 

Somit  waren  die  Gemeinde  Waldungen  unter  Staatsaufsicht  gestellt. 
Da  das  Gesetz  die  Möglichkeit  gab  zu  einer  neuen  Statittenbildiing  und 
Vorstandeinrichtung,  so  bemühten  sich  die  Regierimgen  zu  Trier  und  Coblenz, 
den  Genossenschaften  zu  neuen,  schriftlichen  Statuten  zu  verhelfen.  Der 
Erfolg  war  aber  nur  der,  dass  im  Regierungsbezirk  Trier  von  77  Genossen- 
schaften 19,  im  Bezirk  Coblenz  von  ca.  131  Genossenschaften  20,  ein  Statut 
angenommen  haben.^) 

Infolge  der  Gemeinheitsteilungsordnung  von  1851  wurden  auf  dem 
Westerwalde  7  Genossenschaftswaldungen  aufgeteilt  und  durch  das  Gesetz 
von  1881,  das  die  Aufteilung  gemeinschaftlicher  Holzungen  verbot,  wurden 
im  Kreise  Altenkirchen  5800  ha  beantragter  Waldaufteilungen  rückgängig 
gemacht.^)     (Der  §  7  des  Gesetzes  gestatte  dies  nämlich.) 


^)  Offenbebg,    Die    verstossenen    Grundgemeiuschaften    und   Waldgenossenschaften 
alten  Stiles,  Zeitschr.  d.  landw.  Vereins  für  Eheinpreussen  Jahrg.  1905,  S.  285. 
*)  Offenberg  a.  a.  0.  S.  285. 
')  Schutte,  Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  Bd.  2,  S.  791. 


Für  die  gemeinschaftlich  besessenen  Hauberge  in  den  Ämtern  Freusberg 
lind  Friedewald  im  Kreise  Altenkirchen  war  bereits  1836  eine  Hauhergs- 
ordmmg  erlassen/)  nach  der  die  vorhandenen  Hauberge  ein  ungeteiltes 
und  unteilbares  Gesamteigentum  der  Berechtigten  sein  sollten.  Die  Ge- 
meinheitsteilungsordnung  von  1851  (§  31)  sowie  das  Gesetz  von  1881 
(§  10)  Hessen  die  Haubergsordnung  bestehen. 

Eine  sehr  interessante  Gattung  des  rheinischen  Gemeinbesitzes  bilden 
die  trierischen  Oeliöferschaften,  Eeste  ehemaliger  altgermanischer  Feld- 
gemeinschaften, die  namentlich  von  Hanssen^)  untersucht  worden  sind. 
Charakteristisch  ist  hier  die  in  meist  12jährigen  Perioden  stattfindende 
Neuverteilung  durch  das  Los. 

Aus  diesen  Gehöferschaften,  die  sich  hauptsächlich  in  den  Kreisen 
Merzig,  Saarbrücken,  Landkreis  Trier,  Ottweiler  und  St.  Wendel  vorfinden, 
schieden  nach  und  nach  —  teilweise  schon  in  früheren  Jahrhunderten  — 
die  Äcker  und  Wiesen  aus,  so  dass  schliesslich  den  Hauptbestand  nur  noch 
Gemeinweiden  und  Gehöferschaftswaldungen  ausmachten.  So  wurden  in 
Kall,  Kreis  Trier,  die  Wiesen  1811,  die  Äcker  erst  später,  in  Wadern, 
Kreis  Merzig,  Gärten,  Wiesen  und  das  meiste  Ackerland  1812,  in  mehreren 
Gemeinden  der  Bürgermeisterei  Beschweiler,  Kreis  St.  Wendel,  die  Äcker 
erst  1816  Privateigentum.^) 

Heute  finden  sich  nur  noch  vereinzelt  gehöferschaftlich  besessene 
Äcker  und  Wiesen,  so  in  Lampaden,  Landkreis  Trier  (Kartels,  Die  wirt- 
schaftliche Lage  des  Bauernstandes  in  den  Gebirgsdistrikten  des  Kreises 
Merzig,  Reg.-Bezh'k  Trier),*)  und  in  Paschel,  Franzenheim  und  Pulwig 
(Landkreis  Trier), ^)  nachdem  die  1828  einsetzende  Katastrierung  dieselben 
in  Privateigentum  verwandelt  hatte. 

Eine  den  Gehöferschaften  ähnliche  Institution  besteht  in  den  rechts- 
rheinischen Kreisen  Nemvied  und  ÄltenJdrchen,  auf  dem  Westerwalde. 
Die  meisten  Gemarkungen  besitzen  Waldungen,  die  Eigentum  der  Real- 
gemeinde sind.  Nutzungsberechtigt  ist  eine  bestimmte  Anzahl  eingesessener 
Bürger,  während  die  später  zugezogenen  nicht  an  der  Nutzniessung 
teilnehmen. 

Die  Waldungen  sind  meistens  Eichenscliälhecken.  Nach  ihrer  Nutzung 
nennt  man  die  Betriebsart  Haubergs-  oder  richtiger  Waldfeldwirtschaft; 
in  der  Eifel  hat  sie  den  Namen  Schiffelland.  In  der  Rheinprovinz  hat 
man  diese  Betriebsart,  besonders  in  den  Flussgebieten  der  Mosel,  Sieg, 
Ahr  und  Nahe,  sowie  auf  dem  Westerwalde.  Zweck  der  Haubergs- 
wirtschaft  ist  Heranziehung  von  Niederwald,  besonders  Eichenschälwald, 
mit  der  nach  periodischem  Abtrieb  ein  ein-  bis  dreijähriger  Feldbau  ver- 
bunden  wird.     Der  Abbau   umfasst   eine  Periode   von   etwa    16  Jahren. 


^)  Abgedruckt  im  Amtsblatt  der  Regierung  zu  Coblenz  1837,  S.  59. 

^)  Die  Gehöferschaften  im  Reg.-Bezirk  Trier,  Berliner  Akademie  1863. 

')  Hanssen  S.  113. 

*)  Bäuerliche  Zustände  Bd.  1,  S.  187  ff. 

^)  Hansskn  S.  114, 
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Während  dieser  Zeit  ist  auch  die  Weidenutzung  möglich,  jedoch  ist  diese 
der  Holzzucht  untergeordnet. 

Bedingt  ist  dieses  Betriebssystem  durch  die  agronomischen  Ver- 
hältnisse jener  Gebii-gsgegenden.  Der  Boden  ist  zu  flachgiiindig  und  die 
Abhänge  sind  oft  zu  steil,  um  einem  regelmässigen  Ackerbau  zu  dienen. 
Unter  Einwirkung  des  W^assers  würde  sehr  schnell  die  geringe  Humus- 
schicht abgeschw^emmt  werden.  Durch  die  Bestockung  der  Eichen  wird 
dagegen  der  gute  Boden  festgehalten  und  durch  Laub  usw.  eine  neue 
Humusdecke  geschaffen,  die  nach  dem  Abtrieb  des  Waldes  sehr  fruchtbar 
ist  und  einen  längeren  oder  kürzeren  Feldbau  gestattet.  Somit  kommt  es, 
dass  diese  Art  der  Bodennutzung  auch  heute  noch  seine  wirtschaftliche 
Bedeutung  hat. 

V.  D.  Goltz  sagt  hierüber:^)  „Es  könnte  befremdlich  erscheinen, 
weshalb  in  dichtbevölkerten  Ländern  überhaupt  die  Haubergswii-tschaft 
noch  vorkommt.  Dennoch  ist  dieselbe  aus  land-  wie  volkswirtschaftlichen 
Rücksichten  für  gewisse  Gegenden  auch  bei  hoher  allgemeiner  Kultui'- 
entwickelung  durchaus  berechtigt." 

Über     die     wirtschaftliche    Bedeutung     der     Hauberge     (ungeteilten 

Gehöferschaftswaldungen)  schreibt  Kartels:^) „die  Dorfeinwohner 

(im  Kreise  Merzig,  Regierungsbezirk  Trier)  gaben  überall  an  ,keinerlei 
Nutzungen  aus  Gemeinheiten'.  Was  das  heisst,  sehe  ich  durch  Vergleich 
mit  denjenigen  Gemeinden,  die  ihren  Gehöferschaftswald  gut  gepflegt, 
regelrecht  bewirtschaftet  und  ungeteilt  gelassen  haben,  sie  erhalten  davon 
alle  15  Jahi'e  viel  Lohe  (Geld)  und  Holz;  sie  haben,  indem  sie  den 
grösseren  Teilhabern  die  Lohe  schleissen  für  die  Erlaubnis,  auf  deren 
Anteil  ein  Jahr  Roggen  ziehen  zu  können,  viel  Kornland  und  Verdienst; 
das  gebrannte  Rodland  trägt  reichlich  Besenpfriem,  welcher  mindestens 
alle  5  Jahre  ausgeschnitten  werden  muss;  und  so  haben  diese  Gehöfer- 
schaftsbesitzer  keinen  Streumangel.  Zur  Zeit  des  Loheverkaufs  wird  die 
Sparkasse  zu  Saarburg  stark  mit  Einlagen  gerade  von  den  Gehöferschafts- 
teilhabern  versehen". 

So  berichtete  1882  Kartels,  der  als  Ackerbauschuldirektor  jene 
Bezirke  genau  kannte.  Zwischenzeitlich  ist  jedoch  ein  vollständiger 
Umschwung  im  Oerhereihetrieb  eingetreten,  der  die  Rentabilität  der  Hau- 
berge gänzlich  herabdrückte. 

Früher  war  die  Eichenrinde  (Lohe)  fast  das  ausschliessliche  Gerb- 
material, heute  ist  sie  durch  das  amerikanische  Quebrachohoh  fast  ganz 
verdrängt.  Den  Preissturz  der  Eichenlohe  mögen  folgende  Zahlen 
illustrieren : 

Im  Jahre  1885  kostete  der  Zentner  Lohe  an  der  imteren  Sieg 
5,50—7  M.,  im  Jahre  1900  nur  4  M.  und  im  Jahre  1904  nur  noch  3,30  M. 
An  der  unteren  Saar  (Kreis  Saarbm^g,  Bez.  Trier)  w^urden  1885  diuTh- 
schnittlich  6,50—8  M.   für  den  Zentner  Lohe   bezahlt,    1904    3—3,20  M. 


^)  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  2.  Aufl.,  Bd.  4,  S.  1124. 
•)  Bäuerliche  Zustände  I.,  S.  210. 
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In  einzeliieu  Fällen  wnrden  bei  sekr  hochwertiger  Lohe  5  M.  erzielt.  Zu 
dem  starken  Sinken  des  Preises  der  Lohe  kommt  noch  die  Schwierigkeit 
des  Absatzes  hinzu,  i)  Dass  die  Eichenlohe,  selbst  wenn  auf  Quebracho- 
holz  ein  hoher  Einfuhrzoll  gelegt  würde,  nicht  die  Konkurrenz  mit  jenem 
amerikanischen  Gerbstoffe  aushalten  kann,  geht  aus  dem  Vergleich  des 
Gerbstoffgehaltes  in  beiden  Mitteln  hervor.  Es  enthält  nämlich  Eichen- 
rinde durchschnittlich  10,60  °/o  Gerbstoff,  Quebrachoholz  dagegen  24,15%. 
Der  Preis  füi-  1  kg  Gerbstoff  beträgt  im  Quebrachoholz  0,58  M.,  während 
1  kg  Gerbstoff  in  der 'Eichenrinde  etwa  1,28  M.  kostet.^) 

Die   wirtschaftlichen  Nachteile,   die  durch  den  Niedergang  der  Hau- 
bergs Wirtschaft  verursacht  werden,  sind  nach  Petry  folgende: 

1.  Die  kleinen  Gerbereien  müssen  zui'ückgehen,  da  die  Benutzung  des 
Quebrachogerbstoffes  teuere  maschinelle  Einrichtungen  benötigt. 

2.  Die  Einnahmen  für  die  armen  Leute,  die  sie  dui"ch  das  Schälen  der 
Lohe  usw.  hatten  imd  welche  Arbeit  sie,  als  nach  der  stattgehabten 
Frühjahrsfeldbestellung  stattfindend,  ohne  Beeinträchtigung  des  Feld- 
baues bewh'ken  konnten,  fallen  weg.  Und  zwar  ist  das  um  so  be- 
trächtlicher, weil  ein  industrieller  Nebenerwerb  vollständig  ausge- 
schlossen ist. 

3.  Dui'ch  das  Sinken  der  Lohpreise  haben  die  Gemeinden,  denen  häufig 
die  Lohhecken  gehören,  einen  bedeutenden  Verlust  an  Bareinnahmen, 
was  natürlich  ein  stärkeres  Heranziehen  der  Bürger  zu  den  Kommunal- 
lasten zui*  Folge  hat.  Was  das  für  grosse  Gemeinden,  die  aus  bis 
75%  Lohwäldem  bestehen  ausmacht,  lässt  sich  leicht  erdenken. 

Petry  führt  z.  B.  eine  Gemeinde  im  Kreise  Saarburg  an,  wo  in  den 
Jahren  1885—1890  jährlich  etwa  500 — 600  Zentner  Lohe  gewonnen 
wurden,  die  einen  Gewinn  von  750 — 900  M.  brachten.  Jetzt  werden 
in  dem  gleichen  Orte  nur  noch  200 — 250  Zentner  produziert.  Trotz 
höherer  Löhne  für  das  Schälen  werden  gegen  früher  350 — 400  M.  pro 
Jahr  weniger  verdient.'^) 

4.  Hand  in  Hand  hiermit  geht  ein  Rückgang  der  Bodenpreise.  In  Trier 
kostete  früher  der  Morgen  (25  a)  Lohhecke  540  M.,  in  besseren  Lagen 
600 — 650  M.  Heute  werden,  laut  Ausweis  der  amtlichen  Ver- 
steigerungsprotokolle nur  240  M.  geboten  und  zwar  nur  wenn  die 
Fläche  zur  Ackerkultur  geeignet  ist.  Sonst  sinkt  der  Steigpreis  bis 
auf  180 — 200  M.'^)  Um  die  wirtschaftlichen  Nachteile  einigermassen 
zu  beseitigen,  bleiben  zwei  Wege  offen,  entweder  den  zu  Ackerland 
oder  Weinberg  geeigneten  Niederwald  zu  roden  oder  in  Hochwald  zu 
verwandeln. 


*)  J.  Pethy,    Der  Niedergang  der  Haubergs-  oder  Waldfeldwirtschaft   in   Conrads 
Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.    Jena  1906.     3.  Folge,  31.  Bd.,  S.  361  fif. 
•^)  Vergl.  den  „Westfälischen  Bauer",  Jahrg.  1899,  S.  123  u.  124. 
3)  Pethy  a.  a.  0.  S.  362  u.  363. 
^)  Pktky  a.  a.  0.  S.  364. 
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Der  erstereu  Massnalime  wird  man  nur  da  zustimmen  dürfen,  wenn 
in  einer  Gemeinde  ein  grosser  Mau<^el  an  Ackerländereien  vorliegt.  Sonst 
ist  die  Aufforstung-  zu  Hochwald  geboten.  Dieses  ist  aber  mit  sehr  grossen 
Kosten  verknüpft,  welche  die  ohnehin  armen,  jetzt  durch  den  Niedergang 
der  Haubergswirtschaft  ihrer  Bareinnalnne  fast  ganz  beraubten  Gebirgs- 
gemeinden,  nicht  selbst  aufzubringen  imstande  sind. 

In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Notstände  unterstützt  z.  B.  der  Kreis 
AltenJdrclien  die  Gemeinden  dadurch,  dass  er  nicht  nur  das  Pflanzen- 
material unentgeltlich  liefert,  sondern  noch  eine  bare  Beihilfe  von  36  M. 
für  den  Hektar  gewährt. 

In  der  vom  7. — 8.  Juli  1905  zu  Bonn  stattgehabten  Sitzung  des 
Zentralvorstandes  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Rheinpreussen  ge- 
langte, diese  Sache  betreffend,  folgende  Eesolution  ziu-  einstimmigen 
Annahme : 

„1.  Zu  den  Flächen,  deren  Aufforstung  zu  fördern  ist,  sind  ausser  den 
Ödlandflächen  auch  die  zur  Fortführung  des  Niederwaldbetriebes 
ungeeigneten  schlecht  bestockten  Bestände  zu  rechnen. 

2.  Es  ist  auf  die  Gewährung  billigen  Kredits  an  die  Interessenten  zu 
Aufforstungszwecken  hinzuwirken. 

3.  Der  genossenschaftliche  Bezug  von  billiger  und  guter  Torfstreu  ist 
zu  fördern. 

4.  Auf    Schaffung    gemeinschaftlicher    Weidekämpe    ist    hinzuwirken.  *'!) 

Selbst  wenn  die  Umwandlung  in  Hochwald  vollzogen  sein  würde, 
so  würde  trotz  der  steigenden  Tendenz  der  Holzpreise,  die  Rentabilität 
nicht  an  die  der  früheren  Hauberge  heranreichen,  die  etwa  das  3  fache  im 
Vergleich  mit  Hochwald  ausmachte.  So  wird  mit  der  Zeit  aus  unserer 
Provinz  eine  Betriebsart  verschwinden,  die  jahrhundertelang  eine  gute 
Erwerbsquelle  abgab! 

Eine  eigenartige  Organisation  von  gemeinschaftlichem  Besitz  hat  die 
Dierdorfer  MärkerscJiaß,  im  Ivreise  Neuwied,  Bezirk  Coblenz;  hierüber  hatte 
der  Vorsteher  der  Genossenschaft''^)  die  Güte,  auf  meine  gestellten  Fragen 
folgendes  mitzuteilen : 

„1.  Die  Märkerschaft  besteht  nach  meiner  Auffassung  seit  dem  Jahre  1575, 
als  der  damalige  Graf  Johann  von  Wied,  dem  Kloster  Laach  die 
bekannte  Haferrente  abkaufte  und  den  Dierdorfern  erlaubte,  eine  Wald- 
gemeinschaft oder  Märkerschaft  zu  gründen.  Neu  organisiert  wm-de 
die  Märkerschaft  durch  den  Vergleich  mit  der  politischen  Gemeinde 
von  1850. 

2.  Der  Besitz  umfasst  nahe  an  600  ha  Wald  und  etwa  150  ha  Ackerland 
und  Wiesen. 

3.  Die  Märkerschaft  ist  eine  juristische  Person  und  wird  durch  einen  aus 
5  Mitgliedern,  einschl.  des  Vorsitzenden,  bestehenden  Vorstand  selbst- 
ständig verwaltet.     Die  Rechte   der  juristischen  Person  hat  sie  nicht 

^)  Zeitschr.  des  landw.  Vereins  für  Rheinpr.  Jahrg.  1905,  S.  405. 
^)  Herr  Bürgermeister  Baum  in  Dierdorf. 
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durch  staatliche  Verleihung-,  auch  ist  sie  weder  eiae  Aktiengesellschaft 
im  Sinne  des  Handelsgesetzes,  noch  eine  Genossenschaft  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  1.  Mai  1889.  Die  juristischen  Kechte  sollen  ^ielmehl'■ 
daraus  resultieren,  dass  der  Märkervorstand  (Stadthürgermeister)  in 
früheren  Jahrhunderten  das  Recht  hatte,  Forstfrevel  abzuurteilen  und 
zu  bestrafen. 

4.  Die  Mitgliedschaft  wird  ererbt  und  ist  an  gewisse  Bedingungen  (häus- 
liche Selbständigkeit)  gebunden.  In  einer  Ehe  muss  ein  Teil  die  Mit- 
gliedschaft ererbt  haben;  der  andere  Teil  kann  dieselbe  erkaufen.  Zwei 
fremde  Personen  können  nicht  aufgenommen  werden. 

5.  Das  Märkerland  wird  unter  die  Märker  zur  lebenslänglichen  Benutzimg 
verlost.  Der  Nutzen  eiaes  Märkers  kann  auf  40 — 45  M.  veranschlagt 
werden. 

Die  Unterhaltung  des  Waldes  wird  aus  den  Einnahmen  bezw. 
aus  dem  Erlös  von  Holz  und  Waldprodukten  bestritten.  Technisch 
wird  der  Wald  diu'ch  den  Gemeindeoberförster  der  Büi'germeistereien 
Dierdorf,  Puderbach  und  Steimel  und  einen  eigenen  Förster  verwaltet. 

6.  Die  Ländereien  werden  teils  beackert  teils  als  Wiesen  benutzt.  Be- 
stimmte Bedingungen  bezüglich  der  Kulturart  gibt  es  nicht." 

Nach  der  Statistik  des  Deutschen  Reiches^)  hatte  die  Provinz 
Rheinland  889  Gemeinden  oder  Korporationen,  die  48067  ha  ungeteilte 
Weide  besassen.  Zur  Nutzung  berechtigt  waren  36783  Betriebe.  Ferner 
gab  es  1442  Gemeinden,  die  234852  ha  ung-eteilten  Wald  besassen,  mit 
61566  nutzimgsberechtigten  Betrieben.  738  Gemeinden  hatten  31196  ha 
Gemeindeland,  welches  in  Lose  aufgeteilt  war.  40369  Betriebe  waren  im 
Besitz  von  Gemeindelosen.  Wie  sich  die  Verhältnisse  in  den  anderen 
Provinzen  usw.  stellen,  möge  die  nachstehende  Tabelle  erläutern. 

(Siehe  Tabelle  S.  13.) 

Wenn  auch  die  vorstehende  Tabelle  keinen  ganz  zuverlässigen 
Anhalt  geben  kann,  denn  einerseits  war  in  dem  Fragebogen  der  Begiiff 
Allmende  nicht  genau  definiert,  und  andererseits  mangelten  häufig  die 
Unterlagen  für  die  Angaben,  so  gibt  die  Zusammenstellung  doch  immerhin 
einen  Überblick  über  die  Ait  der  Verteilung  der  Allmendflächen  in  den 
einzelnen  Landesteilen. 

Man  sieht,  dass  nach  der  enormen  Fläche  und  Zahl  der  nutzungs- 
berechtigten Betriebe  die  wirtscJmftliche  und  soziale  Wirkung  der  Allmende 
in  der  Rheinprovinz  eine  bedeutende  sein  muss.  Zweifellos  bildet  die 
Allmende  bei  uns  ein  beachtenswertes  Hilfsmittel  zur  Lösung  der  Arbeiter- 
frage, Schaffung  von  Heimstätten,  Regelung  der  Armenunterstützung  und 
Altersversorgung.  Es  ist  nun  die  hochwichtige  Frage  vorhanden,  inwieweit 
können  die  282919  ha  an  ungeteilter  Weide  und  ungeteiltem  Wald  im 
Rheinland  der  Aufteilung  nach  den  Gemeinheitsteilungsgesetzen  unter- 
worfen werden? 


1)  Bd.  112,  S.  43—45,  Berlin  1898. 
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Die  Allmenden  des  Deufschen  Reiches. 

(Aus:  Statistik  des  Deutschen  Reiches  Bd.  112,  S.  43—45.     Berlin  1898.) 


Die  Gemeinden  (oder  Korporationen)  mit 

ungeteilter 

^  1 

ungeteiltem 

1        oi 

aufgeteiltem 

a 

Staaten 

Weide. 

?  -2 

1  'S 

Wald. 

2  "S 
11 

Gemeindeland. 

O 

und 
Landesteile. 

u     g 

~z  'S 

so     O) 

Fläche 
ha 

1-   ^ 

Fläche 
ha 

-—  'S 

■%  a 

Fläche 
ha 

'S  'S 

%  a 
a 

Provinzen: 

Ostpreusseu    .     .     . 

269 

11615 

3  987 

93 

13  824 

1078 

277 

6  336 

864 

Westpreusseu     .     . 

126 

6  167 

2  851 

48 

8  007 

699 

186 

8  919 

421 

Brandenburg      .     . 

452 

4  826 

4  472 

247 

16  000 

2  738 

418 

5  535 

1579 

Pommern  .... 

258 

5  492 

5  453 

102 

8  908 

2  266 

311 

7  130 

139 

Posen    

135 

2  229 

3  923 

39 

3  734 

638 

511 

4  583 

917 

Schlesien  .... 

476 

4  321 

5  717 

195 

11  337 

2  891 

390 

4  692 

1251 

Sachsen     .... 

865 

9  569 

17  379 

478 

34  797 

17  161 

505 

6  746 

7  389 

Schleswig-Holstein 

226 

9  100 

4  305 

30 

2  755 

282 

91 

8  210 

876 

Hannover  .... 

1005 

75  519 

25  698 

1409 

96  510 

35  968 

498 

13  319 

3  673 

Westfalen      .     .     . 

265 

16  167 

14  076 

228 

37  184 

9  871 

130 

2  915 

1060 

Hessen-Nassau    .     . 

1070 

33  444 

45  499 

1092 

152  019 

42  823 

438 

13104 

11490 

Rheinland      .     .     . 

»89 

48  067 

36  783 

1442 

234  852 

61566 

738 

31196 

40  369 

Hohenzollern      .     . 

36 

2  358 

1162 

80 

12  875 

6  585 

66 

4  784 

7  807 

Königreiche: 

Preussen    .... 

6  072 

228  874 

171  305 

5  483 

632  802 

184  566 

4  559 

117  469 

78  835 

Bayern 

3  396 

106  858 

144  327 

3187 

236  489 

145  465 

1136 

29  436 

44  789 

Sachsen     .... 

370 

629 

1728 

168 

553 

1327 

217 

494 

2122 

Württemberg     .     . 

624 

21472 

18  823 

898 

100  903 

38  050 

695 

28  563 

87  444 

Grossherzog- 

tümer: 

Baden  

219 

13  052 

14  139 

613 

177  161 

63  006 

639 

42  641 

75  730 

Hessen 

225 

8  851 

18  052 

347 

58  389 

30  761 

177 

7  834 

19  754 

ilecklenburg-Schw. 

246 

20  933 

12  775 

— 

— 

— 

43 

63 

123 

Sachsen-Weimar     . 

157 

3  393 

4  569 

179 

8  335 

3  739 

85 

1313 

2  242 

Reichsland  Elsass- 

Lothringen     .     . 

352 

21981 

15  972 

566 

105  607 

16  996 

683 

34  808 

59  950 

Deutsches  Reich: 

12  492 

441  635 

429  468 

12  368 

1  340  160 

510  846 

8  560 

264  309 

382  833 

Hierauf  gibt  uns  eine  Enquete,  die  die  Königliche  Generalkommission 
zu  Düsseldorf  auf  Grund  des  Erlasses  des  Ministers  für  Landwirtschaft, 
Domänen   und   Forsten    vom    4.   Februar    1905    veranstaltete,    Antwort,  i) 

Das  nach  den  Gemeinheitsteilimgsordnuugen  teilbare  gemeinschaftliche 
Eigentum  umfasst  demnach  eine  Fläche  von  14339  ha,  die  Zahl  der  Mit- 
eigentümer beträgt  11145. 


^)  Einsichtnahme  des  Konzeptberichtes    der  Kgl.  Generalkommission  an  den  Herrn 
Minister. 
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Auf    die    einzelnen  Regierungsbezirke    und  Kreise    verteilt  sich   die 
Sache  wie  folgt: 

Teilbare  Gemeinheiten  (gemeinschaftlicher  Besitz)  in  der  Rheinprovinz. 

§  1  No.  II  der  Gemeinheitsteilungsordnung  vom  19.  Mai  1851. 

(Nach   den  Erhebungen    der  Königl.  Generalkommission  zu  Düsseldorf  vom  Jahre  1905.)*) 


Kreis 


Düren 

Heinsberg 

Schieiden    ....     .     . 

Sa.  Reg.-Bez.  Aachen: 

Adenau  

Altenkirchen 

Cochem  

Kreuznach  

Simmern 

St.  Goar 

Zell • 

Sa.  Reg.-Bez.  Coblenz: 


Cöln  (Land) 
Euskirchen 
Gummersbach 
Rheiubach  . 
Sieg  .  .  . 
Waldbroel  . 
Wipperfürth 

Sa.  Reg.-Bez. 


O     1     5^    tc 

•o  §  rt  S 


122,00 

36,60 

745,57 


904,17 

845,75 
3867,57 
124,73 
20,50 
117,25 
138,10 
106,31 


a  2  S 


Kreis 


26 

84 
484 


594 

516 
1098 
172 
82 
112 
369 
563 


Cöln 


5220,21 

5,45 
75,00 

4,57 

66,54 

10,20 

261,54 

1,54 


424,84 


2912 

60 
120 
114 
174 
226 
1172 
21 


1887 


Gladbach  (Land)     .     .     . 
Grevenbroich      .     .     .     . 

Cleve    

Mors 

Neuss 

Solingen 

Sa.  Reg.-Bez.  Düsseldorf: 


Berukastel 

Dann 

Merzig 

Ottweiler 

Saarbrücken  

Saarburg  

Trier  (Land)       .     .     .     . 

St.  Wendel 

Wittlich    ....  _^_^ 
Sa.  Reg.-Bez.  Trier: 


<i> 


^  S  cS  'S 
:o  f  cö  ai 
i-<   bß^  pq 


53,50 
30,00 
32,35 
55,16 
19,18 
6,80 


196,99 

186,79 

180,00 

2  643,49 

257,00 

10,00 

1  935,00 

1  792,81 

536,36 

30,95 


H  st,  a> 
<1  "^  .t^ 


202 
98 
17 
181 
140 
110 


748 

351 
132 
1530 
335 
6 
952 
841 
734 
123 


7  592,40  I  5  004 


Zusammenstellung  der  Regierungs- 
Bezirke. 

1.  Aachen 904,17  594 

2.  Coblenz 5  220,21  2  912 

3.  Cöln 424,84  1887 

4.  Düsseldorf    ....         196,99  748 

5.  Trier 7  592,40  5  004 


Sa.  Rheinprovinz: 


14  ;{38,61 


1 1  145 


Es  lässt  sich  mithin  die  erfreuliche  Tatsache  feststellen,  dass  von 
dem  grossen  gemeinsamen  Besitz  in  der  Rheinprovinz  nur  etwa  5  %  ^^^ 
Aufteilung  zu  Privateigentum  erfolgen  kann. 

Was  an  gemeinschaftlichem  Besitz  in  der  Rheinprovinz  seither  auf- 
geteilt wurde  und  in  Sondercigentum  überging,  lässt  sich  schwer 
feststellen,  da  in  den  Statistiken  die  Trennung  zwischen  eigentlicher 
Landteilung  und  Befreiung  von  Holz-.  Streu-  und  Hütungsservituten  nicht 
auseinander  gehalten  wird.     Die  von  A.  Meitzkn  hierüber  veröffentlichte 


')  Sind  nicht  veröffentlicht. 
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Tabelle  ist  schon  oben  bei  Besprechimg  der  Ablösungen   angeführt  (S.  3). 
Von  1902 — 1908  gelangten  folgende  Teilung ssachen  zur  Ausführung. 


Kreise: 

73. 

's 

1    a 

<  3 

0. 

Mülheim 
a.  Rh. 

ja 

CSS 

a 
'S 

ä  ji 
C3    -= 

3 

CS 

'Jh 

H 

.2    a 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

Äa 

Aa 

ha 

Ausgeführt 

65 

**5 

_ 



30 

4 

843 

*33 

*5 

._ 

52 

**7 

— 

— 

— 

— 

9 

*    9 

*6 

— 

n 

— 

15 

— 

— 

— 

— 

— 

80 

*4 

— 

„ 

— 

5 

— 

— 

— 

-- 

— 

— 

3 

— 

1175  ha 

117 

32 

— 

_ 

30 

4 

852 

122 

18 

— 

(17  Sachen) 

(2Sach.) 

(4  Sach.) 

— 

— 

(1  Sach.) 

(1  Sach.) 

(2  Sach.) 

(3  Sach.) 

(4  Sach.) 

— 

Eingeleitet 

— 

**11 

**    7 

30 

— 

— 

— 

33 

— 

20 

r 

— 

— 

**61 

— 

— 

— 

— 

**10 

— 

22 

194  ha 

— 

11 

68 

30 

— 

— 

~ 

43 

— 

42 

(8  Sachen) 

— 

(ISach.) 

(2  Sach.) 

(1  Sach.) 

— 

— 

(2  Sach.) 

— 

(2  Sach.) 

Sa:  1369  Äa 

117 

43 

68 

30 

30            4 

852 

165 

18 

42 

(34  Sachen) 

(2  Sach.) 

(5  Sach.) 

(2  Sach.) 

(1  Sach.) 

(1  Sach.) 

(1  Sach.)  (2  Sach.)  (5  Sach.)  (4  Sach.) 

(2  Sach.) 

[Anmerkung: 


Landteilung  zur  Anlegung  von  Weinhergen; 


Waldteilungen. 


Im  übrigen  haben  die  Landteilungen  in  geringem  Umfange  statt- 
gefunden. 

Wie  bereits  früher  erwähnt,  war  es  den  Regierungen  zu  Trier  und 
Coblenz  gelungen  —  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  gemein- 
schaftlichen Holzungen  vom  18.  März  1881  —  nur  einem  geringen  Prozentsatz 
der  Genossenschaften  zu  einem  Statut  zu  yerhelfen,  ob  hierdui'ch  jedoch 
die  Teilnahmerechte  rechts-  und  endgültig  festgestellt  sind,  steht  dahin. 

Der  Geheime  Regierungsrat  Offenberg,  Mitglied  der  Generalkommission 
zu  Düsseldorf  und  Dezernent  für  Waldteilungssachen  usw..  sagt  liierüber 
in  seinem  zitierten  Aufsätze:^)  „So  ist  die  Lage  der  Genossenschaften  noch 
heute.  Inzwischen  haben  sich  die  Auffassungen  über  die  Zweckmässigkeit 
der  Gemeinheitsteilungen  wesentlich  geändert.  Längst  hat  man  die  Be- 
deutung eines  gemeiuschaftUchen  nutzbaren  Grundbesitzes  für  die  Gemeinde- 
insassen (Allmenden)  wieder  anerkannt.  Das  Gesetz  vom  18.  März  1881 
hat  die  Natui'alteilung  der  gemeinschaftlichen  Wälder  für  reine  Waldböden 
durchgehendes  für  unstatthaft  erklärt.  So  treten  auch  die  General- 
kommissionen neuen  Teilungsanträgen  mit  vorsichtiger  Prüfung  gegenüber 
oder  nehmen  sie  an,  um  nicht  sowohl  die  Natui-alteilung,  als  unter  Hint- 
anhaltung dieser,  eine  bessere  Regelung  der  Rechts-  und  Nutzungsverhält- 
nisse  herbeizuführen.  Gewiss  steht,  wo  Wald  und  Heide  zweifellos  einer 
höheren  Kultiu"  z.  B.  Weinberg,  Wiese,  ertragreichem  Acker  zugeführt 
werden    kann,    einer  Aufteilung  unter  den  Berechtigten  nichts   entgegen. 


^)  Offenberg  a.  a.  0.  S.  286  u.  287. 
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Was  soll  aber  die  Aufteilung  von  Ödland  oder  geringem  Acker,  die  keine 
wiilschaftlichen  Erfolge  verspricht  und  nur  am  Düngervorrat  des  Empfängers 
zehrt?  Oft  hat  die  politische  oder  die  Kirchen-  und  Schulgemeinde  ein 
dringendes  Bedürfnis  nach  Grundbesitz  und  könnte  das  Grundvermögen  der 
Genossenschaft  zweckmässig  gegen  Geld  erwerben.  In  anderen  Fällen  ist 
es  möglich,  die  Auseinandersetzung  ganz  oder  zum  Teil  hintanzuhalten  und 
das  Eigentum  der  Gemeinde  zu  übertragen,  unter  Vorbehalt  der  Nutzungen 
als  Gemeindenutzen  für  den  Kreis  der  Genossen.  So  wird  die  Aufteilung 
für  immer  verhindert,  Verwaltung  und  Nutzungsverteilung  erfolgt  kostenfi*ei 
durch  die  Organe  der  Gemeinde;  freilich  verliert  dabei  das  Nutzungsrecht 
seinen  privaten  Charakter  und  wird  von  Gemeindebeschlüssen  abhängig. 
Solche  Regelungen  gelingen  für  die  wenigen  Fälle,  wo  durch  irgend  einen 
Teilungsantrag  die  Generalkommission  zuständig  wird. 

Für  alle  anderen  Fälle  aber  sind  die  Gemeinschaften  in  einer  Mäg- 
liclien  Bechtslage.  Das  erste  und  grösste  Bedürfnis  ist  die  Feststellung 
der  Teilnahmerechte  und  ihrer  Voraussetzungen,  z.  B.  ob  Besitz  eines 
Hauses,  eines  bestimmten  Grundstücks,  einer  Haushaltung,  Abstammung 
von  älteren  Erbgenosseu  und  dergl.  Voraussetzung  des  Anteilrechts  ist. 
Von  Wichtigkeit  ist  dabei  auch  die  Frage,  ob  nicht  Gemeindeeigentum 
oder  Gemeindegliedervermögen  vorliegt.  Auch  Zahl  und  Einzelquantum 
(Quote)  der  Teilnahmerechte  sind  oft  zweifelhaft  und  bestritten.  Die 
Lösung  ist  bei  dem  Mangel  von  Listen  und  aufgezeichneten  Herkommens 
oder  gar  bei  der  Rechtsunsicherheit  infolge  verschiedener  Auffassung  der 
Behörden  oder  wiedersprechender  gerichtlicher  Erkeimtnisse  schwierig,  setzt 
Beherrschung  der  gesamten  Rechtsmaterie  und  Eindiingung  in  die  Rechts- 
geschichte voraus  und  wird  vielfach  ohne  Zuziehung  aller  Teilnehmer  mit 
öffentlicher  Bekanntmachung  für  die  Unbekannten  und  ohne  Verhandlungen 
mit  gerichtlicher  Gültigkeit,  eventuell  ohne  Streitinstruktion,  Beweisaufnahme 
und  einheitliche  richterliche  Entscheidimg  nicht  zu  Ende  kommen.  Diese 
Feststellungen  sind  aber  Voraussetzung  einer  gerechten  und  einwandfreien 
statutarischen  Regelung.  Daneben  bedarf  es  der  Verhandlung  zui'  Fest- 
stellung neuer  schriftlicher  Statuten,  die  das  Herkommen  fixieren,  es  im 
Wege  der  Autonomie  nötigenfalls  abändern  und  so  eine  für  die  Zukunft 
sichere  Satzung  bilden.  Bei  nicht  geschlossener  Zahl  der  Teilnehmer  z.  B. 
wenn  Besitz  einer  Haushaltung  oder  Feuerstelle  Voraussetzung  ist,  bedarf 
es  der  Massnahmen,  um  einer  unerträglichen  Vermehrung  der  Teilnehmer 
vorzubeugen.  Das  Statut  muss  die  ordnungsmässige  Vorstandswahl  und 
die  Autorität  des  Vorstandes  durch  Zulässigkeit  der  Verhängung  von 
Ordnungsstrafen  usw.  sichern.  Ohne  behördlich  anerkannten  Vorstand  ist 
der  Genossenschaft  jede  Teilnahme  an  der  Verwaltung  ihres  Grundbesitzes, 
ja  sogar  an  der  selbst  eigenen  Kassenverwaltung  unmöglich;  ohne  Statut 
und  berufenen  Vorstand  kann  man  aber  auch  Interesse  und  Mitwirkung  der 
Genossenschaft  an  der  Hebung  des  Wald-  und  Wirtschaftszustandes  z.  B. 
zur  Umwandlung  in  Hochwald,  Aufforstung  von  Ödf lachen  nicht  er- 
warten. 
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Sehr  dringlich  ist  dann  für  die  neueingerichtete  Genossenschaft  die 
gesetzliche  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit,  wie  sie  den  Ent-  und  Be- 
wässeruugsgenossenschafteu  nach  dem  Gesetz  vom  1.  April  1879  und  den 
nach  dem  Waldschutzgesetze  vom  6.  Juli  1875  gebildeten  Waldgenossen- 
schaften seit  Jahi'zehnten  zusteht.  Bisher  haben  diese  Gemeinschaften  öfter 
wegen  mangelnder  Aktivlegitimation  in  Prozessen  Abweisung  erdulden 
müssen,  sie  sind  daher  bei  Angriffen  auf  ihren  Besitz  z.  B.  bei  Grenzver- 
letzungen fast  schutzlos.  Die  Rechtsfähigkeit  ist  unentbehrlich  zur  Ver- 
handlimg  mit  dritten,  zu  den  im  Rechtsleben  nötigen  Akten  des  Abverkaufs 
und  Zukaufs,  ziu'  Grenzregulierimg  u.  dergl.  Geschäften,  die  oft  auch  im 
Gemeindeinteresse  liegen,  z.  B.  wenn  Quellen  zur  Wasserleitung  im  Ge- 
nossenschaftswalde entspringen,  dort  Wege,  Bauplätze,  Friedhöfe  usw.  an- 
zulegen sind.  Der  gesetzlichen  Grundbucheintragung  des  Grundbesitzes 
ist  ohne  die  Rechtsfähigkeit  nicht  zu  genügen.  Die  Eintragung  auf  den 
Namen  aller  Genossen  führt  leicht  zur  fehlerhaften  Annahme  eines  römisch- 
oder  französisch-rechtlichen  Miteigentums,  zu  fehlerhaften  Akten  bei  Ver- 
äusserung,  Versteigerungen  und  Erbteilungen  und  daher  auch  zu  Prozessen. 
Zum  mindesten  gehört  zur  Grundbucheintragung  die  Feststellung  der  Teils 
nahmerechte,  die  indes  durch  das  Grundbuchamt  nur  informatorisch,  nicht 
entscheidend  erledigt  werden  kann.  Gewiss  ist  die  Empfehlung  des  Ober- 
landesgerichtspräsidenten zu  Frankfurt  a.  M.  an  die  Amtsgerichte,  diese 
Grundgemeinschaften  als  juristische  Personen  einzutragen,  insofern  zu  be- 
grüssen,  als  sie  dem  Wesen  der  Gemeinschaften  am  meisten  gerecht  wird 
und  ihren  Bestand  schützt,  aber  sie  hat  noch  keine  gesicherte  rechtliche 
Grundlage.  Fast  immer  sind  übrigens  Holzungen  die  Hauptimterlage  der 
Gemeinschaften  und  für  diese  hat  bereits  das  Gesetz  über  die  gemeinschaft- 
lichen Holzungen  die  öffentliche  Bedeutung  ihrer  Aufgabe  längst  anerkannt. 
Demgegenüber  kann  die  durch  die  Rechtsentwicklung  geschaffene  Ent- 
mündigung dieser  Gemeinschaften  nicht  wohl  aufrecht  erhalten  werden. 

Dass  es  sich  noch  um  erhebliche  Flächen  und  um  eine  stattliche 
Zahl  von  Gemeinschaften  dieser  Art  handelt,  hat  eine  1896  von  der 
Generalkommission  angestellte  Erhebung  ergeben.  Darnach  sind  allein  auf 
der  linken  Rheinseite  in  den  Ki-eisen  südlich  Bonn  und  Aachen  162  Ge- 
meinschaften mit  14535  ha  Gesamtfläche,  darunter  12010  ha  Wald  ermittelt. 
Nach  der  DoNNERsc/iew  Statistik  von  1893  sind  in  der  Rheinprovinz  28086  ha 
Genossenschaftsforsten,  worin  sich  noch  7  905  ha  geordnete  Hauberge  des 
Kreises  Altenkii-chen  und  1834  ha  vom  Fiskus  angekaufte  Flächen  be- 
finden. Hiernach  müssen  noch  ca.  18  000  Jia  gemeinschaftliche  Holzungen 
der  gedachten  Art  sich  in  der  Rheinprovinz  befinden,  wozu  noch  einige 
tausend  Hektar  an  Acker  und  AMese  treten.  Im  Regierungsbeziik  Trier 
sind  77  Waldgemeinschaften  mit  6220  ha,  im  Reg.-Bez.  Coblenz  131  mit 
6778  ha  vorhanden;  nach  der  Statistik  von  1881  in  der  ganzen  Provinz 
218  Gemeinschaften  mit  16196  ha  Wald,  der  sich  seitdem  erweitert  hat." 

Zur  überaus  wichtigen  Regelung  unserer  rheinischen  Gemeinschaften 
in  juristischer  Beziehung  schlägt  Offenberg  folgendes  vor: 
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Die  Einführung  eines  ähnlichen  Gesetzes,  wie  das  betr.,  die  Verfassung 
der  Realgemeindeu  in  der  Provinz  Hannover  vom  5.  Juli  1888.  Diese 
erhalten  eine  Regelung  ihrer  Verfassung  durch  Statut  entweder  auf 
Antrag  eines  oder  mehrerer  Mitglieder  oder  im  öffentlichen  Interesse 
auf  Veranlassung  des  Landrats  unter  Zustimmung  des  Kreisausschusses, 
von  Amts  wegen.  Nach  Reichsrecht  (§§  3,  164  EG.  z.  BGB.)  ist  ein 
solches  Gesetz  zulässig.  Indes  erscheint  eine  Ergänzung  nach  folgen- 
der Richtung  nötig: 

Das  gedachte  Gesetz  sichert  zwar  die  Regelung  der  Verfassung  und 
die  Tätigkeit  der  Genossenschaft  in  allen  verwaltungsrechtlichen 
Beziehungen,  verzichtet  aber  auf  die  in  das  Gebiet  des  Privatrechts 
fallende  endgültige  Feststellung  der  Teilnahmerechte,  obwohl  diese 
Voraussetzung  eines  gerechten  Statuts  und  seiner  Handhabung  ist. 
Da  es  nicht  zu  erwarten  ist,  dass  die  bäuerlichen  Genossen  aus  eigenem 
Antriebe  durch  gerichtliche  oder  notarielle  Akte  oder  gar  im  Wege 
schwieriger  oder  kostspieliger  Prozesse  feste  Grundlagen  für  die  Teil- 
nahmerechte schaffen  werden,  so  bedarf  es  einer  dieser  —  mindestens 
auf  Antrag  —  feststellenden  Behörde.  Welche  Behörde  erscheint  hier 
vermöge  ihrer  juristisch-agrarischen  Aufgabe  und  Einrichtung  mehr 
berufen,  als  die  Generalkommission?  Soweit  diese  in  Tätigkeit  träte, 
würde  ihr  die  Leitung  der  Statutenregelung  und  Bestätigung  zweck- 
mässig zufallen.  Das  Gesetz  könnte  der  Generalkommission  wohl 
auch  ohne  Bedenken  die  gesamte  Tätigkeit  auf  diesem  Gebiete  zu- 
weisen. 

Für  die  neu  eingerichteten  Genossenschaften  wird  die  Rechtsfähigkeit 
und  die  Staatsaufsicht,  wie  bei  den  Wald-  und  Wassergenossenschaften 
zu  regeln  sein  (vergl.  §§  42,  44  Ges.  vom  6.  Juli  1875,  §§  10,  97 
Ges.  vom  1.  April  1879)  unbeschadet  der  Aufsicht  des  Regierungs- 
präsidenten über  die  Holzungen. 

Die  Auflösung  der  Genossenschaft  wird  von  einer  bestimmten  Mehr- 
heit und  Zustimmung  der  Aufsichtsbehörde  abhängig  zu  machen  sein 
(vergl.  45  des  Ges.  vom  6.  Juli  1875,  §  67  des  Ges.  vom  1.  April 
1879)  Teilung  und  Auseinandersetzung  über  einzelne  Teile  des  Grund- 
besitzes, namentlich  von  Acker  und  Wiese,  wird  nur  auf  Beschluss 
einer  Mehrheit,  nicht  wie  bisher  auf  Antrag  jedes  einzelnen  Teil- 
nehmers zulässig  sein  dürfen  und  ein  Landeskulturinteresse  voraus- 
setzen. Im  übrigen  wird  Teilung  und  Auseinandersetzung  vor  Auf- 
lösung der  Genossenschaft  ausgeschlossen  sein  müssen.  Naturalteilung 
für  Wald  ist  schon  durchweg  ausgeschlossen.  (§  6  des  Ges.  vom 
18.  März  1881).  Indes  ist  es  eine  unerträgliche  Rechtslage,  dass 
trotz  Staatsaufsicht  und  Statuteneinrichtung  jeder  einzelne  Teilnehmer 
die  Auseinandersetzung  beantragen  und  zui-  Versteigerung  durchtreiben 
kann,  selbst  für  Waldungen  (§§  2,  6,  13  Gemeiuheitsteilungs-Ordiunig 
vom  19.  Mai  1851). 
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4.  Die  Kosten   der  Statutenfeststellimg   einschliesslich    der  Feststellung 
der   Teilnahmerechte    dürften   sich  wie  bei   den    Wald-   und  Wasser- 
genossenschaften  auf  die   baren  Auslagen  beschränken,    die   Prozess- 
kosten   nach    dem    Kostengesetze    in   Auseinandersetzungssachen    be- 
handeln lassen". 
Diesen  Ausführungen  Offenbergs  wird    man  wohl  voll   und  ganz 
beipflichten    müssen.      Sollte    das    Genossenschaftswesen    in    der    vorge- 
schlagenen Weise   seine  gesetzliche  Durchbildung  erfahren,   so  würde   die 
in  wirtschaftlicher  und  sozialer  Beziehung  für  unser  Rheinland  so  wichtige 
Frage   der  Erhaltung   des   Allmendbesitzes   ihre   Lösung   gefimden   haben. 
Danu    wird,    wenn    der  jet^t    bestellende    gemeinschaftliche   Waldbesitz    in 
geordneten  Verhältnissen    sich   befindet,   auch   eher   Neigung  zur   Bildung 
neuer  Waldgenossenschaften  nach  dem  Gesetze  vom  6.  Juli  1875  vorhanden 
sein.     In  der  Rheinprovinz  bestehen  seither  nui-   zwei  derartige  Genossen- 
schaften.    Es  ist   eben  sehr  schwer,    den  kleinbäuerlichen  Waldbesitzer, 
dessen  Anwesen  zuerst  bei  der  Genossenschaftsbildung  in  Betracht  kommt, 
zu  bewegen  die  schrankenlose  Benutzung  seines  Eigentums  einem  Genossen- 
schaftsbeschlusse  unterzuordnen.     Die  Erfolge  auf  waldgenossenschaftlichem 
Gebiete  werden  daher  für  die  nächste  Zeit  mehr  auf  der  Begründung  von 
beschränkten   Genossenschaften  beruhen,   z.  B.  Genossenschaften  zum  ge- 
meinsamen Ankauf   von  Pflanzeumaterial    und   Kultui-geräten,    als    in    der 
Bildung  von  Waldgenossenschaften  im  engeren  Sinne. 

Bis  zur  französischen  Revolution  war  in  der  Rheinpro\inz  der  Grund 
und  Boden  hauptsächlich  im  Besitze  des  Adels  und  der  Geistlichkeit.^) 
Infolge  der  politischen  Verhältnisse  verarmten  dieselben.  Die  geistlichen 
Güter  wurden  sequestriert  und  versteigert,  diejenigen  des  Adels  kamen 
unter  den  Hammer,  hauptsächlich  in  den  Gebirgsgegenden.  Dagegen 
blieben  die  Güter  in  den  Niederungen  bei  besserem  Boden,  guten  Verkehrs- 
beziehungen, höheren  Preisen  der  Erzeugnisse  und  günstigen  Absatz- 
bedingungen lebensfähig.  Alles  Land,  was  nicht  in  den  Händen  des 
Adels  und  der  Geistlichkeit  lag.  war  nun  1800  im  westlichen  Teile  der 
Rheinprovinz  noch  gemeinsames  Eigentum  der  Gemeinden.  Die  ursprüng- 
lichen gleichen  Anteile  veränderten  sich  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  durch 
Erbgang  und  Verkäufe.  Es  waren  und  blieben  aber  immer  nm^  ideelle 
Anteile,  die  den  Gegenstand  des  Eigentums,  der  Erblassenschaften  und 
der  Verkäufe  ausmachten. 

Landrat  v.  Briesen  schreibt  darüber:'-)  „So  hat  sich  das  Verhältnis 
namentlich  im  hiesigen  Ki-eise  (gemeint  ist  Ki-eis  Merzig,  Reg.-Bez.  Trier) 
erhalten  bis  zur  Einfühi'ung  des  Katasters  1828—1834.  Ackerland  und 
Wiesen  wui-den  alle  3,  6  oder  12  Jahre  zur  periodischen  Nutzung  verteilt. 
Bei    diesen    ümteilungen    hat    sich    die    Praxis    gebildet,    dass,    statt    die 


^)  Nach  GoTHEiN,  Agrarpolitische  Wanderungen  im  Rheinland  (Festgaben  für 
Karl  Knies),  Berlin  1896,  S.  247,  stand  zur  Zeit  der  französischen  Revolution  noch  mehr 
als  die  Hälfte  des  Grund  und  Bodens  in  hofrechtlichem  Verbände. 

*)  Zitiert  bei  Kartels  Bäuerliche  Zustände  I.,  S.  200. 
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natürlichen  Verschiedenheiten  in  der  Bonität  und  der  Lage  möglichst 
durch  Zuweisung  grösserer  oder  geringerer  Anteile  auszugleichen,  im 
Gegenteil  grimdsätzlich  davon  ausgegangen  wurde,  in  den  einzelnen 
Abteilungen  so  viele  Teilungen  zu  machen,  als  man  irgend  verschiedene 
Bonitäten  erkennen  konnte.  Somit  kam  es,  dass  bei  steigender  Bevölkerung 
die  Parzelleuzahl  in  einem  geometrischen  Verhältnisse  anwuchs,  dessen 
Faktoren  die  Zahl  der  Teilungen  und  die  Zahl  der  Besitzer  waren." 

Ein  Korrektiv  hatte  diese  fortgesetzte  Teilung  aber  doch.  Bei  jeder 
Umteilung  wurden  die  durch  Erbgang  oder  Kauf  erworbenen  besonderen 
Parzellen  eines  Teilhabers  zusammengelegt.  Als  nun  1828  die  erbliche 
Aufteilung  kam,  wurde  peinlichst,  wie  früher,  verfahren  und  jedem  Teil- 
haber sein  Grundstück  in  jeder  Bonität  ausgemessen;  denn  die  Regierungs- 
verfügung vom  25.  Oktober  1828  bestimmte  ausdrücklich,  „nur  Ländereien 
von  ein  und  derselben  Bonität  in  ein  und  dieselbe  Teilung  zu  legen". 
V.  Briesen  schi-eibt  diesem  Verfahren  die  übermässige  Parzellierung  zu. 

Zweifellos  mag  dies  der  Grund  der  grossen  Parzellenzahl,  namentlich 
im  linksrheinischen  Gebiete,  gewesen  sein,  hauptsächlich  steht  aber  doch 
die  heute  teilweise  bedenkliche  Zersplitterung  mit  dem  bestehenden  Erb- 
rechte und  der  Erhsitte  in  kausalem  Zusammenhange. 

Nach  dem  in  dem  grössten  Teile  der  Rheinprovinz  geltenden  „Code 
Napoleon"  ist  bekanntlich  das  zum  Nachlasse  des  Vaters  oder  der  Mutter 
gehörige  Vermögen  ohne  Rücksicht  auf  dessen  Natur  unter  die  vor- 
handenen ehelichen  Kinder  bezw.  deren  Nachkommen  gleichheitlich  zu 
verteilen.  Der  überlebende  Ehegatte  hat  nur  einen  Anspruch  auf  die 
Hälfte  der  Errungenschaft,  die  mangels  eines  anderweitigen  Ehevertrages 
unter  beide  Ehegatten  bezw.  deren  Erben  gleichmässig  zu  teilen  ist. 
Auch  der  Grundbesitz  ist  hiervon  nicht  ausgeschlossen  und  hat  die 
Naturalteilung  zu  erfolgen.  Sie  geschieht  in  der  Weise,  dass  die  vor- 
handenen Grundstücke  in  so  viel  Teile  zerlegt  werden,  wie  Erben  da  sind, 
und  dass  dann  eine  Verlosung  stattfindet.  Lässt  sich  die  Natui-alteilung 
jedoch  nicht  „commodement"  durchführen,  so  werden  die  Grundstücke  für 
Rechnung  der  Erbmasse  versteigert.  Durch  die  Bestimmung  des 
Artikels  827  C.  c.  wird  die  Versteigerung  nur  gut  geheissen:  „si  les 
immeubles  ne  peuvent  pas  se  partager  commodement".  Ob  die  Teilung 
in  Natur  durchzuführen  sein  wird  oder  nicht,  entscheidet  das  Gericht, 
gewöhnlich  gestützt  auf  Gutachten  erfahrener  Landwirte.  Es  ist  leicht 
begreiflich,  dass  selbst  die  angemessene  Teilung  der  Grundstücke  in  Natur, 
schliesslich  zu  einer  Zersplitterung  führen  musste.  Die  grosse  Reduktion 
namentlich  des  mittel-  und  grossbäuerlichen  Besitzes,  war  auf  der  einen 
Seite  die  Folge,  auf  der  anderen  Seite  die  grosse  Zunahme  des  Kleiu- 
besitzes. 

Keineswegs  vollzieht  sich  nun  die  Vererbung  des  ländlichen  Besitzes 
in  der  Rheinprovinz  nach  gleichen  Normen,  sondern  es  sind  eine  Reihe  von 
Erbsitten  von  einschneidender  Bedeutung. 
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Eine  eingehende  Untersuchung  über  die  ländliche  Griindbesitzvererhung 
hat  für  die  Rheinprovinz  W.  Wygodzinski  auf  Grund  amtlichen  Materials 
ausgefühit.^) 

Wygodzinski   unterscheidet  bezüglich  der  tatsächlichen  Erbfolge  drei 
Gebiete:    1.  Das  Gebiet  des  geschlossenen  Hof  Überganges,   umfassend  den 
gesamten  linksrheinischen  Teil  des  Reg.-Bez.  Düsseldorf  mit  Ausnahme  der 
Kreise  Gladbach.   Grevenbroich  und  Neuss.     2.  Das  Übergangsgebiet,   be- 
stehend aus  den  unter  1.  ausgenommenen  drei  Kreisen,   ferner  der  rechts- 
rheinischen Ki'eise  Düsseldorf  und  Solingen.   3.  Das  Gebiet  der  Realteilung, 
das  die  übrigen  Bezii-ke  der  Rheinprovinz  einbeschliesst. 
Die  Sachlage  fasst  Wygodzinski  wie  folgt  zusammen: 
aj  Im  Gebiet  der  Hoflesiedelung:  ,.Der  Hof  bleibt,  wenn  irgend  möglich, 
ungeteilt;  der  Übernehmer  wird  meist  durch  milde  Werttaxierung  des 
Hofes,   bisweilen   auch   durch  Eventualzuweisung   des   dem   Pflichtteil 
nicht  angehörigen  Vermögensteils  in  wirtschaftlich  dui'chaus  berechtigter 
Weise  unterstützt.     Immerhin  ist,  wenigstens  an  einzelnen  Orten,  die 
Tendenz  nicht  zu  verkennen,  den  Übernehmer  den  anderen  Erben  genau 
gleich  zu  stellen.     Abgeschwächt  wird  diese  Tendenz  in  ihi-er  Wirkung 
dadurch,  dass  die  Grundstückpreise  im  Gebiete  der  Hofbesiedelung  sich 
dem  Ertragswert  noch  immer  ziemlich  anpassen." 

b)  Im  Übergangsgebiet  kommen  sowohl  geschlossene  Vererbung  wie  Real- 
teilung vor. 

c)  Der  ganze  Mittelrhein  bildet  das  Gebiet  der  Realteilung :  der  Übergang 
des  Grundeigentums  vollzieht  sich  jedoch  in  verschiedener  Weise  und 
zwar  hauptsächlich  in  bezug  auf  den  Zeitpunkt  des  Übergangs.  Dieser 
findet  stellenweise  statt  zu  Lebzeiten  der  Eltern  beim  Selbständigwerden 
der  Kinder  oder  bei  Altersschwäche  der  Eltern,  wobei  sich  gewöhnlich 
die  Eltern  einen  Vorbehalt  zu  ihren  Gunsten  machen.  Weiter  ist  eine 
Versteigerung  der  Grundstücke  und  Verteilung  des  Erlöses  sehr  übUch ; 
namentlich  in  den  Fabrikdistrikten  und  in  der  Nähe  der  Grossstädte 
oder  in  Gegenden  intensiver  Kultur,  wo  natürlich  die  Grundstückspreise 
sehr  hoch  sind  und  bei  Versteigerung  durchschnittlich  höhere  Summen 
erzielt  werden,  als  bei  freihändigem  Verkauf. 

Um  die  Teilung  der  Grundstücke  nicht  vornehmen  zu  müssen,  pflegen 
in  den  westlichen  Gebirgskreisen  der  Eifel  und  des  Hunsrücks  die  Parzellen 
an  den  Übemehmer  des  Hauses  überzugehen.  Die  anderen  Erben  bleiben 
im  Hause.  Diese  Kommunalhausuug  charakterisiert  sich,  nach  Wygodzinski, 
deutlich  „als  Kompromiss  zwischen  dem  ehemals  landesüblichen  Stockerben- 
recht und  dem  Erbrecht  des  Code.  "2) 

Einen  interessanten  Einblick  in  Orundeigeniumsverteilimg^)  gestattet 
die  Statistik  von  1895,  die  die  einzelnen  landwirtschaftlichen  Betriebe  nach 

^)  Sering,  Die  Vererbung  des  bäuerlichen  Grundbesitzes  in  Preussen.     1900,  Heft  I, 
bearbeitet  von  Dr.  Wygodzinski  in  Bonn  am  Rhein. 
2)  Sering  I,  S.  78,  79. 
")  Siehe  Meitzen  VI,  522  ff. 
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Grössenklassen  giuippiert  und  über  deren  geographische  Verteihmg  Aufschluss 
gibt.  Und  zwar  sind  5  Grössenklassen  gebildet  worden;  die  erste  umiasst 
die  Betriebe  unter  2  ha  (die  Parzellenbetriebe),  die  zweite  die  Betriebe 
von  2 — 5  ha  (die  kleinen  Baueruwirtschaften),  die  dritte  die  Betriebe  von 
5 — 20  ha  (die  mittleren  Bauern  wirtschaften),  die  vierte  die  Betriebe  von 
20 — 100  ha  (die  grössern  bäuerlichen  Wirtschaften),  die  fünfte  die  Betriebe 
über  100  ha  (die  Grossbetriebe).  Als  Grundlage  der  Statistik  dient  die 
Anbau-  und  nicht  die  Wirtschaftsfläche,  „weil  erstere  die  eigentliche  land- 
wirtschaftliche Bedeutung  eines  Betriebes  besser  kennzeichnet."  Absolut 
imd  relativ  sind  in  allen  preussischen  Provinzen  die  Parzellenbetriebe  am 
stärksten  vertreten.  Es  sind  2  048  113  =  61,91%  sämtlicher  Betriebe.  Die 
Zahl  der  Betriebe  von  2 — 5  ha  mit  522  780  Betrieben  bleibt  in  der  Monarchie 
hinter  der  der  Betriebe  von  5 — 20  ha  mit  528  728  niu'  wenig  zurück. 
Während  Schlesien,  Hannover,  Westfalen  und  die  Rheinprovinz  melu-  Be- 
triebe von  2 — 5  ha  aufweisen  als  solche  von  5 — 20  ha,  ist  bei  den  übrigen 
Provinzen  das  Umgekehrte  der  Fall. 

Die  Zahl  der  mittleren  bäuerlichen  Wirtschaften  übertrifft  überall 
sehr  erheblich  den  der  grossbäuerlichen.  In  der  Bheinprovim  betrugen 
die  Zahl  der  Parzellenbetriebe  68,94  ^/o,  die  der  kleinen  Bauernwirtschaften 
16,42  %,  die  der  mittleren  13,00  %,  die  der  grösseren  1,58  %.  Der  Gross- 
grundbesitz machte  nui'  0,06%  aus,  gegen  1,54%  in  Posen  und  0,62% 
im  Staate.  Der  Fläche  nach  sind  die  entsprechenden  Zahlen: 
12,34,  19,92,  43,24,  20,99, '3,51  %. 
Die  Parzellenbetriebe  treten  hiernach  bedeutend  zurück,  allerdings 
sind  sie  in  der  Bheinprovinz  noch  sehr  erheblich  im  Vergleiche  zu  dem 
Staatsdurchschnitt  von  4,91  %. 

Die  Zahl  der  Parzellenbetriebe  steht  über  dem  Provinzialdurchschnitt 
(68,940/0)  in  den  Reg.-Bez.  Düsseldorf  (82,92%)  imd  Köhi  (70,00%); 
unter  dem  Durchschnitt  in  den  übrigen  Bezirken. 

Der  Fläche  nach  überschreiten  die  Parzellenbetriebe  den  Provinzial- 
durchschnitt (12,34%)  in  den  Reg.-Bez.  Cöhi  (13,12%)  und  Coblenz 
(15,38%). 

Fasst  man  die  Kleinbetriebe  bis  zu  5  ha  und  die  Mittel-  und  Gross- 
betriebe zusammen,  so  erhält  man  ein  charakteristisches  Bild. 
Es  entfallen: 

(Siehe  Tabelle  S.  23.) 

Der  Gesamtflächeninhalt  der  ertragsfähigen  Liegenschaften  der  Rhein- 
provinz beträgt  2566453  ha  mit  18220278  Taler  Reinertrag. 
Davon   entfallen  auf     Privatbesitz       1869936  7ia  =  72,86%  ^      nach  der 


':) 


festen  Besitz  696517    „   =  27,14  ,.    /       Fläche 

Sa.:  2566453  Äa  =     100% 

esitz  15858468  T.  =  87,04% 

festen  Besitz  23(51 810   ,.    =12,96,,   f       ertrage. 


Davon  entfallen  auf    Privatbesitz     15858468  T.  =  87,04%  ^  ""^f  ^-  «^»^"d- 

"    ^      8teuer-Rein- 


Sa.:     18220278  T.  =      100% 
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Im  Regierungs-Bezirk 
bezw. 

Von  der  Anzahl 
der  Wirtschaften  auf 

Von  der  Anbaufläche  auf 

Klein- 
betriebe 

Mittel-  und 

Grossbetrieb 

Klein- 
betrieb 

Mittel-  nnd 
Grossbetrieb 

Provinz  und  Staat 

1882 

1895 

0/ 

/o 

1882 
»/o 

1895 

"/n 

1882 

/o 

1895 

/o 

1882 

1895 

Aachen 

Coblenz     

Cöln 

81,58 
85,48 
85,92 
89,07 
80,95 

81,72 
84,26 
85,66 
89,87 
80,85 

18,42 
14,52 
14,08 
10,93 
19,05 

18,28 
15,74 
14,34 
10,13 
19,15 

29,74 
46,63 
34,47 
23,28 
35,73 

28,50 
44,95 
30,88 
22,16 
36,44 

72,26 

53,27 
65,53 
76,72 
64,27 

71,50 
55,05 
69,12 

Düsseldorf 

Trier 

77,84 
63,56 

Rheinprovinz: 
Staat: 

85,33 

77,58 

85,36 
77,71 

14,67 
22,42 

14,64 
22,29 

33,53 
12,65 

32,26 
12,75 

66,47 
87,35 

67,74 
87,25 

Im  preussischen  Staate  kommen  nach  der  Fläche  76,55  %  auf  Privat- 
besitz und  23,45  ^/q  auf  festen  Besitz ;  nach  dem  Grundsteuerreinertrage 
83,02  o/o  auf  Privatbesitz  und  16,98%  auf  festen  Besitz,  i) 

Zu  festem  Besitze  rechnen  die  Liegenschaften,  die  sich  im  Eigentume 
des  Staates,  der  Gemeinden,  milden  Stiftungen  usw.  befinden,  sowie  die 
Lehns-  und  Fideikommissgüter. 

Die  Fideikommisse  nehmen  (1898)  etwa  6  °/o  der  Fläche  und  des 
Grundsteuerreinertrages  des  Staates  ein.  Der  Fideikonimissbesitz  beträgt 
in  der  Rheinprovinz  nur  2,6  %,  gegen  14  7o  iii  Schlesien,  7 — 8  %  in 
Westfalen,  Brandenburg  und  Schleswig-Holstein,  6 — 7  %  in  Pommern, 
Posen  und  Sachsen,  4%  in  Hessen-Nassau,  3 — 4%  in  Ost-  und  West- 
preussen,  2—3  %  ^^  Hannover. 

Rheinland  hat  36  Fideikommisse  mit  57066  ha  Fläche.  Ausserdem 
hat  die  Rheinprovinz  noch  14550  ha  von  solchen  Fideikommissen,  deren 
Hauptstock  ausserhalb  der  Provinz  liegt,  so  dass  die  Gesamtfläche 
71616  ha,   d.  h.   2,7%  des  gesamten  Flächeninhalts  der  Provinz  beträgt. 

In  der  Statistik  von  1895  sind  die  Fideikommisse  in  dem  Teil  mit 
ihrer  Gesamtfläche  gezählt,  in  welchem  ihr  Hauptstück  liegt. 

Vor  1850  waren  20  Fideikommisse  vorhanden  mit  37836  ha.  Zwei 
davon  waren  ehemalige  Lehnsgüter  von  8207  ha  Grösse.  In  den  Jahren 
1851 — 1880  kamen  hinzu  3  Fideikommisse  mit  je  5683  lia,  3068  und 
3843  ha-  1881—1890  4  mit  2530  ha;  1891—1895  3  mit  4108  ha.  Seit 
1851  smd  demnach  16  Fideikommisse  mit  19230 /«a  =  33,7%  des  gegen- 
wärtigen Bestandes  neu  begründet  worden. 

Bezüglich  der  Verbreitung  der  Fideikommisse  in  der  Provinz  steht  an 
der  Spitze   der  Reg. -Bez.  Coblenz  mit  10  Stiftungen  und  24205  ha,   dann 


')  Meitzen  vi,  S.  548/549. 
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folgen  Düsseldorf   mit   14   bezw.    19589  ha,   Cöln   mit  8  bezw.   6945  ha, 
Trier  mit  1  bezw.  5461  ha,  Aachen  mit  3  bezw.  866  ha. 

Von  den  36  Fideikommissen  entfallen:^) 

288  ha  =    0,50  ^/q  auf  6  Fideikommisse  unter  100  ha 

503  „  =    0,88  ,,  „     4  „  von    100—     200  ha 

2070  „  =    3,63  „  „     6  „  „      200—     500  „ 

2405  „  =    4,21  „  „     4  „  „      500—  1000  „ 

10973  „  =  19,23  „  „     8  „  „    1000—  2000  „ 

12905  ,.  -  22,61  „  „     4  „  „    2000—  5000  „ 

27922  „  =  48,93  „  „4  „  „    5000—10000  „ 

In  dem  Jahrzehnt  1894 — 1903  wurden  in  der  Rheinprovinz  drei 
Fideikommisse  mit  einer  Fläche  von  5412  ha  errichtet.  Im  Vergleich  mit 
den  Gesamtgründungen  in  Preussen  (113  mit  151293  ha)  machten  die 
rheinischen  Fideikommisse  2,7%  aus  (nach  der  Zahl)  und  3,6%  (nach  der 
Fläche).  Die  durchschnittliche  Grösse  der  Fideikommisse  jener  Periode 
war  1339  ha,  im  Rheinland  1804  ha.  Diese  Durchschnittsfläche  steht 
niu"  hinter  der  von  Posen  und  von  Brandenburg  etwas  zui'ück.^) 

Die  grössten  Betriebe  hat  die  niederrheinische  Ebene,  wo  die  Land- 
wirtschaft zur  höchsten  Blüte  gediehen  ist.  Hier  im  Gebiete  der  alten 
sächsischen  Hofbesiedelung  und  des  geschlossenen  Hofüberganges  —  es 
umfasst  den  gesamten  linksrheinischen  Teil  des  Reg.-Bez.  Düsseldorf  mit 
Ausnahme  der  Kreise  Gladbach,  Grevenbroich  und  Neuss  —  erforderte  die 
grosse  Ausdehnung  der  Weidewirtschaft  die  Existenz  grösserer  Be- 
sitzungen.^) 

Nach  der  Anbaustatistik  von  1893  betrug  das  Weideland  in  Prozent 
der  Gesamtfläche: 

Im  Regierungs-Bezirk  Aachen 11,5% 

„                    „               Coblenz 3,4  „ 

,,                    „               Cöln 1,6  „ 

„                   „              Düsseldorf öj4  „ 

„                   ,,               Trier 6,1  „ 

„    Königreich  Preussen 6,3  „ 

in  Deutschland 5>3  „ 

Allerdings  hat  hiernach  der  Reg.-Bez.  Aachen  noch  einen  grösseren 
Prozentsatz  an  Weideflächen  als  der  Reg.-Bez.  Düsseldorf;  diese  bestehen 
aber  zum  gi'össeren  Teile  aus  öden  Weiden.  Betrachtet  man  dagegen  den 
Anteil  der  einzelnen  Bezirke  an  den  Fettweiden,  so  ergibt  sich  ein 
besseres  Bild. 


>)  Sering  I,  S.  189. 

^)  Zeitschrift  des  Kgl.  preuss.  Statist.  Bureaus  Berlin  1905,  S.  234. 

2)  Serino  I,  S.  11  ff. 


1543,5  ha 
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Diese  Weiden  betragen  von  der  Gesamtfläche: 

Im  Regierimgs-Bezii'k  Aachen 2,1  ^/o 

„  „  Coblenz 0,2  „ 

„  „  Cöln 0,4  „ 

„  „  Düsseldorf 5,5  „ 

„  ,,  Trier 0,6  „ 

„    Königreich  Preussen 1,7  „ 

in  Deutschland 1,4  „ 

Ausgedehnte  Weidewirtschaft  mit  grösserem  Grundbesitz  weist  auch 
der  Kreis  Eupen  (Reg.-Bez.  Aachen)  auf. 

Wie  aus  „den  Ergebnissen  der  Ermittelung  der  landwirtschaftlichen 
Bodenbenutzung  im  Jahre  1893"  hervorgeht,  betrug  die  Gesamtfläche  des 
Kreises  Eupen  17587,9  ha. 

Davon  entfielen  auf: 
Acker-  und  Gartenländereien     .     .       501,6  Jia  2,8% 

Wiesen 4553,9    „  25,9  \  ^q  o  o/ 

Weiden  und  Hütungen     ....     4122,7    „  23,4  /      '     ''^' 

Davon  reiche    Weiden 
„       geringe 
Forsten  und  Holzungen     .... 

Haus-  und  Hof  räume 

Öd-  und  Unland 

Wegeland,  Gewässer,  Parkland  usw. 

100,0% 
Das   heisst,    von    100  ha  Fläche   kommen    auf  Wiesen   und  Weiden 
rund  50  ha,  weitere  43  ha  auf  Forsten  und  Holzungen,   und  nur  2,8  ha 
auf  Ackerland. 

Die  klimatischen  und  Bodenverhältnisse  erfordern  unbedingt  eine 
ausgesprochene  Weidewirtschaft.^)  Auf  diese  Weise  lässt  es  sich  er- 
klären, dass  in  diesem  Kreise,  der  im  Gebiete  der  Realteilung  liegt,  sich 
grösserer  Grundbesitz  erhalten  hat. 

Auch  die  WesteifelJcreise  Daun,  Prüm  und  Bitburg,  ebenfalls  im 
Gebiete  der  Realteilung,  zeigen  noch  eine  beträchtliche  Durchschnitts- 
grösse  der  einzelnen  Betriebe.  Es  ist  dies  auf  die  bestehende  Erbsitte 
zurückzuführen.  Entgegen  dem  bestehenden  französischen  Rechte  haben 
sich  hier  noch  sogen.  Stockgüter  erhalten.  Hier  erbt  der  älteste  Sohn 
oder  die  älteste  Tochter  alles.  Die  übrigen  Kinder  werden  so  gering 
entschädigt,  dass  sie  gewöhnlich  an  kein  Heiraten  denken  können.  Sie 
bleiben  meistens  bei  dem  Inhaber  des  Stockgutes  und  verrichten  dann 
Gesindedienste.  Die  beiden  Ki-eise  Prüm  imd  Bitburg  machten  ehedem 
die   Dotation    aus,    womit  Karl    der   Grosse    das    Kloster  Prüm    beleimte. 


2579,2    „ 

7588,2  ha 

43,2% 

176,6    „ 

1,0  „ 

39,1    „ 

0,2  „ 

605,8    „ 

3,5  „ 

^)  Dettinger,    Landwirtschaftliche    Verhältnisse    im   Kreise   Eupen.     Zeitschr.    des 
landw.  V.  f.  Rheinpr.  1895,  S.  121  ff. 
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J.  H.  V.  SCHWERZ  glaubt,^)  dass  die  bäuerlichen  Verhältnisse  dieser 
Ämter  noch  die  gleichen  sein  könnten,  wie  zu  Karls  Zeiten.  Schwerz 
sowohl,  wie  der  ehemalige  Landrat  Barsch  von  Prüm  stellen  die  Sitte 
dieser  Vererbung  als  sehr  nachteilig  für  die  Landwirtschaft  hin.  Barsch 
schreibt:'-^)  „Es  ist  aber  nicht  allein  der  unfruchtbare  Boden  und  Mangel 
an  Dünger  bei  geringem  Viehstande,  welche  den  Ackerbau  erschweren, 
sondern  auch  das  noch  in  vielen  Gegenden  des  Kreises,^)  wie  in  der  Eifel 
überhaupt,  bestehende  Stock-,  Schaft-  und  Vogteirecht,  eine  Art  von 
Primogenitur,  w^o  immer  nur  das  älteste  Kind,  es  sei  Sohn  oder  Tochter, 
das  Gut  erbt,  und  die  anderen  Geschwister,  die  dann  meistens  als  Gesinde 
im  Stockhause  bleiben,  mit  geringen  Summen  abgefunden  werden.  Die 
Stockbesitzer  ziehen  es  vor,  Schulden  auf  Schulden  zu  häufen,  ehe  sie 
sich  zur  Zerschlagung  oder  Teilung  eines  Stockgutes  entschliessen.  Ein 
grosser  Teil  der  zum  Stockgute  gehörigen  Ländereien  muss  wegen  Mangel 
an  Kräften  und  Mitteln  unbebaut  liegen  bleiben  und  kann  kaum  zur 
Schafw^eide  benutzt  werden.  Die  zum  Ackerbau  bestimmten  Felder 
werden  geschiffelt,  dann  3  Jahr  bebaut  und  bleiben  hierauf  wieder  eine 
Reihe  von  Jahren  hindurch  unbebaut  liegen." 

Nach  dem  Bericht  vom  Jahre  1894  des  Landrates  von  Prüm  zu 
urteilen,  müssen  sich  jedoch  die  Erbsitten  total  umgestaltet  haben.  Er 
schreibt,  „dass  Verfügungen  unter  Lebenden  und  von  Todeswegen,  durch 
die  die  Intestaterbfolge  zugunsten  der  Erhaltimg  eines  leistimgsfähigen 
Grundbesitzes  abgeändert  wird,  schlechterdings  überhaupt  nicht  vorkommen. 
Bei  der  ausgeprägt  individualistischen,  dem  Gemeinsinn  in  allen  Formen 
und  Graden  entgegengesetzten  Auffassung  und  Empfindungsw^eise  der 
hiesigen  bäuerlichen  Bevölkerung  überwiegt  in  jedem  einzelnen  Falle  die 
Rücksicht  auf  die  persönlichen  Interessen  der  einzelnen  Erbanw^ärter  jede 
andere  weitaus".*) 

Das  Urteil  über  die  jetzige  Vererbungssitte  scheint  nun  doch  etwas 
hart  zu  sein,  wenigstens  lässt  die  Betriebszählung  von  1895,  verglichen 
mit  derjenigen  von  1882,  nichts  von  einem  Rückgange  der  einzelnen 
Wirtschaftsgrössen  erkennen,  eher  das  Gegenteil. 

Es  betrug  die  Durchschnittsgrösse  der  einzelnen  landwirtschaftlichen 
Betriebe 

1882  1895 

im  Kreise  Dann 4,4  /la  4,6  lia 

„        ,,       Prüm 4,6    „  5,2    „ 

Bitburg 6,4    „  6,1    „ 

dagegen  im  Reg.-Bez.  Trier   ...     3,3    „  3,2    „ 

„        in  der  Rheinprovinz ...     2,8    „  2,7    „ 

')  ScnwKKz,  Beschr.  der  Landwirtschaft  in  Westfalen  und  Rheinpreussen,  II.  Teil, 
Stuttgart  1836,  S.  129  ff. 

2)  Eiflia  illustrata,  3.  Bd.,  II.  Abt.,  1.  Abschn.     Aachen  und  Leipzig  1854,  S.  5  if . 
")  Er  spricht  speziell  vom  Kreise  Daun. 
*)  Skkinu,  1.,  S.  69. 
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Gegenüberstellung  der  Besitzungen  der  Haushaltungen  von  7  Dörfern  des  Kreises  Prüm, 

nach  dem  Stande  von  1893  und  1908. 


Gemeinde: 


Der  Besitzuna: 


Grösse 


1893      1908 


ha         ha 


Ab-  oder  Zunahme 


absolut 


ha 


+ 


-      + 


Gemeinde: 


Der  Besitzung 


Grösse 


1893 


ha 


1908 


ha 


Ab-  oder  Zunahme 


absolut 


ha 


+ 


/o 


Seiwerath, 
zusammen- 
gelegt 
(17  Haus- 
haltungen). 


Elwerath, 

nicht 
zusammen- 
gelegt 
(6  Haus- 
haltungen). 


Giesdorf, 

nicht 
zusammen- 
gelegt 
(14  Haus- 
haltungen). 


18,8 
20,8 
11,2 
37,2 
9,5 
4,2 
24,3 
38.2 
25,1 
18,7 
18,8 
27,1 
30,0 
16.4 
10,4 
9,4 
10.7 


18,9 
21,2 
13,3 
43,7 
15.2 
4,3 
26,9 
42,8 
35,0 
32,6 
22,9 
30,1 
28,2 
17,6 
11,9 
14,5 
13.8 


1,8 


0,1 
0.4 
2,1 
6,5 
5,7 
0.1 
2,6 
4,6 
9,9 
13,9 

4,1 
3,0 

1,2 
1,5 
5,1 
3.1 


330,8 

89,6 
27,8 
84.5 


392,9 

100,9 

18,8 
12,8 


1,8  I  63,9 


geteilt  anter  6  Erben 


36,5 
21,4 
11.1 


270,9 

28,2 
13,3 

8,7 
15,2 

9,0 
22,4 
12,5 
20,0 

9,0 
13,8 

9,5 

4,8 

17,9 

34,8 

219,1 


38,4 

23,5 

9.7 


9,0 

71,7 


1,4 


204,1 

25,6 
13,6 
14,2 
16,8 
10,5 
13,0 
13,1 
16,4 
13,7 
19,7 
14,1 
5,4 
18,3 
32.6 
227,0 


82,1 

66,8 

2,6 


9,4 
3,6 


62,1 
11,3 


1,9 
2,1 


15,3 


2,2 

17,8 


0,3 
5,5 
1,6 
1,5 

0,6 

4,7 
5,9 
4,6 
0.6 
0,4 

25,7 
7,9 


6,0 


0.6 
1.9 
19,1 
17.5 
60,0 
2,4 
10,8 
12,0 
39,5 
74,5 
21,8 
11,2 

7.3 
14,4 
54,2 
29,0 


32,4 

84,9 


12.6 


18,8 
12,6 


5,2 

9.8 


24,7 
9,2 


42,0 
18,0 


6,5 


2,3 
63,3 
10,5 
16,7 

4,8 

52,2 

42,8 

48,4 

12,5 

2.2 


3,6 


R  e  u  1  a  n  d , 

nicht 
zusammen- 
gelegt 
(14  Haus- 
haltungen). 


Fleringen, 
nicht 
zusammen- 
gelegt 
(29  Hans- 
haltungen). 


7,4 
20,1 

3,2 
11,4 

2,5 

3,6 
12,0 

7,5 
30,6 

7,6 
60,5 
78,0 
76,2 
54,5 


6,4 
21.6 

3,6 
10.1 

3,1 

3,7 
17,0 
10,2 
32,5 
11,2 
72,8 
64,6 
82,0 
46,6 


1.0 


1,3 


13,4 
7,9 


1,5 
0,4 

0,6 
0,1 
5,0 
2,7 
1,9 
3.6 
12,3 

5,8 


13,5 


11,4 


17,2 
14.6 


375,1 


16,0 
14,1 
26,1 
15,1 
22,4 
15,4 
10,3 

5,8 
32.6 
53,4 
geteilt 
19,1 
14,3 
12,9 
20,4 
39,6 
27,5 

6,4 
26,3 
26,0 
26,8 
26,2 
12,6 
32,2 
geteilt 
11,3 

9,2 
49,2 
29,7 


385,4 

23,6 

33,9 
10,3 

27,4 

11,4 

14,2 

0,1 

37,2 

11,1 

17,0 

1,9 

38,1 

15.7 

16,4 

1,0 

12,4 

2,1 

8,2 

2,4 

28,1 

4,5 

13,8 

26,4 

27.0 

50,6 

1905 

15,4 

3,7 

19,4 

17,2 

2,9 

11,6 

1,3 

10,1 

18,8 

1,6 

7,8 

44,0 

4,4 

34,3 

6,8 

8,6 

2,2 

28,3 

2,0 

22,2 

3,8 

14,6 

38,2 

11.4 

24,3 

1,9 

7,2 

18,0 

5,4 

15,4 

16,8 

52,2 

1907 

12,7 

1,4 

14,7 

5,5 

39,8 

9,4 

19,1 

29,3 

0,4 

1,3 

28 


Der 

Besitzung 

Gemeinde : 

Der  Besitzung 

Grösse 

Ab- 

oder Zunahme 

Grösse 

Ab-  oder  Zunahme 

Gemeinde: 

1893 

1908 

absolut 

0/ 
In 

1893 

1908 

absolut 

"/o 

ha 

ha 

ha 

-    1    + 

+ 

ha 

ha 

ha 

-      + 

-  1   + 

Noch 

28,6 

32,5 

3,9 

13,6 

Kopp, 

5,4 

7,0 

1,6 

29,6 

Fleringen. 

25,5 

25,7 

0,2 

0^8 

nicht 
zusammen- 

7,9 

12,8 

8,5 
14,6 

0,6 
1,8 

7,6 

655,0 

676.4 

70,4 

91,8 

14,1 

21,4 

3,3 

gelegt 
(17  Haus- 

52,2 

81,5 

44,9 
33,9 

7,3 
47,6 

14,0 
58,4 

Schwirz- 

24,2 

27,3 

3,1 

12,8 

haltungen). 

geteiH 

1904 

heim, 

17,2 

16,5 

0,7 

4.1 

51,6 

47,8 

3,8 

7,4 

nicht 

34,7 

19,8 

14,9 

43,0 

11,4 

12,3 

0,9 

7,9 

zusammen- 

geteil 

1900 

18,3 

18,7 

0,4 

2,2 

gelegt 
(27  Haus- 
haltungen). 

49,0 

27,0 

22,0 

44,9 

47,2 

27,8 

19,4 

41,2 

geteil 

1898 

geteilt 

1900 

10,4 

14,6 

4,2 

40,4 

39,3 

42,3 

3,0 

7,6 

15,6 

17,5 

1,9 

12,2 

19,0 

25,0 

6,0 

31,6 

14,4 

13,2 

1,2 

8,3 

6,6 

9,8 

3,2 

48,5 

16,8 

18,6 

1,8 

10,7 

6,6 

7,7 

1,1 

16,7 

15,7 

17,9 

2,2 

14,0 

8,2 

11,3 

3,1 

37.8 

27,1 

30,1 

3,0 

11,1 

18,6 

19,6 

1,0 

5,4 

25,8 

26,6 

0,8 

3,1 

16,5 

21,9 

5,4 

32,7 

11,7 
9,6 

15,9 
13,4 

4,2 
3,8 

35,8 
39,6 

25,0 

21,9 

3,1 

12,4 

428,1 

375,0 

81,2 

28,1 

13,7 

13,7 



• 

- — 

-_ 

^ 

14,2 

15,5 

1,3 

9,2 

53,1 1 

12,4 

11,4 

16,2 

4,8 

42,1 

Zusammenstellung. 

14,0 

16,0 

2,0 

14,3 

Seiwerath  .  . 

330,8 

392,9 

62,1 

18,8 

8,8 

10,1 

1,3 

14,8 

? 

J 

50,1 

39,8 

10,3 

20,6 

Elwerath  .  . 

270,9 

204,1 

66,8 

24,7 

38,0 

43,9 

5,9 

15,5 

45,0 

54,9 

1 

9,9 

22,0 

Giesdorf.  .  . 

219,1 

227,0 

7,9 

3,6 

29,7 

15,6 

14,1 

47,5 

Reuland .  .  . 

375,1 

385,4 

10,3 

2,8 

geteil 

1902 

34,8 

31,6 

3,2 

9,2 

Fleringen .  . 

655,0 

676,4 

21,4 

3,3 

21,4 

17,9 

3,5 

16,3 

12,2 

14,7 

2,5 

1 

20,5 

Schwirzheim 

718,5 

752,2 

33,7 

4,7 

12,9 

16,8 

3,9 

30,2 

Kopp    .... 

428,1 

375,0 

53,1 

12,4 

140,1 

187,1 

47,0 

33,6 

1 

Summa: 

2997,5 

3013,0 

119,9 

135,4 

718,5 

752,2 

69,9 

103,6 

33.7 

4,7 

15,5 

0,52 

Zur  Klärung  der  Frage,  ob  ein  erheblicher  Rückgang  der  Wirtschafts- 
grössen  in  dem  Gebiete  der  alten  Stockgüter  in  jüngster  Zeit  eingetreten 
ist,  habe  ich  sieben  typische  Dörfer  des  Kreises  Prüm  eingehend  untersucht. 
Es  wurden  insgesamt  194  Haushaltungen  nach  ihrer  Besitzstandsgrösse  im 
Jahre  1893  und  nach  Verlauf  von  15  Jahren  (1908)  in  Betracht  gezogen. 
Die  Durchschnittsgrösse  einer  Haushaltung  betrug  im  Jahre  1893  24,2  ha, 
im  Jahre   1908    24,3  ha,   was   einer  Zunahme   von  0,52  7o   entspricht,   sie 
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blieb  also  annähernd  konstant.  Es  fanden  8  Teilungen  von  Besitzungen 
in  dem  Zeitraum  von  15  Jahren  statt.  Der  Verlust,  der  durch  die 
Teilungen  eintrat,  kam  jedoch  anderen  bestehenden  Haushaltungen  zugute. 

Im  einzelnen  ergaben  sich  folgende  Durchschnittsgrössen : 

Durchschuittliche  Grösse 
der  Besitzung 


Gemarkung :  j^ggo 

ha 

Seiwerath 19,5 

Elwerath 45,1 

Giesdorf 15,6 

Reulaud 2G,8 

Fleriugen 22,6 

Schwirzheim 26,6 

Kopp 25,2 


1908 
ha 
23,1 
34,0 
16,2 
27,5 
23,3 
27,8 
22,0 


Summa:     24,2 


24,3 


Wie  sich  die  Ab-  oder  Zunahme  jeder  einzelnen  Besitzung  gestaltet, 
ergibt  die  beifolgende  Tabelle.  Sie  zeigt,  dass  eher  die  Tendenz  vorliegt 
den  Besitz  zu  vergrössern,  als  ihn  zu  zerschlagen.  Abgesehen  von  den 
Aufteilungen  der  erwähnten  8  Bauerngüter,  die  6,5%  der  gesamten  Wirt- 
schaften ausmachen,  ist  in  jüngster  Zeit  nichts  Ungünstiges  festzustellen. 
In  früheren  Perioden  muss  allerdings  eine  starke  Zerschlagung  von  Gross- 
bauerngütern stattgefunden  haben,  und  es  sind  schon  heute,  wie  imsere 
Statistik  ergibt,  bei  Annahme  einer  Mindestgrösse  von  10  ha  13  Haus- 
haltungen =  10,5  ^/o  nicht  imstande,  sich  allein  vom  Ertrage  des  Grund 
und  Bodens  zu  nähren.  Wie  sehr  seit  gegen  Mitte  des  19.  Jahi'hunderts 
die  alten  btockgüter  zurückgegangen  sind,  geht  aus  einer  Statistik  des 
Amtsrichters  von  Neuerburg  hervor.  Er  sclu-eibt  über  den  Zerfall  der 
grossen  Güter:  ^) 

„Im  Kreise  Bitburg  gab  es  im  Jahre 


1833 

1847 

1864 

1870 

1880 

Landgüter 

von  600  pr.  Mrg.  und  mehr       19 

17 

13 

13 

10 

5? 

„    300—600  pr.  Mrg.  .     .127 

126 

109 

71 

45 

« 

„      30—300    „       „     .     .     991 

1004 

1282 

1433 

1407 

» 

„        5-30     „       „     .     .  1927 

2239 

2829 

2831 

3234 

» 

unter  5  pr.  Mrg.      .     .     .  2971 

3920 

4277 

4418 

4715 

Notable    Grundbesitzer   nach    der    alten    Kreisorduung,    welche    eine 
besondere  Wahlklasse  bildeten,  gab  es  im  Jahre 

1853         1857  1859  1865         1871 

mit  150  M.  Grundsteuer  und  mehr     35  23  20  14  11 

Hierauf   wurde   der  Grundsteuersatz   für  die   notablen   Grundbesitzer 
auf  120  M.  heruntergesetzt.     Deren  gab  es  dann 


1)  Sebinq  I,  S.  92. 
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im  Jahre  1871 23 

„       1875 18 

„        „       1878 17 

„        „       1881 14 

Hierauf  sah  man  sich  genötigt,  den  Grundsteuersatz  für  die  be- 
treffende Wahlklasse  wieder  herunterzusetzen,  und  zwar  auf  90  M.  Notable 
Grundbesitzer  mit  diesem  Steuersatz  waren  dann  vorhanden 

im  Jahre  1882 34 

1884 29 

Seitdem  ist  die  Bodenverteilung  unzweifelhaft  noch  weiter  vor  sich 
gegangen.  Als  Folge  des  französischen  Intestaterbrechts  stellt  sich  somit 
heraus,  und  zwar  seit  Ende  der  vierziger  Jahre,  dass  die  Zahl  der  ordent- 
lichen Bauernhöfe  —  bis  zu  300  Morgen  —  immer  melir  und  melu'  ab- 
nimmt, von  146  im  Jahre  1833  auf  55  im  Jahre  1880,  dass  dagegen 
der  meistens  geradezu  leistungsunfähige  Kleinbesitz  unter  30  Morgen  mehr 
und  mehr  zugenommen  hat." 

Nach  Kartels^)  bestanden  auch  früher  im  Kreise  Merzig  sogen. 
Stockgüter. 

Aus  der  Zeit  vor  60—80  Jahren  (1800-1820)  wurde  Kartels 
folgendes  mitgeteilt: 

,.  Lockweiler,  Wadern  und  alle  Dörfer,  die  zur  Herrschaft  Dagstuhl 
bis  zur  französischen  Invasion  gehörten,  hatten  das  Recht  der  Erstgeburt; 
der  Erstgeborene  erbte  das  Gut,  hier  aucli  „Stock"  genannt,  obgleich  ein 
ganz  anderer  „Stock"  als  der  ideelle  Anteil  einer  Familie,  eines  Ge- 
schlechtes von  ungeteiltem,  erbschaftlichen  Grund  und  Boden  der  Besitzer 
einer  Gemeinde.  Damals,  erzählte  man,  lebte  der  Bauer  auf  seinem  grossen 
„Stock"  nicht  besser,  als  wir  heute  alle  leben:  er  hatte  so  oft  Brotkorn 
zu  wenig,  wie  heute  der  „Mittelbauer"  auf  seinem  Besitz  von  20  Morgen; 
er  bebaute  nur  das  beste  und  dazu  das  bequem  gelegene  Land;  er  hieb 
den  Wald  ohne  „Wahl  und  Qual"  nieder;  er  verkaufte  oder  verpfändete  oft 
genug  wegen  kleinlicher  und  niedriger  Ursachen  Stücke  seines  Besitzes; 
die  direkten  Nachkommen  dieser  Besitzer  jener  Bauernmajorate  zählen 
heute  in  den  Gemeinden  lange  nicht  mehr  zu  den  W^ohlhabenden;  an  die 
nachfolgende  Generation  oder  an  das  Wohl  des  Mitmenschen  dachten  diese 
bäuerlichen  Majoratsherren  ebensowenig,  wie  an  die  Vervollkommnung 
ihrer  bäuerlichen  Technik  und  an  Melioration  des  Bodens.  Man  sieht  also 
von  heute  und  von  ehedem,  dass  es  dem  Bauer  wenig  nützt,  wollte  mau 
einer  Anzahl  auch  durch  Aufhebung  der  Teilbai-keit  des  Besitzes  und  durch 
Beschränkung  der  gleichmässigen  Erbberechtigung  einen  „Hof"  sichern, 
wenn  man  ihm  nicht  auch  zugleich  die  technische,  intellektuelle  imd 
moralische  Qualifikation  mitgeben  kann". 


*)  Die   wirtschaftliche   Lage   des  Bauernstaiidcs   im  Kreise  Mcrzig.     Schriften  des 
Vereins  f.  Sozialpolitik,  22.  Bd.,  1.  Teil,  S.  203. 
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ScHWERZ  und  BARSCH  scheinen,  ebenso  wie  der  Berichterstatter 
IvARTELS,  die  Misstrirh-chaft  auf  solchen  StocJcgütern  festgestellt  zu  haben. 
Sie  treten  daher  alle  drei  für  Aufhebung  der  geschlossenen  Vererbung  ein. 

K.\RTELS  meint  dann  noch:  „Auch  würden  sozialpolitische  Krankheiten 
unseren  Volkskörper  ohne  diese  Möglichkeit  der  kleinen,  armen,  aber 
sicheren  (?)  Heimstätte  viel  breiter,  viel  schneller  ergreifen-'. 

Es  ist  mii-  wenig  erklärlich,  wo  KarteCS  die  unterste  Grenze  der 
Teilbarkeit  ziehen  will,  wenn  er  über  die  Lage  und  die  Besitzverhältnisse 
der  Bauern  im  Katasteramtsbezirk  Wadern  aufühi-t:^)  ,.60%  der  Besitzer 
haben  zu  wenig  Besitz,  um  darauf  resp.  von  der  landwiitschaftlichen 
Produktion  allein  ....  leben  zu  können;  30%  können  ,.wenn  alles  gut 
geht",  so  ,.zwisclien  Tag  und  Nacht  durchkommen-';  10%  können  etwas 
Kleines  in  ..guten  Tagen-'  zurücklegen.-'  Diese  Besitzverhältnisse  nach 
der  Zertrümmerung  der  Stockgüter  scheinen  mir  nun  nicht  angetan  zu  sein 
um  ,. sozialpolitische  Ki^ankheiten-'  fernzuhalten. 

In  den  Gegenden  mit  voriviegendem  Körnerhau,  nördlich  der  Eifel  bis 
an  das  Gebiet  der  Hofbesiedelung  reichend,  ist  auch  eine  starke  Zer- 
splitterimg wahrzimehmen.  Jedoch  gibt  es  hier,  namentlich  in  den  Kreisen 
Düren,  Bergheim  und  dem  Landkreis  Cöln,  schöne,  ziemlich  geschlossene 
Güter,  die  sich  seit  längerer  Zeit  in  dem  Besitz  einer  Familie  gehalten 
haben.  Daneben  ist  jedoch  ^iel  Kleinbesitz  vorhanden.  Dies  hat  haupt- 
sächlich darin  seinen  Grund,  dass  den  Dorfbewohnern  Gelegenheit  zur 
Ai-beit  in  den  Fabriken  oder  den  Braunkohlengruben  gegeben  ist,  die  sie 
mit  dem  Fahrrade  oder  der  Eisenbahn  erreichen  können.  Sie  bleiben  daher 
in  ihrem  Heimatdorfe.  Einzelne  kleine  Ortschaften  bestehen  fast  ganz  aus 
Eisenbahnarbeitern,  so  z.  B.  Sehnrath  bei  Horrem  (Ki-eis  Bergheim).  Ein 
grosser  Teil  dieser  Leute  ist  als  Rangierer,  Weichensteller  usw.  am  Kölner 
Güterbahnhof  beschäftigt.  Ihre  soziale  Lage  ist  gut  zu  nennen.  Sie 
haben  in  bestimmten  Perioden  abwechselnd  Tag-  oder  Nachtdienst  und 
bewirtschaften  m  ihrer  freien  Zeit  den  kleinen  Besitz.  Teilweise  müssen 
die  Ai'beiter  auch  recht  weite  Wege  zurücklegen,  trotzdem  die  Kleinbahn 
(Kreisbahn)  vorhanden  ist.  So  ist  es  z.  B.  den  Ai-beitern  aus  der  Büi-ger- 
meisterei  Blatzheim  noch  nicht  gelungen,  einen  Zug  zu  erhalten,  der  sie 
rechtzeitig  zu  den  Brikettfabriken  des  Vorgebii-ges  bringt.  Der  passende 
Zug  fährt  erst  von  Kerpen  ab,  -)  so  dass  die  Blatzheimer  Leute  in  frühester 
Morgenstunde  zuvor  4  km  nach  Kerpen  laufen  müssen.  Sie  sagen,  es  sei 
dies   die  Politik  der  Gutsbesitzer,   die  diese  Fahi-planordnimg  verm^sachte! 

Die  BewiHschaftung  des  Bodens  wird  in  diesen  Bezirken  sehr  intensiv 
betrieben,  namentlich  auch  der  Bau  von  Zuckerrüben.  Die  Absatzgelegen- 
heit ist  eine  sehr  günstige.  Die  gi-ossen  Zuckerfabriken  zu  Elsdorf  und 
Bedburg  an  der  Erft  sind  von  überall  gut  zu  erreichen.  Interessant  ist 
die  Art  der  Preisfestsetzung.  Die  gi-össeren  Güter  haben  fast  alle  Ver- 
träge,   die    einen    bestimmten    Einheitspreis    pro    Zentner   festsetzen,    die 

1)  a.  a.  0.,  S.  198. 

2)  Zwischenzeitlich  wurde  diesem  Übelstande  abgeholfen.  Der  erste  Zug  fährt 
jetzt  4^  von  Blatzheim  ab. 
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mittleren  und  kleineren  Bauern  dagegen  verkaufen  gegen  den  Zucker- 
gehalt. Für  die  Yiehernätirung  ist  die  Zuckerrübenkultm^  in  genannten 
Kreisen  von  grosser  Bedeutung.  Die  Blätter  werden  in  Gruben  kom- 
postiert und  schichtenweise  mit  den  Abfällen  der  Zuckerrüben  (Rüben- 
sclinitzel),  welche  von  der  Fabrik  zurückgegeben  werden,  bedeckt  und  mit 
Erde  überschüttet.  Die  Masse  gerät  dann  in  Gärung  und  wird,  wenn  sie 
ausgegoren  hat.  vom  Rindvieh  sehr  gern  gefressen. 

Als  Typen  für  die  Zersplitterung  des  Grundbesitzes  in  dem  Gebiet 
des  überwiegenden  Körnerhaues  fühlt  Wygodzinski^)  die  beiden  Kreise 
Geilenkirchen  (Reg.-Bez.  Aachen)  und  Euskirchen  (Reg. -Bez.  Cöln)  an. 
Geilenkirchen,  das  ziemlich  industriearm  ist,  hat  einen  Grundsteuer- 
Reinertrag  von  41,6  M.  pro  Hektar,  gegen  22,8  M.  des  Reg.-Bez.  Aachen. 
Das  industrielle  Euskirchen,  40  M.  Grundsteuer-Reinertrag,  gegen  26,8  M. 
des  Reg.-Bez.  Cöln. 

Es  entfielen  von  der  Gesamtzahl   der  Wirtschaften  auf  die  Grössen- 

klassen : 

unter  2  Äa  2—\0  ha     10— 50  ha    bO— 100  ha    über  100  Aa 

o;  o;  0/  0/  o; 

/o  10  10  10  10 

im  Kreise  Geilenkirchen     63,5  31,7  4,4  0,4  — 

„       Euskirchen         66,1  25,4  7,4  0,8  0,3 

Von  der  Gesamtwirtschaftsfläche  kamen  auf  die  Betriebe  in  obigen 

Klassen : 

unter  2  ha    2—10  ha     10—50  ha    50—100  ha    über  100  ha 

0/  0/  0;  o;  o; 

/o  10  10  10  10 

im  Kreise  Geüenkirchen     13,9         49,6         25,6  8,9  2,0 

„       Euskirchen  8,0  35,3  35,4  12,9  8,4 

Die  Durchschnittsgrösse  eines  Betriebes  beträgt  in  den  gleichen 
Grössenklassen : 

im  Kreise  Geilenkirchen     0,68  ha     4,8  ha      18,4  ha      71,9  lia      141  ha 
„       Euskirchen        0,59   „       6,8   ,,       23,3   „       80,0   „       156   ,. 

In  den  Gebirgsgegenden:  der  Eifel,  dem  Eunsrück  und  dem  Westerwald, 
hat  die  Realteilung  überaus  nachteilig  gewirkt.  Der  Grad  der  Verkleinerung 
der  Bauernwirtschaften  ist  sehr  verschieden.  Von  grossem  Einfluss  ist  hier 
die  territoriale  Entwicklimg.  Viele  kleine  und  kleinste  Herrschaften  mit 
den  verschiedensten  Rechtsordnungen  bestanden  hier,  deren  Folgen  Jahr- 
hunderte nachwirkten.  Mit  Ausnahme  der  Stockgüter  in  der  Westeifel,  die 
schon  oben  behandelt  wurden,  sind  die  durchschnittlichen  Betriebsgrössen 
der  Wirtschaften  in  den  rheinischen  Gebirgsgegenden  vielfach  derart,  dass 
der  eigentliche  Ackerbau  kaum  noch  eine  Rente  abwirft.  Erst  wenn  in 
der  Kloinbauernfamilie  soviel  Arbeitskräfte  vorhanden  sind,  dass  eine  be- 
zahlte Arbeit  unnötig  ist,  kann  der  Boden  eine  Rente  abwerfen.  Unter 
anderen  Umständen  ist  die  Lebenshaltung  der  Bergleute  und  der  Fabrik- 
arbeiter eine  ungleich  bessere,  als  die  des  kleinen  Landmanns.  Vor  allen 
Dingen  ist  es  Tatsache,  dass  das  bare  Geld  bei  den  kU'inen  Gebirgsbaueru 
eine   ausserordentliche   Seltenheit  ist.     Um   zu   barem   Gelde   zu   kommen, 
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müssen  erst  noch  mit  den  schwachen  Eindviehgespannen  die  Produkte  zu 
den  oft  weit  entfernten  Bahnstationen  oder  Marktorten  gefahren  werden. 
Der  Marktpreis  entspricht  dann  niemals  der  aufgewendeten  Arbeit.  Der 
Transport  der  Erzeugnisse  nach  den  Bahnhöfen  ist  in  unseren  Gebirgs- 
gegenden besonders  mühsam.  Die  Technik  des  Bahnbaues  erfordert  eine 
Gewinnimg  der  Höhen  mit  möglichst  geringen  Steigungen  und  so  kommt 
es,  dass  an  den  Berghängen  allmählich  in  die  Höhe  gegangen  werden  muss. 
Die  dann  gewonnene  Höhe  wird  beibehalten  und  erst  später  die  Bahnlinie 
allmählich  wieder  abwärts  geführt.  Da  nun  aber  die  Ortschaften  fast  immer 
in  den  Bachtälchen  liegen,  so  kommt  es,  dass  der  Weg  vom  Dorfe  zur 
Bahnstation  eine  grosse  Höhenüberwindung  verlangt.  In  den  minder  ge- 
birgigen Gegenden,  wo  die  Bahntra^e  dem  Zuge  des  Tales  folgen  kann,  und 
die  Ortschaften  die  Stationen  in  unmittelbarer  Nähe  haben,  liegt  die  Sache 
anders.  Hier  ist  der  Absatz  der  Produkte  leicht,  zudem  ist  die  Möglichkeit 
zu  iudustriellen  Anlagen  gegeben  und  ein  Aufschwung  der  lokalen  wiit- 
schaftlichen  Verhältnisse  die  unmittelbare  Folge.  Man  denke  nur  an  die 
Eifelstrecke  Andernach-Gerolstein. 

Es  ist  deshalb  nicht  wunder  zu  nehmen,  wenn  die  Kleinbauern  viel- 
fach zum  Verkaufe  ihrer  Grundstücke  schreiten.  Früher  war  es  nicht  leicht 
die  Grimdstücke,  die  oftmals  aus  Heideflächen  bestanden,  zu  verkaufen. 
Heute  ist  die  Sachlage  anders.  Das  Grosskapital  hat  die  Tendenz,  diese 
Flächen  zu  dem  billigen  Preise  anzukaufen,  um  sie  aufzuforsten. 

Namentlich  grössere  zusammenhängende  Ödländereien  sind  sehr  be- 
gehrt, wie  mir  ein  Grundstücksmakler  der  Erftgegend  mitteilte,  der  den 
Auftrag  von  einigen  Zuckerfabrikanten  zum  Ankauf  solcher  Ländereien  hatte. 

Ich  glaube  man  geht  nicht  fehl,  wenn  man  dies  den  übermässig  hohen 
Jagdpachten  zuschreibt.  Diese  sind  die  Ursache,  dass  die  Jagdliebhaber 
sich  durch  Ankauf  und  Aufforstung  öder,  spottbilliger  Komplexe  eine  eigene 
Jagd  zu  gründen  suchen.  Letztere  ist  aber  von  einem  zusammenhängenden 
Areal  von  300  Morgen  abhängig.  In  den  seltensten  FäUen  ist  ein  solches 
zu  haben.  Man  kauft  daher  einen  möglichst  grossen  Fetzen  schlechtes 
Land  in  dieser  Lage,  dann  in  dem  Nachbardistrikt  und  sucht  dann  durch 
Ankauf,  wenn  auch  noch  so  wertvoller  Ländereien,  die  Verbindimg  zwischen 
den  gi'össeren  Komplexen  herzustellen,  die,  wenn  gelungen,  die  eigene 
Jagd  zur  Folge  hat!^) 

Wie  schlecht  es  in  manchen  Gebirgski-eisen  Rheinlands  bestellt  ist. 
geht  aus  dem  niedrigen  Grundsteuerreinertrage  hervor.  Dieser  beträgt 
beispielsweise  im  Kreise  Adenau  4,8  M.,  im  Kreise  Montjoie  5,2  M.  und 
im  Kreise  Waldbroel  6,4  M.  pro  Hektar.  Der  Dm-chschnittssatz  für  die 
Rheinprovinz  ist  21,2  M. 

Über  die  Lage  der  Kleinbauern  in  Eifel  und  Hunsrück  heisst  es  in 
der  Denkschrift  des  Präsidiums  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Rhein- 


*)  Jene  Veibindungsstreifen,  die  früher  möglichst  schmal  gekauft  wurden,  gelten 
nach  dem  neuen  Jagdgesetze  nur  dann  als  Jagdverbindung,  wenn  sie  selbst  bejagbar  sind. 
Durch  diese  Bestimmung  wird  die  Bildung  neuer  eigener  Jagden  wesentlich  erschwert. 
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preussen  vom  15.  Juli  1894:  „Sollte  die  Bereitwilligkeit  der  Kleinbauern 
zum  Verkauf  ihrer  Grundstücke  noch  weiter  um  sich  greifen,  dann  wird 
der  Zeitpunkt  nicht  mehr  fern  sein,  wo  das  reichlich  vorhandene  Gross- 
kapital als  Ankäufer  auftritt  und  den  erworbenen  Grund  und  Boden  mit 
Rücksicht  auf  den  niedrigen  Kaufpreis  dadurch  wieder  rentabel  zu  gestalten 
in  der  Lage  ist,  dass  eine  Kulturart  gewählt  wird,  welche  geringeren 
Arbeil  sauf  wand  erfordert,  also  namentlich  die  Umwandlung  in  Wald.  Über- 
lässt  man  die  Agrarentwicklung  in  den  kleinbäuerlichen  Kreisen  der  Rhein- 
provinz sich  selbst,  dann  wii'd  sie  ohne  Zweifel  den  zuletzt  bezeichneten 
Verlauf  nehmen.  Wähi-end  man  also  im  Osten  mit  der  Verteihmg  des 
Grundbesitzes  und  mit  der  Erhaltung  der  Brotfruchtgewinnung,  welche  im 
patriotischen  Interesse  nicht  preisgegeben  werden  darf,  sich  abmüht,  würde 
man  im  Westen  zusehen,  wie  ein  vorhandener  Kleinbauernstand  der  Lati- 
fundienbildung verfällt  und  der  seit  Menschengedenken  zum  Anbau  der 
unentbehrlichsten  Lebensmittel  benutzte  Boden  zu  Wald  umgewandelt  wird 
und  nunmehr  der  Hervorbringung  von  Holz  dient". 

Ich  füge  hier  hinzu,  dass  gerade  die  Aufforstung  in  der  Eifel  sich 
sehr  billig  gestalten  lässt,  denn  die  Leute  sind  in  der  Arbeit  geschult  und 
Pflanzmaterial  wie  Arbeitskräfte  billig.  Die  Pflege  des  Waldes  wird  von 
den  Gemeindewaldwärtern  gern  nebenamtlich  übernommen,  bringt  diese 
Arbeit  doch   den  schlechtbezahlten  Leuten  mancherlei  materielle  Vorteile! 

In  einer  zweiten  Denkschrift  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für 
Rheinpreussen  vom  22.  Februar  1895  an  den  Coblenzer  Regierungs- 
Präsidenten,  wird  über  die  Zustände  in  der  Eifel,  hauptsächlich  im  Kreise 
Malmedy,  geklagt.  Auch  hier  wird  das  Land  verschleudert.  Die  kräftige 
Bevölkerung  zieht  nach  den  Industrieorten  oder  wandert  aus  und  nur 
ältere  Männer  und  Frauen  bleiben  zurück.  Sie  erstehen  die  anscheinend 
billigen  Kaufobjekte  und  häufen  Schulden  auf  Schulden.  „Die  schlechte 
Rentabilität  des  Ackerbaues,  verbunden  mit  der  schweren  Überschuldung, 
verleidet  sehr  vielen  Leuten  die  Freude  an  dem  Beruf,  sie  betrachten  ihre 
Scholle  nur  mehr  als  ein  lästiges  Übel  und  suchen  sich  sobald  als  möglich 
hiervon  zu  befreien.  Von  den  Ausgewanderten  kehren  nur  Mittel-  und 
Arbeitslose  oder  Kranke  zurück,  sie  bilden  dann  nur  mehr'  einen  weiteren 
Ballast  für  die  Einheimischen.  Immense  Flächen  Landes,  auch  wo  der 
Boden  recht  fruchtbar,  liegen  ungenützt  da,  der  Ertrag  davon  wiegt  nicht 
mehr  die  darauf  lastende  Grundsteuer  auf.  Schöne  und  grosse  Wald- 
komplexe, die  früher  im  Besitz  von  Gemeiudeeingesessenen  waren,  sind 
bis  auf  wenige  Hektar  bereits  veräussert  und  in  den  Besitz  von  einigen 
Kapitalisten  und  Industriellen,  die  zum  Teil  noch  im  Auslande  wobnen, 
übergegangen.  Die  Veräusserung  von  Wald  und  zur  Waldanlage  geeigneten 
Grundstücken  findet  noch  fortgesetzt  in  einer  bedenklichen  Weise  statt.  .  .  . 
Herr  Poensgen  und  Konsorten  haben  in  der  Bürgermeisterei  Manderfeld 
ca.  1000  Morg.  Waldbesitz,  Herr  Lambiotte  Vigneron  aus  Brüssel  ein  ebenso 
grosses  Areal  Waldung  erworben.  Herr  P.  sowohl  wie  Herr  L.  V.  kaufen 
beständig  zu  und  suchen  ihren  Besitz  soweit  als  möglich  zu  arrondieren". 
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Wie  der  Abgeordnete  Knebel  im  Abgeordnetenhause  1895  hervorbob, 
zeigen  sich  die  Ausätze  zur  LatifiindienUldimg  sehr  deutlich  in  den  fort- 
gesetzten Vergrösserungen  der  Besitzungen  des  Herzogs  von  Arenberg  in 
der  Eifel,  des  Grafen  von  Nesselrode  im  Westerwald,  der  Familie  Puri- 
CELLi  auf  dem  Himsrück  und  an  der  Mosel,  sowie  des  Geheimrats  von  Boch 
an  der  Saar. 

In  den  Kreisen  Neuivied  und  Altenkirchen  ist  auch  vorwiegend  Klein- 
besitz. Von  den  35  Ortschaften  der  Bürgermeisterei  Altenkii'chen  fand 
sich  bei  11  typischen  Dörfern  folgende  Grundeigentumsverteilung.  Unter 
1  ha  waren  76  Besitzungen  =  24  ^/o;  zwischen  1 — 5  ha,  150  Besitzungen  = 
48%;  zwischen  5—10  ha,  54  Besitzungen  =  17%;  zwischen  10 — 25  ha, 
36  Besitzungen  =  11%-^)  Sieht  man  die  Besitzungen  über  5  ha  als  solche 
an,  die  allein  zur  Ernährung  einer  Bauernfamilie  hinreichen,  so  sind  nur 
28%  hierzu  imstande. 

Im  Kreise  Neuiuied  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich.  In  beiden  Kreisen 
findet  sich  noch  ein  beträchtlicher  Fideikommissbesitz  (Fürst  zu  Wied  usw.). 
Dieser  beträgt  im  Kreise  Altenkirchen  12051  //a=18,9%  des  gesamten 
Flächeninhalts  und  6506  ha  im  Kreise  Neuwied  =  10,5%  des  Flächen- 
inhalts (1895).  Während  einige  Teile  dieser  Kreise  vollständig  auf  den 
Ackerbau  angewiesen  sind,  bietet  sich  in  anderen  Gelegenheit  zu  industriellem 
Nebenerwerb.  So  in  den  KRUPPschen  Eisengruben  bei  Horhausen,  bei  der 
Eisengi'ube  der  Heinrichshütte  bei  Hamm  an  der  Sieg,  in  der  Gegend  von 
Betzdorf  und  Daaden,  Kirchen,  Herdorf,  Gebhardshain^)  usf. 

Gegen  die  Eifel  haben  diese  Kreise  jedoch  noch  grosse  Vorzüge.  Vor 
allem  ist  der  Boden  keineswegs  steril,  er  ist  im  Gegenteil  sehr  häufig 
überaus  schwer  und  tiefgründig.  Eine  Durchlüftung  dui-ch  Drainagen  ist 
daher  sehi-  erforderlich.  Neben  dem  Kreise  Düren  ist  der  Kreis  Alten- 
kirchen derjenige,  wo  die  meisten  Zusammenlegungen  stattgefunden  haben. 
Über  deren  Wirkungen  wird  noch  später  berichtet  werden. 

Ohne  eigentlich  jeden  Zusammenhang  mit  der  Rheinprovinz  liegt  noch 
der  zu  ihr  gehörige  Kreis  Wetzlar  an  der  Lahn.  Hier  existieren  eine 
grosse  Zahl  Zwergwirtschaften,  die  kaum  existenzfähig  sind.  In  grossem 
Gegensatze  hierzu  stehen  die  ausgedehnten  Besitzungen  der  Standesherren, 
Fürsten  von  Solms-Braunfels  und  Solms-Hohensolms-Lich.  Sie  bestehen 
zum  grössten  Teüe  in  Wald.  Von  dem  Gesamtflächeninhalt  des  Ki-eises 
kommen  4566  ha  =  8,6  %  auf  Fideikommisse.  Die  Waldfläche  derselben 
beträgt  3131  /ia  =  5,9%  des  Kreises. 

Über  die  Besitzverhältnisse  in  den  einzelnen  Orössenklassen  gibt  die 
für  sämtliche  Kreise  der  Rheinprovinz  beigefügte  Tabelle,  S.  44 — 51,  detail- 
lierte Auskunft. 

Die  oben  angeführten  Ansätze  zur  Latifundienbildung  lassen  sich  tat- 
sächlich auch  statistisch  wahrnehmen.     Die  Statistik  von  1878  imd  1893. 


'■)  BcNGEROTH,   Die   bäuerlichen  Verhältnisse   in   der   Bürgermeisterei  Altenkirchen 
Bäuerliche  Zustände  I,  S.  186. 

*)  ScHLiTTE,  Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  Leipzig  1886,  S.  789. 
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auf  Grund  der  Gebäudesteuerrevisionen,  ergibt  deutlich  einen  Rückgang 
des  Mittel-  und  Grossbäuerlichen  Besitzes,  sowohl  was  die  Anzahl  der  Be- 
sitzungen, als  auch  deren  Fläche  betrifft. 

In  der  Rheinprovinz  betrug  die  Zu-  oder  Abnahme  der  Zalil  der 
Besitzungen  von  1878—1893:1) 

Mit  einem  Grundsteuer-Reinertrage  von 

unter  10      10—30      30—50      50—100    100—500   500—2000   üb.  2000 

überhaupt  rpj^  rpj,.  rpjj.  r^^^  rpjj.  rp^j.  rpjj. 

+  10  566      +11970         +515      —413       —726        —799  +5  +14 

(Staat +72  008       +52  528     +21014     +4033       —981       —4667  +78  +3) 

Die  Zu-  oder  Abnahme  der  nidzharen  Fläche  in  der  gleichen  Periode 
in  denselben  Grundsteuer-Reinertragsklassen: 

ha  ha  ha  ha  ha  ha  ha  ha 

—  7644      +5343      +1510         +130    —7124     —13502     +4027       +2232 
(Staat  — 105  227  +108  968  +135  288    +15  621  —74  688  —162  875  —13  204  -114  337) 

Wenn  auch  die  Richtigkeit  der  statistischen  Angaben  keine  absolute 
ist,  da  die  Statistik  die  Veränderungen  in  dem  Bestände  der  ländlichen 
Privat- Besitzungen'^)  nur  insoweit  registriert,  als  sie  steuertechnisch  in 
Betracht  kommen,  so  wird  sie  trotzdem  die  Tendenz  der  Grundeigentums- 
bewegung während  der  angegebenen  Periode  erkennen  lassen. 

Die  Verteilimg  auf  die  Regierungsbezirke  zeigt  die  Tabelle.  Auch 
die  Betriebsstatistik  von  1882,  verglichen  mit  derjenigen  von  1895,  lässt 
die  recht  beträchtliche  Vermehi'ung  der  Grossbetriebe  erkennen. 

Grossbefriebe. 


Regierungs- 
Bezirk' 

Anzahl 

Fläche 

Anzahl 

Fläche 

Vermehrung  von  1882 

(1882) 

(1895) 

bis  1895  in  »/o 

ha 

ha 

Anzahl 

Fläche 

Aachen 

Coblenz     .... 

Cöln 

Düsseldorf     .     .     . 
Trier 

41 
12 
91 
68 
34 

5  634 

2  131 

12  343 

9  946 

5  859 

46 
30 
115 
76 
36 

7133 

6  237 
15  858 
11499 

7  598 

12,2 

150,0 

26,4 

11,8 

5,9 

26,6 
202,0 
28,4 
15,6 
30,2 

Rheinprovinz: 

246 

35  913 

303 

48  325 

23,2 

34,6 

Am  stärksten  ist  demnach  die  Vermehrung  des  Orossgrundhesitzes  im 
Regierungs-Bezirk  Coblenz.  Gerade  hier  nimmt  der  Übergang  der  Güter 
in  die  Hände  der  Kapitalisten  und  Industriellen  von  Jahr  zu  Jahr  zu. 
„Mit  diesen  Personen",  so  heisst  es  in  dem  Berichte  des  Landgeiichtes 
ßonn^)  „kann  der  Landwirt  nicht  in  Konkuirenz  treten,  weil  er  auf  eine 
Verzinsung  seines  Geldes  sehen  muss,  die  Kapitalisten  und  Industriellen 
aber  von  dem  ländlichen  Besitze  Ansehen  erwarten  und  diesen  Faktor  bei 


>■)  Meitzen  a.  a.  0.  VI.,  S.  512  u.  513. 
2)  Siehe  Tabelle  S.  42. 
»)  Seking  I,  S.  126. 
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dem  Preise  mit  bezahlen.  Unter  solchen  Verhältnissen  ist  es  nicht  be- 
fremdend, dass  der  Laudwüt  den  Gedanken  auf  Erhaltimg  des  Besitzes 
in  der  Familie  aufgibt  imd  seine  Nachkommen  zu  Gutspächtern  bestimmt." 

Auch  der  Amtsrichter  zu  CÖln  schreibt/)  dass  die  grösseren  Güter 
häufig  von  Kapitalisten  angesteigert  werden,  wenn  die  Erblasser,  um  ihren 
Kindern  gleichmässige  Abfindung  gestatten  zu  können,  und  die  Belastung 
es  einem  Kinde  nicht  mehr  gestattet,  die  Geschwister  durch  Barzahlung 
abzufinden,  zur  Veräusserung  schi"eiten.  Das  Amtsgericht  Jülich  kommt 
dann  sogar  zu  der  Bemerkung,  dass  der  ländliche  Grundbesitz  nicht  an  den 
Fehlern  des  Erbrechts,  sondern  an  dem  Auskauf  durch  das  Kapital  kranke. 

Wenn  man  tatsächlich  überall  in  der  Rheinprovinz  das  Herabsinken 
vieler  Gutseigentümer  zu  Outspächtern  feststellen  kann  —  die  sich  oftmals 
als  Pächter  pekuniär  besser  stehen  als  früliere  Eigentümer  —  so  zeigt  sich 
fast  eine  Eückbildung  zu  den  Zuständen  früherer  Jahrhunderte.  Damals 
waren  die  Eigentümer  mächtige,  weltliche  oder  geistliche  Herren  mit 
lehnbaren  Gutsinhabern  und  in  Zukunft  werden  es  Fideikommissbesitzer 
und  namentlich  Geldmänner  sein.  Würde  diese  Latifundienbildung  einen 
erheblichen  Umfang  annehmen,  so  würde  der  Einfluss  der  Kapitalisten 
—  als  bei  der  landwirtschaftlichen  Produktion  dii'ekt  beteiligt  —  sehr 
bestimmend  für  die  landwirtschaftliche  Preisbildung  werden. 

Die  Pachtungen  haben  in  der  Rheinprovinz  eine  sehr  grosse  Aus- 
dehnung genommen.  Beachtenswert  ist  es,  dass  gerade  im  Gebiete  des 
vorwiegenden  Körnerbaues,  namentlich  in  den  Kreisen  Neuss,  Grevenbroich, 
Bergheim,  Jülich,  Düren  und  Cöln-Land,  die  Pachtungen  bis  zu  einem 
Drittel  der  Wiitschaftsfläche  einnehmen.  Dass  besonders  hier  in  der 
fi'uchtbaren  Gegend  das  Pachten  üblich  ist,  ist  aus  mancherlei  Ursachen 
erklärlich. 

Zum  ersten  sind  hier  in  den  Kreisen  eine  grosse  Anzahl  adeliger 
Besitzer,  namentlich  an  der  Erft,  die  ihre  Güter  nicht  selbst  bewirt- 
schaften, weiter  gehen  oft  aus  den  Familien  der  Gutsbesitzer  höhere 
Beamte  hervor,  oder  die  Töchter  sind  an  solche  verheiratet,  die  dann, 
wenn  ihnen  das  Gut  als  Erbe  zufällt,  auch  zur  Vei-pachtung  schreiten.  Ein 
Hauptgrund  füi'  die  Sitte  des  Zupachtens  liegt  aber  darin,  dass  der  Gross- 
gi'undbesitz  häufig  aus  vielen  kleinen  Parzellen  besteht,  die  in  den  Ge- 
markungen zerstreut  liegen,  also  eine  Bearbeitung  von  einem  Wirtschafts- 
hofe aus  unrationell  erscheinen  lassen.  Der  kleinere  Besitz  ist  aber  derart 
dezimiert,  dass  sich  das  Halten  eines  Pferdes  nicht  lohnt  und  mit  Pferden 
wollen  selbst  die  kleineren  Bauern  in  diesen  Ki'eisen  arbeiten.  Das  Land 
ist  vorzugsweise  eben  und  für  Pferdegespann  besonders  geeignet.  Da  bleibt 
nun  nichts  übrig,  als  soviel  Land  zuzupachten,  dass  füi'  ein  Pferd  eventl. 
noch  nebenher  für  einen  Ochsen  Arbeit  da  ist.  Da  das  Bauen  mit  den 
üblichen  Balancepflügen  bei  manchem  Boden  mit  einem  Pferde  zu  schwer 
ist,  sieht  man  bei  kleinen  Pächtern  auch  oftmals,  dass  Pferd  und  Ochse 
zusammen  gespannt  werden. 

»)  Sebikg  I,  S.  126. 
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In  der  Aufnahme  über  die  h}^othekarische  Verschuldung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes  im  Jahre  1882  blieb  die  Rheinprovinz  mit  Rücksicht 
auf  das  Hypothekenrecht  des  code  civile  von  der  Statistik  ausgeschlossen.^) 
Ausser  einigen  monographischen  Darstellungen  von  einzelnen  Gemeinden 
besitzen  wir  in  der  Rheinprovinz  keine  brauchbare  Verschuldungsstatistik. 
Die  Statistik  von  1886,  die  allerdings  die  Rheiuprovinz  berücksichtigt,  ist 
für  diese  weniger  beweiski'äftig.  Es  liegt  dies  an  den  Grundbuchver- 
hältnissen. Erst  wenn  die  Grundbücher  längere  Jalire  angelegt  sind, 
werden  sie  über  die  Hypothekenschulden  einigermassen  Auskunft  geben 
können.  Damit  ist  aber  nicht  genug,  denn  zur  richtigen  Beurteilung  der 
Verschuldung  gehört  auch  eine  Kenntnis  der  Personalschulden,  deren 
Erfassung  überaus  schwierig  ist.^) 

Wie  man  in  den  landwirtschaftlichen  Kreisen  von  der  Verschuldung 
denkt,  imd  auf  welche  Ursachen  man  sie  zurückführt,  lassen  die  59  Be- 
richte erkennen,  welche  die  Lokalabteilungen  des  landwiitschaftlichen 
Vereins  für  Rheinpreussen  im  Jahre  1882  dem  Minister  für  Landwirtschaft 
vorlegten. 

„Die  Frage,  ob  eine  besondere  Höhe  oder  schnelle  Zunahme,  der 
Verschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes  in  den  letzten  Jahren  in  der 
Rheinprovinz  wahrzunehmen  sei,  wui'de  von  38  Lokalabteilungen  bedingungslos 
bejaht.  Alle  sprachen  sich  dahin  aus,  dass  eine  Zunahme  der  Verschuldung 
in  den  letzten  10  Jahren  nicht  zu  verkennen  sei.  Elf  Lokalabteilungen 
gaben  eine  Verschuldung  oder  Abnahme  des  Wohlstandes  wohl  zu,  nicht 
aber,  dass  dieselbe  sich  gerade  in  dem  letzten  Jahrzehnt  vollzogen  habe. 
In  9  Lokalabteilungen  konnte  eine  besondere  Höhe  oder  schnelle  Zunahme 
der  Verschuldung  überhaupt  nicht  wahrgenommen  werden  und  eine  (Ahr- 
weiler) berichtet  sogar,  dass  im  letzten  Jahrzehnt  der  Wohlstand  eher 
zugenommen  habe.  Auf  die  5  Regierungsbezii'ke  der  Provinz  verteilen  sich 
diese  Stimmen  folgendermassen. 

Die    Verschuldung  wurde: 

unbedingt        bedingungsweise  .  nicht 

bejaht  bejaht  berichtet 

Aachen 8  1  1  — 

Coblenz 3  6  3  — 

Cöln 5  1  2  2 

Düsseldorf 13  2  2  1 

Trier 9  2  1  1 

In  den  Bezirken  Trier  und  Coblenz  trat  die  Verschuldung  besonders 
in  den  Ortschaften  mit  kleinem  Winzerstande  hervor"  (1882).^) 

Als  Grund  der  Verschuldung  wurden  in  den  59  Berichten  der  Lokal- 
abteilungen angeführt: 

1)  Meitzen  vi,  S.  450. 

«)  Näheres  Sering  I,  S.  120-124. 

^)  Festschrift  des  Landw.  Vereins  a.  a.  0.,  S.  502. 
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Schlechte  Ernten     .     .     .     , 43  mal. 

Niedrige  Preise 9  „ 

Schlechte  AVirtschaft 22  „ 

Zu  geringes  Betriebskapital 21  „ 

Zu  teuerer  Landankauf: 

a)  bei  Erbteilungen 23  „ 

b)  bei  sonstigen  Versteigerungen 23  „ 

Zu  hohe  Steuern 23  „ 

Zu  hohe  Löhne 13  „ 

Steigender  Luxus 13  „ 

Mangel  an  geeigneten  Kreditanstalten   ....  8  „ 

Zersplitterung  des  Grund  und  Bodens^)     ...  13  „ 

Die  vorstehenden  Angaben  sind  natüiiich  nicht  geeignet,  eine  Grund- 
lage zu  absoluten  Schlüssen  zu  geben,  aber  immerhin  dürften  sie  gewisse 
Richtlinien  bilden. 

Obenan  stehen  die  schädlichen  Einwirkungen  der  schlechten  Ernten. 
Vor  allen  Dingen  haben  hierunter  die  Zwergwirtschaften  unserer  Gebirgs- 
kreise  zu  leiden.  Namentlich  wird  hiervon  Eifel  und  Himsrück  betroffen. 
Mangels  Nebenverdienstes  in  der  Industrie  sind  ihre  Bewohner  allein  auf 
d^  Ertrag  ihi'es  überaus  parzellierten  und  in  einigen  Lagen  kaum  zugäng- 
lichen Bodens  angewiesen. 

Schlägt  mal  die  Hafer-  oder  Kartoffelernte  fehl,  so  treten  in  vielen 
Ortschaften  wii'kliche  Notstände  ein. 

Die  Vermögenslage  der  Gebirgsbauern  ist  stetig  zurückgegangen.  Aus 
der  Notlage  herauszukommen,  ist  nur  möglich,  durch  eine  neue  Einrichtimg 
der  Gemarkungen,  die  eine  freie,  ungehinderte,  beste  Bewiilschaftung  mit 
starkem  Futterbau  unter  Anwendung  aller  technischen  Hilfsmittel,  wie 
Drainage,  bessere  Ackergeräte  usf.  bei  Aufwendung  geringer  Ai'beitskraft 
ermöglicht.     (Einführung  einer  rationellen  Fruchtwechselwiitschaft.)^) 

Mit  Recht  sucht  v.  Miaskowski  die  Ursachen  der  ländlichen  Ver- 
schuldung nicht  nur  in  der  Vermehrung  der  Produktionskosten,  in  der 
Steigerung  der  Arbeitslölme,  der  die  Arbeitsleistungen  jedoch  keineswegs 
Schritt  halten,  in  der  Erhöhung  der  Lebensansprüche  der  bäuerlichen 
Besitzer  usf.,  sondern  auch  in  der  Grundbesitz  Verteilung.  Namentlich  sind 
in  der  Rheinprovinz,  in  Nassau,  HohenzoUern,  Thüringen  und  Oberschlesien 
die  zuweit  getriebene  Parzellierung  des  Bodens,  der  Mangel  an  Zugäng- 
lichkeit der  einzelnen  Parzellen,  der  vielfach  noch  bestehende  Flurzwang  usw. 
ein  Haupthemmnis  einer  rationellen  Kultur.  ^)  Dies  trifft  hauptsächlich  *' 
unsere  rheinischen  Gebirgsgegenden  zu. 

Es   ist   daher  eine  erfreuliche  Erscheinung,   dass  gerade  die 
Gegenden,   die  Hauptzentren   der  Grundstückszusammenlegunger 
lande  geworden  sind. 

^)  Festschrift  des  landw.  Vereins  für  Rheinpreussen  a.  a.  0.. 
*)  Preussens  Landwirtschaftliche  Verwaltung  1881 — 1883 
»)  Thiels  Landw.  Jahrbücher  Bd.  12,  Suppl.  I,  1883,  S. 
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Der  Mangel  geeigneter  Kreditinstitute,  der  in  den  Berichten  von  1882 
ebenfalls  aufgeführt  wurde,  dürfte  wohl  jetzt  nicht  mehi^  bestehen.  Heute 
ist  sowohl  für  Real-  als  Personalkredit  gesorgt.  (Eheinische  Provinzial- 
hilfskasse,  Raiffeisenvereine,  Bauernvereine  usw.)  Es  lag  in  der  Eigenart 
des  rheinisch-französischen  Rechtes,  dass  sich  das  Kreditwesen  in  der 
Rheinprovinz  niekr  nach  der  Seite  des  Personal-  als  des  Realkredits  ent- 
wickelte; denn  der  Maugel  an  einem  geordneten  Grundbuchwesen,  die  oft 
unüberwindliche  Schwierigkeit  des  rechtlichen  Nachweises  über  das  Eigentum 
des  Besitzers  an  dem  zu  verpfändenden  Grundstücke,  die  Geltung  gesetz- 
licher Pfandrechte  und  Vorrechte,  die  Resiliationsklage  des  Verkäufers  usw. 
machten  es  einem  öffentlichen  Kreditinstitute,  das  weniger  als  Private 
persönliches  Vertrauen  schenken  konnte,  unmöglich,  Realkredit  in  einem 
dem  Bedürfnisse  entsprechenden  Mafse  zu  gewähren. 

Von  ausserordentlicher  Bedeutung  waren  daher  die  gesetzgeberischen 
Mafsnahmen,  die  zur  Reform  der  für  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
völlig  unzureichenden  rheinischen  Hypothekenverfassung  getroffen  w^urden. 
Nachdem  zuerst  durch  das  Gesetz  vom  1.  Juli  1885  die  Überleitung  des 
rheinischen  Immobilienrechtes  zu  dem  des  in  den  anderen  Provinzen  längst 
geltenden  Grundbuclirechts  geschehen  war,  wurde  ein,  die  definitive  Ein- 
führung des  Orundhuchsystems  im  Gebiete  des  rheinischen  Rechts  regelnder 
Gesetzentwurf  aufgestellt. 

Das  Gesetz  selbst  trat  am  12.  April  1888  in  Kraft.^) 

Hierdurch  gelangte  der  rheinische  Grundbesitz  in  den  Genuss  der  zu 
lange  entbehrten  Vorteile  eines  klaren,  gesicherten  Rechtszustandes. 

„In  der  neuesten  Zeit  sind,"  sagt  Meitzen  (VI,  S.  563),  „bei  der 
Bewegung  des  Grundhesitzes  zwei  Tatsachen  besonders  bemerkenswert: 
einerseits  die  innere  Kolonisation,  andererseits  das  Wachstum  des  Klein- 
grundbesitzes, veranlasst  durch  das  Wachstum  der  Bevölkerung  und  durch 
die  Industrie.  Allein  der  zahlenmässige  Einfluss  beider  Tatsachen  ist  bisher 
nicht  sehr  bedeutend.  Denn  einerseits  ist  die  gesamte  zur  inneren  Koloni- 
sation bestimmte  Fläche  geringfügig  im  Verhältnis  zum  Grossgrundbesitz, 
andererseits  ist  das  von  der  Industrie  in  Anspruch  genommene  Terrain  nur 
ein  geringer  Bruchteil  der  land-  und  forstwirtschaftlich  benutzten  Fläche. 
Daher  ergibt  auch  ein  Vergleich  der  Grundbesitzverteilung  von  1882  bis 
1895,  sowie  von  1878 — 1893  —  abgesehen  davon,  dass  hier  noch  andere 
Momente  einwirken  —  doch  im  ganzen  gegenüber  dem  ursprünglichen  Be- 
stände nur  eine  verhältnismässig  minimale  Verschiebung." 

Was  Meitzen  allgemein  anführt,  trifft  vornehmlich  für  die  Rhein- 
provinz zu;  hier,  wo  doch  grösstenteils  das  Recht  der  freien  Teilbarkeit 
besteht  und  wo  eine  so  starke  Volksvermehrimg  stattgefunden  hat,  ist  die 

*)  Für  den  ehemaligen  Jiistizsenat  Ehrenbreitstein  war  bereits  am  30.  Mai  1873  ein 
Gesetz  über  das  Grundbuchwesen  erlassen  worden.  Dieses  Gesetz  sowohl,  wie  dasjenige 
von  1888  für  den  Geltungsbereich  des  Rheinischen  Rechtes,  wurde  ausser  Gültigkeit  gesetzt 
durch  das  Ausführungsgesetz  zur  Grundbuchordnung  vom  26.  September  1899.  Infolge- 
dessen gilt  jetzt  in  der  ganzen  Rheinprovinz  die  Reichsgrundbuchordnung  vom  24.  März  1897. 
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Durchschnittsgrösse  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  seit  1882 — 1895  nui' 
von  2.8  ha  auf  2.7  ha  zurückgegaug-eu ;  dagegen  im  preussischen  Staate 
während  des  gleichen  Zeitraums  von  G.9  Jia  auf  6,5  ha.  In  den  einzelnen 
Regierungsbezirken  der  Provinz  beträgt  die  Reduktion  der  Dui'chschnitts- 
f lache  gleichmässig  gegen  1882  rund  0,1  ha. 

Näheres  ergibt  folgende  Zusammenstellung: 

Durchschnittsgrössen  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  der  Rheinprovinz 
im  Jahre  1882  und  1895. 


Zähljahr 

Der  Betriebe 

Durchschnitts- 

Regierungs-Bezirk : 

Anzahl 

Grösse 

grosse   eines 
Betriebes 

ha 

ha 

Aachen 

1882 

61903 

200  944 

3,25 

1895 

65  843 

208  073 

3,16 

Coblenz 

1882 

95149 

259  523 

2,73 

1895 

99  984 

261  684 

2,62 

Cöln 

1882 

77  259 

226  743 

2,94 

1895 

78  788 

226  142 

2,84 

Düsseldorf 

1882 

156  575 

346  330 

2,21 

1895 

173182 

355  786 

2,05 

Trier 

1882 

94  446 

314  922 

3,34 

1895 

100  680 

326  824 

3,24 

Rheinprovinz    .... 

1882 

485  332 

1  348  462 

2,78 

1895 

519  477 

1  378  609 

2,66 

Staat  

1882 

3  040  196 

20  853  532 

6,86 

1895 

3  308  126 

21  372  025 

6,46 

Zur  Illustrierung  der  starken  Volksvermehrung  möge  folgendes  ange- 
führt werden: 

Im  Jahre  1871  hatte  die  Rheinprovinz  3579347  Einwohner  und  stand 
an  achter  Stelle,  nach  der  Volkszählung  vom  1.  Dezember  1900  übertrifft 
sie  mit  6432929  Seelen  alle  anderen  Provinzen.  Die  Rheinprovinz  hat 
jetzt  soviel  Einwohner  wie  Westpreussen,  Pommern,  Posen  imd  Schleswig- 
Holstein  zusammen.  Der  Regierungsbezirk  Düsseldorf  allein  ist  mit  seinen 
fast  3  Millionen  Einwohnern  grösser  als  jede  Provinz  mit  Ausnahme  von 
Brandenburg,  Schlesien  und  Westfalen.  Der  kleine,  nicht  sehr  industrielle 
Kreis  Waldbröl  (Reg.-Bez.  Cöln)  hat  mit  2377  Personenzuwachs  eine 
grössere  Bevölkerungszunahme  als  der  ganze  Reg.-Bez.  Gumbinnen  mit 
2088  Personen.  Der  Ki-eis  Saarbrücken  übertrifft  mit  einem  Bevölkerungs- 
zuwachs von  37977  Personen  den  der  ganzen  Pro\inz  Ostpreussen  um 
10  Personen. 

Dieser  Zuwachs  ist  jedoch  keineswegs  nur  auf  Konto  der  Industrie 
zu  setzen,  denn  der  überwiegend  landwirtschaftliche  Kreis  Altenkirchen 
hat  z.  B.  eine  Zunahme  von  6,68  ^/q,  dagegen  haben  die  hochindustriellen 
Provinzen  Schlesien  und  Sachsen  nur  eine  solche  von  5.71  %  bezw.  5,16  %. 

Wenn  man  sich  diese  enorme  VoLksvermehrung  in  der  Rheinprovinz 
vergegenwärtigt  und  die  Erbsitte  der  Natui-alteilung  in  Betracht  zieht,  so 
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muss  man  sich  tatsächlich  wundern,  dass  die  Dezimierung  der  Durch- 
schnittsiüirtschaftsfläche  keine  grössere  ist.  Beständen  nun  diese  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  aus  arrondierten  Besitzungen,  so  wäre  bei  der  grossen 
Fruchtbarkeit  der  Kheinproviuz,  abgesehen  natürlich  von  den  hochliegenden 
Wirtschaften  des  Gebu'ges,  deren  kleine  Durchsclinittsfläche  weniger  be- 
denklich. Es  kommt  aber  hinzu,  dass  die  Besitzungen  an  einer  zuweit- 
geh  enden  Parzellierung  des  Bodens  zu  leiden  haben. 

Anzahl  und  nufzbare  Fläche  der  ländlichen  Privatbesitzungen  der  Rheinprovinz 

im  Jahre  1878  und  1893. 
Von  je  100  Besitzungen  fallen  auf  die  Besitzungen  in  den  Grundsteuerreinertrags 
klassen  von: 


Regierungs- 

Zähl- 

unter 

10—30 

30—50 

50—100 

100-500 

500—2000 

üb. 2000 

Bezirk: 

jahr 

10  Taler 

Taler 

Taler 

Taler 

Taler 

Taler 

Taler 

Aachen     .     .     . 

1878 

46,1 

27,0 

9,4 

8,8 

7,6 

1,0 

0,1 

1893 

48,9 

26,3 

8,6 

8,1 

7,0 

1,0 

0,1 

Coblenz    .     .     . 

1878 

47,7 

31,3 

11,0 

7,2 

2,7 

0,1 

0,01 

1893 

49,7 

30,4 

10,4 

6,9 

2,5 

0,1 

0,02 

Cöln     .... 

1878 

48,0 

27,5 

9,4 

7,8 

6,0 

1,1 

0,2 

1893 

50,0 

26,5 

8,7 

7,5 

5,5 

1,0 

0,2 

Düsseldorf    .     . 

1878 

47,1 

21,3 

7,7 

8,8 

12,7 

2,3 

0,1 

1893 

49,0 

20,7 

7,3 

8,2 

12,2 

2,4 

0,2 

Trier    .... 

1878 

49,4 

29,0 

10,5 

7,9 

3,1 

0,1 

0,01 

1893 

51,8 

28,1 

10,4 

7,0 

2,6 

0,1 

0,01 

Rheinprovinz: 

1878 

47,8 

27,7 

9,8 

8,0 

5,8 

0,8 

0,1 

1893 

50,2 

26,9 

9,3 

7.4 

5,3 

0,8 

0,1 

Staat: 

1878 

41,4 

24,7 

9,8 

10,3 

11,7 

1,7 

0,4 

1893 

42,9 

24,9 

9,6 

9,7 

10,9 

1,6 

0,4 

Von  je  100  ha  nutzbarer  Fläche  entfallen    auf  Besitzungen   in   den   Gruudsteuer- 


reinertragsklassen  von : 
Aachen     .     .     . 

Coblenz    .     .     . 

Cöln     .... 

Düsseldorf    .    . 

Trier    .... 

Rheinprovinz: 
Staat: 


1878 
1893 
1878 
1893 
1878 
1893 
1878 
1893 
1878 
1893 

1878 
1893 
1878 
1893 


11,3 
11,5 
13,3 
13,9 
10,5 
10,9 

5,4 

5,5 
11,6 
12,5 

10,2 
10,7 
3,9 
4,4 
Häusler- 
Besitz 


23,2 
23,5 
30,9 
31,3 
22,2 
22,1 
9,1 
9,1 
26,7 
27,2 

22,1 
22,4 
8,9 
9,4 
Klein- 
Besitz 


12,7 
12,5 
18,1 
18,0 
12,9 
12,5 
6,6 
6,5 
17,8 
18,7 

13,7 

13,7 

7,0 

7,1 

klein-. 


14,3 
13,8 
16,3 
16,0 
14,1 
14,2 
12,8 
12,3 
20,6 
19,7 

15,9 
15,4 
12,4 
12,2 
mittel-, 


22,5 
21,7 
11,0 
10,5 
19,8 
18,9 
41,5 
41,0 
17,8 
16,2 

23,0 
22,1 
29,4 
28,9 
gross- 


bäuerlicher Besitz 


11,9 

13,1 

2,9 

2,9 

15,1 

15,1 

19,7 

20,5 

3,9 

4,1 

10,6 
10,9 
18,2 
18,2 


4,1 

3,9 
7,5 
7,4 
5,4 
6,3 
4,9 
5,1 
1,6 
1,6 

4,5 

4,8 
20,2 
19,8 


Gross-Besitz 


(Siehe  Tabellen  S.  44—51). 
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Nach  der  1870  vom  Finanzmiiiisteriuiu  veröffentlichten  Grund-  und 
Gebäudesteuerveranlagung  waren  in  den  einzelnen  Regierungsbezii^ken  an 
Parzellen  vorhanden : 


Regierungs-Bezirk : 

Parzellen- 
zahl 

Fläche  des 

land-  und 

forstwirtschl. 

Areals 

ha 

Durch- 
schnittsgrösse 
der  Parzellen 

a 

Aachen 

Coblenz 

Cöln 

Düsseldorf 

Trier 

1  251  033 
4  255  590 
1813  410 
843  498 
3  809  779 

398  432 
576  689 
378  087 
505  303 
692  881 

31,8 
13,5 
20,8 
59,9 

18,2 

Rheinprovinz: 

11973  310 

2  551  392 

21,3 

Es  wüi'de  demnach  die  Durchsclinittsgrösse  in  der  Provinz  21,3  a 
sein.  Dies  trifft  jedoch  keineswegs  zu.  Da  die  Statistik  die  forstwirt- 
schaftlich benutzte  Fläche  einschliesst,  so  werden  bei  der  Durchschnitts- 
berechnung die  grossen  Weide-  und  Waldparzelleu,  deren  Grösse  oft  100  ha 
und  mehr  erreicht,  mit  einbezogen.  Ein  besseres  Bild  wird  sich  ergeben, 
wenn  man  die  alten  Katasterparzellen,  die  bis  jetzt  der  Zusammenlegung 
unterworfen  wurden,  zur  Durchschnittsberechnung  heranzieht.  Und  zwar 
aus  dem  Grunde,  weil  gewöhnlich  die  grossen  Weiden  und  Waldungen  von 
der  Zusammenlegung  ausgeschlossen  sind.  Die  in  einzelnen  Fällen  mit  zur 
Umlegung  kommenden  grösseren  Wald-  und  Weideparzellen  w^erden  in  das 
richtige  Durchschnitts  Verhältnis  wieder  kommen  diu'ch  die  vereinzelt  zur 
Zusammenlegung  kommenden  Ortslagen,  mit  den  vielen  kleinen  Parzellen. 
Die  Untersuchung  der  384  Gemeinden,  deren  Zusammenlegung  bis  Ende 
1906  vollendet  war,  hatte  in  bezug  auf  die  Durchschnittsparzellengrösse 
folgendes  Ergebnis: 


Regierungs-Bezirk : 

Anzahl 
der  beob- 
achteten 

Ge- 
meinden 

Gesamt- 
grösse 

ha 

Anzahl 
der 
Kataster- 
parzellen 

Durch- 
schnitts- 
grösse  der 
Parzellen 

a 

Aachen 

Coblenz 

Cöln 

Düsseldorf 

Trier 

55 
227 

41 
21 

40 

24  249 
41961 
12  321 
7  000 
12  667 

97  968 

489  341 

67  320 

13  922 

122  759 

24,8 
8,6 
18,3 
50,3 
13,2 

Rheinproviuz: 

384 

98198 

791  310 

12,4 

Vergleicht  man  nun  das  Ergebnis  der  Untersuchung  von  1870  mit  der 

von  mir  angestellten,  so  zeigt  sich  folgende  Differenz  in  der  Durchschnitts- 

parzellengrösse. 

(Fortsetzung  des  Textes  Seite  52.) 
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Anzahl  und  landwirtschaftliche  Fläche  der  Landwirtschaftsbetriebe  der  Rheinprovinz 

auf  Grund  der  Betriebszählung  vom 

(Zusammengestellt  nach  Meitzen,  Der  Boden 


Zählungs- 
jahr 

Zahl  der  Betriebe 

Bezeichnung 

Gesamtzahl 

der 

Betriebe 

in  den  Grössenklassen 

der 
Kreise: 

unter 
2  ha 

1    «/.. 

2-5 

ha 

/o 

5—20  ha 

1      /o 

20— 
ha 

100 

'o 

1.  Erkelenz  .... 

1882 

7  039 

4  831 

68,63 

1043 

14,82 

1069 

15,18 

94 

1,34 

1895 

6  587 

4  435 

67,33 

960 

14,57 

1061 

16,11 

128 

1,94 

2.  Heinsberg    .  .  . 

1882 

6  813 

4  359 

63,98 

1613 

23,68 

808 

11,86 

33 

0,48 

1895 

6  744 

4  193 

62,18 

1669 

24,75 

845 

12,53 

36 

0,53 

3.  Geilenkirchen    . 

1882 

4  597 

2  919 

63,50 

884 

19,22 

727 

15,81 

65 

1,43 

1895 

4  617 

2  938 

63,63 

922 

19,97 

692 

14,99 

62 

1,34 

4.  Jülich 

1882 

6  357 

4  112 

64,68 

910 

14,31 

1171 

18,42 

158 

2,49 

1895 

7  006 

4  744 

67,71 

891 

12,72 

1194 

17,04 

170 

2,43 

5.  Düren 

1882 

9139 

6  238 

68,26 

1264 

13,83 

1385 

15,15 

227 

2,48 

1895 

9  776 

6  935 

70,94 

1136 

11,62 

1413 

14,45 

267 

2,73 

6.  Aachen  (Stadt). 

1882 

233 

94 

40,34 

67 

28,76 

63 

27,04 

9 

3,86 

1895 

193 

61 

31,61 

44 

22,79 

80 

41,45 

8 

4,15 

7.  Aachen  (Land)  . 

1882 

9  524 

7  670 

80,53 

912 

9,58 

783 

8,22 

155 

1,63 

1895 

12  123 

10185 

84,02 

919 

7,58 

851 

7,02 

164 

1,35 

8.  Eupen 

1882 

1615 

790 

48,91 

347 

21,49 

390 

24,15 

88 

5,45 

1895 

1926 

1080 

56,07 

353 

18,33 

412 

21,39 

81 

4,21 

9.  Montjoie    .... 

1882 

3  570 

1866 

52,26 

1136 

31,82 

558 

15,64 

10 

0,28 

1895 

3  543 

1749 

49,36 

1157 

32,66 

630 

17,78 

7 

0,20 

10.  Schieiden  .... 

1882 

7  747 

3  864 

49,89 

2  039 

26,31 

1718 

22,18 

124 

1,60 

1895 

7  746 

3  818 

49,29 

2  071 

26,74 

1665 

21,49 

190 

2,46 

11.  Malmedy  .... 

1882 

5  269 

1893 

35,93 

1652 

31,35 

1598 

30,33 

126 

2,39 

1895 

5  582 

1913 

34,27 

1630 

29,21 

1920 

34,40 

118 

2,11 

Sa.  Reg.-B.  Aachen: 

1882 

61  903 

38  636 

62,41 

11867 

19,17 

10  270 

16,59 

1089 

1,76 

1895 

65  843 

42  051 

63,87 

11752 

17,85 

10  763 

16,34 

1231 

1,87 

1.  Coblenz  (Stadt) 

1882 

Die  Angaben 

sind  in  denj 

enigen  des 

1895 

453 

397 

87,64 

25 

5,52 

25 

5,52 

5 

1,10 

2    Coblenz  (Land). 

1882 

7  602 

5  688 

74,82 

1304 

17,16 

571 

7,51 

38 

0,50 

1895 

7  917 

5  962 

75,31 

1299 

16,41 

615 

7,76 

40 

0,51 

3.  Sankt  Goar .  .  . 

1882 

6  946 

4  315 

62,12 

1975 

28,44 

649 

9,34 

7 

0,10 

1895 

6  913 

4  091 

59,18 

2  036 

29,45 

781 

11,30 

5 

0,07 

4.  Kreuznach   . 

1882 

9  470 

5  889 

62,19 

2  174 

22,96 

1368 

14,44 

39 

0,41 

1895 

9  454 

5  805 

61,40 

2  225 

23,54 

1377 

14,57 

41 

0,43 

5.  Simmern    .... 

1882 

6  456 

2  517 

38,99 

2  166 

33,55 

1750 

27,11 

22 

0,34 

1895 

6  644 

2  318 

34,89 

2  265 

34,09 

2  048 

30,82 

13 

0,20 

6.  Zell 

1882 

6  206 

4  399 

70,88 

1242 

20,01 

562 

9,06 

3 

0,05 

1895 

6  304 

4  343 

68,88 

1333 

21,15 

625 

9,92 

3 

0,05 

7.  Cochem 

1882 

7  105 

4  373 

61,55 

1696 

23,87 

989 

13,92 

47 

0,66 

1895 

7  391 

4  226 

57,18 

1924 

26,03 

1180 

15,96 

53 

0,72 

8.  Mayen 

1882 

9  537 

5  447 

57,11 

2  053 

21,53 

1880 

19,71 

155 

1,63 

1895 

10  440 

6  136 

58,77 

1989 

19,05 

2  159 

20,68 

153 

1,47 

9.  Adenau 

1882 

4  285 

1932 

45,09 

1542 

35,09 

785 

18,32 

25 

0,58 

1895 

4417 

1651 

37,38 

1530 

34,64 

1214 

27,48 

21 

0,48 

—     45    — 


nach  Grössenklassen,  sowie  deren  prozentuales  Verhältnis  in  den  einzelnen  Kreisen 
5.  Juni  1882  und  14.  Juni  1895. 


des  Preuss. 

Staates  Bd 

.  VI,  Tab.  B.) 

Landwirtschaftliche  Fläche  der  Betriebe 

in  den  Grössenklassen 

Gesamt- 

über 
100  ha 

fläche 

unter 
2  ha 

2-5  ha 

5—20  ha 

20—100 
ha 

über 
100  ha 

1   0/ 

1   /o 

ha 

ha 

0/ 

/o 

ha 

0/ 

/o 

ha    1  o/„ 

ha     I  oj. 

ha 

0/ 

/o 

2 

0,03 

20  570 

2  259 

10,98 

3  328 

16,18 

11477 

55,80 

3  288 

15,98 

218 

1,06 

3 

0,05 

20  610 

2198 

10,67 

3  094 

15,01 

9  742 

47,27 

4  526 

21,96 

1050 

5,09 

— 

— 

15  839 

3185 

20,11 

5  084 

32,10 

6  488 

40,96 

1082 

6,83 

— 

— 

1 

0,01 

16  375 

2  976 

18,18 

5  234 

31,96 

6  806 

41,56 

1230 

7,51 

129 

0,79 

2 

0,04 

13  508 

1827 

13,52 

2  805 

20,77 

6  015 

44,53 

2  603 

19,27 

258 

1,91 

3 

0,07 

13  732 

1  745 

12,71 

2  989 

21,77 

5  986 

43,59 

2  677 

19,49 

335 

2,44 

6 

0,10 

22  973 

2  200 

9,58 

2  953 

12,85 

10  326 

44,95 

6  687 

29,11 

807 

3,51  ■ 

7 

0,10 

23  949 

2196 

9,17 

2  899 

12,10 

10  805 

45,12 

7  025 

29,33 

1024 

4,28 

25 

0,28 

32  720 

3  193 

9,76 

4  127 

12,61 

12  617 

38,56 

9  191 

28,09 

3  592 

10,98 

25 

0,26 

34  628 

3198 

9,24 

3  744 

10,81 

13  263 

38,30 

10  674 

30,82 

3  749 

10,83 

— 

— 

1  181 

50 

4,23 

217 

18,38 

595 

50,38 

319 

27,01 

— 

— 

— 

— 

1221 

38 

3,11 

147 

12,04 

768 

62,90 

268 

21,95 

— 

— 

4 

0,04 

19  309 

2  843 

14,72 

2  854 

14,78 

7  093 

36,74 

6  019 

31,17 

500 

2,59 

4 

0,03 

20  016 

2  887 

14,42 

2  831 

14,14 

7  827 

39,11 

5  966 

29,81 

505 

2,52 

— 

— 

8181 

524 

6,41 

1193 

14,58 

4  080 

49,87 

2  384 

29,14 

— 

— 

— 

— 

8  300 

542 

6,53 

1132 

13,64 

4  329 

52,16 

2  297 

27,67 

— 

— 

— 

— 

9  789 

1514 

15,46 

3  659 

37,38 

4311 

44,04 

305 

3,12 

— 

— 

— 

— 

10  410 

1436 

13,80 

3  821 

36,70 

4  907 

47,14 

246 

2,36 

— 

— 

2 

0,02 

32  522 

2  730 

8,39 

6  498 

19,98 

18152 

55,82 

4  883 

15,01 

259 

0,80 

2 

0,02 

31757 

2  911 

9,17 

6  762 

21,29 

14196 

44,70 

7  656 

24,11 

232 

0,73 

— 

— 

24  352 

1424 

5,85 

5  292 

21,73 

13  964 

57,34 

3  672 

15,08 

— 

— 

1 

0,01 

27  075 

1136 

4,19 

5  387 

19,89 

17  136 

63,29 

3  307 

12,23 

109 

0,40 

41 

0,07 

200  944 

21  749 

10,82 

38  010 

18,92 

95118 

47,30 

40  433 

20,12 

5  634 

2,80 

46 

0,07 

208  073 

21263 

10,22 

38  040 

18,28 

95  765 

46,02 

45  872 

22,05 

7133 

3,43 

Landkreises 


0,22 
0,01 
0,01 


0,06 
0,01 


0,11 
0,02 
0,03 
0,02 
0,02 


Coblenz 

751 

13  556 

13  740 

14  457 

15  529 

23  425 

24  803 
29  405 

25  950 
11721 
12  366 
23  304 
23  266 
31757 
34  891 
14  013 

16  631 


mitenthalten. 


147 
3  308 
3171 
3170 
3159 
3  888 
3  899 

2  747 
1996 

3  383 
3  299 
3  268 
3  323 
3  428 
3  659 
1759 
1432 


19,57 
24,40 
23,08 
21,93 
20,34 
16,60 
15,72 
9,34 
7,69 
28,86 
26,68 
14,02 
14,28 
10,80 
10,49 
12,55 
8,61 


81 
4  094 
4107 
6  280 

6  466 

7  014 
7  247 
7  229 
7  644 

3  892 

4  208 
7  386 
6  216 
6  737 
6  556 
5106 

5  046 


10,79 
30,20 
29,89 
43,44 
41,64 
29,94 
29,22 
24,59 
29,46 
33,21 
34,03 
31,70 
26,72 
21,21 
18,79 
36,44 
30,34 


188 
4  608 
4  921 

4  793 

5  739 
11407 
11398 

18  569 

15  962 
4  360 
4  790 

10  449 
9  366 

16  621 

19  662 

6  351 
9  453 


25,03 
33,99 
35,81 
33,15 
36,96 
48,70 
45,95 
63,15 
61,51 
37,20 
38,73 
44,84 
40,25 
52,34 
56,35 
45,32 
56,84 


193 

1347 

1361 

214 

165 

1116 

1209 

728 

348 

86 

69 

2  201 

1956 

4  679 

4  636 

671 

591 


25,70 
9,94 
9,91 
1,48 
1,06 
4,76 
4,88 
2,48 
1,34 
0,73 
0,56 
9,44 
8,41 
14,73 
13,29 
4,79 
3,55 


142 

199 
180 


1050 
132 


2  405 
292 
378 
126 
109 


18,91 
1,47 
1,31 


4,23 
0.44 


10,34 
0,92 
1,08 
0,90 
0,66 


46    — 


Zählungs- 

Zahl der  Betriebe 

Bezeichnung 

1        S 

in  den  Grössenklassen 

der 
Kreise : 

jahr 

Gesamtz 
der 
Betriel 

unter 
2  ha 

/o 

2—5  ha 

1      /o 

5—20  ha 

1      /o 

20—] 
ha 

LOO 

10.  Ahrweiler.  .  .  . 

1882 

6  656 

4  578 

68,78 

1431 

21,50 

601 

9,03 

44 

0,66 

1895 

6  791 

4  759 

70,08 

1362 

20,06 

616 

9,07 

52 

0.76 

11.  Neuwied    .... 

1882 

11567 

7  611 

65,80 

2  695 

23,30 

1217 

10,52 

42 

0,36 

1895 

12  111 

8184 

67,58 

2  645 

21,84 

1245 

10,28 

34 

0,28 

12.  Alteukirchen  .  . 

1882 

8  870 

6  085 

68,60 

1772 

19,98 

969 

10,92 

44 

0,50 

1895 

9  855 

6  725 

68,24 

1874 

19,01 

1213 

12,31 

42 

0,43 

13.  Wetzlar 

1882 

7  919 

4  134 

52,20 

2  582 

32,61 

1189 

15,01 

11 

0,14 

1895 

8  734 

4  761 

54,51 

2  627 

30,08 

1330 

15,23 

12 

0,13 

14.  Meisenheim  .  .  . 

1882 

2  530 

1  058  41,82 

677 

26,76 

777 

30,71 

18 

0,71 

1895 

2  560 

1026  40,08 

731 

28,56 

785 

30,66 

18 

0,70 

Sa.  Reg.-B.  Cobleuz: 

1882 

95  149 

58  026 

60,98 

23  309 

24,50 

13  307 

13,99 

495 

0,52 

1895 

99  984 

60  384 

60,39 

23  865 

23,87 

15  213 

15,22 

492 

0,49 

1.  Wipperfürth   .  . 

1882 

4  953 

2  900 

58,55 

945 

19,08 

1066 

21,52 

41 

0,83 

1895 

4  744 

2  702 

56,96 

814 

17,16 

1169 

24,64 

59 

1,24 

2.  Waldbröl  .... 

1882 

4  409 

2  388 

54,16 

1314 

29,80 

689 

15,63 

18 

0,41 

1895 

4  519 

2  462 

54,48 

1309 

28,97 

725 

16,04 

23 

0,51 

3.  Gummersbach    . 

1882 

5  756 

3  345 

58,11 

1740 

30,23 

654 

11,36 

17 

0,30 

1895 

6  405 

3  902 

60,92 

1735 

27,09 

753 

11,76 

15 

0,23 

4.  Siegkreis  .... 

1882 

15  538 

10  383 

66,83 

3  150 

20,27 

1843 

11,86 

157 

1,01 

1895 

15  924 

10  786 

67,62 

3  065 

19,25 

1917 

12,04 

167 

1,05 

5.  Mühlheim  a.Rh. 

1882 

8912 

6  860 

76,97 

1177 

13,21 

771 

8,65 

95 

1,07 

1895 

8  860 

6  904 

77,92 

1021 

11,52 

827 

9,33 

97 

1,10 

6.  Cöln  (Stadt)    .  . 

1882 

170 

120 

70,59 

35 

20,59 

13 

7,64 

1 

0,59 

1895 

2  454 

1976 

80,52 

231 

9,41 

193 

7,87 

45 

1,83 

7.  Cöln  (Land)    .  . 

1882 

9  832 

7  554 

76,83 

1059 

10,77 

956 

9,72 

233 

2,37 

1895 

7  488 

5  857 

78,22 

648 

8,65 

745 

9,95 

205 

2,74 

8.  Bergheim  .... 

1882 

7  193 

5  049 

70,19 

879 

12,22 

1015 

14,11 

235 

3,27 

1895 

7  958 

5  869 

73,75 

797 

10,02 

1038 

13,04 

241 

3,03 

9.  Euskirchen  .  .  . 

1882 

6  472 

4  277 

66,09 

896 

13,84 

1096 

16,94 

186 

2,87 

1895 

6  823 

4  715 

69,10 

805 

11,80 

1071 

15,70 

211 

3,09 

10.  Rheinbach    .  .  . 

1882 

5  887 

3  655 

62,09 

1189 

20,20 

912 

15,49 

125 

2,12 

1895 

5  878 

3  596 

61,18 

1134 

19,29 

1008 

17,15 

132 

2,24 

11.  Bonn  (Stadt)  .  . 

1882 

Die  Angaben 

sind  in  denj 

enigen  des 

1895 

480 

388 

80,83 

67 

13,96 

20 

4,17 

4 

0,83 

12.  Bonn  (Land)  .  . 

1882 

8173 

6  541 

80,38 

931 

11,44 

572 

7,03 

86 

1,06 

1895 

8  255 

6  709 

81,27 

871 

10,55 

587 

7,11 

76    0,92 

Sa.  Reg.-B.  Cöln: 

1882 

77  259 

53  072 

68,69 

13  315 

17,23 

9  587 

12,41 

1194 

1,55 

1895 

79  788 

55  848 

70,00 

12  497 

15,66 

10  053 

12,60 

1275 

1,60 

1.  Cleve   

1882 

6  767 

4  707 

69,56 

716 

10,58 

807 

11,93 

532 

7,86 

1895 

7  283 

5  067 

69,57 

820 

11,26 

853 

11,71 

536 

7,36 

2.  Rces 

1882 

6  240 

4  037 

64,70 

967 

15,50 

842 

13,49 

385 

6,17 

1895 

6  248 

3  883 

62,15 

1088 

17,41 

870 

13,93 

400 

6,40 

3.   Crefeld  (Stadt). 

1882 

785 

703 

89,55 

22 

2,80 

47 

5,99 

13 

1,66 

1895 

547 

456 

83,36 

38 

6,95 

43 

7,86 

10 

1,83 

—     47 


über 
100  ha 

/o 


12 
30 


5 

7 

9 

11 

1 

9 

30 

33 

15 

13 

17 

21 

6 


0,03 
0,03 
0,02 
0,02 

0,01 
0,04 
0,05 


Landwirtschaftliche  Fläche  der  Betriebe 


0,01 
0,03 

0,02 


0,03 
0,04 
0,10 
0,13 
0,59 
0,37 
0,31 
0,44 
0,21 
0,16 
0,26 
0,31 
0,10 
0,14 


Gesamt^ 
fläche 

ha 


13  850 

14  177 

24  595 

25  002 
22  996 
21376 

26  286 
22  779 
10158 
10  423 


in  den  Grössenklassen 


unter 
2  ha 

ha         o/o 


3  038 

3  217 

4  784 
4  895 
4  449 
4  146 

2  861 

3  152 
741 
748 


21,94 
22,69 
19,45 
19,58 
19,35 
19,39 
10,89 
13,84 
7,30 
7,18 


2—5  ha 
ha 


4  465 

4  250 
8  640 
8  558 
6  675 

5  927 
10  377 

8  620 
2  285 
2  444 


32,24 

29,98 
35,13 
34,23 
29,03 
27,73 
39,48 
37,84 
22,50 
23,44 


5—20  ha 
ha        ö' 


4  764 
4  836 
9  353 
9  600 
10098 

10  016 

11  924 
9  847 
6  636 
6  682 


259  523 
261  684 

15  284 

16  279 
12  007 
12  441 
14  372 
14  230 
42  620 
39177 

18  766 
19138 

586 

6  600 

31324 

26  231 

26  672 

27  269 
29  597 
26  935 

19  736 
21  124 


40  824 
40  243 

1410 
1309 
1924 
1893 
2  554 

2  603 
7  359 
6  336 

3  511 
3  412 

79 
791 
3  853 
2  762 
2  443 
2  536 
2  334 
2  282 
2  261 
2120 


15,73 
15,38 

9,22 

8,04 

16,03 

15,22 

17,77 

18,29 

17,27 

16,17 

18,71 

17,83 

13,48 

11,99 

12,30 

10,53 

9,16 

9,30 

7,89 

8,47 

11,46 

10,04 


80180 
77  370 

3107 

2  721 
4176 

4  240 
6  476 

5  478 
11980 

9  801 

3  754 
3  223 

113 

741 

3  504 

2119 

2  892 

2  639 

3  983 

2  600 

3  875 
3  685 


30,90 
29,57 

20,33 
16,71 
33,78 
34,08 
45,06 
38,50 
28,11 
25,02 
20,00 
16,84 
19,28 
11,23 
11,19 

8,08 
10,84 

9,68 
13,46 

9,65 
19,63 
17,44 


119  933 
122  460 

9  393 

10  521 

5  454 

5  737 

4  881 

5  529 
15  990 
16141 

6  633 

7  222 
103 

1597 

8  372 
6  880 
9161 

9  418 
12  002 
10  257 

8  138 

9  252 


34,40 
34,11 
38,03 
38,40 
43,91 
46,86 
45,36 
43,22 
65,32 
64,11 


46,21 
46,80 

61,46 
64,63 
45,42 
46,11 
33,96 
38,85 
37,51 
41.20 
35,35 
37,73 
17,58 
24,20 
26,73 
26,23 
34,35 
34,54 
40,55 
38,08 
41,23 
43,80 


20—100 
ha 

ha         o/o 


1355 

1631 

1357 

1  108 

1  774 

1  159 

431 

399 

496 

549 


über 
100  ha 
ha 


9,78 
11,51 
5,52 
4,43 
7,71 
5,42 
1,64 
1,75 
4,88 
5,27 


228 
243 
461 
841 

128 
693 
761 


1,64 
1,71 
1,87 
3,36 

0,60 
2,63 
3,34 


16  455 
15  374 

1249 

1728 

453 

571 

461 

620 

6  561 

5  831 

3  708 

3  745 

91 

2  309 

11694 

10  083 

10  082 

10  695 

8  892 

8  913 

4  550 

5  007 


6,34 
5,87 

8,17 

10,62 

3,77 

4,59 

3,21 

4,36 

15,40 

14,88 

19,76 

19,57 

15,53 

34,98 

37,33 

38,44 

37,80 

39,22 

30,04 

33,09 

23,06 

23,70 


2  131 
6  237 

125 


730 
1068 
1160 
1536 

200 
1162 

3  901 

4  387 
2  094 
1981 
2  386 
2  883 

912 
1060 


0,82 
2,38 

0,82 


1,71 
2,73 

6,18 

8,03 

34,13 

17,60 

12,45 

16,72 

7,85 

7,26 

8,06 

10,71 

4,62 

5,02 


Landkreises 

1   Bonn  mitenthalte 

n. 

1  0,21 

910 

204 

22,42    211|  23,19 

174 

19,12 

221 

24,28 

100 

10,99 

7  0,09 

15  779 

3  629 

23,00 

2  946  18,67 

4  743 

30,06 

3  626 

22,98 

835 

5,29 

12  0,15 

15  808 

3  416 

21,61 

2  706  17,12 

4  850 

30,68 

3155 

19,96 

1681 

10,63 

91   0,12 

226  743 

31357 

13,83 

46  806 

20,64 

84  870 

37,43 

51367 

22,66 

12  343 

5,44 

115 

0,14 

226  142 

29  664 

13,12 

40164 

17,76 

87  578 

38,73 

52  878 

23,38 

15  858 

7,01 

5 

0,07 

33  733 

2  831 

8,39 

2163 

6,41 

9  035 

26,78 

18  812 

55,77 

892 

2,65 

7 

0,10 

35183 

2  881 

8,19 

2  430 

6,91 

9  467 

26,91 

18  979 

53,94 

1426 

4,05 

9 

0,14 

29  333 

2  677 

9,13 

2  985 

10,18 

8  515 

29,03 

14  043 

47,87 

1  113  3,79 

7 

0,11 

30  734 

2  524 

8,21 

3  397 

11,05 

8  740 

28,44 

14  994 

48,79 

1079 

3,51 

— 

— 

1180 

149 

12,63 

80 

6,78 

581 

49,24 

370 

31,25 

— 

— 

—  ' 

— 

1050 

113 

,  10,76 

117 

11,14 

520 

49,53 

300 

28,57 

— 

— 

-     48    — 


Bezeichuung 

der 

Kreise : 


Zähluugs- 
jahr 


Zahl  der  Betriebe 


m 


o 


in  den  Grössenklassen 


unter 
2  ha 


0/ 

/o 


2—5  ha 

/o 


5—20  Äa 


20—100 
ha 

Ol 


4.  Crefeld  (Land)  . 

5.  Duisburg  (Stadt) 

6.  Mühllieima.d.R. 

7.  Ruhrort 

8.  Essen  (Stadt).  . 

9.  Essen  (Land) .  . 

10.  Mors 

11.  Geldern 

12    Kempen 

13.  Düsseldorf  (St.) 

14.  Düsseldorf  (L.) . 

15.  Elberfeld  (Stadt) 

16.  Barmen  (Stadt) 

17.  Mettmann.  .  .  . 

18.  Lennep 

19.  Remscheid  (St.) 

20.  Solingen  (Land) 

21.  Solingen  (Stadt) 

22.  Neuss 

23.  Grevenbroich  .  . 

24.  M.-Gladbach(St.) 

25.  Gladbach  .  .  .  . 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


1882 


1895 


4  323 

5  194 
2  250 
2  106 

13  166 
9  508 


3  313 

4  204 
2  124 
2  002 

11139 
9  119 


76,64 
80,94 
94,40 
95,06 
84,61 
95,91 


358 
339 
57 
50 
943 
147 


8,28 
6,53 
2,53 
2,38 
7,16 
1,55 


474 
466 
61 
43 
829 
186 


10,96 
8,97 
2,71 
2,04 
6,30 
1,95 


178 

183 

8 

11 
254 

56 


4,12 
3,52 
0,36 
0,52 
1,92 
0,59 


Die  Angaben  sind  in  denjenigen  des 


8  690 

7  120 

1467 

1460 

965 

954 

17  280 

16  471 

24  434 

23  650 

10156 

6  849 

10  647 

7  333 

8  668 

5  864 

8  795 

5  904 

11171 

8  772 

12  112 

9  668 

1729 

1476 

969 

711 

7  783 

6  278 

8  688 

7  231 

2  104 

1947 

1684 

1505 

4  164 

4  045 

4  630 

4  489 

10  516 

9155 

7  896 

6  622 

12  692 

10  626 

9  618 

7  801 

81,93 

735 

8,46 

671 

7,72 

163 

1,88 

99,52 

5 

0,34 

2 

0,14 

— 

— 

98,86 

4 

0,41 

4 

0,41 

3 

0,32 

95,32 

271 

1,57 

367 

2,12 

169 

0,98 

96,79 

246 

1,01 

352 

1,44 

184 

0,75 

67,44 

1338 

13,19 

1394 

13,72 

564 

5,55 

68,87 

1319 

12,39 

1412 

13,26 

575 

5,40 

67,65 

987 

11,39 

1462 

16,87 

355 

4,09 

67,13 

1018 

11,58 

1511 

17,18 

360 

4,09 

78,53 

823 

7,37 

1418 

12,69 

158 

1,41 

79,82 

842 

6,95 

1413 

11,67 

189 

1,56 

85,36 

163 

9,43 

75 

4,34 

15 

0,87 

73,37 

165 

17,03 

80 

8,26 

13 

1,34 

80,66 

545 

7,00 

617 

7,93 

335 

4,31 

83,23 

523 

6,02 

576 

6,63 

349 

4,02 

92,54 

65 

3,09 

86 

4,09 

6 

0,28 

89,37 

65 

3,86 

99 

5,88 

14 

0,83 

97,15 

72 

1,74 

45 

1,06 

2 

0,05 

96,95 

86 

1,86 

52 

1,12 

3 

0,07 

87,06 

521 

4,95 

574 

5,46 

266 

2,53 

83,86 

487 

6,17 

507 

6,42 

278 

3,52 

83,72 

1049 

8,27 

971 

7,65 

46 

0,36 

81,11 

815 

8,47 

974 

10,13 

28 

0,29 

686 
13  018 
13  347 


546 

79,59 

84 

12,24 

50 

7,29 

3 

11004 

84,53 

1231 

9,45 

690 

5,30 

90 

11584 

86,79 

935 

7,01 

733 

5,49 

93 

Die  Angaben  sind  in  denjenigen  des 

0,44 
0,69 
0,70 
des 
0,46 
2,77 
2,97 
2,36 
2,29 

Die  Angaben  sind  in  denjenigen  des 


Die  Angaben  sind 

in  denjenigen 

872 

721 

82,68 

88 

10,09 

59 

6,77 

4 

5  494 

3  548 

64,58 

816 

14,85 

960 

17,47 

152 

5  763 

3  863 

67,03 

734 

12,74 

978 

16,97 

171 

6  472 

4  892 

75,59 

652 

10,07 

765 

11.82 

153 

7  633 

6  064 

79,45 

601 

7,87 

780 

10,22 

175 

2  076 
10  330 
12  791 


Sa.  R.-B.  Düsseldorf: 


1882 


1895 


156  575 
173  182 


2  011 

8  537 

11084 


96,87 
82,64 
86,66 


126  947  81,08 
143  592  82,92 


34 
915 

778 


12  516 
12  041 


1,64 
8,86 
6,08 


29 
833 
867 


7,99 
6,95 


13  319 
13  608 


1,40 
8,06 
6,78 


8,51 
7,86 


2 

44 
62 


3  725 
3  865 


0,09 
0,43 
0,48 


2,38 
2,23 


—  49  — 


Landwirtschaftliche  Fläche  der  Betriebe 

Gesamt- 

in den  Grössenklassen 

über 
100  ha 

fläche 

unter 
2  ha 

2—5  ha 

5-20  ha 

20-100 
ha 

über 
100  ha 

1      0/ 

'0 

ha 

ha     1    o/„ 

ha     1    o/„ 

ha 

0/ 

/n 

ha     1    o/„ 

ha     1    «/o 

_ 

12  759 

981 

7,69 

1  194 

9,36 

5  121 

40,13 

5  463 

42,82 

_ 

_ 

2 

0,04 

13  600 

1054 

7,75 

1  133 

8,33 

5  112 

37,59 

5  899 

43,37 

402 

2,96 

— 

— 

1370 

355 

25,91 

182 

13,28 

530 

38,69 

303 

22,12 

— 

— 

— 

— 

1218 

300 

24,63 

149 

12.23 

,    419 

34,40 

350 

28,74 

— 

— 

1 

0,01 

22  848 

3  754 

16,43 

2  745 

12,01 

8  628 

37.76 

7  541 

33,01 

180 

0,79 

— 

— 

5  956 

1663 

27,92 

430 

7,22 

2  072 

34,79 

1791 

30,07 

— 

— 

Ruhr  mitenthalten. 


2 

2 
11 


0,01 


0,01 
0,01 
0,10 
0,08 

0,02 


0,10 
0,10 

0,06 


0,03 


16  707 
190 
227 

13  469 

14  580 

42  756 

43  370 
30  253 
31670 
23  883 
25  236 

2  485 

2  020 

23  583 

23  402 

1304 

1738 

987 

1054 

17  710 
17  345 

15  171 
13  555 


2  569 

163 

99 

2  979 

3  318 
3  846 
3  848 
2  751 
2  704 
2  667 
2  652 

723 

482 

2  117 

2139 

199 

182 

318 

288 

1483 

1247 

2  219 

1511 


15,38 

85,79 

43,61 

22,12 

22,76 

9,00 

8,87 

9,09 

8,54 

11,17 

10,51 

29,10 

23,76 

8,98 

9,14 

15,26 

10,48 

32,22 

27,32 

8,37 

7,19 

14,63 

11,15 


2  288 

14 

11 

825 

741 

4  216 

4  267 

3  161 
3  254 
2  649 

2  722 
498 
480 

1788 

1654 

218 

fil5 

218 

280 

1650 

1508 

3  342 
2  694 


Kreises  Lennep  mitenthalten. 


13,69 

7,37 

4,85 

6,12 

5,08 

9,86 

9,84 

10,45 

10,27 

11,09 

10,79 

20,04 

23,76 

7,58 

7,07 

16,72 

12,37 

22,09 

26,56 

9,32 

8,69 

22,03 

19,87 


6  789 
13 
22 

4  061 
3  835 

14  527 
14  766 

14  989 

15  594 
14182 
14  517 

683 

618 

6  291 

6  037 

733 

806 

372 

401 

6168 

5  615 
8  288 
8  641 


40,64 
6,84 
9,69 
30,16 
26,30 
33,97 
34,05 
49,53 
49,24 
59,38 
57,52 
27,48 
30,60 
26.68 
25,80 
56,21 
46,37 
37,69 
38,05 
34,83 
32,37 
54,63 
63,75 


4  843  28,99 


95 

5  358 

6  020 
18169 
19  062 

9  352 
9  791 

4  385 

5  345 
581 
440 

12  353 

12  462 

154 

422 

79 

85 

8  409 

8  676 

1322 

709 


41,85 
39,78 
41,29 
42,50 
43,95 
30,91 
30,92 
18,36 
21,18 
23,38 
21,78 
52,38 
53,25 
11,81 
24,28 
8,00 
8,07 
47,48 
50,02 
8,71 
5,23 


0,44 
0,03 
0,01 


1491 
17  298 
16  475 


Kreises  Solingen  mitenthalten. 


18 
17 
10 
13 


0,33 
0,29 
0,16 
0,17 


1  152 
22  369 
22  809 

18  819 

19  962 


Kreises  Gladbach  mitenthalten. 


0,01 


621 
14  830 
14  631 


235 
2  733 
2  615 


37,84 
18,43 

17,87 


109  117,55  1        206133,171  71  j  11,441 

2  968   20,01  I     7  141j  48,151     1  582'  10,671 
2  525  j  17,26  |     7  466;  51,03]     2  025j  13,841 


218    1,30 


246  1,82 

666J  4,57 

1998  4,67 

1427  3,29 


327 


1034 
1110 

113 


299 


285    19,11 

259    17,37 

431  28,91 

161 

10,80 

355 

3  845   22,23 

3  842    22,21 

5  801  33,54 

3  446 

19,92 

364 

3  441    20,89 

2  923    17,74 

6  351  38,55 

3  531 

21,43 

229 

208 

18,06 

282 

24,48 

525 

45,57 

137 

11,89 

—     1 

2  004 

8,96 

2  698 

12,06 

8  612 

38,50 

6  599 

29,50 

2  456 

2  035 

8,92 

2  416 

10,59 

8  928 

39,15 

7  313 

32,06 

2  117 

2  201 

11,69 

2  175 

11,56 

6  942 

36,89 

6  244 

33,18 

1257 

2  189 

10,97 

1951 

9.77 

7  406 

37,10 

6  685 

33,49 

1731 

1,03 


4,38 
4,74 

6,50 


1,73 


23,81 
2,10 
1,39 


6,68 

8,67 


406    2,74 


68 
76 


0,04 
0,04 


346  330 
355  786 


40  995 
40  582 


11,84 
11,41 


39  611 
38  235 


11,44 
10,75 


131  2131  37,88|124  565|  35,97    9  946|  2,87 
135  284[  38,02!l30  1861  36,59  11  499  1  3,23 


—     50     — 


Zählungs- 
jahr 

Zahl  der  Betriebe 

Bezeichuung 

Gesamtzahl 

der 

Betriebe 

in  den  Grössenklassen 

der 
Kreise: 

unter 
2  ha 

1      (o 

2—5  ha 

1      /o 

5—20  ha 

/o 

20-100 
ha 

1      /o 

1.  Dauü 

1882 

5  046 

1  837  36,41 

1628 

32,26 

1  518 

30,08 

63  1,25 

1895 

5  226 

1  750  33,49 

1710 

32,72 

1707 

32,66 

59  1,13 

2.  Prüm 

1882 

6  200 

2  971147,92 

1404 

22,64 

1582 

25,52 

241  3,89 

1895 

6  058 

2  503  41,32 

1494 

24,66 

1795 

29,63 

265 

4,37 

3.  Bitbnrg 

1882 

7  549 

3  647 

48,31 

1643 

21,77 

1812 

24,00 

441 

5,84 

1895 

7  476 

3  187 

42,63 

1795 

24,01 

2  037 

27,25 

449 

6,00 

4.  Wittlich    .... 

1882 

6  873 

3  256 

47,38 

2119 

30,83 

1426 

20,75 

69 

1,00 

1895 

6  924 

3  129 

45,19 

2  324 

33,57 

1418 

20,48 

50 

0,72 

5.  Bernkastei   .  .  . 

1882 

8  717 

5  248 

60,20 

2  444 

28,04 

1007 

11,55 

18 

0,21 

1895 

8  618 

4  552 

52,82 

2  778 

32,24 

1273 

14,77 

15 

0,17 

6.  Trier  (Stadt)  .  . 

1882 

1477 

1127 

76,31 

260 

17,60 

82 

5,55 

3 

0,20 

1895 

266 

204 

76,69 

39 

14,66 

17 

6,39 

5 

1,88 

7.  Trier  (Land)  .  . 

1882 

11018 

5  418 

49,17 

3  420 

31,04 

2  067 

18,76 

110 

1,00 

% 

1895 

13  146 

6  779 

51,57 

3  936 

29,94 

2  315 

17,61 

111 

0,84 

8.  Saarburg  .... 

1882 

5  088 

2  343 

46,05 

1587 

31,19 

1070 

21,03 

88 

1,73 

1895 

5  500 

2  550 

46,36 

1699 

30,89 

1140 

20,73 

110 

2,00 

9.  Merzig 

1882 

6  529 

3  778 

57,87 

1562 

23,92 

1114 

17,06 

70  1,07 

1895 

7  061 

4  143 

58,68 

1726 

24,41 

1  118 

15,83 

70 

0,99 

10.  Saarlouis   .... 

1882 

9  567 

6  041 

63,15 

2  062 

21,55 

1382 

14,44 

78 

0,82 

1895 

11739 

7  940 

67,64 

2  373 

20,21 

1358 

11,57 

65 

0,55 

11.  Saarbrücken    .  . 

1882 

11331 

9  399 

82,95 

1201 

10,60 

689 

6,08 

40 

0,35 

1895 

11689 

9  645 

82,51 

1340 

11,47 

662 

5,66 

39 

0,33 

12.  Ottweiler  .... 

1882 

7  915 

5  487 

69,32 

1526 

19,28 

871 

11,01 

28 

0,35 

1895 

9  086 

6  518 

71J4 

1667 

18,35 

866 

9,53 

31 

0,34 

13.  Sankt  Wendel  . 

1882 

7  136 

3  016 

42,27 

2  028 

28,42 

2  040 

28,59 

51 

0,71 

1895 

7  891 

3  368  42,68 

2  247 

28,47 

2  184 

27,68 

89 

1,13 

Sa.R.-B.         Trier: 

1882 

94  446 

53  568 

56,72 

22  884 

24,23 

16  660 

17,64 

1300 

1,38 

1S95 

100  680 

56  268 

55,89 

25128 

24,96 

17  890 

17,77 

1358 

1,35 

„       „         Aachen : 

1882 

61903 

38  636 

62,41 

11867 

19,17 

10  270 

16,59 

1089 

1,76 

1895 

65  843 

42  051 

63,87 

11752 

17,85 

10  763 

16,34 

1231 

1,87 

„       „        Coblenz: 

1882 

95  149 

58  026 

60,98 

23  309 

24,50 

13  307 

13,99 

495 

0,52 

1895 

99  984 

60  384 

60,39 

23  865 

23,87 

15  213 

15,22 

492 

0,49 

„       „             Cöln: 

1882 

77  259 

53  072 

68,69 

13  315 

17,23 

9  587 

12,41 

1  194 

1,55 

1895 

79  788 

55  848 

70,00 

12  497 

15,66 

10053 

12,60 

1275 

1,60 

„       „  Düsseldorf: 

1882 

156  575 

126  947 

81,08 

12  516 

7,99 

13  319 

8,51 

3  725 

2,38 

1895 

173  182 

143  592 

82,92 

12  041 

6,95 

13  608 

7,86 

3  865 

2,23 

Sa.  Rheinprovinz: 

1882 

485  332 

330  249 

68,05 

83  891 

17,28 

63  143  13,01 

7  803 

1,61 

1895 

519  477 

358  143 

68,94 

85  283 

16,42 

67  527 

13,00 

8  221 

1,58 

Künigr.  Preussen: 

1882 

3  040  196 

1865158 

61,35 

493  254 

16,23 

474  387 

15,60 

186  958 

6,15 

1895 

3  308  126 

2048113 

61,91 

522  780 

15,80 

528  729 

15,98 

188114 

5,69 

-    51     -^ 


Lan 

Jwirtschattliche 

Fläche  der  Betriebe 

Gesamt- 

in den  Grössenklassen 

über 
100  ha 

fläche 

unter 
2  ha 

2—5  ha 

5—20  ha 

20—100 
ha 

über 
100  ha 

\   % 

Iia 

ha       1  »/o 

ha       1  o/o 

ha       1 

0/ 

/o 

ha          % 

ha      I  0/^ 

22  063 

1467 

6,65 

5  413 

24,53 

13  283 

60,21 

1900  8,61 



— 

— 

23  805 

1466 

6,16 

5  760 

24,19 

14  716 

61,82 

1863  7,83 

— 

2 

0,03 

28  581 

2  095 

7,33 

4  367 

15,28 

14  822 

51,86 

6  909  24,17 

388 

1,36 

1 

0,02 

31610 

1903 

6,02 

4  780 

15,12 

16  897 

53,45 

7  921 

25,06 

109 

0,35 

6 

0,08 

48  376 

2  708 

5,60 

5  387 

11,13 

19  957  41,26 

19  381 

40,06 

943  1,95 

8 

0,11 

45  428 

2  571 

5,66 

5  808 

12,78 

20  282  44,65 

15  691 

34,54 

1076'  2,37 

3 

0,04 

24  366 

2  873 

11,79 

6  907 

28,35 

11820  48,51 

2  308 

9,47 

458  1,88 

3 

0,04 

24  784 

2  662 

10,74 

7  626 

30,77 

11636 

46,95 

1910 

7,71 

950  3,83 

— 

— 

20  269 

4  225 

20,85 

7  697 

37,97 

7  789 

38,43 

558 

2,75 

—   — 

— 

— 

22  488 

3  954 

17,58 

8  756 

38,94 

9  337 

41,52 

441 

1,96 

— 

— 

5 

0,34 

3  617 

646 

17,86 

817 

22,59 

694 

19,19 

259 

7,16 

120133,20 

1 

0,38 

735 

115 

15,65 

112 

15,24 

131 

17,82 

19H 

26,94 

17924,35 

3 

0,03 

36  668 

4  647 

12,67 

11060 

30,16 

16  939 

46,20 

3  660 

9,98 

362  0,99 

5 

0,04 

41809 

4  921 

11,77 

12  631 

30,21 

19  040 

45,54 

3  571 

8,54 

1646!  3,94 

— 

— 

20  030 

2  208 

11,02 

5  214 

26,03 

9  604 

47,95 

3  004 

15,00 

—  !  — 

1 

0,02 

21396 

2  262 

10,57 

5  446 

25,46 

10030 

46,88 

3  550|16,59 

108  0,50 

5 

0,08 

20  426 

2  705 

13,24 

5  055 

24,75 

9  835 

48,15 

2  098 

10,27 

733 

3,59 

4 

0,06 

21229 

3  033 

14,29 

5  551 

26,15 

9  501 

44,75 

2  340 

11,02 

804 

3,79 

4 

0,04 

25  992 

4  388 

16,88 

6  565 

25,26 

12  115 

46,61 

2  232 

8,59 

692 

2,66 

3 

0,03 

26  834 

5142 

19,16 

7  376 

27,49 

11873 

44,25 

1911 

7,12 

532 

1,98 

2 

0,02 

15  661 

4  249 

27,13 

3  734 

23,84 

6112 

39,03 

1272 

8,12 

294 

1,88 

3 

0,03 

16  396 

4  553 

27,77 

4182 

25,51 

5  868 

35,79 

1402 

8,55 

391 

2,38 

3 

0,04 

16  639 

2  874 

17,27 

4  897 

29,43 

7  454 

44,80 

771 

4,63 

643 

3,87 

4 

0,04 

17  938 

3  336 

18,60 

5  239 

29,21 

7  058  39,35 

905  5,04 

1400'  7.80 

1  0,01 

32  234 

2  467 

7,65 

7  860 

24,39 

20  339  63,10 

1423  4,41 

145  0.45 

3  0,04 

32  372 

2  395 

7,40 

7  528|  23,25 

18  67157,68 

3  375  10,43 

403  1,24 

34 

0,03 

314  922 

37  552  11,92 

74  973  23,81 

150  763 

47,87 

45  775,14,54 

5  859  1,86 

36 

0,03 

326  824 

38  313  11,72 

80  79524,72 

155  040 

47,44 

45  078  13,79 

7  598  2,33 

41 

0,07 

200  944 

21749 

10,82 

38  010 

18,92 

95118 

47,34 

40  433 

20,12 

5  634  2,80 

46 

0,07 

208  073 

21263 

10,22 

38  040 

18,28 

95  765 

46,02 

45  872 

22,05 

7133 

3,43 

12  '  0,01 

259  523 

40  824 

15,73 

80180 

30,90 

119  933 

46,21 

16  455 

6,34 

2131 

0,82 

30  1  0,03 

261  684 

40  243 

15,38 

77  370 

29,57 

122  460 

46,80 

15  374 

5,87 

6  237 

2,38 

91 

0,12 

226  743 

31357 

13,83 

46  806 

20,64 

84  870 

37,43 

51367 

22,66 

12  343 

5,44 

115 

0,14 

226  142 

29  664 

13,12 

40  164 

17,76 

87  578 

38,73 

52  878 

23,38 

15  858  7,01 

68  0,04 

346  330 

40  995 

11,84 

39  611 

11,44 

131213 

37,88 

124  565 

35,97 

9  946  2.87 

76  0,04 

355  786 

40  582 

11,41 

38  235 

10,75 

135  284 

38.02 

130  186'36.59 

11  499,  3.23 

246  [  0,05 

1  348  462 

172  477 

12.79 

279  580  20,74 

581  897143,15 

278  595  20,66 

35  913,  2,66 

303  0,06 

1  378  509 

170  065 

12,34 

1  274  604 

19,92 

596  127  43,24 

289  388  20,99 

48  325 

3,51 

20  439  0,67 

20  853  532 

1  031  256 

4,94 

1  607  200 

7,71 

4  777  551  22,91 

6  831  394  32,76 

6606131 

31,68 

20  390 

0,62 

21372  025 

1  049  658 

4,91 

1  676  081 

7,84 

5  192  824 

24,30 

6  840  990 

32,01 

6612472 

30,94 
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.     .     -  7,0  a 

^ 

-22% 

.     .     -  4,9  ,. 

= 

-36  „ 

.     .     -  2,5  ,. 

= 

-12  ,. 

.     .     -9,6  „ 

= 

-16  „ 

.     .     -  5,0  ,. 

= 

-27  „ 

md:     -8,9  ,. 

= 

-41   ,. 

Sie  beträgt  im  Reg.-Bez.  Aachen     . 

Coblenz  . 
Cöln  .  . 
Düsseldorf 
Trier  .  . 
Im   Rheir 

Auf  diesen  Rückgang"  hat  naturgemäss  die  Nichtberücksichtigung  der 
Weiden  und  ^^'aldung•en  einen  grossen  Einfhiss.  Aber  auch  die  zwischen- 
zeitlich erfolgte  Weiterzersplitterung  der  Parzellen  wird  sich  darin  wäeder- 
spiegeln. 

Die  DurclischnittsiKirzelle  in  den  einzelnen  Kreisen  der  Provinz 
—  soweit  in  denselben  Zusammenlegungen  vorgenommen  wurden  —  zeigte 
folgende  Grössen: 


Reg.-Bez.  Aach 

en. 

Kreis 

Aachen  (Stadt) 

.     66.8 

11 

,,         (Land) 

.     67,5 

1', 

Düren     .     .     . 

.     24,5 

r 

Geilenkirchen  . 

.     20,0 

y, 

Jülich      .     .     . 

.     30,1 

V 

Schieiden     .     . 

.     12,6 

Reg.-Bez.  Coble 

nz. 

Kreis 

Adenau   .     .     . 

.       8,9 

i: 

Ahrweiler    .     . 

.       9,1 

11 

Altenkirchen    . 

•       9,7 

11 

Cochem  .     .     . 

.     10,7 

11 

St.  Goar      .     . 

.       9,0 

11 

Mayen     .     .     . 

.     10,3 

11 

Neuwied      .     . 

•       7,1 

5" 

Simmern      .     . 

.     .       9,7 

11 

Wetzlar  .     .     . 

.     .       6,5 

Reg.-Bez.  Cöl 

Q, 

Kreis 

Bergheim     .     . 

.     .     41.4 

11 

Bonn  (Land)     . 

.     .     11,3 

11 

Cöln  (Land)     . 

.     .     41,4 

Kreis  Euskirchen  .     .     . 
,,      Rheinbach   .     .     . 

11      Sieg 

„      Waldbröl     .... 

Resr.-Bez.  Düsseldorf. 


a 

15,5 

17,9 

11,6 

9,1 


Kreis  Düsseldorf  (Land) 
„  Essen  (Land)  . 
,.  Grevenbroich  . 
,,  Lennep  .  .  . 
,.  Neuss  .  .  . 
„  Rees  .... 
Ruhrort  .     .     . 


Reg.-Bez.  Trier. 


a 

39.6 
36,9 
45,0 
51,7 
40,7 
66,6 
40,1 


a 
10.3 


Kreis  Bernkastei  ... 

„      Bitburg 16,8 

,.      Daim 8,9 

„      Prüm 23,4 

,,      Saarlouis      ....     35,9 
,.      Trier  (Land)    .     .     .     13,1 

„      Wittlich 7,2 

Ich  lasse  hier  einige  ältere  Angaben  über  die  Zersplitterung  in  einigen 
Kreisen  folgen. 

Nach  einem  Aufsatze  des  Direktors  der  Ackerbausclmle  zu  Werdorf  ^) 
zei-fielen  die  2402  Morgen  =613  a  Äcker  und  Wiesen  der  Gemeinde 
Wenhrf  (Kreis  Wetzlar)  in  18000  Katasterparzellen;  eingezogene  Er- 
kundigungen  hatten   ergeben,   dass   höchstens   600,    also   etwa   373%.  '"^^t, 
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doppelter  Nummer  Yorkamen,  so  dass  der  Morgen  durclischnittlich  in  mehr 
als  7  Naturalparzellen  zerstückelt,  d.  h.  die  Naturalparzelle  -=  3—4  a  war. 
Eine  seit  dem  Jahi-e  1780  nicht  mehr  parzellierte  dortige  Besitzung  von 
10  Morgen  127  Qu.-Ruten  (273  a),  war  in  86  einzeln  liegende  Parzellen 
geteilt;  auf  jede  derselben  kam  demnach  etwas  weniger  als  22 V2  Ruten 
=  (3,20  ä).  Ton  jenen  86  Naturalparzellen  war  die  kleinste  —  ein  sogen. 
Grasgarten  —  1  R.  99  Fuss  =  (24  qm)\  die  kleinste  Wiese  enthielt  5  R. 
90  F.  =  (80  qm),  die  grösste  26  R.  =  (3,69  a).  Die  kleinste  Ackerparzelle 
7  R.  70  F.  =  (1,06  a),  die  grösste  55  R.  =  (7,80  a).  Im  ganzen  kamen 
nicht  weniger  als  16  Grundstücke  unter  10  R.  =  1,42  a  vor. 

Nach  einer  anderen  Angabe^)  betrug  die  durchschnittliche  Grösse  der 
Ackerparzellen  in  Ältenahr,  Kreis  Ahrweiler,  25  (3,6  a),  Huhensohns,  Kreis 
Wetzlar,  30  (4.3  a),  Daaclen,  Kreis  Altenkirchen,  50  (7,1  a),  Neinviecl 
51  Qu.-R.  (7,2  a).  Die  Grösse  der  Wiesenparzellen  in  Lutzerath,  Kreis 
Cochem,  war  14  (2,0  a),  in  Simig.  Kreis  Ahrweiler,  und  Puderhach,  Ki'eis 
Neuwied,  16  (2,3  a),  in  Ahrweiler  J9  (2,7  a).  in  Kastellaun,  Ki-eis  Simmern, 
25  Qu.-R.  (3,6  a). 

Die  fünf  meist  begüterten  Grundbesitzer  zu  Ken  fuss,  im  Kreise  Cochem, 
besassen  nach  der  gleichen  Quelle  82  Morgen  in  713;  56  Morgen  in  498, 
42  Morgen  in  409,  42  Morgen  in  388,  44  Morgen  in  372  Parzellen;  also 
einen  Morgen  =  25,53  a,  dui'chschnittlich  in  8 — 10  Parzellen. 

Es  waren  dort  Wiesen  vorhanden,  die  bei  einem  Flächeninhalt  von 
24  Morgen  1032  Parzellen  enthielten,  d.  h.  die  Parzelle  war  im  Durchsclniitt 
ca.  60  qm  gross. 

Nach  einer  amtlichen  Aufstellung  über  die  Parzellierungsverhältnisse 
im  Kreise  Adenau  (um  1860)  besassen  in  folgenden  6  Gemeinden  die  Grund- 
besitzer an  Ackerland,  Wiesen,  Wald,  Schiffeland,  Heide,  Weiden  und  Öd- 
ländereien: (das  Areal  des  Fiskus  und  der  Gemeinde  ist  nicht  berücksichtigt, 
desgl.  sind  30,  mehr  als  20  Morgen  grosse  Privatwaldungen  und  Ödländereien 
abgezogen). 


Gemeinde: 

Morgen 

Durchschü.     Grösse     Umgerechnet  in 
Parzellen            ^              ^^^^                  ^ 

Herschbach 

891 

5743 

28              7              3,98 

Hummel     . 

.       1948 

15064 

23            28              3,29 

Hönnigen  . 

.       1948 

8233 

42            59              6,02 

Kelberg     . 

964 

3058 

56            73              8,01 

Kempenich 

.      2369 

7663 

55            64              7,86 

Retterath  . 

.      2148 

9077 

42            60              6,03 

Es   ist   dies 

aber  nur 

die   Grösse 

der  Katasterparzellen,    nicht 

Naturalparzellen. 

Für  einig( 

3  Besitzungen  in  3  Gemeinden  wurde  auch 

der 
ich  das 
Verhältnis  der  Katastei-parzellen  zu  den  Natui'alparzellen  ermittelt: 

Es  kamen  in 
Herschbach   auf  227  Katasterparz.   179  Naturalparz.     Reduktion  =  21%. 
Hummel  ,.     526  „  394  „  „  =  25  ,, 

Kelberg  ,.     162  „  85  „  „  =  48  „ 
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Um  1860  hatten  an   Morgen-  und  Parzellenzahl :  ^) 

Durchschnittsgrösse 
Parzellen 


Kreis: 


Morgen 


Bernkastei 

.     .      261773 

Dann    .     . 

.     .      238893 

Adenau     . 

.      214924 

Neuwied  . 

.      242759 

AVetzlar    . 

.      207548 

Sieg     .     . 

.      299810 

Eupen .     . 

68876 

Cleve   .     . 

.      198897 

der  Parzellen 

ha 

a 

66837 

12,8 

60995 

12,3 

54875 

12,2 

61982 

14,3 

52903 

9,3 

76549 

13,7 

17  586 

105,1 

50783 

110,4 

521260 
493391 
451389 
434395 
568873 
558  721 

16708 

46072 

Alle  Statistiken,  die  über  die  Durchschnittsgrösse  der  Parzellen  auf- 
gestellt werden,  kranken  daran,  dass  sie  die  Grösse  der  Katasterparzellen 
feststellen.  Diese  Ermittlungen  können  zwar  dazu  dienen,  einen  allgemeinen 
Überblick  über  den  Fortschritt  in  der  Dezimierung  der  Katasterparzellen 
zu  geben,  aber  nicht  ein  klares  Bild  über  die  tatsächliche  Diu'chschnitts- 
grösse  der  eine  Naturalparzelle  bildenden  Katasterparzellen.  Die  x\rbeit, 
die  Naturalparzellen  festzustellen,  ist  eine  überaus  mühsame,  da  sie  an  der 
Hand  der  Karten  und  Katasterdokumeute  ausgeführt  werden  muss.  Um 
einen  kleinen  Beitrag  zur  Lösung  dieser  Frage  liefern  zu  können,  habe  ich 
8  Gemarkungen  in  den  verschiedensten  Teilen  der  Provinz  untersucht  und 
zwar:  1.  ÜdeUioven  (Reg.-Bez.  Aachen);  2.  a)  Herkenratlt,,  b)  Blatzlieim  und 
c)  Kerpen  (Reg.-Bez.  Cöln);  3.  a)  Brückrachdorf  und  b)  Grossmaischeid 
(Westerwald) ;  c)  Nolin  (Eifel);  d)  Rheinhöllen  (Hunsrück).  Alle  Gemar- 
kungen unter  3.  liegen  im  Reg.-Bez.  Cobienz. 

Die  Untersuchung  geschah  bei  den  Gemeinden  unter  1.  imd  2.  ohne 
Berücksichtigung  der  Kulturaiten ;  bei  denjenigen  unter  3.  wurde  dagegen 
auch  das  Verhältnis  der  Reduktion  der  Katasterparzellen  zu  Naturalparzellen 
innerhalb  des  Ackerlandes,  der  Wiesen,  Gärten  usw.  festgestellt. 

1.   Üdelhoven,   Kreis  Schieiden,  Reg.-Bez.  Aachen.  2)     Grösse  571  ha; 
Anzahl  der  Katasterparzellen  6240. 
Es  kam     738  mal  vor,  dass  2  Katasterparz.  1  Naturalparz.  bildeten  =   1476 

??  »  r  »  ^^       490 

>5  55  5)  55  ^^  276 

55  55  55  55  ~  ^^^0 

—  79 

55  55  55  55  '  " 

=        91 

5*  55  55  55  '"'*■ 

Q 

55  55  55  55  " 

=  Q 

«^  ^^  4«  ««  *' 


55 

165 

55 

3 

55 

69 

55 

4 

55 

24 

55 

5 

55 

12 

55 

6 

55 

3 

55 

7 

55 

1 

55 

8 

55 

1 

55 

9 

1013 

2477 

*)  Bericht  der  Konsolidationskommission  Zeitsclir.  d.  1.  V.  f.  Rhpr.  1861,  S.  164. 

**)  Nach  amtlicher  Schätzung  verhielten  sicli  1861  im  Reg.-Bez.  Aachen  die  Zahl 
der  Naturalparzellen  zu  den  Katasterparzelleu  wie  75  —  80  zu  100.  (Zeitschrift  d.  1.  V. 
1861,  S.  166.) 
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Das  bedeutet  also,  an  Stelle  von  2477  Katasterparzellen  treten  nni- 
1013  Xaturalparzellen.  Die  Gesamtzahl  der  Naturalparzellen  von  Üdelhoven 
ist  daher  -=  6240-2477  +  1013  =^  4776,  d.  h.  es  tritt  eine  Reduktion  von 
23,5%  ein. 

Durchschnittsgrösse    der  Katasterparzelle  =  =    9,15  a. 

„  „     Naturalparzelle   -=  ^^r^  =  11,95  „ 

Mithin  überwiegt  die  Durchschnittsgrösse  der  Naturalparzellen  fast 
um  3  a  =  30.40/0. 

2.  a)  Herkenrath,  Siegkreis,  Eeg.-Bez.  Cöln.  Grösse  205  ha\  Anzahl 
der  Katasterparzellen  2381. 

Es  kam  337  mal  vor,  dass     2  Katasterparz.  1  Naturalparz.  bildeten  =     674 

4 
ö 

6 

7 

8  r  1', 

12 

519  1380 

d.  h.  an  Stelle  von  1380  Katasterparzellen  treten  519  Naturalparzellen. 
Die  Gesamtzahl  der  Natiu'alparzellen  von  Herkenrath  ist  daher  =  2381 
—  1380  +  519  =  1520;  es  beträgt  daher  die  Reduktion  =  36,1%. 

Durchschnittsgrösse   der  Katasterparzelle  =  =    8,6  a. 

„  „     Naturalparzelle   =  =  18,5  „ 

Mithin   überwiegt   die  Durchschnittsgrösse   der  Naturalparzellen  um 

4,9  a  =  bl^/Q. 

b)  Blatzheim^    Ki'eis   Bergheim,    Reg.-Bez.   Cöln.     Grösse    1659   lia\ 
Anzahl  der  Katasterparzellen  3749. 
Es  kam  460  mal  vor,  dass    2  Katasterparz.  1  Natm*alparz.  bildeten  ^    920 

)5  5?  >5  »  ^        4J0 

II  11  11  H  ^^        ^  '  O 

11  11  11  11  —       xov/ 

11  11  11  11         ^^       ob 

—  PI 

11  11  11  11  '-'^ 

11  11  11  11         ^^       ^^ 

—  97 

11  11  11  »  "* 

—  15 
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= 
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11                  11 

= 

188 
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= 

85 
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72 

11                  11 
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42 

11                  11 
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16 

11                  11 

= 

12 

140 

»5 

11 

11 

3 

44 

11 

11 

11 
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26 

11 

11 

11 

5 

11 

11 

11 

11 

6 

3 

11 

11 

it 
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11 

11 

11 

8 

8 

11 

11 

11 
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1 

II 

11 

1; 

15 

690  1791 

Mit  anderen  Worten:  1791  Katasterparzellen  stellen  nur  690  Natural- 
parzellen dar.  Daher  Gesamtzahl  der  Naturalparzellen  von  Blatzheim 
=  3749  -  1791  +  690  -  2648;    es  beträgt  daher  die  Reduktion  -=  29,4%. 
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Durchschnittsgrösse  der  Katasterparzelle  = 


165  900 


=  44.2  a. 
=  62.6    „ 


3  749 

„  „     Naturalparzelle    =    ,^ -.,„ 

^  b4o 

Mithin  überwiegt  die  Durchschnittsgrösse  der  Naturalparzelle  um  18,4  a 
=  41,6%. 

c)  Kerpen,  Kreis  Bergheim,  Reg.-Bez.  Cöhi.     Grösse  1581  ha\   Anzahl 
der  Katasterparzellen  5300. 
Es  kam  646  mal  vor,  dass     2  Katasterparz.  1  Naturalparz.  bildeten  =  1292 
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d.  h.  an  Stelle  von  2595  Katasterparzellen  treten  985  Naturalparzellen. 
Die  Gesamtzahl  der  Naturalparzellen  von  Kerpen  ist  daher  =  5300  —  2595 
+  985  =  3690;  mithin  erfolgt  eine  Reduktion  von  30,4%. 
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Durchschnittsgrösse  der  Katasterparzelle 


5  300 


=  29,8  a. 


,,  „     Naturalparzelle   =  =  42,9   ,, 

Mithin  ist  die  Durchschnittsnaturalparzelle  grösser  als  die  Durchschnitts- 
katasterparzelle um  13,1  a  =  44,0*^/0- 

3.  a)  Brüder achdorf,  Kreis  Neuwied,  Reg.-Bez.  Coblenz.  Grösse 
396,1  lia\  Anzahl  der  Katasterparzellen  3856. 


Es  kam  vor, 

dass  zusammenlagen 

Anzahl  der  Katasterparzellen, 

welche  die  nebenstehenden 
Naturalparzellen  enthalten : 

Kataster- 

in der  Kulturart 

parzellen 

A 

W 

G 

H 

Hfr. 

A 

W 

G 

H 

Hfr. 

mal 

mal 

mal 

mal 

mal 

2 

222 

174 

25 

1 

17 

444 

348 

50 

2 

34 

3 

45 

49 

8 

— 

2 

135 

147 

24 

— 

6 

4 

18 

9 

2 

— 

2 

72 

36 

8 

— 

8 

5 

3 

3 

— 

1 

1 

15 

15 

— 

5 

5 

6 

4 

— 

— 

— 

1 

24 

— 

— 

— 

6 

7 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

7 

— 

— 

— 

292 

23() 

35 

2 

23 

690 

553         82 

7 

59 

588 

1391 

d.  h.  es  werden  gebildet  588  Naturalparzellen  durch  1391  Katasteiparzellen, 
und  zwar  nach  Kulturarte^; 
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292  Xatural-Ackcrparzelleu     durch  690  Katasterparzellen.    Differenz  =  398 

236        ,,      -Wieseuparzellen       ,,       553  „  „        =  317 

35       „      -Gartenparzellen       „         82  „  ,,        ==    47 

2        ,.      -Holzparzellen  ,.7  „  '  „        =      5 

23  -Hofraiimparzellen     ..         59 ^ ,.         =    36 

588  1391  803 

Bechiktion  der  Katasterparzellen  zu  Naturalparzellen. 
A      =  1799  -  398  =  1401  d.  li.  =  22,1  o/^  Reduktion. 
W     =  1619  -  317  =  1302    „    ,.   =  19,6  ,. 
G      =    310  -    47  =    263   „    „    =  15,2  „ 
H      =        7  -      5  =        2    ,.    „   =  71,5  „ 
Hfr.  =    121  -    36  =^      85    ,.    ,.   ^  29,8  ,. 

3856  -  803  =  3053  d.  h.  =  20,8%  Eeduktion. 
Durchschnittsgrössen  der  Kataster-  und  Naturalparzellen  nach  Kulturarten. 


Kulturart 

A 

W 

G 

H 

Hfr. 

Im 
ganzen 

Kataster- 
parzellen 

Anzahl 
Fläche  («) 
Durchschnitt  (a) 

1799 
27  370 
15.2 

1619 
9500 
5,9 

310 
320 
1,0 

7 
1740 
248.5 

121 
680 
5,6 

3  856 
39  610 
10,3 

Natural- 
parzellen 

Anzahl 
Durchschnitt  («) 

1  401 
19,5 

1302 
7,3 

263 
1,2 

2 

870,0 

85 
8,0 

3  053 
13,0 

b)  Grossmaischeid,  Kreis  Neuwied.  Reg.-Bez.  Coblenz.    Grösse  509,6  ha; 
Anzahl  der  Katasterparzellen  10275. 


Es  kam  vor,  dass  zusammenlagen 

Anzahl  der  Katasterparzellen 

die  nebenstehende  Natural- 

Kataster- 

in c 

1er  Kulturart 

parzellen  enthalten: 

parzellen 

A 

W 

G 

A 

W 

G 

mal 

mal 

mal 

2 

575 

230 

84 

1150 

460 

168 

3 

77 

46 

20 

231 

138 

60 

4 

22 

7 

1 

88 

28 

4 

5 

6 

3 

— 

30 

15 

— 

6 

— 

1 

— 

— 

6 

— 

680 

287 

105 

1499 

647             232 

1072 

2378 

d.  h.    1072  Naturalparzellen   sind   vertreten  durch  2378  Katasterparzellen 

und  zwar  nach  Kulturarten: 
680  Natural -Ackerparzellen   durch   1499  Katasterparzellen.     Diff.  =    819 
287         „      -Wiesenparzellen     ,.        647  ..  ..     =    360 

105         ,.      -Gartenparzellen      ..         232  ..  ..     =    127 


1072 


2378 


1306 
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Reduktion  dei'  Katasterparzellen  zu  Natur alparz eilen. 
A   =    6691  -    819  =  5872  d.  h.  =  12,3  »/o  Reduktion 
W=    2597-    360  =  2237,.    „  =  13,9  „ 
G  =      987  -    127  =--    860  ,.    ,.  =  12,9  ,. 

10275  -  1306  =  8969  d.  h.  =  12,7  %  Reduktion. 

Purchschnittsgrössen  der  Kataster-  und  Naturalparzellen 
nach  Kulturarten. 


Kulturart 

A 

W 

G 

Im 

ganzen 

Kataster- 
parzellen 

Anzahl 
Fläche  (ö) 
Durchschnitt  (a) 

6  691 
42  670 
6,4 

2597 
7140 

2.8 

987 
1150 
1,2 

10  275 
50  960 
5,0 

Natural- 
parzellen 

Anzahl 
Durchschnitt  (a) 

5  872 
7,3 

2237 
3,2 

860 
1,3 

8  969 
5,7 

c)  NoJin,  Kreis  Adenau,  Reg.-Bez.  Coblenz.  Grösse  759,7  ha;  Anzahl 
der  Katasterzellen  11604.  (Die  Ortslage  und  der  Wald  sind  zum  gTössten 
Teil  nicht  berücksichtigt.) 


Es  kam 

vor,  dass  zusammenlagen 

Anzahl  der  Katasterparzellen,  welche 

die  nebenstehenden  Naturalparzellen 
enthalten: 

Kataster- 

in 

der  Kulturart 

parzellen 

A 

W 

G         V 

H 

Hfr. 

A 

W 

G 

V 

H       Hfr. 

2 

850 

458 

45 

10 

2 

1700 

916 

90 

20 

4 

_ 

3 

278 

163 

16 

2 

3 

1 

834 

489 

48 

6 

9 

3 

4 

122 

95 

12 

1 

— 

1 

488 

380 

48 

4 

— 

4 

5 

54 

41 

8 

— 

2 

— 

270 

205 

40 

— 

10 

— 

6 

33 

30 

1 

— 

— 

— 

198 

180 

6 

— 

— 

— 

7 

16 

16 

1 

— 

— 

1 

112 

112 

7 

— 

— 

7 

8 

13 

9 

— 

— 

1 

— 

104 

72 

— 

— 

8 

— 

9 

6 

4 

— 

— 

— 

- 

54 

36 

— 

— 

— 

— 

10 

4 

6 

1 

1 

— 

— 

40 

60 

10 

10 

— 

— 

11 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

22 

— 

— 

— 

— 

12 

2 

2 

— 

— 

— 

— 

24 

24 

— 

— 

— 

— 

13 

— 

7 

— 

— 

— 

— 

— 

91 

— 

— 

- 

— 

14 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

28 

— 

— 

— 

— 

15 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

15 

15 

— 

— 

— 

— 

16 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

16 

19 

— 

1 

— 

-- 

— 

— 

— 

19 

— 

— 

-' 

— 

21 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

21 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

— 

2 

— 

— 

— 

— 

— 

46 

— 

— 

— 

— 

24 

— 

1 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

24 

— 

— 

— 

— 

25 

— . 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

25 

— 

— 

— 

— 

27 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

27 

27 

— 

— 

— 

— 

28 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

28 

— 

— 

— 

— 

1381 

843 

84 

14 

8 

4 

3887     2799 

249 

40        31 

30 

23 

M 

70. 

^6 

50 


d.  li.  2334  Naturalparzellen  wiiideu  gebildet  durch  7036  Katasterparzellen 

uud  zwar  nach  Kulturarteu: 

1381  Natiiral-Ackerparzellen      durch  3887  Katasterparzellen.     Diff.  =  2506 


843  „  -Wiesenparzellen        ,.  2799 

84  „  -Gaitenparzellen         ,,  249 

14  ,.  -Viehweideparzellen  ,,  40 

8  ,.  -Holzparzellen            ,.  31 

4  ..  -Hofrauinparzellen      ,,  30 


=  1956 
=  165 
^  26 
=  23 
=      26 


2334  7036  4702 

Reduktion  der  Katasterparzellen  zu  Naturalparzellen. 
A  =  6585  -  2506  =  4079  d.  h.  -  38,1%  Reduktion. 
W  -  4390-1956  =  2434  „  „  =  44,9  „ 
G  =  391-  165=  226  „  „  =42,2,, 
V  =  117  -  26  =  91  „  „  =  22,2  „ 
H  =  83  -  23  =  60  „  „  =  27,7  „ 
Hfr.    =      38  -      26  =      12  „    ,.   =  68,5  „ 

11604-4702  =  6902  d.  h.  =  40,5%  Reduktion. 

Durchschnitfsgrössen  der  Kataster-  und  Naturalparzellen  nach  Kulturarten. 


Kiilturart 

A 

W 

G 

V 

H 

Hfr. 

Im 
ganzen 

Kataster- 
parzellen 

Anzahl 
Fläche  (a) 
Durchschnitt  (ä) 

6  585 
37  334 

5,7 

4390 
9106 
2,1 

391 
330 

0.85 

117 
11300 
9,7 

83 
17  820 
2  150,0 

38 
80 
2,1 

11604 
75  970 
6,6 

Natural- 
parzellen 

Anzahl 
Durchschnitt  (a) 

4  079 
9,2 

2434 

3,8 

226 
1,46 

91 
12,4 

60 
2  970,0 

12 

6,7 

6  902 
11,0 

Übersicht   über  Anzahl,  Fläche  und  Durchschnittsgrösse  der  Acker-  und  Wiesen- 
Katasterparzellen  in  den  einzelnen  Abschnitten  der  Gemarkung  Nohn. 


AcTcerparzellen : 

Wiesenparzellen: 

Bezeichnung 
des  Gemarkungsteiles: 

Anzahl 

Fläche 
a 

Durch- 
schnitt 
a 

Anzahl 

Fläche 
a 

Durch- 
schnitt 
a 

Flur  A  

B 

0 

D 

E 

F 

43 
1767 
1115 
1355 
1044 
1261 

393 
9  368 

5  620 
8  424 

6  520 

7  009 

9,1 
5,3 
5,0 
6,2 
6,3 
5,6 

590 
1091 
683 
177 
169 
1680 

1125 
1897 
1765 
466 
732 
3121 

1,9 

1,7 
2,6 
2,6 
4,3 
1,9 

Sa.: 

6585 

37  334 

5,7 

4390 

9106 

•2,1 

Parzellierung 


d)  Rheinhöllen,   Kreis    Simniern,    Reg.   Bez.    Coblenz 
eines  Wiesentales.     Grösse  31  ha]  Anzahl  der  Katasterparzellen  322. 
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Es  kam   36  mal  vor,   dass   2  Katasterparz.    1  Natnralparz.  bildeten  =  72 

=  15 

M                        ,,           =  5 
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5; 
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8 

r 

1 

1 

48  108 

d.  li.  an  Stelle  von  108  Katasterparzellen  treten  45  Natiiralparzellen. 
Die  Gesamtzahl  der  Natural- Wiesenparzellen  von  Rheinböllen  ist  daher 
322  -  108  +  45  =  259;  es  beträgt  folglich  die  Reduktion  19,6  %. 

Durchschnitts^'össe   der  Kataster -Wieseuparzelle    ^tt^   =    9,6    a 
„     Natural-  „  -^^   =12,0    ,. 

Mithin  überwiegt  die  Durchschnittsgrösse  der  Naturalparzelle  um  2,4  a  =  25  ^/q. 
Stellt  man  das  Ergebnis  der  Untersuchung'^)  der  8  Gemarkungen 
zusammen,  so  zeigt  sich,  dass  sowohl  der  Grad  der  Reduktion,  den  die 
Gesamtzahl  der  Katasterparzellen  erleidet  um  die  tatsächliche  Gesamtzahl 
der  Naturalparzellen  zu  ergeben,  überaus  verschieden  ist.  Er  schwankt 
zwischen  12,7  °/q  und  40,5  ^j^  ist  also  auf  alle  Fälle  sehr  erheblich.  Inner- 
halb der  einzelnen  Kulturarten  ist  die  Reduktion  jedoch  eine  ziemlich 
gleichmässige.  Auch  die  durchsclinittliche  Grösse  der  Naturalparzellen  ist 
starken  Schwankungen  unterworfen,  sie  variiert  zwischen  5,9  a  und  62,6  a ; 
ebenfalls  ungleiche  Verhältnisse  herrschen  bei  dem  Vergrösserungsprozent- 
satz,  welchen  die  Katasterparzellen  bei  ihrer  Umgestaltung  zu  Natural- 
parzellen erleiden.  Er  beträgt  14,0  %  bis  66,7  %,  d.  h.  die  Dm-chschnitts- 
naturalparzelle  vergrössert  sich  um  Vs  bis  Va  ^^^  Fläche  der  Dui'chschnitts- 
katasterparzelle. 

Betrachtet  man  unter  diesem  GesichtsjnwJde  noch  einmal  die  Unter- 
suchung der  Durchschnittsgrösse  der  Katasterparzellen  in  den  384  Zusammen- 
legungssachen,'-^)  so  wird  man  vermuten,  dass  die  tatsächliche  Parzellienmg 
in  der  Rheinprovinz  nicht  so  stark  ist,  als  man  seither  annahm,  vielmehr 
in  vielen  Gegenden  der  Provinz  die  Grundstücke  noch  durchschnittlich  eine 
wirtschaftliche  Grösse  besitzen.  Letzteres  ist  aber  nur  scheinbar  der  Fall. 
In  unserer  Provinz  sind  nämlich  die  politischen  Gemeinden,  die  Pfarreien, 
Küstereien,  Schulen  usw.  auch  bei  Ackerland  und  Wiesen  sehr  stark  be- 
teiligt. Existieren  in  den  Gemarkungen  auffallend  grosse  Parzellen  — 
meistens  sind  es  auch  qualitativ  die  besten  —  so  kann  man  sicher  sein, 
dass  sie  einem  dieser  Institute  gehören.  Berücksichtigt  man  diese  Land- 
komplexe und  benutzt  sie  nicht  zur  Durchschnittsbercchnung,  so  wird  oft- 
mals die  erfreuliche  Steigerung  des  Flächeninhalts,  den  die  Naturalparzellen 
gegenüber  den  Katastci'parzellen  erfahren,  Jceitie  erhebliche  Zunahme  des 
tatsächlichen  mittleren  Flächeninhalts  der  Naturalgrundstücke  darstellen. 
Wie   sehr   unter  Beachtung   dieser  Momente   der  Durchschnitt,   selbst  der 
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iVaüo-aZparzellen,    sinkt,    will    ich    an    der    oben   untersuchten  Gemarkung 
Brüchrachdorf  auf  dem  Westerwalde  zeigen. 

Hier  waren  20  Naturalackerparzelleu  mit  10  260  a  vorhanden.  Davon 
gehörten : 

1  Naturalparzelle  mit    460  a  der  Dierdorfer  Märkerschaft, 
1  „  ,.       220  ,,    ,,    Gemeinde  Mariarachdorf, 

1  „  ,,       170  „  dem  Fürsten  zu  Wied, 

17  ,.  n    ..    9  410  ,.  der  Gemeinde  Brückrachdorf. 

Sa.  20  10  260  a 

Vorhanden  waren  in  Brücla-achdorf  ^)  1401  Naturalackerparz.  mit  27  370  a 

Hiervon  ab  d.  d.  Gemeinde  usw\  gehörig-en  20 .^ ,.     10  260  ,. 

1381  17  HO  a 

Nunmehriger  Durchschnitt  der  Naturalackerparzelle -— r^  =  12,4  a. 

Mit  anderen  Worten,  der  oben  berechnete  Durchschnitt  der  Natural- 
ackerparzelle  sinkt  von  19,5  a  auf  12,4  a,  er  ist  also  noch  um  2,8  a  geringer 
als  der  Durchschnitt  der  Xa^asferackerparzelle. 

Es  wird  sich  naturgemäss  nicht  in  allen  Gemeinden  ein  derartiges 
Verhältnis  feststellen  lassen,  aber  das  Beispiel  zeigt  doch,  dass  selbst  bei 
Berücksichtigung  der  Naturalparzellen  die  Flächengrösse  der  Grundstücke 
im  Rheinlaude  vielfach  keineswegs  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  ent- 
spricht. 

Man  kann  sagen,  dass  fast  proportional  mit  der  Durchschnittsbetriebs- 
grösse  der  landwirtschaftlichen  Betriebe,  die  Parzellierung  ist.  In  den 
Niederungen  der  Provinz,  wo  noch  grösserer  Grundbesitz  herrscht,  grosse 
Durchschnittsparzellen;  im  Gebiete  der  mittleren  Besitzungen,  etwa  in  den 
Kreisen  ziviscJiea  Aachen  und  Cöln,  auch  noch  annehmbare  Parzellen- 
Durchschnitte;  dagegen  im  Gebirge,  wo  die  Betriebe  den  Charakter  von 
Zwergbetrieben  annehmen,  Parzellen,  die  allen  ökonomisch-technischen 
Grösseuverhältnissen  hohnsprechen.  Und  zwar  pflegen  die  Wiesenparzellen 
häufig  derartig  winzige  Grössen  anzunehmen,  dass  das  Ernteergebnis  oftmals 
bequem  von  einer  Frau  in  einem  Bündel  auf  dem  Kopfe  nach  Hause  ge- 
tragen werden  kann.  vSo  war  der  Durchschnitt  der  iVaiM>-aZ\viesenparzelle 
in  Grossmaischeid  3,2  a,  in  Nohn  2,1   a. 

Die  Oärten,  bei  denen  man  die  kleine  Flächengrösse  als  weniger 
bedenklich  —  weil  Spatcnkultur  —  ansehen  kann,  sind  tatsächlich  in  ausser- 
ordentlich vielen  Fällen  derartig  ,.pulverisiert",  dass  ein  in  einem  derartigen 
Garten  stehender,  gut  entwickelter  l^aum,  bequem  seine  Äste  über  4  rund- 
umliegende  Nachbargärten  zu  breiten  vermag.  Dass  dieses  keine  llber- 
treibung  ist,  mögen  folgende  Auszüge  aus  den  Katasterdokumenten  beweisen, 
wobei  ich  die  demselben  Eigentümer  gehörigen  Parzellen  zusammen- 
geklammert habe. 

')  ö.  57. 


—     63     — 


Grossmaischeid.*)    (Westerwald.) 
(Auszug  aus  dem  Flurbuche.) 


Parzelle 

No. 


Laire 


Grösse 


qin 


Flur 

No 


Parzelle 

No. 


Lage 


Grösse 


a      qm 


Ackerparzellen. 


1153;461 

462 

463 

464 

465 

466 

467 

468 

469 

470 

471 

472 

473 

474 

475 
1261/476 
1262/476 


Garteuparzellen. 


181 

182 

183 
1317/184 
1318/185 

186 

187 

188 

189 

190 
1365/191 

192 

193 

194 

195 

196 

197 

198 

199 

200 

201 


VI 


Auf  der 

4 

20 

grossen  Birke 

5 

82 

6 

21 

6 

65 

4 

24 

4 

64 

3 

84 

3 

90 

3 

63 

3 

55 

3 

73  i 

88/ 

4 

2 

52 

5 

11 

8 

45 

5 

74 

5 

74 

8,61 


Im 

1 

Ol 

Haasenbach 

— 

61. 
33/ 

— 

— 

69 

— 

71 

— 

57 

87 

— 

27 

— 

51 

— 

51 

1 

00 

— 

58  1 
55/ 

— 

— 

54 

— 

78 

— 

55  \ 

— 

47/ 

— 

98  1 
89/ 

— 

1 

Ol 

— 

89 

0,94 


1,13 

1,02 

1,87 


VI 


202 

203 

204 

205 

206 

207 

208 

209 

210 

211 

212 

213 

214 

215 
1195/216 
1196/216 

217 

218 

219 

220 

221 

Wi 

122 

123 
1024/124 

130 

131 

132 

133 

134 
1211/135 
1121/136 
1122/136 

137 

138 
1164/139 
1165/139 

140 

141 

142 

143 


esenparzell 

Im 

Haasenbach 


87 

47 

51 

27 

87  I 

01/ 

09  I 

57 

43  I 

33 

sn 

31/ 

30 

57 

92) 

91/ 

60  \ 

33/ 

37 

43 

43 


1,88 
2,09 

0,62 

1,83 
0,93 


1 

45^ 

94/ 

— 

1 

38 

1 

04  \^ 
71/ 

— 

— 

71 

— 

34 

— 

34 

1 

99 

— 

92 

— 

91 

— 

77 

— 

71 

1 

06 

1 

06  ^^ 
30/ 

1 

1 

87 

1 

19 

— 

69 

2,39 


2,Vo 


2,36 


^)  Die  Parzellen  sind  in  fortlaufender  Reihe  aufgeführt  und  bilden  je  für  sich 
eine  iVarMra^parzelle,  sofern  nicht  mehrere  zusammengehören,  was  durch  Klammer  gekenn- 
zeichnet ist. 
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Nohn.^)    (Eifel.) 
(Auszug  aus  dem  Flurbuche  ) 


Flur 
No. 


Parzelle 

No. 


Lage 


Grösse 


a      qm 


Flur 
No. 


Parzelle 
No. 


Lage 


Grösse 


a     qm 


Ackerparzelleu. 


1788/727 
1789/727 

737 

738 

739  a 

740 

741 

742 

742  a 

742  b 

743 

744 
1537/745 
1561/745 
1562/746 

747 
1765/748 
1766/748 

749 

750 

751 

752 

753 


Auf  der 
Plotz 


Gartenparzellen. 


4668/1884 
4669/1885 
4670/1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 
4278/1891 

1893 

1894 
4671/1895 
4672/1896 
4673/1897 

1898 


Auf  dem 
Hostert 


*)  Siehe  die  Fussuutc 


5 

70 

F 

770  a 

4 

31 

1307/770 b 

2 

94 

771 

79 

772 

02 

773 

60 

774 

91 

4333/775 

89 

4334/775 

82 

4658/775 b 

80 

4659/775 b 

82 

776 

52 

777 

96  \ 
39/ 

3,35 

778 

779 

35 

780 

76 

781 

10 

782 

09 

783 

18 

784 

48 

785 

48 

786 

84 

787 

65 

788 
789 

790 

3n. 

791 

1 

30 

792 

5 

85 

792  a 

9 

93 

793 

— 

70/ 

1,30 

794 

794  a 

_ 

71 

795 

_ 

13 

796 

797 

_ 

\ 

26 

o,(;i 

798 



11 

800  a 

._ 

28 

801 

_ 

64 

802 

1 

02 

803 

- 

11/ 

0,28 

804 
805 
SOC) 

•uir  j 

Seite 

63. 

Wiesenparzell 

Im  Rötels- 
pesch 


J3j 
^2/ 


18 

09 

38 

42 

23 

8i 

77 

75 

46^ 

46/ 

33 

44 

38 

23  \ 
51/ 
18 
50^ 
13) 
34 
41 
24 
34 

24  I 
26/ 
34 
43 
30  ' 
28  J 
06 
09 
18 
24 
43 
14) 
54/ 
96  \ 
34/ 
18 
68 
20 
20^ 
28  1 


0,48 
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Die  Privativaldpar Zellen,  die  mit  Ausnahme  von  wenigen  Gebieten 
zwischen  Staats-  und  Gemeindewaldungeu  liegen,  zeigen  ebenfalls  eine 
Grösse,  die  weder  einen  wirtschaftlichen,  geschweige  einen  forstinässigen 
Betrieb  ermöglichen. 

Eine  Zusammenstellung  des  Privativaldhesitzes  von  vier  typischen 
Gemeinden  des  Westerwaldes  sei  hier  angefügt. 


Gemeinde: 

Gesamt- 

grösse 

der  Privat- 

waldungen 

ha 

Parzellen- 
anzahl 

Parzellenzahl 

Durch- 
schnittsgrösse 
einer  Wald- 

bis 5 
a 

5—12,5 
a 

12,5—50 
a 

50-100 
a 

über  100 
a 

parzelle 
a 

Werkhauseu  .     . 
Hasselbach     .     . 
Hirz-Maulsbach  . 
Rimbach    .     .     . 

352 
293 
244 
152 

600 
390 
173 
496 

33 

13 

53 

122 

38 
56 
59 

221 

295 

213 

36 

130 

155 

75 

3 

6 

79 
33 
22 
17 

58,7 

75,1 

141,0 

30,6 

Sa.: 

1041 

1659 

221 

374 

674 

239 

151 

62,8 

In  diesem  Beispiele  beträgt  allerdings  die  Durchschnittsgrösse  G2,8  a, 
betrachtet  man  jedoch  alle  Waldparzellen  unter  50  a  als  unwirtschaftlich, 
so  zeigen  7G  °/o  aller  Parzellen  diese  Eigenschaft. 

Über  die  Waldverhältnisse  im  Kreise  Lennep  informiert  eine  Schrift  von 
H.  JOESTiNG.^)  Daraus  geht  hervor,  dass  die  Waldfläche  des  Kreises 
11988,25  Jta  beträgt;  hiervon  sind  11467,35  ha  absoluter  Waldboden. 
Im  Eigentume  des  Staates  befinden  sich  12,76  ha,  Gemeinden  usw.  sind 
mit  206,49  ha  und  Private  mit  11729,21  ha  beteiligt. 

Interessant  ist  die  Gruppierung  der  Waldparzellen  nach  ihrer  Grösse 

und  nach  der  Anzahl  der  beteiligten  Nutzniesser. 

Die  Zahl  der  mit  einer  Grösse  von 

unter 25a  25a — 1ha  1 — bha  übpr5Aa 

a)  einem  Besitzer  gehörigen  Waldparzellen       6787       7303     2232     104 

b)  mehreren  Besitzern  gehörigen  Waldparzellen  1076       1152       590       18 

Summa:  7863       8455     2822     122 

Die  weitgehende  Zersplitterung  des  Grund  und  Bodens  musste  natur- 
gemäss  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  frühzeitig  unangenehm  empfunden 
und  der  Wunsch  nach  einem  passenden  Zusammenlegungsgesetze  laut  werden. 
Über  den  Gang  derartiger  Bestrebungen  gestattet  uns  die  Geschichte  des 
landwirtschaftlichen  Vereins  für  Eheinpreussen  einen  interessanten  Einblick. 

Schon  ^)  gegen  Ende  der  1830  er  Jahre  bildete  die  weitgehende 
Parzellierung  der  Grundstücke  in  der  Eheinprovinz  ein  Hauptthema  in  der 
Zeitschrift  genannten  Vereins.     1837  machte  ein  Mitglied  den  Vorschlag, 

^)  H.  JoESTiNG,  „Die  Bedeutung,  Verwüstung  und  Wiederbegründung  des  Waldes 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Verhältnisse  im  Bergischen".    Lennep  1896.    S.  40/42. 

-)  S.  Havenstein,  Der  Landwirtschaftliche  Verein  für  Rheiupreusscn  (Fcstschriftl 
Bonn  1883,  S.  261  ff. 

ö 
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der   Verein   möge   bis   zum  Erlasse   eines   diesbezügliclien   Gesetzes   dahin 
wirken : 

„1.  Dass   die  Eltern  ihre  Güter  unter  der  Bedingung-  den  Kindern  über- 
geben, die  Parzellen  nicht  verkleinern  zu  dürfen. 

2.  Dass  die  Herren  Pfarrer,  die  ohnehin  öfters  in  solchen  Sachen  zu  Rate 
gezogen  werden,  alles  aufbieten  mögen,  solche  nutzlose  Zerstückelungen 
zu  verhüten;  und 

3.  dass  die  Erbschaftsteiler,  als  welche  sehr  häufig  Notare  oder  sonstige 
gebildete  Geschäftsmänner  gewählt  werden,  das  Zerstückeln  verwerfen 
und  nur  nach  dem  Kataster  die  Teilung  vornehmen." 

Im  Jakre  1840  beschäftigte  sich  die  Generalversammlung,  die  in  Bonn 
stattfand,  mit  der  Frage,  und  es  wurde  zum  ersten  Male  darüber  öffentlich 
diskutiert.  Obwohl  man  über  die  wirtschaftliche  und  soziale  Bedeutung 
der  weitgehenden  Grundstückszersplitterung  in  der  Rheinprovinz  verschiedener 
Ansicht  war,  zeigte  die  lebhafte  Beteiligung  doch  das  grosse  Interesse  der 
Teilnehmer  an  dieser  Materie.  Oberpräsident  von  Bodelschwingh-Velmede 
warf  dann  folgende  Frage  auf: 

,,  Welchen  Einfluss  hat  die  seit  Aufhebung  der  adeligen  Fideikommisse 
und  Säkularisation  der  Klostergüter  fortschreitende  Zersplitterung  auf  die 
landwirtschaftliche  Produktion  in  der  Rheinprovinz  geäussert?  Und  ist 
durch   diese  Massregel   die  Kultur   gehoben   oder  herabgedrückt  worden?" 

Zu  einem  Beschlüsse  kam  es  nicht,  wohl  aber  erklärten  sich  einige 
Mitglieder  bereit  —  unter  ihnen  der  Professor  der  Staatswissenschaften 
Kaufmann  zu  Bonn  —  die  landwirtschaftliche  Seite  der  Frage  zu  unter- 
suchen und  auszuarbeiten. 

Nachdem  auf  der  Generalversammlung  zu  Düsseldorf  (29. /30.  Sep- 
tember 1843)  wiederum  die  Parzellierungsfrage  erörtert  und  namentlich 
von  einem  Mitgliede  des  Kreises  Wetzlar,^)  auf  die  Konsolidation  nach 
nassauischem  Muster  verwiesen  worden,  rückte  die  Angelegenheit  in  ein 
neues  Stadium.  Neue  Besprechungen  in  der  Vereinszeitschrift  erfolgten 
und  Oberpräsident  von  Eichmann  beauftragte  im  Jahre  1849  den  Regierungs- 
rat Wilhelm Y  zu  Altenkirchen,  das  Konsolidationswesen  im  Herzogtum 
Nassau  durch  Bereisung  zu  studieren  und  ein  Gutachten  darüber  abzugeben: 
,.ob  die  Konsolidation  im  Herzogtum  Nassau  die  Kultur  so  befördere,  dass 
sie,  der  Kosten  ungeachtet,  bei  den  Beteiligten  Beifall  findet,  und  ob  es 
zweckmässig  erscheine,  auch  in  der  preussischen  Rheinprovinz,  bei  Provo- 
kation der  Mehrzahl  der  Grundbesitzer,  eine  zwangsweise  Konsolidation 
unter  Feststellung  eines  Minimums  für  die  Grösse  der  Parzellen  einzuführen"? 

Eine  Umfrage  bei  den  Lokalabteilungen  des  landwirtschaftlichen  Vereins 
hatte  ein  verschiedenes  Ergebnis.  14  gaben  nur  eine  Erklärung  ab:^)  Alten- 
kirchen, Adenau  und  Elbcrfokl  bejahten  die  Frage,  Duisburg,  Oberberg, 
Cöln,   Geilenkirchen,  Heinsberg  und  Montjoie  waren  für  eine  Konsolidation 

')  Im  Kreise  Wetzlar  wtirdcn  nm  1320  tüo  Dörfer  Holzhausen,  Ulm,  Allendorf. 
Stockhaiisen  und  Biskirclicn  mit  Zustimmnug-  aUer  Grundbesitzer,  nach  nassauischem 
Muster  konsolidiert  (Zeitschr.  d.  1.  V.  1861,  S.  169). 

'^)  Es  waren  damals  ca.  24. 
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oline  gesetzlichen  Zwang.  Bergheini  wünsclite  nur  Wiesenkonsolidätion, 
während  Cleve,  Kees,  Düsseklorf  und  sonderbarerweise  Coblenz  Yollständig 
dagegen  waren. 

Zwischenzeitlich  kam  die  bereits  oben  erwähnte  Oemeinheitsteüungs- 
Ordmmg  für  die  Rheinprovinz  vom  19.  Mai  1851  zustande.  (GS.  S.  371.) 
Nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  findet  statt: 

1.  Die  Ablösung  der  als  Dienstbarkeit  (Servitut)  auf  dem  Grundeigentum 
lastenden  Xutzuugsberechtigungen  und 

2.  die  Teilung  von  Grundstücken  die  von  mehreren  Miteigentümern  un- 
geteilt besessen  und  durch  gemeinsame  Ausübung  der  Weide,  Wald- 
mast, Holz-  oder  Streunutzung  benutzt  worden,  namentlich  Marken, 
Erbenwaldungen  usw. 

Einige  wichtige  Punkte  dieser  Gemeinheitsteilungs-Ordnung  mögen 
hier  angeführt  werden: 

1.  Zu  dem  Antrag  auf  Teilung  eines  gemeinschaftlichen  Eigentums  ist  jeder 
Miteigentümer,  zu  dem  Antrag  auf  Ablösung  einer  Dienstbarkeit  sowohl  der 
Berechtigte  als  der  Eigentümer  des  verpflichteten  Grundstückes  befugt. 

2.  Das  zui"  Bestreitung  der  Lasten  und  Ausgaben  der  Gemeinden  be- 
stimmte Vermögen  kann  durch  eine  Gemeinheitsteilung  niemals  in 
Privatvermögen  verwandelt  werden.  Ebensowenig  kann  derjenige  Teil 
des  Vermögens  einer  Gemeinde,  dessen  Nutzung  einer  bestimmten 
Anzahl  Gemeindegliedern  oder  den  Emwohnern  zukommt,  durch  Ge- 
meinheitsteihmg  in  Privatvermögen  verwandelt  w^erden. 

3.  Das  einfache  Recht  der  Stoppelweide  (vaine  päture)  innerhalb  einer 
Gemeinde  kann,  wenn  es  nicht  auf  einem  besonderen  Titel  beriüit,  in 
dem  Bezirk  des  Appellationsgerichts  zu  Cöhi  nur  durch  einen  Gemeinde- 
ratsbeschluss  aufgehoben  werden.  Die  Aufhebung  muss  erfolgen,  wenn 
die  nach  dem  Flächeninhalt  zu  berechnende  Mehrzahl  der  belasteten 
Grundstücksbesitzer  die  Aufhebung  der  Stoppelweide  verlangen. 

4.  Die  Teilung  oder  Ablösung  wird  dadurch  bewirkt,  dass  jedem  Teil- 
nehmer an  Stelle  seines  Miteigentums-  oder  Nutzungsrechts  eine 
angemessene  Abfindung  an  Geldrente,  Kapital  oder  Grundstücken  über- 
wiesen wird. 

5.  Jeder  Miteigentümer  kann  in  der  Regel  die  Teilung  des  gemeinschaft- 
lichen Grundstücks  in  Natur  verlangen. 

Die  Naturalteilung  eines  gemeinschaftlichen  Waldes  aber  ist,  soweit 
sich  die  Beteiligten  nicht  über  diese  einigen,  ganz  oder  teilweise  nur 
dann  zulässig,  wenn  die  einzelnen  Anteile  entweder  zur  forstmässigeu 
Benutzung  geeignet  bleiben  oder  zu  einer  anderen  Kulturart  besser 
verwendet  werden  können.  Ausser  diesen  Fällen  kann  die  Auseinander- 
setzung um-  durch  öffentlichen  Verkauf  an  den  Meistbietenden  bewirkt 
werden. 

6.  Kein  Besitzer  kann  genötigt  werden,  sich  einer  Umlegung  derjenigen 
seiner  Grundstücke,  die  er  nicht  zur  Abfindung  aufzuhebender  Berech- 
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tigungen  abtreten  muss,  behufs  Erlangung  einer  wirtschaftliclien  Lage 
zu  unterwerfen. 

Bei  Beratung  dieses  Gesetzes  im  Landtage  wurde  verschiedentlich 
auf  die  starke  Zersplitterung  der  Grundstücke  in  der  Rheinproviuz  hinge- 
wiesen, der  vorstehende  unter  6.  verzeichnete  Passus  aber  trotzdem  dem 
Gesetze  eingefügt,  weil  man  bei  dem  bestehenden  Pfandrecht  eine  Er- 
schütterung des  Kredits  und  einen  gi'ossen  Widerspruch  bei  der  Bevölkerung 
befürchtete. 

Die  Ei'gehnisse  dieses  Gesetzes  waren  denn  wohl  die  Ursache,  dass 
sich  der  landwirtschaftliche  Verein  wieder  auf  der  nächsten  Generalver- 
sammlung mit  der  Konsolidationsfrage  beschäftigte. 

Auf  der  Generalversammlung  zu  Düsseldorf  (1852)  wurde  zur  Be- 
handlung der  Angelegenheit  eine  dreigliedrige  Kommission  gewählt,  bestehend 
aus  dem  Oberbürgermeister  Stupp  zu  Cöln,  dem  Landrat  a.  D.  Thilmany 
zu  Kessenich  und  dem  Regierungsrat  Wilhelmy  zu  Altenkirchen.  1853 
stellte  die  Kommission  den  Antrag:  „Das  Königliche  Ministerium  für  die 
landwirtschaftlichen  Angelegenheiten  zu  bitten,  ein  dem  Nassauschen  ähn- 
liches Gesetz  behufs  Zusammenlegung  zerstreut  untereinanderliegender 
Acker-,  Wiesen-   und  Gartenländereien  für  die  Rheinpro viuz  zu  erwii^ken." 

Die  Beratungen  dauerten  2  Tage.  Wilhelmy  trat  warm  für  Konsoli- 
dation ein  und  hob  namentlich  hervor,  „dass  die  Hypothekenbelastung  der 
Grundstücke  der  Konsolidation  ein  Hindernis  nicht  bereiteten,  da  die  neuen 
Grundstücke  in  dieser  Beziehung  lediglich  an  die  Stelle  der  alten  träten, 
wenn  nur  beider  Wert  genau  bekannt  sei"  und  der  Präsident  der  General- 
kommission zu  Münster,  Jonas,  und  der  Direktor  des  landwirtschaftlichen 
Instituts  Hof  Geisberg  bei  Wiesbaden,  Dr.  Thomae.  suchten  durch  Fälle 
der  Praxis  die  Notwendigkeit  der  Konsolidation  darzustellen,  dagegen  waren 
die  Vertreter  des  Niederrheins  Gegner  jeglichen  Konsolidationsgesetzes. 

Ihre  Ausführungen  sind  so  interessant,  dass  ich  sie  nach  Havenstein 
(S.  263)  zitieren  will. 

„Die  Gegner  behaupteten: 

1.  Die  Konsolidation  gewähre  keinen  Nutzen,  weil  der  Boden  in  der 
Rheinprovinz  sowohl  in  bezug  auf  seine  Substanz,  als  auch  auf  den 
Kulturzustand  zu  wechselnd  sei.  Daher  sei  auch  ein  Austausch  desselben 
ohne  schwere  Rechtsverletzungen  nicht  möglich;  derselbe  müsse  not- 
wendig die  Freude  an  der  Bebauung  des  Bodens  lähmen. 

2.  Die  Ausführung  der  Konsolidation  auf  Grund  eines  Majoritätsbeschlusses 
involviere  ein  Unrecht  gegen  die  Minorität,  wodui'ch  Hass  und  Zwietracht 
entstehen  müssten. 

3.  Seien  die  Unkosten  des  Verfaln-ens  so  hohe,  dass  die  etwaigen  Vorteile 
dagegen  gar  nicht  in  Betracht  kämen. 

4.  Die  ganze  Massregel  müsse  von  vornherein  als  zwecklos  erscheinen, 
weil  bei  den  herrschenden  Erbteilungen  nach  etwa  10  Jahren  der  alte 
Zustand  wieder  herbeigeführt  sein  würde. 

5.  Wenn  der  ganze  Besitz  des  Einzelnen  zu  einer  Parzelle  vereinigt 
werde,   dann  würden  viele  Äcker  weitab  von  den  Dörfern  zu  liegen 
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kommen  und  wem  sollten  diese  gegeben  werden?  Eine  Geldent- 
scliädigiing  wie  in  den  alten  Provinzen,  sei  hier  durchaus  nicht  am 
Platze. 

6.  Diu"ch  die  Konsolidation  ein  besseres  Wirtschaftssystem  erreichen  zu 
wollen,  sei  ein  ganz  verfehltes  Beginnen,  weil  der  Vorzug  der 
rheinischen  Landwirtschaft  gerade  in  der  Unabhängigkeit  von  einem 
bestimmten  System  bedingt  sei  (freie,  wilde  Wirtschaft).  Jedes  System 
sei  ein  Zwang  imd  ein  solcher  müsse  unter  allen  Umständen  ver- 
mieden werden. 

7.  Durch  die  Konsolidation  würden  die  Grundstücke  sehr  an  Wert  ver- 
lieren, weil  die  kleineren  Parzellen  bei  Käufen  und  Pachtungen  höhere 
Preise  erzielten  als  grosse  Komplexe. 

8.  Die  Erfahrungen,  welche  in  anderen  Ländern  mit  der  Konsolidation 
gemacht  seien,  z.  B.  in  Nassau,  könnten  für  die  Rheinprovinz  gar  nicht 
massgebend  sein,  weil  sich  hier  Boden-  und  Besitzverhältnisse  ganz 
anders  gestalteten. 

9.  Durch  die  Konsolidation  würde  das  Prinzip  der  freien  Teilbarkeit  auf- 
gehoben werden  und  diesem  gerade  hätte  die  Rheinprovinz  ihren 
Wohlstand  in  erster  Linie  zu  verdanken." 

Mit  anderen  Worten,  der  zeitige  Zustand  war  in  den  Augen  der 
Gegner  für  die  Provinz,  für  die  Landwirtschaft,  der  einzig  richtige.  Den 
Verfechtern  der  vorstehenden  9  Thesen  gereicht  es  zur  Entschuldigung, 
dass  sie  dem  Niederrhein  entstammten  und  daher  von  den  Zuständen  in 
den  rheinischen  Gebirgsgegenden  keine  Ahnung  hatten,  sie  würden  sonst 
nicht  zu  der  Behauptung  gekommen  sein,  dass  der  Vorzug  der  rheinischen 
Landwirtschaft  die  Unabhängigkeit  von  einem  bestimmten  Wirtschaftssysteme 
sei  und  die  Rheinprovinz  ihren  Wohlstand  in  erster  Linie  der  freien  Teil- 
barkeit verdanke. 

Sie  sahen  eben  in  einem  Konsolidationsgesetze  das  Gespenst  des 
Anerbeni'echts  heranschleichen,  fürchteten  eine  Knechtimg  der  Minderheit, 
glaubten,  trotz  hoher  Geldaufwendungen,  an  keine  wirtschaftlichen  Vorteile, 
waren  viel  mehr  besorgt,  dass  ein  Sinken  der  Grundstückspreise  entstehen 
würde  usw. 

Dass  bei  einer  derartig  oppositionellen  Ansicht  die  Ausführungen  der 
Verteidiger  der  Konsolidation  keine  Gegenliebe  fanden,  lässt  uns  nicht 
wundern.  Selbst  die  Umschreibung  der  Konsolidation  als  ,. Feldregulierung 
und  Umlegung  der  Grundstücke-'  vermochte  nicht  den  Gegnern  die  Sache 
schmackhafter  zu  gestalten.  Die  Verhandlungen  führten  daher  zu  einer 
Abweisung  des  Kommissionsantrages. 

Im  Jahre  1859  veröffentlichte  der  wackere  Vorkämpfer  für  ein  Zu- 
sammenlegungsgesetz, Regierungsrat  Beck,  einen  bemerkenswerten  Artikel  ^) 
über  „Die  Güterkonsolidation  in  der  preussischen  RheinproA^nz".  Er  gab 
den  Anstoss,  dass  am  5.  Oktober  1859  die  Konsolidationsfrage  wieder  den 


*)  Zeitschrift  des  Vereins  1859,  Maiheft. 
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Gegenstand    der   Beratungen   des    Zentralvorstandes   bildete.     Die   Tages- 
ordnung der  Sitzimg  lautete: 

„Vorschlag  betreffend  die  streitige  Eonsolidationsfrage.  —  Es  ist 
wünschenswert,  dass  die  Ansichten  über  die  Nützlichkeit  und  Zweckmässig- 
keit eines  Konsolidatiousverfalirens  für  einzelne  Distrikte  der  Eheinprovinz 
sich  klären.  Am  besten  kann  dies  geschehen  durch  praktische  Anschauung 
und  Prüfung  der  Stimmung  und  der  Veränderungen,  welche  an  solchen 
Orten  eingetreten  sind,  in  denen  die  Konsolidation  stattgefunden  hat.  Es 
wird  darum  der  Vorschlag  gemacht,  dass  jede  Lokalabteilung  einen  Ab- 
geordneten wähle  zu  einer  Kommission,  die,  unter  Führung  des  Direktors 
der  Sektion  Ackerbau,  sich  an  solche  Orte  begeben  wird,  in  welchen  die 
Konsolidation  dm-chgeführt  ist,  um  an  Ort  und  Stelle  die  Zustände  und 
Stimmungen  der  Interessenten  vor  und  nach  der  Konsolidation  zu  prüfen 
und  über  die  Resultate  dieser  Prüfung  ihrer  Lokalabteilung  Bericht  zu  er- 
statten. Zu  diesen  Abgeordneten  sind  nur  solche  Männer  zu  wählen,  zu 
deren  Urteil  das  Publikum  ein  besonderes  Vertrauen  hat.  Jeder  dieser 
Abgeordneten  ist  verpflichtet,  bei  der  demnächst  zur  Debattierung  der 
Frage:  „oh  und  unter  ivelchen  leitenden  Prinzipien  ein  Konsolidationsgesetz 
für  die  Bheinprovinz  zu  beantragen  sein  möchte",  anzuberaumenden  General- 
versammlung zu  erscheinen  und  jede  ihm  mögliche  Auskunft  über  seine 
Wahrnehmung  auf  Erfordern  zu  geben.  Die  Reisekosten  sollte  jede  Lokal- 
abteilung für  seinen  Abgeordneten  aufbringen  und  das  Ministerium  um  einen 
Zuschuss  gebeten  werden." 

Nach  kiu^zer  Debatte  wurde  vorstehender  Antrag  angenommen  und 
in  der  Zeit  vom  1.  —12.  Juli  1860  eine  Reise  nach  Nassau  und  Sachsen 
von  13  Delegierten  der  Lokalabteilungen  unter  Becks  Leitung  unternommen. 
Die  Ergebnisse  dieser  Studienreise  sind  in  der  Zeitschrift  des  Vereins^) 
niedergelegt  und  geben  Kunde  von  den  vorzüglichen  Erfahrungen,  die  in 
den  bereisten  Gebieten  mit  der  Konsolidation  gemacht  worden  waren. 

Die  Studienkommission  hatte  die  Überzeugung,  dass  ein  Konsolidations- 
gesetz für  die  ganze  Rheinprovinz  überaus  wünschenswert  sei,  dass  es 
aber  in  den  einzelnen  Gemeinden  der  Majorität  der  Beteiligten  vorbehalten 
bleiben  müsse,  von  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  Gebrauch  zu  machen. 

Innerhalb  des  landwirtschaftlichen  Vereins  hätte  sicher  eine  Einigung 
über  die  Konsolidationsfrage  herbeigeführt  werden  können,  wenn  nicht  die 
Lokalabteilung  CÖln,  an  der  Spitze  ihr  Direktor  Stupp,  dessen  Abneigimg 
gegen  die  Konsolidation  „nahezu  an  Fanatismus  streifte",  lebhaft  dagegen 
agitiert  hätte.  Dies  liatte  zum  Erfolge,  dass  bis  zum  September  1863  auf 
erneute  Rückfrage  bei  den  Lokalabteilungen  in  der  Konsolidationsfrage, 
26  abbsliiionde  und  nur  4  zustimmende  Berichte  einliefen.  Am  17.  Mai 
1864  kam  dann  in  einer  Sitzung  des  Zentralvorstandes  ein  Antrag  zustande, 
dei-  lautete:  „Nach  Anluirung  des  Berichtes  übci'  die  Gutachten  der  Lokal- 
abteilungon  und  in  Erwägung,   dass  die  überwiegend  grosse  Mehrheit  der- 


')  lh()lcr  Aprilheft  S.   122  ff. 
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selben  sich  gegen  Erstrebung  eines  Konsolidationsgesetzes  für  die  Rhein- 
provinz  ausgesprochen  hat,  geht  der  Vorstand  zur  Tagesordnung  über-'. 

Hiermit  war  man  wieder  auf  dem  Standpunkt  von  1852,  trotz  der 
eifrigsten  Arbeit  der  Studienkommission,  angelangt. 

Allmählich  trat  jedoch  in  der  öffentlichen  Meinung,  namentlich  in 
dem  Bezirke  des  ehemaligen  Justizsenats  EJwenbreitstein,  ein  Umsciuvung 
ein.  Die  Vorteile  der  im  naheliegenden  Herzogtum  Nassau  ausgeführten 
Konsolidationen,  waren  zu  sehr  in  die  Augen  fallend,  als  dass  sich  die 
Landwiite  des  benachbarten  Preussens  nicht  ebenfalls  ein  Konsolidations- 
gesetz gewünscht  hätten.  Hatte  sich  doch  schon  1852  die  Lokalabteilung 
AltenJiirchen  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Eheinpreussen  —  wie 
oben  gezeigt  —  für  ein  Zusammeulegungsgesetz  entschieden.  Und  dies 
war  auch  ganz  natürlich  in  Anbetracht  dessen,  dass  gerade  der  Kreis 
Altenkirchen  sehr  unter  den  nachteiligen  Folgen  einer  grossen  Grundstücks- 
zersplitterung zu  leiden  hatte. 

Aber  erst  im  Jahre  1869  (am  5.  April)  kam  es  im  Bezirke  des  Justiz- 
senats Ehrenbreitstein  zu  einem  Gesetze,  das  die  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  ermöglichte,  nachdem  hier  durch  das  Gesetz  vom  2.  Februar  1864, 
eine  Verbesserung  des  Kontrakten-  und  Hypothekenwesens  herbeigefühlt 
war.  So  war  nun  im  Gebiete  des  gemeinen  Rechts  in  der  Rheinprovinz 
ein  Zusammenlegungsgesetz  ergangen;  aber  für  den  französisch-rechtlichen 
Teil  immer  noch  nicht  zu  stände  gekommen.  Hier  wurde  1875  ein  neuer 
Versuch  gemacht,  eine  Einigung  bezüglich  Einführung  eines  Konsolidations- 
gesetzes innerhalb  des  landwirtschaftlichen  Vereins  für  Rheinpreussen  herbei- 
zuführen. Zu  der  Zentralvorstandssitzung  (26.  und  27.  Juni)  hatte  die 
Lokalabteilimg  Wittlich  den  Antrag  gestellt:  „Den  Erlass  eines  Feld- 
reguHerungsgesetzes  von  der  Staatsregierung  zu  erbitten."  Dieser  Antrag 
konnte  jedoch  wegen  Zeitmangels  nicht  behandelt  werden. 

Nachdem  die  Lokalabteilung  Berncastel  erklärt  hatte,  ein  Feld- 
regulierungsgesetz genüge  nicht  den  Anforderungen,  es  müsse  ein  Konsoli- 
dationsgesetz erstrebt  werden,  erschien  dieses  Thema  wieder  auf  der 
43.  Generalversammlung  zu  Trier  (17.  bis  21.  September  1875). 

Der  Antrag  Karlowa  auf  Erlass  eines  Konsolidationsgesetzes  gelangte 
am  20.  September  zur  Annahme  und  tags  darauf  wui'de  eine  Kommission 
zui'  Ausarbeitung  eines  Entwurfes,  bestehend  aus  dem  Rechnungsrate 
Karlüwa,  dem  Friedensrichter  Gatzen,  den  Bürgermeistern  Gkrpott  und 
Thielen  und  dem  Regieningsrate  Wettendorf,  gewählt. 

Im  Dezember  1875  konnte  die  Kommission  schon  zur  Besprechung 
des  Entwurfes  Wettendorf  zusammentreten.  Der  Gesetzentwm-f  deckte 
sich  im  wesentlichen  mit  dem  des  Gesetzes  vom  5.  April  1869  für  den 
Justizsenat  Ehrenbreitstein.  Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  sollte 
stattfinden,  wenn  diese  von  den  Eigentümern  beantragt  wird,  die  mehr 
als  die  Hälfte  nach  Katasterfläche  und  Katastralreiuertrag  repräsentieren. 
Die  Kommission  ergänzte  diesen  Passus  noch  dahin,  dass  der  Antrag  un- 
begründet sein  sollte,  wenn  die  Antragsteller  nicht  zugleich  mehr  als  die 
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Hälfte  der  Kopfzahl  der  beteiligen  Gnmdeig-eutümer  darstellten,  oder 
\\'enn  wenigstens  ein  viertel  der  Kopfzahl  der  Letzeren  binnen  eines 
Monats  nach  erfolgter  Bekanntmachung,  Einspruch  gegen  die  Zusammen- 
legiuig  erhebt.  Ausserdem  sollten  die  Kreisvermittlungsbehördeu  erkären, 
dass  eine  erhebliche  Verbesserung  der  Landeskultur  zu  erwarten  sei. 
(Zeitschrift  1878  S.  294.) 

In  der  Vorstandsitzung  vom  8.  Juli  1878,  der  als  Vertreter  der 
Staatsregierung  der  Geh.  Oberregierungsrat  Glatzel  beiwohnte,  wurde 
der  Ent^siirf  angenommen. 

Aber  erst  im  Jahre  1885  am  24.  Mai,  kam  das  Gesetz  nach  mancherlei 
Kämpfen  zustande.  Der  Rheinische  Provimial-Landtag  hatte  den  Gesetz- 
entwurf mit  43  gegen  24  Stimmen  angenommen  (Stenographischer  Bericht 
des  Abgeordnetenhauses  von  1885,  S.  100) 

Deutlich  lässt  die  Geschichte  der  Konsolidationsgesetzgehiing  im  Rhein- 
land den  Eiufluss  der  geltenden  Eechtssysteme  erkennen. 

Während  in  den  unter  dem  'Landrecht  stehenden  Gebietsteilen  des 
rechten  Rheinufers,  der  Ivi-eise  Essen,  Rees,  Duisburg  im  Reg.-Bez.  Düsseldorf, 
sowie  Mülheim,  Reg.-Bez.  Cöln,  durch  die  Gemeinheitsteilungsordnung  vom 
7.  Juni  182]  nebst  Ergänzungsgesetzen  das  ländliche  Grundeigentum  you 
belastenden  Servituten  befreit  werden  konnte,  ^lu'de  dies  in  den  unter  dem 
gemeinen  Rechte  befindlichen  ostrheinischen  Teilen  des  Regierimgs-Bezh'ks 
Coblenz  und  auf  der  ganzen  linken  Rheinseite  erst  dui-ch  die  Gemeinheits- 
teilungsordnung vom  19.  Mai  1851  ermöglicht.  Eine  Zusammenlegung  der 
in  vermengter  Lage  befindlichen  Grundstücke  —  ohne  Verbindung  mit 
Gemeinheitsteilung  —  gestatteten  jedoch  erst  im  Gebiete  des  ehemaligen 
Justizseuats  zu  Ehi'enbreitstein  das  Gesetz  vom  5.  April  1869,  in  demjenigen 
des  landrechtlichen  Teiles,  das  Gesetz  vom  2.  April  1872  und  in  dem  des 
rheinischen  Rechts  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1885 

Ein  Eingehen  auf  die  materielle  Ägrargesetzgehung  der  Rheiuprovinz 
möge  hier  folgen.') 

Die  für  das  Gebiet  des  preussischen  Landi-echtes  so  überaus  wichtige 
Gemeinheitsteilnngsordming  von  1821  (G.-S.  S.  53)  bestimmt:  „Die  von 
mehreren  Einwohnern  einer  Stadt  oder  eines  Dorfes,  von  Gemeinden  und 
Grundbesitzern  bisher  gemeinschaftlich  ausgeübte  Benutzung  ländlicher 
Grundstücke  soll  zum  besten  der  allgemeinen  Landkultur,  soviel  als  möglich 
ist,  aufgehoben,  oder  so  lange  sie  besteht,  möglichst  unschädlich  gemacht 
werden"  (§  1). 

,.Die  Aufhebung  der  Gemeinheit  findet  nur  statt  bei  Weidebe- 
rechtigimgen  auf  Äckern,  Wiesen,  Angern,  Forsten  und  sonstigen  Weide- 
plätzen, bei  Forstberechtigimgen  zui-  Mast,  zum  Mitgenusse  des  Holzes  und 
zum  Streuholen,  und  bei  Berechtigungen  zum  Plaggen-,  Heide-  imd  Bülten- 
hieb."'  Dabei  ist  es  einerlei,  ob  diese  Gerechtsame  auf  einem  gemeinschaft- 
lichen Eigentume,  einem  Gesamteigentume  oder  einem  ein-  oder  wechsel- 
seitigen Dienstbarkeitsrecht  beruhen  (§  2), 

^)  Siehe  hierüber:  A.  Glatzel,  Die  preussiscbe  Agrargesetzgebung.    Berlin  1895. 
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Ansdrücklich  bestimmt  jedoch  §  3,  dass  „die  blos  vermengte  Lage 
der  Äcker,  Wiesen  und  sonstigen  Ländereien,  ohne  gemeinschaftliche  Be- 
nutzung''- keine  Auseinandersetzung  begi'ünden.  §  23  nimmt  an,  dass  jede 
Gemeinheitsauseinandersetzung  der  Landeskultur  zum  besten  gereiche.  Nur 
wenn  zu  befürchten  ist,  dass  nach  der  Teihing  einzelne  Teilnehmer  von 
einer  seither  gemeinschaftlichen  Gefahr  der  Versandung  oder  Beschädigung 
durch  Naturkräfte  ausgesetzt  werden,  soll  die  Auseinandersetzung  un- 
statthaft sein. 

Die  Naturalteilung  eines  gemeinschaftlichen  Waldes  ist  niu"  zulässig, 
wenn  die  Teilstücke  zur  forstmässigen  Benutzung  geeignet  bleiben  oder  sie 
vorteilhaft  als  Äcker  oder  Wiesen  benutzt  werden  können"  (§  109). 

Den  Antrag  auf  Gemeinheitsteilung  kann  jeder  Teilnehmer  stellen 
(§  4),  und  es  bedarf  keines  Beweises,  dass  die  Teilung  sämtlichen  Beteiligten 
zum  Vorteile  gereicht,  es  genügt  vielmehr,  „dass  die  übrigen,  wie  ohne 
besonderen  Nachweis  anzunehmen  ist,  vollständig  entschädigt  werden 
können-  (§  24). 

Dieser  Passus  des  Gesetzes  Hess  also  ganz,  ohne  die  jeweilig  vor- 
liegenden Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  eine  Teilung  zu,  auch  wenn  sie 
nui-  durch  den  Willen  eines  einzigen  Beteiligten  provoziert  wiu'de.  Die 
Folge  davon  waren  fortgesetzte  Klagen  von  Gemeinden  an  den  Minister 
des  Innern,  die  eine  Revision  des  Provokationsrechts  herbeiführten  durch 
die  Verordnung!)  vom  28.  Juli  1838  (GS.  S.  429). 

Nach  §  1  kann  eine  Gemeiuheitsteilung  die  mit  Ackerumtausch  ver- 
bunden ist,  nur  dann  beantragt  werden,  wenn  die  Besitzer  des  vierten 
Teiles  der  vom  Umtausch  betroffenen  Ackerländereien,  lediglich  nach  dem 
Flächeninhalt  (§  4),  mit  der  nachgesuchten  Separation  einverstanden  sind. 
Diese  Besclu-änkung  findet  unter  anderem  keine  Anwendung  auf  sogen, 
generale  Gemeinheitsteilungen  zwischen  zwei  Gemeinden  (§  2  Abs.  2). 

Sozialpolitisch  sehr  bedeutsam  war  die  Deklaration  vom  26.  Juli 
1847.2)  Sie  beseitigte  die  nach  der  G.-T.-O.  von  1821  (§  17)  zulässige 
Aufteilung  des  Gemeindegliedervermögens.  Auch  das  darauf  folgende  Gesetz 
vom  2.  März  1850,  als  Ergänzung  und  Abänderung  der  G.-T.-O.  von  1821 
und  das  vom  19.  Mai  1851  (GS.  S.  371),  welches  die  Gemeinheitsteilung 
in  der  gesamten  Rheinprovinz  ermöglichte  (mit  Ausnahme  des  landrecht- 
lichen  Teiles,  für  den  die  G.-T.-O.  von  1821  bezw.  diejenige  vom  2.  März 
1850  Geltung  hatte),  hielt  an  der  Nichtteilbarkeit  des  Gemeindeglieder- 
vermögens fest.  Diesem  Umstände  ist  es  zuzuschreiben,  dass  eine  grosse 
Menge  von  Gemeinbesitz  in  der  Rheinprovinz  zum  Segen  des  kleinen 
Mannes  erhalten  blieb,  der  sonst  durch  Zertrümmerung  in  die  Hände  einzelner 
übergegangen  wäre. 


1)  Durch  die  nicht  veröffentlichte  Kabinettsordre  vom  14.  Juni  1828  war  der  Minister 
des  Innern  ermächtigt,  auf  die  Beschwerde  hin  die  Provokation  mir  für  zulässig  zu  er- 
achten unter  Voraussetzung  der  späteren  Verordnung  von  1838.  (v.  Kamptz,  Jahrb.  Bd.  31, 
S.  271.) 

«)  GS.  S.  327. 
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Diese  beiden  Gesetze  Hessen  es  auch  zu,  dass  eine  Anzahl  weiterer 
Dienstharkeitsrechte  für  selbständig  ablösbar  erklärt  wurden,  so  die  Be- 
rechtigung zur  Gräserei  und  zur  Nutzung  von  Schilf,  Binsen  oder  Rohr 
auf  Ländereien  und  Privatgewässern;  zum  Pflücken  des  Grases  imd  des 
Unkrautes  in  den  bestellten  Äckern;  zum  Nachrechen  auf  abgeernteten 
Feldern;  zui'  Nutzung  fremder  Äcker  gegen  Hergabe  des  Düngers;  zum 
Fruchtgewinn  von  einzelnen  Stücken  fremder  Äcker  (zu  Deputat-Beeten); 
zur  Fischerei  in  Privatgewässern  usw.  (Artikel  1). 

Ebenso  wie  in  der  G.-T.-O.  von  1821^)  konnte  in  der  neuen  G.-T.-O. 
von  1851  kein  Besitzer  genötigt  iverden,  sich  einer  Umlegung  derjenigen  seiner 
Grundstücke,  die  er  nicht  zur  Abfindung  aufzuhebender  Berechtigungen 
abtreten  musste,  behufs  Erlangung  einer  wirtschaftlichen  Lage  zu  unterwerfen. 

Die  wirtschaftliche  Zusammenlegung  der  Grundstücke  —  ohne  Gemein- 
heitsteilung —  ermöglichten  dann  erst  die  Gesetze  von  1869,  1872  und  1885. 

Inhaltlich  stimmen  die  drei  Gesetze  so  ziemlich  überein.  Die  wirt- 
schaftliche Zusammenlegung  der  Grundstücke  ganzer  Gemarkungen  oder 
Gemarkungs-Abteilungen  findet  statt,  wenn  diese  von  den  Eigentümern  von 
mehr  als  der  Hälfte  der  nach  dem  Grundsteuerkataster  berechneten  um- 
zutauschenden Fläche  beantragt  wird,  die  gleichzeitig  mehr  als  die  Hälfte 
des  Katastralreinertrages  repräsentiert.  Werden  bei  einer  solchen  Zusammen- 
legung Grundstücke  betroffen,  die  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung 
—  im  Sinne  der  Eheinischen  G.-T.-O.  von  1821  und  1850  bezw.  1851  — 
unterliegen,  so  muss  die  Servitut-Ablösung  oder  Teilung  gleichzeitig  mit 
der  Zusammenlegung  erfolgen.  Gebäude,  Hausgärten,  Weinberge,  Obst- 
gärten, forstmässig  bewirtschaftete  Waldgrundstücke,  Lehmgruben,  Stein- 
brüche und  Grundstücke,  auf  welchen  sich  Mineralquellen  befinden,  dürfen 
nur  mit  Zustimmung  aller  Beteiligten  zur  Zusammenlegung  kommen.  Zur 
Ergänzung  der  Landentschädigung  muss  ausnahmsweise  Geld  gegeben  und 
angenommen  werden,  auch  kann  als  Ausfall  in  der  Güte  der  neuen  Ab- 
findung ein  Zusatz  in  der  Fläche  geschehen.  Eine  Veränderung  des  seit- 
herigen Wirtschaftsbetriebes  darf  hierdurch  aber  nicht  herbeigeführt  werden. 
Abweichend  von  den  Gesetzen  von  1869  und  1872  bestimmt  dasjenige  von 
1885,  dass  die  Provokation  für  nicht  begründet  gilt,  wenn  —  auch  bei 
Erfüllung  der  sonstigen  Bedingungen  —  im  p]inlcitungstermine  ^/ß  der 
erschienenen  Eigentümer  widersprechen;  wird  statt  der  Landabfindung  eine 
solche  in  Geld  gewährt,  so  darf  diese  3  %  der  Gesamtabfindung  des 
Beteiligten  nicht  übersteigen. 

Die  Gesetze  von  1872  und  1885  verlangen  ausserdem  den  Nachweis, 
dass  durch  die  Zusammenlegung  eine  erhebliche  Verbesserung  der  Landes- 
kultur zu  erwarten  steht. 

Übei'blickt  man  die  Agrargesetzgebung  in  der  Rheiuprovinz,  so  sieht 
man,  dass  ihre  Entwicklung  keineswegs  eine  stetig  fortschi-eitende  gewesen 
ist,     vielmehr    zeigt     sie    —    analog    der    preussischen     —    mancherlei 

^)  §  64.  Hier  müssen  jedoch  Grundstücke,  die  keiner  Gemeinheit  unterliegen,  aber 
vom  Eigentümer  angeboten  sind,  in  den  Auseinandersctzungsplau  aufgenommen  werden, 
vorausgesetzt,  daß  sie  passen.     Die  G.-T.-O.  von  1851  sagt  hierüber  nichts  (§  18). 


1 
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Scliwankimgeii,  ja  selbst  Rückschritte.  Verwunderlich  ist  es  jedeufalls. 
dass  der  grösste  Teil  des  hochentwickelten  Rheinlandes,  das  neben  einer 
blühenden  Industrie  eine  bedeutsame  Landwirtschaft  aufweist,  erst  1869 
bezw.  1885  die  Gesetze  erhielt,  die  eine  Zusammenlegung-  der  Grundstücke 
und  mithin  eine  rationelle  Bewirtschaftung  ermöglichten;  während  in  den 
alten  Provinzen  —  einschliesslich  des  landrechtlichen  Teiles  der  Rhein- 
provinz —  schon  durch  die  G.-T.-O.  von  1821  eine  Zusammenlegung,  aller- 
dings in  Verbindung  mit  Gemeinheitsteilung  —  möglich  war.  Die  Geschichte 
der  Zeit  bis  1869  bezw.  1885,  die  ich  in  dem  vorigen  Abschnitt  geschildert 
habe,  gab  uns  darüber  Aufklärung.  Sie  zeigte,  wie  schwer  es  ist,  selbst 
in  hochentwickelten  Gegenden,  Reformen  durchzuführen,  die  eigentlich 
diu'ch  die  Lage  der  Dinge  von  selbst  gegeben  w^aren. 

Als  Auseinandersetzungshehörden  fungieren  im  Rheinland  für  den  land- 
rechtlichen Teil  die  Generalkonimission  zu  Münster  und  für  den  Bezirk 
des  Rheinischen  Rechts  und  des  ehemaligen  Justizsenats  Ehrenbreitstein  — 
seit  1885  —  die  Generalkommission  zu  Düsseldorf.  Bis  zum  Jahre  1885 
bewirkten  die  Auseinandersetzungen  die  Generalkojumission  zu  Münster 
und  die  Generalkommission  zu  Cassel,  letztere  in  dem  Kreise  AVetzlar. 

Über  die  Organisation  der  Generalkommissionen  und  das  Verfahren 
bei  den  Auseinandersetzungen  sei  folgendes  erwähnt: 

Die  Generalkommissionen  sind  kollegial  ausgestaltete  Pro^inzialbe- 
hörden.  Ihr  Geschäftsbezirk  erstreckt  sich  auf  eine  oder  mehrere  Provinzen. 
Einschliesslich  des  Präsidenten  muss  jede  Generalkommission  aus  mindestens 
5  Mitgliedern,  von  denen  die  Mehrzahl  zum  Richteramt  befähigt  sein 
muss,  bestehen.  Von  sämtlichen  Mitgliedern  wird  Vertrautsein  mit  der 
Landwirtschaft  verlangt.  Nichtjuristische  Mitglieder  müssen  der  „rationellen 
und  praktischen  Landwirtschaft  kundig  sein".^)  Die  erforderlichen  Rechts- 
kenntnisse in  Auseinandersetzungsgeschäften  müssen  sie  aber  auch  erlangt 
haben.  Die  Tätigkeit  der  Generalkommissionen  ist  zugleich  eine  verwaltende 
und  richterliche.  Auch  ausserhalb  des  Auseinandersetzungsverfahrens  sind 
ilinen  gewisse  Funktionen  übertragen,  die  sonst  den  ordentlichen  Ver- 
waltungsbehörden obliegen. 

'  Die  Generalkommissionen  entscheiden  bei  Streitigkeiten  in  Auseinander- 
setzungsangelegenheiten in  erster  Instanz.  Die  nächst  höhere  bildet  das 
Ober-Landeskulturgericht  zu  Berlin. 

Hätte  der  Streitgegenstand  auch  ausserhalb  des  Auseinandersetzungs- 
verfahrens Gegenstand  eines  Rechtsstreites  werden  können,  so  kann  in 
dritter  Instanz  das  Reichsgericht  gegen  das  Urteil  des  Ober-Landeskultur- 
gerichts angerufen  werden. 

An  der  Spitze  der,  die  örtlichen  Geschäfte  betreibenden  Spezial- 
kommissionen,  steht  der  Spezialkommissar,  der  aus  der  Klasse  der  Assessoren 
oder  Landwii'te  hervorgeht  (letztere  heisseu  ,, Ökonomiekommissare '•)■  Die 
juristisch  gebildeten  Spezialkommissare  müssen  während  ihi-er  Ausbildungs- 


*)  Verordnungen  v.  20  Juni  1871  t;  2. 
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zeit  bei   den  Generalkominissionen   die  technische  Qualifikation  erw^erben, 
die  Ökonomiekonimissare  die  erforderlichen  Rechtskenntnisse. 

Unter  steter  Beaufsichtigung  der  Generalkommission  leitet  der  Kommissar 
die  AuseinanderseUungsgeschäfte.  Er  verhandelt  mit  den  Beteiligten  über 
das  Sach-  und  Rechtsverhältnis,  lässt  die  Einschätzung  und  sonstigen  Vor- 
arbeiten bewirken,  um  den  Plan  zur  Auseinandersetzung  aufzustellen. 
Nach  Billigung  desselben  durch  die  Generalkommission,  wird  letzterer  den 
Beteiligten  zur  Anerkennung  vorgelegt.  Ist  der  Plan  festgestellt,  so  stellt 
der  Kommissar  den  Bezess  auf,  d.  h.  die  Schlussurkunde,  die  über  Gegen- 
stand und  Ergebnis  der  Auseinandersetzung  erschöpfende  Auskunft  gibt.  Den 
Rezess  prüft  die  Generalkommission  und  der  Kommissar  bringt  ihn  zur  Voll- 
ziehung seitens  der  Beteiligten,  worauf  ihn  die  Generalkommission  bestätigt. 

Bei  Streitigkeiten  instruiert  der  Kommissar  den  Prozess;  auch  wenn 
gegen  die  Entscheidung  erster  Instanz  ein  Rechtsmittel  eingelegt  wird, 
muss  auch  die  Entscheidung  zw^eiter  Instanz  dm-ch  kommissarische  Ver- 
handlung mit  den  Beteiligten  vorbereitet  werden. 

Als  technische  Beiräte  stehen  der  Generalkommission  Vermessungs- 
inspektoren  (aus  der  Klasse  der  Landmesser)  und  Meliorationshaubeamte  (aus 
der  Klasse  der  Regierungsbaumeister)  zur  Verfügung  und  für  die  Land- 
messerarbeiten geübte,  akademisch  gebildete  Vermessungsbeamte.  Hiervon 
sind  einige  in  dem  geodätisch-technischen  Bureau  der  Generalkommission 
beschäftigt,  die  anderen  auf  die  Spezialkommissionen  in  der  Provinz  verteilt. 
Gerade  sie  sind  es,  an  welche  körperlich  und  geistig  die  grössten  An- 
forderungen gestellt  werden  und  denen  in  erster  Linie  die  schönen  Erfolge 
zu  danken  sind.  Sie  entwerfen  die  Wege-  und  Gräbennetze,  sie  sind  fast 
ausnahmslos  die  geistigen  Väter  der  Landumlegungspläne.  ^)  Leider  ist  es 
aber  diesen  Beamten  noch  nicht  gelungen,  die  offizielle  Anerkennung  ihrer 
geistigen  Arbeiten  durchzusetzen. 

Die  Beformbedürftigkeit  der  Generalkommission  ist  schon  seit  langen 
Jahren  Gegenstand  der  Besprechung  im  Abgeordnetenhause  gewesen,  wurde 
aber  bis  zur  allgemeinen  Reorganisation  der  inneren  preussischen  Verwaltung 
zurückgestellt. 

Angestrebt  wird  Dezentralisation ;  Angliederung  der  Generalkommission 
an  die  Bezirksregierung  imd  Ausgestaltimg  der  Spezialkommission  (als 
Landeskulturamt),  als  Behörde  zur  Entscheidung  von  Planbeschwerden  in 
erster  Instanz.  Diese  Behörde  soll  aus  einem  juristischen  Vorsitzenden  und 
2  landwirtschaftlichen  Mitgliedern  bestehen. 

Sollte  eine  deraitige  Reorganisation  einmal  erfolgen,  so  wii"d  hoffentlich 
in  die  Kommission  auch  ein  technisches  Mitglied  aus  der  Klasse  der  Land- 
messer kommen! 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  eine  Gemarkung skarte  einer  rheinischen 
Gemeinde,  so  zeigt  sich  uns  vielfach  folgendes  Bild: 

Im  Tale  liegen  meist  die  Häuser  und  Wiesen,  dahinter  bergan  die 
Äcker,  dann  die  Weiden  und  zuletzt  der  Wald.     Soweit  nicht  Provinzial- 

*)  Siehe  das  Urteil  Schlittes  a.  a.  0.  S.  42. 
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Strasse  oder  Konimiinalwege  die  Gemarkimg  durchschneiden,  haben  wir 
überall  vom  Dorfe  ausgehend,  radial  verlaufende  Flurwege,  die  nach  den 
einzelnen  Feldlagen  fühi-eu.  Die  Feldlagen  selbst  haben  die  wunderbarsten 
Formen  und  innerhalb  derselben  wiederum  die  einzelnen  Parzellen.  Es 
bietet  sich  uns  ein  Bild  des  alten  Dorfsystems  und  der  Gemengewirtschaß. 

Dieser  historisch  gewordene  Feldmarktyp  war  gerechtfertigt,  so  lange 
der  Ackerbau  noch  sehr  extensiv  und  die  Gemeinwesen  klein  waren.  Für 
die  moderne  Landwirtschaft  genügt  er  aber  nicht  mehr,  da  er  die  Drei- 
felderwirtscJtaft  meistens  zur  Bedingung  macht.  Die  vermengte  Lage  der 
Grundstücke  gestattet,  bei  dem  Mangel  an  den  nötigen  Wirtschaftswegen, 
nicht  die  volle  Entfaltung  der  natürlichen  Bodenkräfte  und  die  vollständige 
Verwertung  des  Grundbesitzes.  Was  hat  es  für  den  Grundstücksbesitzer 
für  einen  Wert,  wenn  er  im  juristischen  Sinne  vom  Obereigentum  befreit 
ist,  wenn  er  aber  auf  seinem  Grundstück  nicht  pflanzen,  säen  und  ernten 
kann  wann  er  will? 

Kann  er  zu  einem  freieren,  produktiveren  Wirtschaftssystem  übergehen, 
wenn  erst  der  Polizeidiener  mit  der  Schelle  im  Dorf  bekannt  macht,  in  der 
und  der  Flur  darf  jetzt  mit  der  Bestellung  oder  Aberntung  begonnen 
werden?  Man  sollte  derartige  Zustände  in  unserem  modernen  Zeitalter 
kaum  für  möglich  halten,  aber  tatsächlich  besteht  noch  jetzt  auf  dem 
Westerwalde,  der  Eifel  und  dem  Hunsrück  häufig  eine  Art  Flurzivang  dui'ch 
ortspolizeiliche  Verfügung.  Alle  Grundstücke,  die  nicht  unmittelbar  vom 
Wege  aus  zugänglich  sind,  müssen  bis  zu  einem  bestimmten  Termine 
bestellt  sein.  Die  Dreifelderwirtschaft  herrscht  daher  in  den  genannten 
Bezirken  der  Rheinprovinz  fast  ausschliesslich.  Aber  selbst  aus  den  frucht- 
baren Kreisen  der  Ebene,  die  sich  von  diesem  veralteten  System  längst 
emanzipierten,  kommen  Klagen  über  die  vermengte  Lage  und  die  dadiu'ch 
bedingte  Unzugänglichkeit,  obwohl  die  grossen  Besitzer  sich  schon  früher 
mit  grossem  Aufwände  Parzellen  ankauften,  die  eine  Verbindung  grösserer 
Komplexe  mit  den  Wegen  ermöglichten. 

Die  Schaffung  eines  geeigneten  Wegenetzes  ist  daher  eine  der  wich- 
tigsten Erfordernisse.  Man  hat  oftmals  Versuche  gemacht,  der  Wegenot 
durch  sukzessive  Anlegung  von  Flui'wegen  abzuhelfen  ohne  eine  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  damit  zu  verbinden.  E.  Thiel  berichtet  darüber 
wie  folgt :^)  „Der  Mangel  an  Flurwegen  macht  vielfach  die  Dreifelder- 
wirtschaft notwendig  und  wii'd  namentlich  in  den  Gebii-gsgegenden  schwer 
empfunden,  da  mit  der  Zunahme  der  Zersplitterung  der  Grundstücke  die 
stetige  Abnahme  der  Gespannki^äfte  gleichen  Schritt  hält,  wähi-end  anderer- 
seits die  Erträge  des  Bodens  mit  dem  Vorhandensein  und  der  Beschaffen- 
heit der  Flurwege  in  engstem  Zusammenhange  stehen.  Eine  Abhülfe  im 
Wege  der  Gesetzgebung  ist  di'ingend  erwünscht,  aber  nur  dann  wohl 
durchzuführen,  wenn  die  Lasten  für  die  Anlage  und  Unterhaltung  der 
Kommunikationswege  den  Gemeinden  abgenommen  werden  wüi'den. 

*)  E.  Thiel  „Zustände  und  Reform  des  läudl.  Gemeindewesens  in  der  Rheinproviuz." 
Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Leipzig  1890,  S.  269. 
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Durch  diese  Abnahme  der  Kommunikationswegelasten  würden  die 
jetzigen  Naturalleistungen  der  Gemeinden  für  Verkehrswege  für  die  Er- 
weiterung und  Verbesserung  des  Flurnetzes  disponibel,  und  es  könnte 
systematisch  mit  dem  Bau  von  Flurwegen  vorgegangen  werden.  Sollte 
dies  durch  eine  anderweite  Wegegesetzgebung  nicht  möglich  seiu,  so  würde 
ich  das  Mittel  zur  Beseitigung  des  Flurwegenotstandes  empfehlen,  welches 
ich  selbst  während  meiuer  Verwaltung  der  Bürgermeistereien  Kyllburg 
und  Malberg  tu  der  Eifel  bei  mehreren  Gemeinden  mit  Glück  anwenden 
konnte,  die  Bildung  von  Gemeinde-Flurivegegenossenschaften.  Es  müsste 
aber  die  Bildung  solcher  dadurch  erleichtert  werden,  dass  in  ähnlicher 
Weise  wie  bei  Meliorationsgenossenschaften  nicht  die  Zustimmung  aller 
Beteiligten,  sondern  nur  die  der  Majorität  in  Verbindung  mit  der  Hälfte 
der  von  allen  Beteiligten  repräsentierten  Grundsteuer,  soweit  selbe  auf 
den  durch  den  einzelnen  Weg  zu  erschliessenden  Grundstücken  ruhte,  zur 
Konstituierung  der  Genossenschaft  erforderlich  wäre,  und  müsste  dahin 
gestrebt  werden,  dass  etwa  die  Hälfte  oder  der  dritte  Teil  der  bis  jetzt 
von  der  Provinzialverwaltung  zu  Kommunikationswegen  bewilligten  Zuschüsse 
fernerhin  den  Flurwegebaugenossenschaften  in  Form  von  Beihülfen  zu  teil 
würde.  Es  ist  eine  ganz  merkwürdige  Erscheinung,  dass  überall  von  der 
Landwirtschaft  treibenden  Bevölkerung  der  Mangel  an  Flurwegen  anerkannt 
und  beklagt  wird,  aber  nur  in  sehr  wenigen  Fällen  zu  Selbsthilfe  bis  jetzt 
geführt  hat. 

Ich  glaube  nicht,  dass  es  mit  der  Fürsorge  für  die  leidende  Land- 
wirtschaft vereinbar  ist,  die  Regelung  der  Flurwege-Angelegenheit  von  dem 
Fortschreiten  und  der  vermehrten  Anwendung  der  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  zu  erwarten." 

Der  Gedanke  an  eine  derartige  Anlage  von  Feldwegen  ist  auf  den 
ersten  Blick  einleuchtend,  erweist  sich  aber  bei  technischer  Beleuchtung 
als  einen  recht  hveifeUiaften  Ausweg.  Man  wird  nicht  leugnen,  dass  sich 
gewisse  Feldlagen  durch  Wege  erschliessen  lassen,  die  für  die  Bewirt- 
schaftung der  Parzellen  zweckmässig  sind.  Dies  wird  aber  vielfach  nur  da 
möglich  sein,  wo  regelmässige  Gewannen  vorhanden  sind.  Hier  pflegen 
jedoch  die  Landwirte  ganz  von  selbst  die  Gewannengrenze  als  Fuhrweg 
zu  gebrauchen.  Sind  jedoch  die  Gewannen  itwregelmässig,  wie  dies  fast 
immer  der  Fall  ist,  so  werden  durch  die  neuen  Fliu'wege  gewiss  eine 
grössere  Anzahl  Grundstücke  zugänglich,  aber  auch  eine  Menge  neuer 
unwirtschaftlicher  ParzellenabsiMsse  gebildet.  Es  würde  demnach  meines 
Erachtens  keineswegs  zu  billigen  sein,  wenn  zu  derartigen  kommunalen 
Massnahmen  Staatsmittel  bewilligt  würden,  die  nur  Unvollkommenes  zu- 
tage fördern  können,  und  zudem  der  Einführung  der  Grundstückszusammen- 
legungen im  Wege  ständen.  Im  hessischen  Odenivald,  teilweise  auch  in 
Baden,  sehr  allgemein  in  Württemberg  und  Bayern  hat  man  die  Anlage 
oder  Regulierung  von  Feldwegen  ohne  grosse  Erfolge  vorgenommen. 

Alle  derartigen  privaten  und  kommunalen  Massnahmen  köinu3n  natur- 
gemäss  ein  planvolles,  niif  die  wirtschaftlichen  PMorderuisse  zugeschnittenes. 
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einheitliches  Wegenetz  nicht  ersetzen  und  dieses  kann  nur  allein,  gelegent- 
lich der  Zusammenlegung'  geschaffen  werden.  Mag  denn  auch  die  Boden- 
zersplitteruug  später  -wieder  vor  sich  gehen,  das  einheitliche,  dem  Gemeinde- 
eigentum zugewiesene  Wegenetz  wird  dauernd  bleiben  und  bei  weitgehendster 
Teilung  jedem  Grundstück  im  ungünstigsten  Falle  den  Zugang  von  einer 
Seite  gestatten. 

Das  Wegenetz  passt  sich  natürlich  dem  Gelände  und  den  einzelnen 
Besitzverhältnissen  an,  es  w4rd  daher  in  der  Ebene  mit  stärkerer  Spann- 
fähigkeit der  Besitzer  weitmaschiger  sein  als  im  Gebirge,  wo  gewöhnlich 
ein  schwächerer  Rindviehschlag  die  Spannkraft  abgibt. 

Der  Prozentsatz,^)  der  an  Fläche  für  die  Wege  und  Gräben  in  den 
einzelnen  Gemarkungen  verloren  geht,  ist  natürlich  sehr  verschieden.  Für 
die  Ebene  kann  nmn  im  Rheinland  2 — 3*^/o  annehmen. 

Im  Gebirge  wird  die  Wegefläche  selbstredend  vielmehr  ausmachen, 
einmal  wegen  der  erwähnten  Engmaschigkeit  und  dann,  weil  die  in  die 
Hänge  einzubauenden  Wege  grössere  Flächen  in  Anspruch  nehmen.  Für 
Westerwald,  Hunsrück  und  Eifel  werden   daher  4 — 6  ^/q  zu   rechnen   sein. 

Gerade  der  Beitrag  zum  Wegenetz  ist  es,  der  vielfach  zu  Klagen  den 
Landwirten  Veranlassung  gibt.  In  AVirklichkeit  ist  dieser  aber  gar  nicht 
so  gross.  Berechnet  man  nur  die  Flächen,  die  aus  den  als  Wege  benutzten 
Gewannen,  aus  der  Verminderung  der  Grenzfurchen,  aus  dem  Einschleifen 
der  Raine  und  dem  Roden  der  Hecken  zum  Kulturlande  kommen,  so  findet 
man,  dass  schon  daraus  die  Wegefläche  gedeckt  wird.  Ist  in  einer  Gemarkung 
die  Zerstückelung  bis  auf  ^/^  Morgen  vorgeschritten,  so  rechnet  Rüscher 
(n.  S.  337)  bis  zu  5  %  Verlust  an  nutzbarer  Fläche.  Da  ferner  an  den 
Grenzen  das  Land  von  beiden  Besitzern  doppelt  bearbeitet  wird,  so  schätzt 
Motzen  (I.  438)  die  unnützen  Kosten  für  ein  Dorf  bis  rund  18000  Taler. 

AVie  gross  die  Bedeutung  eines  neuen  Wegenetzes  für  die  Grundbesitzer 
ist,  lässt  sich  an  vielen  Beispielen  zeigen.  Fast  in  jeder  Gebirgsgemarkung 
gibt  es  Lagen  mit  verhältnismässig  gutem  Boden,  wo  vor  der  Zusammen- 
legung Dünger  überhaupt  nicht  hingeschafft  werden  konnte  und  eine  Be- 
arbeitung unrentabel  war.  So  wurden  z.  B.  in  Remagen  zu  dem,  auf  dem 
Bergrücken  gelegenen,  fast  unerreichbaren  Gemarkungsteil  zwei  neue  Zu- 
fuhrwege geschaffen.  Einer  von  Remagen  aus,  der  andere  von  der  ent- 
gegengesetzten Seite,  von  Bodeudorf  her.  Zum  ersten  Male  konnte  hier 
seit  langen  Jahren  infolge  der  Zusammenlegung  und  der  neuen  Wege  eine 
ausreichende  Düngung  der  Wintersaaten  stattfinden.  Etwa  Vi5  des  Ob- 
jektes, d.  h.  6  ha,  lagen  seit  Jahren  unbebaut,  nach  beendigtem  Zusammeu- 
legungsverfahren  wui'den  diese  sofort  in  Kultur  genommen. 


*)  Der  Wegeprozentsatz  wird  iu  der  Praxis  immer  von  dem  Werte  der  Grundstücke 
berechnet.  Da  die  ganze  Gemarkung,  auch  die  alten  Wege,  eingeschätzt  werden  heisst 
es:  „Die  ganze  Feldmark  repräsentiert  den  und  den  Wert.  Die  neuen  Wege  haben  diesen 
Wf>rt,  die  alten  dagegen  jenen.  Die  Differenz  hiervon  stellt  den  von  den  Interessenten  noch 
aufzubringenden  Wegebeitrag  dar,  der  den  Beteiligten  prozentual  von  dem  Einschätzungs- 
werte  ihrer  Grundstücke  in  Abzug  gebracht  wird." 
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Wenn  nnn  im  Gebirge  hauptsächUcli  die  Terrainr^rhältnisse  ein  OTtes 
Wesrenetz  fordem.  so  sind  es  in  der  Eigene  namentlich  der  starke  Futterhau 
und  die  Zudk&rrühenkuUur  die  planvolle  An-  nnd  Abfohrwege  bedingen. 

Im  organiscben  Zusammenhange  mit  dem  Wegenetz  steht  die  neue 
Hanlage.  Während  man  in  nicht  regulierten  Feldmarken  oft  Parzellen- 
anlagen  findet,  die  mitunter  bis  zu  20 '^y  gegen  den  Berg  liegen  und  so 
geackert  werden  müssen,  wird  bei  der  Zusammenlegung  die  Ackerfurche 
nur  mit  so  viel  Ge'fälle  angelegt,  dass  das  Wasser  noch  abziehen  kann. 
Wenn  man  eine  Beise  in  unsere  rheinischen  Gebirgsgegenden  unternimmt 
und  die  Parzellen  an  den  Berghängen  beobachtet,  so  wird  man  sehr  häufig 
finden,  dass  sie  mit  ihrer  Länge  im  stärksten  Gefälle  liegen  und  eine 
Beackenmg  gar  nicht  mehr  gestatten.  Dass  diese  Grundstücke  anders 
gedreht  und  durch  Wege  erschlossen  werden,  ist  ungemein  wichtig.  Lassen 
sie  sich  dennoch  infolgre  ihres  immer  noch  zu  starken  Quergefälles  und  der 
damit  verbundenen  Gefahr  des  Abschwemmens  des  Bodens  nicht  zur  Acker- 
knhur  verwenden,  so  sät  man  sie  mit  perennierenden  Futterkräutem  ein. 
die  wenig  Pflege  verlangen,  gute  Ejträge  üefem  und  den  Boden  festigen. 

Die  für  die  Bodenbearbeitung  idealste  Plan  form  —  das  Rechteck  — 
wird  überall  bei  den  Zusammenlegungen  angestrebt  und  lässt  sich  auch 
meistens  eireichen.  Auf  alle  Fälle  wird  ein  richtiges  Verhältnis  zwischen 
Länge  und  Breite  der  neuen  Grundstücke  hergestellt  und  auf  Parallelität 
der  Grenzen  gesehen.  Die  Geuumneidänge  pflegt  im  Gebirge  150 — 200  m. 
in  der  Ebene  200 — 250  »h  genommen  zu  werden.  Die  Spannkraft  wird 
vornehmlich  l»erücksichtigt.  Bei  grossem  Besitz,  wo  mit  dem  Dampfpflug 
geart>eitet    wird    gelangen  Gewannen   von    300 — 500  m    zur  Anwendung. 

Ganze  Dorf  lagen  werden  im  Rheinlande  sehr  &dten  in  die  Zusammen- 
legung einbezogen,  da  das  Gesetz  eine  einstimmige  Zustimmung  aller 
Beteiligten  verlangt  In  den  Fällen  wo  die  Dorflage  mitbeart»eitet  wurde. 
hat  sich  dies  als  sehr  vorteilhaft  erwiesen.  Einerseits  konnten  yiele  krummen 
Grenzen  zwischen  den  einzelnen  Gehöften  reguliert,  andererseits  die  Dorf- 
strasse erbreitert.  manche  Servitute  t^eseitiart  und  namentlich  neue  Dorf- 
aas gängle  geschaffen  werden. 

Manchmal  liess  es  sich  auch  ermöglichen  gleichzeitig  bei  der  Projek- 
tierung  des  Wegenetzes    die    spätere    Bel^auung   mit    zu   berücksichtigen. 

So  wurde  l»eispielsweise  in  Xemcied- Reddesdorf,  der  bei  der  Ein- 
gemeindimg letzteren  Ortes  (Beddesdorf)  bestehende  Bebauungsplan  er- 
weitert und  über  eine  Fläche  von  ca.  25  ha  gleich  abgesteckt.  Innerhalb 
des  so  festliegenden  Rahmens  wurde  die  Umlegung  vorgenommen.  Bis 
auf  die  Hauptringstrasse,  die.  soweit  mir  erinnerlich,  in  einer  Breite  von 
15  oder  18  m  ausgesteint  wurde,  eriiielten  die  sonstigen  zukünftigen  Bau- 
fluditeii  (Wege)  eine  Breite,  die  den  zeitigen  landwirtschaftlichen  Bedürf- 
nissai  entsprach,  nämlich  5  m.  Das  Vorteilhafte  bei  der  ganzen  Sache 
war.  dass  die  einzelnen  neuen  Grundstücke  rechtwinkelig  zu  den  späteren 
Strassen   za  liegen  kamen  und  es  ausserdem  der  Gemeinde  ein  leichtes 
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wurde,   die   erforderlichen   Wegeflächen    und   künftigen  freien   Plätze,   aus 
ihrem  sonstigen  beteiligten  Grundeigentum  zu  erhalten. 

Die  erste  Zusammenlegung,  bei  welcher  auf  die  Bebauung  Eücksicht 
genommen  wurde,  war  in  der  Rheinpro\'inz  diejenige  eines  Teiles  der  Stadt 
Neuss.  Hier  gelangte  1897  von  der  Generalkommission  Düsseldorf  eiu 
Gebiet  von  ca.  16  ha  zur  Umleguug.  Das  Projekt  des  Strassennetzes,  das 
von  privater  Seite  bearbeitet  worden,  war  gegeben.  Bereits  1898  konuten 
die  Eigentümer  ihre  neuen  Pläne  antreten.  Im  Jahre  1900  beantragte 
Neuss  die  Umlegung  eines  weiteren  Teiles  des  Stadtgebietes;  es  waren 
hierbei  58  Eigentümer  beteiligt  mit  etw^a  200  alten  Katasterparzellen. 
1903  wm-den  die  neuen  Grundstücke  den  Interessenten  übergeben.  Bei 
dieser  grösseren  Fläche  entwarf  die  neuen  Wege  bezw.  Strassen  und  die  neue 
Planeinteilung  allein  die  Kgl.  Spezialkommission  zu  Düsseldorf.  In  Wetzlar 
gelangten  ebenfalls  2  Objekte  in  Grösse  von  7  und  2.5  ha  zur  Umleguug. 
Bei  sämtlichen  ausgefühlten  Baulandumlegungen  war  eine  zufriedenstellende 
Lösung  der  Aufgabe  durch  die  Generalkommission  herbeigefühit  worden; 
fast  durchweg  entfaltete  sich  bald  danach  eine  rege  Bautätigkeit  und  es 
konnte   eine   beträchtliche  Erhöhung   der  Bodenpreise  festgestellt   werden. 

Gerade  auf  dem  Gebiete  der  Baulandumlegung  steht  der  General- 
kommission, solange  nicht  ein  allgemeines  städtisches  Umlegungsgesetz. 
etwa  gleich  der  lex  Adickes  füi-  Frankfurt  a.  M.,  ein  weites  Wirkungsfeld 
offen.  Denn  obwohl  das  Fluchtliniengesetz  vom  2.  Juü  1875  die  Auf- 
stellung der  Bebauungspläne  den  Gemeinden  überlässt  und  das  Enteignungs- 
gesetz vom  22.  Juni  1874  den  Kommunen  die  Möglichkeit  gibt,  das  Strassen- 
land  gegen  den  WUlen  der  Eigentümer  zu  erawingen.  so  fehlt  doch  sämt- 
lichen Gesetzen  und  Bestimmungen  das  Wichtigste:  die  Gemeinde  hat 
keinen  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  eigentlichen  Baugmndstückes.  Und 
dies  ist  von  grosser  Bedeutimg.  Es  mag  ein  Bebauungsplan  noch  so  schön 
hergestellt  sein  und  allen  Erfordernissen  der  Ästethik  und  Hygiene  ge- 
nügen, aber  regelrechte,  anbaufähige  Baugnindstücke  werden  hierdurch 
nicht  geschaffen.  Es  wird  daher  die  Bebauung  bei  zersplitterten  Grund- 
stücken und  bei  ungünstigem  Schnitt  der  Grenzen  mit  den  Fluchtlinien 
nur  sehr  langsam  vorwärtsschreiten  können.  Kommt  ein  solches  Gebiet 
aber  doch  zur  Bebauung,  so  haben  wir  jene  Häuser  —  oft  ganze  Strassen 
—  mit  ihren  schiefwinkligen  Grundiissen.  ein  Ärgernis  füi-  jeden  Haus- 
besitzer und  Mieter.  Um  derartigen  Übelständen  abzuhelfen  gibt  es  zwei 
Wege,  entweder  Schaffimg  von  geeigneten  Baustellen  auf  Grund  freier 
Vereinharung  oder  Zusammenlegung  diu'ch  die  Generalkommission. 

Bei  dem  ersten  Wege  zeigen  sich  mancherlei  Schwierigkeiten  und 
Kostspieligkeiten.  Es  ist  eine  Vermessung  nötig  nebst  Piojekt.  dazu 
kommen  Unkosten  an  Umsatzsteuer,  Stempel.  Ab-  imd  Auflassungskosten 
einschliesslich  der  Gerichtsgebühren. 

Weiter  sind  in  Betracht  zu  ziehen  die  Schwierigkeit  der  Regelung 
der  Hj-pothekenverhältnisse,  wobei  neben  der  Zustimmung  aller  Eigentümer 
zur  Ausfühning   der  Sache   auch  noch  die  aller  Gläubiger  erforderlich  ist. 

6 
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Der  zweite  Weg  kennt  alle  diese  Sch^ierig'keiten  niclit.  Die  Her- 
stellung des  neuen  Katasters  und  die  Übernahme  der  Zusamnienlegungs- 
ergebnisse  in  das  Grundbuch,  kann  die  Generalkommission  leicht  bewirken. 

Von  allen  Autoritäten  auf  dem  Gebiete  des  Städtebaus  und  der  Um- 
legungstechnik  wird  letzterer  Vorzug  anstandslos  den  Generalkommissionen 
zugegeben,  dagegen  gefordert,  dass  das  Projekt  von  genannter  Behörde 
nicht  ausgeführt  werde.  Vielmehr  sei  dies  Sache  der  Stadtbauämter, 
deren  geschultes  Personal  am  besten  den  Entwurf  zuwege  bringe. 

Aber  selbst  wenn  das  Projekt  durch  die  städtischen  Behörden  be- 
arbeitet wird,  so  kann  trotzdem  die  Generalkommission  segensreich  mit- 
wirken. 

Als  Beispiel  hierfür  möge  die  Umlegung  eines  Bezirkes  in  Düsseldorf 
dienen. 

Das  Gebiet  umfasste  rund  16  ha  und  enthielt  44  alte  Kataster- 
parzellen. Beteiligt  waren  13  Eigentümer.  Die  neuen  Fluchtlinien  standen 
vor  Beginn  der  Umleguug  fest.  Als  Teilungsmafsstab  wui'de  die  alte 
Fläche  festgesetzt.  Damit  jeder  Beteiligte  ein  seinem  früheren  Besitz 
gleichwertiges  Grundstück  erhielt,  wui-de  er  möglichst  in  alter  Lage  ab- 
gefunden. 

Die  neuen  Pläne  wurden  bis  ziu-  Strassenachse  ausgewiesen,  so  dass 
der  zwischen  Strassenmitte  und  Fluchtlinie  liegende  Teil  des  neuen  Besitzes 
den  Beitrag  zum  Strassenland  darstellte.  Weiter  beschloss  man,  dass  die 
neuen  Strassen  sofort  in  das  Eigentum  der  Stadt  Düsseldorf  gehen  sollten. 
Das  städtische  Vermessungsamt  bearbeitete  nun  einen  Umlegiingsentwurf, 
den  die  Beteiligten  unterzeichneten  und  mit  dessen  Einreichung  die  wirt- 
schaftliche Zusammenlegung  der  Grundstücke  bei  der  Generalkommission 
beantragten.  Diese  Behörde  ging  auf  die  Sache  ein  und  überliess  dem 
Stadtvermessungsamt  die  Anfertigung  sämtlicher  yermessungstechnischen 
Unterlagen.  Ein  Jahr  nach  Aufnahme  der  Generalverhandlung  war  bereits 
der  Rezess  vollzogen  (1906)  und  1907  wurde  mit  dem  Ausbau  sämtlicher 
Strassen  des  Umlegungsgebiets  begonnen. 

Die  Kosten  beliefen  sich  seitens  des  Stadtvermessungsamtes  auf  rund 
1152  M.  und  seitens  der  Generalkommission  auf  rund  432  M.  zusammen 
1584  M.  Das  heisst  pro  Ar  waren  99  Pf.  zu  bezahlen.  Die  Zahl  der 
neuen  Pläne  betrug  34.  Der  Stadtlandmesser  Schultze  zu  Düsseldorf,  der 
diesen  Gegenstand  in  einem  Vortrage  auf  der  Hauptversammlung  des 
Rheinisch- Westfälischen  Landmesservereins  am  21.  Oktober  1905  in  Düssel- 
dorf, eingehend  behandelte,  schätzt  die  Gesamtkosten,  die  auf  dem  Wege 
des  Landaustausches  entstanden  sein  würden,  auf  9000  M.,  das  heisst  6  M. 
pro  Ar.  Schultze  macht  dann  folgende  Berechnung:  Er  nimmt  an,  dass 
von  den  16  ha,  5  ha  sehr  schwer  der  Bebauung  zuzuführen  gewesen  wären, 
und  deshalb  erst  in  15 — 20  Jahren  die  völlige  Auf  Schliessung  des  Geländes 
ohne  Umlegung  hätte  von  statten  gehen  können.  Selbst  bei  der  Annahme, 
dass  nui-  8  Jahre  Mehrzeit  zum  Verschleiss  der  Baustellen  erforderlich 
gewesen  seien,  Hesse  sich  der  Zinsverlust  der  5  ha  bei  4%  auf  240000  M. 
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schätzen,  was  einer  Mindereinnahme  von  500  M.  füi-  1  a  entspräche;  die 
5  ha  repräsentierten  bei  einem  Verkaufspreis  von  30  M.  pro  Quadratmeter 
einen  Kapitalwert  von  1500000  M. 

In  enger  Verbindung-  mit  dem  landwirtschaftlichen  Wegenetze  steht 
das  Orahennetz.  Diu'ch  dasselbe  ist  fast  in  allen  Gemeinden  eine  durch- 
greifende Entwässerung  der  Feldmarken  erreicht  worden;  gleichzeitig  war 
hierdurch  die  Vorflut  für  die  Hauptdrainleitungen  geschaffen.  Namentlich 
wird  auch  auf  die  Regulierung  der  Bäche  Gewicht  gelegt.  Sehr  häufig 
kommt  es  vor,  dass  diese  nicht  an  der  tiefsten  Stelle  im  Terrain  liegen, 
und  dass  die  vielen  Krümmungen  bei  Hochwasser  die  schleunige  Beseitigung 
der  Wassermengen  hindern.  Infolgedessen  tritt  das  Wasser  nach  den  tieferen 
Stellen  über  und  überschwemmt  grosse  Flächen.  Manchmal  werden  sogar 
Ortschaften  gefährdet.  Als  Beispiel  sei  der  Ort  Kevinen,  Kreis  Bergheim, 
augeführt,  wo  der  Neffelbach  bei  Hochwasser  den  tiefer  gelegenen  Häusern 
immer  bedrohlich  wü"d.  Er  soll  daher,  da  Kerpen  im  Zusammenlegimgs- 
verfahren  ist,  durch  den  Bau  eines  Umfluters  entlastet  werden.  Die  Regu- 
lierang des  Neffelbachs  wird,  einschliesslich  des  talaufwärtsliegenden  Teiles 
in  der  Gemarkung  Blatzheim  (die  ebenfalls  zusammengelegt  hat)  ^j^  MiU.  Mark 
kosten.     Zu  den  Kosten  geben  der  Staat  und  die  Provinz  je  ^/g  Zuschuss. 

Bereits  früher  wurde  der  Neffelbach  gelegentlich  der  Zusammenlegung 
in  den  Gemarkungen  Disternich,  Gladbach,  Luxheim,  Eggersheim  und  Hoch- 
kirchen reguliert. 

Ich  habe  dieses  Beispiel  angeführt  um  zu  zeigen,  dass  sich  namentlich 
grosse  Frojfkte  im  Zusammenlegungsverfahren  besonders  günstig  schaffen 
lassen.  Das  ganze  Terrain  bildet  eine  Masse,  man  braucht  auf  keinen 
Grunderwerb  usw.  Rücksicht  zu  nehmen,  die  zweckmässigste  Stelle  wird 
ausgesucht  und  niemand  hat  ein  Einspruchsrecht! 

Wenn  somit  erwiesen  sein  dürfte,  dass  für  Wege-  und  Grabenanlagen 
das  einheitliche  Projekt  —  wie  es  im  Zusammenlegungs verfahren  zustande 
kommt  —  das  einzig  richtige  ist,  so  liegt  füi*  den  Kenner  unserer  land- 
wirtschaftlichen Besitzverhältnisse  doch  die  Frage  nahe:  kann  man  wii'klich 
von  einer  Zusammenlegung  im  Rheinlande  etwas  erwarten,  wo  ^/g — ^2  der 
Interessenten  1 — 2  Parzellen  in  Gesamtgrösse  unter  1  Morgen  (25  a)  auf- 
zuw^eisen  haben,  und  wo  fernerhin  nach  der  Zusammenlegung  die  beliebige 
Teilbarkeit  und  Veräusserlichkeit  fortbesteht?  Bei  Überlegiuig  dieser 
Momente  liegt  es  allerdings  sehr  nahe,  die  Ziveckmässigkeit  der  Grundstücks- 
umlegimgen  zu  bezweifehi. 

Denn  welchen  wiitschaftlichen  Nutzen  haben  in  einer  Sache  von 
500  Beteiligten  die  200,  die  nur  ein  oder  zwei  Parzellen  haben,  ob  sie 
einige  Meter  verschoben  werden  oder  gar  im  künftigen  Besitze  des  grösseren 
Landwirts  untergehen,  um  womöglich  in  einer  gar  nicht  gewünschten  Lage 
wieder  ausgewiesen  zu  werden?  Und  für  diese  Wohltat  sollen  sie  zu  so  und 
so  vielen  Terminen  erscheinen,  Beiträge  bezahlen,  Flächenverluste  haben  usw.? 
Und  drängt  nicht  die  intensivere  Landwirtschaft  auch  zu  einer  Verkleine- 
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Imng  des  Besitzes.  Wir  haben  hierbei  haiiptsäelilicli  die  ebenen,  frucht- 
baren Bezirke,  wie  die  Ki'eise  Köln,  Berghehn  und  Düren  im  Auge.  Aber 
selbst  im  Gebirge,  hat  da,  bei  mehr  parzelligem  Besitz,  der  Einzelne  etwas 
von  Zusammenlegung  zu  erwarten,  wenn  er  doch  wieder  einen  Garten, 
eine  Wiese,  ein  Stück  Weide  oder  Wald,  erhalten  muss,  oder  sein  Besitz 
durch  verschiedene  Entfernung  und  zu  grosse  Bodenunterschiede  doch 
melirere  Ackerpläne  usw.  bedingt?  Dieses  wären  etwa  die  Einwände,  die 
man  machen  könnte,  aber  bei  näherer  Beleuchtung  wird  sich  zeigen,  dass 
genannte  Gründe  nur  unter  besonders  konkreten  Fällen  stichhaltig  sein 
können.  Treten  aber  solche  Fälle  ein,  so  entbehren  sie  der  im  Gesetz 
verlangten  erheUiclien  Verbesserung  der  Landeskultur  und  imterbleiben. 
Als  schlagendsten  Beweis  für  die  Zweckmässigkeit  der  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  in  der  Eheinprovinz,  kann  man  doch  wohl  die  enorme 
Zunahme  der  einzelnen  Zusammenlegungssachen  ansehen.  Wie  aus  der 
beifolgenden  Tabelle  ersichtlich  ist,  gelangten  in  der  Rheinprovinz  während 
der  Jahre  1874  bis  1898  (S.  103)  45  963  ha  ziu-  Zusammenlegung.  Der 
Flächeninhalt  der  Gemarkungen  betrug  —  einschliesslich  der  fast  regel- 
mässig nicht  zum  Verfahren  gelangenden  Dorf  läge  —  56398  ha;  zusammen- 
gelegt wurden  im  Rheinland  von  der  Generalkommission  Münster  (1874  bis 
1898):  8099  ha,  von  Cassel  (1874—1886):  1119  ha,  von  Düsseldorf  {1886 
bis  1898):  36745  ha;  zusammen  45963  ha  mit  224  Sachen. 

Im  preussischen  Staate  wurden  in  der  gleichen  Periode  830  717  ha 
zusammengelegt  mit  2660  Sachen.  Von  letzteren  entfallen  1738  =65% 
und  von  Auseinandersetzungsareal  580966  ha  -=  70%  auf  den  Westen,  die 
Zahl  der  Interessenten  beläuft  sich  im  Staatsdurchschnitt  auf  114;  in  den 
östlichen  Provinzen  auf  46,  in  den  westlichen  dagegen  auf  150,  d.  h.  das 
dreifache.  Rheinland  hat  mit  179  Interesseuten  die  höchste  Durchsclmitts- 
ziffer  sämtlicher  Provinzen.  Dieses  rührt  von  dem  starken  Hervortreten 
des  kleinen  Grundbesitzes  her.  Deshalb  ist  der  Parzellenfortfall  im  Durch- 
schnitt im  Westen  der  Monarchie  um  ca.  10  ^/q  höher  als  im  Osten.  Er 
betrug  im  Staate  =  74,2  7o5  i'i  den  östlichen  Provinzen  64,2  °/o,  in  den 
westlichen  75,1  %,  in  der  Rheinprovinz  74,5  %. 

Nach  Kidturarten  geordnet  waren  vom  Zusammenlegungsareal  im 
Rheinland:  Ackerland  =  65%,  Wiesen  =  15  %,  Gärten  1  %,  Hütung  14%; 
gemeinschaftliche  Anlagen  (Wege,  Gräben,  Kiesgruben,  Bleichplätze  usw.) 
=  ö%. 

Die  ZaJd  der  Interessenten  betrug  im  ganzen  40133.  Nach  der 
Grösse  ihres  Besitzstandes  fielen  1.  unter  1  /<a  =  74  %,  2.  von  1—5  ha 
=  21,5%,  3.  von  5—10  ha  =  3%,  4.  von  10—25  ha  =  1  %,  5.  von  25 
bis  40  ha  =  0,2  %,  6.  über  40  ha  =  0,3  %.  Die  entsprechenden  Prozent- 
sätze waren  im  Staate  1.  =■  02,5%,  2.  =  25,5%,  3.  =  5,6%,  4.  =  4,1%, 
5.  =  1,2%,  6.^1,1%. 

Nach  den  Tabellen  I— VI  (S.  104—106),  die  ich,  auf  Grund  der  mir 
von  den  Königlichen  Generalkommissionen  zu  Düsseldorf  und  Münster 
gütigst  zur  Verfügung  gestellten  Unterlagen,   bearbeitet  habe,    waren   bis 


—    85 


zum  Ende  des  Jahres  1906  532  Zusammenlegimgssachen  mit  170156  ha 
ausgeführt  und  eingeleitet;  davon  YoUendet  384  Sachen  mit  98198  ha. 

Nach  der  Statistik  von  1895  beträgt  in  der  Rheinprovinz  die  Wirt- 
schaftsfläche der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  2334347  ha. 
Subtrahiert  mau  von  dieser  Summe  die  Wiitschaftsfläche  der  reinen  forst- 
wii-tschaftlicheu  Betriebe,  523270  /m,  so  hat  die  Wirtschaftsfläche  der 
landwiitschaftlichen  Betriebe  nui'  noch  eine  Grösse  von  1811077  ha.  Da 
die  Waldungen  fast  durchweg  von  der  Zusammenlegung  ausgeschlossen 
sind,  wäre  demnach  die  letztere  Summe  zugrunde  zu  legen,  um  festzu- 
stellen, wie  weit  die  Grundstückszusammenlegung  bis  jetzt  gediehen  ist. 
Die  oben  erwähnten  98 198  ha,  die  zusammengelegt  wurden,  machen  daher 
5,4  ^/o  der  Wirtschaftsfläche  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  aus.  Zieht 
man  auch  die  Fläche  der  eingeleiteten  Zusammenlegungen  in  Betracht,  so 
ergeben  die  170156  ha  rund  9,5%. 

Wie  sich  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Eegierungs-Bezirken  ge- 
stalten, möge  naclif olgende  Tabelle  erläutern: 


Flächen- 
inhalt 

ha 

1895. 

Bis  Ende  1906. 

Regierungs- 
Bezirk: 

Wirtschaftsfläche  der 

Fläche  der  Zu- 
sammenlegungen 

Von  der  Wirt- 
schaftsfläche  der 
landw.  Betriebe 
kommen  auf  100  ha 
Zusammenlegung. 

land-  und 
forstwirt- 

schaftl. 

Betriebe 

ha 

reinen 
Forst- 
betriebe 

ha 

landwirt- 
schaftl. 
Betriebe 

ha 

einge- 
leitet und 

aus- 
geführt 

ha 

aus- 
ge- 
führt 

ha 

fingeleitet 
und 

aosgeföhrt 
ha 

ani- 

gefährt 

ha 

Aachen    .     . 
Coblenz  .     . 
Cöln    .     .     . 
Düsseldorf  . 
Trier  .     .     . 

415  495 
620  484 
397  705 
547  271 
718  414 

341  650 
536  367 
356  649 
480  580 
619  101 

66  953 

179  991 

54  927 

33  556 

187  843 

274  697 
356  376 
301  722 
447  024 
431  258 

46  630 
56  798 
33  621 
13  591 
19  516 

24  249 
41961 
12  321 
7000 
12  667 

17,0 

15,9 

11,2 

3,0 

4,5 

8,8 
11,8 
4,1 
1,6 
2,9 

Rheinproviuz 

2  699  369 

2  334  347 

523  270 

1811077 

170  156 

98  198 

9,5 

5,4 

Es  kamen  von  den  ausgeführten  und  eingeleiteten  Sachen: 
Auf  den  Reg. -Bez.  Aachen       18  %  nach  der  Anzahl  und  27  ^/q  nach  der  Fläche. 
„      „  „         LODlenz      oU  „     „       „         „        „    66  „      „      „        „ 

»  «  »  OOln  -1-0      )7  )•  ,5  55  55         ^'J      55  11  11  11 

„      „  „         Düsseldorf   6  „     „       „         „        „      8  „      „      „ 

Tripr  11  19 

«  '5  11  XilCl  1.1.      „  „  „  „  5;         ^'^      11  11  11  11 

100%  lOOo/o 

Nach  meinen  Berechnimgen  kamen  bei  384  Zusammenlegungssachen^) 
innerhalb  der  Rheinprovinz  durchschnittlich  8,1  alte  Katasterparzellen  auf 
den  Hektar.  Der  Durchschnitt  für  die  einzelnen  Bezh'ke  betrug  im  Reg.- 
Bez.  Aachen  4,0;  Cohlem  11,6;  Cöln  5,5;  Düsseldorf  2,0  und  Trier  9,7 
Parzellen.  An  der  Spitze  steht  demnach  der  Reg. -Bez.  Coblenz,  dann  folgt 
Trier,  Cöln,  Aachen  und  zuletzt  Düsseldorf.  Dass  der  Regierungsbezirk 
Düsseldorf  die    geringste  Parzellenzahl   aufweist,    darf  man  wohl  auf  die 

*)  Vergl.  das  Seite  52  Gesagte. 
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grosse  Ausdehnung  der  Weidewirtschaft  zurückführen,  die  ein  Geschlossen- 
bleiben der  Höfe  verlangt  —  wie  oben  schon  erwähnt.  Nach  Kreisen 
geordnet  zeigt  die  grösste  Bodenzersplitterung  der  Kreis  Wetzlar,  hier 
kamen  bei  19  Zusammenlegungssachen  im  Durchschnitt  15,4  alte  Parzellen 
auf  den  Hektar.  An  zweiter  Stelle  steht  der  Ki'eis  Neuwied  mit  14,2, 
dann  folgt  Wittlich  (Reg.-Bez.  Trier)  mit  13,9,  Waldbröl  (Eeg.-Bez.  Cöln) 
mit  12,2,  Adenau  (Reg.-Bez.  Coblenz)  mit  11,2,  St.  Ooar  mit  11,1  Ähriveiler 
mit  11,0,  Simmern  und  Altenkirchen  mit  je  10,3.  Sämtliche  übrigen  Kreise 
der  Provinz  bleiben  unter  10,0,  diejenigen  des  Reg.-Bez.  Düsseldorf  unter 
3,0  alte  Parzellen  pro  1  ha  Fläche.     (Siehe  Tabellen  I— VI,  S.  104—106.) 

Als  Beispiel  einer  iveitgehenden  Bodenzersplitterung  möge  ein  Teil 
der  Gemarkung  Orosslittgen  (Kreis  Wittlich)  gelten,  wo  eine  Fläche  von 
310  ha  12300  Parzellen  aufweist  —  also  annähernd  40  Parzellen  pro  Hektar 
d.  h.  die  Durchschnittsgrösse  der  Parzelle  beträgt  2,5  a.  Selbst  bei  der 
Annahme,  dass  die  Naturalparzelle  um  50%  grösser  wäre,  so  würde  sich 
trotzdem  erst  eine  Durchschnittsgrösse  von  3,75  a  ergeben. 

Dass  eine  derartige  Zerstückelung  für  die  landwirtschaftliche  Produktion 
sehr  nachteilig  und  unwirtschaftlich  ist,  dürfte  ohne  weiteres  einleuchten. 
Es  soll  nun  noch  gezeigt  werden,  in  wieweit  es  möglich  wurde,  die  Anzahl 
der  einzelnen  Grundstücke  zu  veringern  und  welche  wesentlichen  Vorteile 
dieses  Vorgehen  mit  sich  brachte. 

Die  Zahl  der  neuen  Pläne,  das  heisst  die  Stärke  der  Zusammenlegimg, 
ist  selbstredend  von  den  gegebenen  Verhältnissen  abhängig.  So  wird  in 
Gemeinden,  wo  viele  Besitzer  sind,  die  nur  1  oder  2  Parzellen  haben,  eine 
verhältnismässig  grössere  Anzahl  neuer  Planstücke  ausgewiesen  werden 
müssen,  als  in  solchen,  wo  grösserer  Grundbesitz  herrscht.  Auch  kommt 
es  sehr  darauf  an,  ob  in  einer  Gemarkung  die  Bodenqualität  mehr  gleich- 
massig  oder  stark  unterschiedlich  ist.  Namentlich  im  Gebirge  hat  man 
darauf  zu  achten,  dass  jeder  Beteiligte,  entsprechend  seinem  alten  Besitz 
Gartenland,  schweren  und  leichten  Boden,  Berg-  und  Talland,  Nord-  und 
Südabhang,  Wiesen  und  Weideland  wiedererhält;  hiermit  ist  eine  starke 
Zusammenlegung  ausgeschlossen. 

Die  Bearbeitung  des  Landumlegungsprojektes  erfordert  in  den  Kreisen 
Neuwied  und  Altenkirchen  eine  ganz  besondere  Sorgfalt,  da  zunächst  die 
Besitzstände  der  Mehrzahl  nach  (75%)  weniger  als  1  ha  betragen.  In 
denselben  sind  Gärten,  Wiesen  von  verschiedenster  Qualität,  trockenes 
Kartoffelland,  sehr  nasse  Äcker,  nach  Norden  und  nach  Süden  an  den 
Abhängen  liegende  Äcker  enthalten.  Jede  erhebliche  Verschiebung  in 
diesen  Verhältnissen  führt  bei  den  kloinen  Besitzständen  eine  wesentliche 
Verletzung  herbei.  Es  kann  z.  B.  nicht  die  günstige  Lage  an  südlichen 
Abhängen  ersetzt  werden  durch  an  sich  besseren  Boden  an  nördlichen 
Abhängen,  ebenso  nicht  das  sichere  trockene  Kartoffelland  durch  ein  an 
sich  reicheres,  aber  nasseres  Land,  weil  für  den  kleineu  Besitzer  der 
Kartoffclbau  die  Grundlage  der  Emährang  in  dortiger  Gegend  bildet.  J]s 
macht  ferner  die  bergige  Lage  die  geringste  Mehrentfernung  erheblich.^) 
^)  Preussens  Landwirtschaftliche  Verwaltung  1881—1883,  S.  313. 
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"Werden  einzelne  Gemarhmgsteile  zusammengelegt,  so  vnrd  die  Pläne- 
zahl natüi-lich  relativ  grösser,  als  wenn  die  ganze  Gemarkung  zui'  Zu- 
sammenlegung kommt.  Überhaupt  lässt  sich  der  ganze  Vorteil  erst  in 
letzterem  Falle  erreichen. 

Es  betreibt  die  Königliche  Generalkommission  aus  diesen  Gründen 
die  früher  zu  Eeklamezwecken,  wenn  man  es  so  nennen  darf,  bewirkten 
Teilumlegimgen  nui-  noch  sehr  ungern. 

Am  idealsten  ist  es,  wenn  mehrere  zusammenhängende  Gemarkungen 
gleichzeitig  zui"  Zusammenlegung  kommen.  Dui'ch  das  Einheiraten  ins 
Nachbardorf  kommt  es  vielfach,  dass  der  eine  oder  andere  in  der  fremden 
Gemarkung  Grundbesitz  hat,  dessen  eigene  Bewirtschaftung  durch  die 
Entfernung  unmöglich  gemacht  wii'd.  Im  Umlegungsverfahren  lässt  sich 
dieser  Nachteil  beseitigen.  Sehr  häufig  bietet  das  kombinierte  Zusammen- 
legungsverfahi'en  die  Möglichkeit,  die  von  der  alten  Markenverfassung  her- 
rührenden um-egelmässigen  Gemeinde  grenzen  zu  regulieren  und  die  oftmals 
vorhandenen  tiefen  Grenzgräben  zu  beseitigen. 

Zweifellos  lassen  sich  aber  auch  bei  dem  einfachen  Verfahren  grosse 
Verbesserungen  für  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  herbeiführen. 

Wie  häufig  kommt  es  vor,  namentlich  in  der  Ebene,  dass  in  einer 
Gemarkung  liegende  grössere  Güter  ganz  in  der  Nähe  des  Dorfes  Grund- 
stücke besitzen,  andere  Landwii'te,  die  im  Dorfe  wohnen,  dagegen  in  der 
Nähe  jener!  Wie  leicht  ist  es  hier  durch  Austausch  jedem  zu  einem 
^ditschaftlichen  Vorteil  zu  verhelfen?  Was  wird  für  jeden  an  Zeit  und 
Ai"beit  gespart,  wenn  nicht  gar  die  seitherige  Entfernung  vom  Wirtschafts- 
hofe zu  einer  billigen  Grundstücks  Verpachtung  zwang?!  Wenn  es  sich 
auch  nicht  leugnen  lässt,  dass  bei  dem  radikaleren  preussischen  Zusammen- 
legungsverfahren der  grössere  Besitzer  erheblich  gi'össere  Vorteile  erlangt, 
als  dies  bei  dem  nassauischen  Konsolidationsverfahren  der  Fall  ist,  so  wird 
doch  auch  der  kleine  Mann  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Gewinn  haben. 

Fast  immer  wird  sich  Gelegenheit  bieten,  letzteren  mit  seinem 
kleinen  Besitz  näher  nach  dem  Dorfe,  wenn  nicht  direkt  im  Anschluss  an 
Haus  und  Garten  zu  legen.  Ein  hübsches  abgerundetes  Eigentum  wird 
sein  kleiner  Komplex  darstellen,  der  ihm  nun  nahe  gelegen  ist  und  den  er, 
wie  nie  zuvor,  selbst  bewirtschaften  kann.  Es  wird  ihm  möglich  sein, 
durch  gute  Düngung  und  intensivere  Kultur  jetzt  mehr  und  mit  weniger 
Kosten  zu  erreichen,  als  ihm  auf  einer  doppelt  so  grossen  Fläche  in  der 
alten  Lage  möglich  wäre. 

Wenngleich  sich  eine  allgemeine  Norm  für  die  Stärke  der  Zusammenlegung 
nicht  geben  lässt,  so  kann  man  als  Mittel  für  die  Ebene  das  Verhältnis  der  alten 
Parzellen  zu  den  neuen  Plänen  wie  3 : 1  und  für  das  Gebirge  4  :  1  annehmen. 

Füi-  die  Rheinprovinz  beträgt  bei  den  384  ausgeführten  Zusammen- 
legungen das  Durchschnittsverhältnis  der  alten  Parzellen  zu  den  neuen 
Plänen  3,9  :  1;  d.  h.  an  Stelle  der  791310  Katasterparzellen  traten 
204153  Pläne. 


4      alte  Parz. 

u. 

1,2 

neue  Pläne, 

11,6     ,, 

>? 

55 

3,0 

55                   55 

5,5     „ 

55 

57 

1,5 

5?                   55 

2,0     „ 

55 

55 

0,5 

55                    55 

0,7     „ 

11 

,1 

2,1 

,1                    11 

Nach  Regierungsbezirken  geordnet  sind  die  Durchschnittssätze  im 
Regierungsbezirk  Aachen  3,4:1,  CohleDZ  3,9:1,  Cöln  3,6:1,  Düsseldorf 
4,0  :  1,  Trier  4,6  :  1. 

Ungefähr  proportional  mit  der  Anzahl  der  alten  Parzellen  pro  Hektar 
läuft  die  Anzahl  der  neuen  Pläne  pro  Hektar. 

Es  kamen 
im  Reg. -Bez.  Aachen        auf  den  Hektar 
55       55        55     Coblenz  „      „         „ 

Tnln 

55  55  55  VVUlll  „  „  „ 

„       „       „     Düsseldorf     „      „ 

55  55  55  J-i-lt/i  „  „  „  ^  ,^  ,,  „  ,  „  ,^ 

Die  relativ  stärkste  Zusammenlegimg  haben  nach  dem  zeitigen  Stand 
die  Kreise  Adenau  und  Wittlich  aufzuweisen.  Im  ersteren  traten  an  Stelle 
Yon  49756  alten  Katasterparzellen  7888  neue  Planstücke,  im  letzteren  für 
32985  Parzellen  5468  Pläne.  Die  Stärke  der  Zusammenlegung  verhielt 
sich  wie  6,3  :  1  bezw.  6,0  :  1.     Siehe  Tabelle  I— VI,  Seite  104—106. 

Die  Rheinprovinz  besitzt  bekanntlich  noch  sehr  ausgedehnte  Wälder. 
Sie  machen  mit  ca.  835  000  ha  etwa  80  %  der  Gesamtfläche  aus.  Bei  den 
Zusammenlegungen  w^erden  nun  die  grösseren  Wälder  des  öffentlichen  und 
privaten  Besitzes  gewöhnlich  vom  Verfaliren  ausgeschlossen  und  nur  solche 
kleineren  Partieen  zugezogen,  deren  Boden  für  Forstzwecke  ungeeignet  ist 
und  besser  als  Ackerland  verwendet  werden  kann.  Jeder  alte  Besitzer 
holzt  dann  seine  Parzellen  ab  und  die  Zusammenlegung  erfolgt  lediglich 
nach  der  Bodenqualität.  Man  hat  aber  auch  Versuche  gemacht  Hohparzellen 
zusammenzulegen,  deren  Bestände  auch  nach  der  Umlegung  erhalten  bleiben 
mussten.  Eine  solche  Holzzusammenlegung  wui-de  in  der  Gemarkung 
Senscheid  im  Kreise  Adenau  vorgenommen.  Die  in  Betracht  kommenden 
Flächen  betrugen  ca.  100  ha.  Die  Bodenqualität  war  durchgängig  ohne 
grosse  Unterschiede  und  konnte  daher  nach  der  FläcJie,  die  jeder  Interessent 
besass,  zusammengelegt  werden.  Nachdem  die  Umlegung  geschehen,  wurden 
die  alten  Parzellen  und  Parzellenteile,  die  in  einen  neuen  Holzplan  fielen, 
nach  ihrem  Holzbestand  eingehend  geschätzt.  Das  Mehr  oder  Weniger 
im  Holzwerte  gegen  den  alten  Besitz  wurde  dann  durch  Geld  ausgeglichen. 
Diese  Zusammenlegung  von  Waldparzelleu  fand  die  einstiiiimige  Billigung 
der  Eigentümer.  Die  Anzahl  der  alten  Parzellen  belief  sich  auf  750,  die 
der  neuen  Pläne  auf  176,  Stärke  der  Zusammenlegung  rd.  4  :  1. 

Es  hätte  nahe  gelegen  nicht  nach  der  Fläche,  sondern  dem  HoUwerte 
zusammenzulegen,  so  dass  also  jemand,  der  in  geringere  Bestände  zu  liegen 
kam,  mehr,  und  derjenige,  der  in  besseren  abgefunden  wurde,  weniger  an 
Fläche  erhielt.  Allein  dieses  Prinzip  gewährt  wohl  eine  momentane  aber 
keine  dauernd  gerechte  Verteilung;  denn  die  Produktivkraft  des  Bodens 
war  im  vorliegenden  Falle  überall  die  gleiche.  Es  würde  daher  der  Be- 
teiligte, der  durch  den  augenblicklich  geringeren  Bestand  ein  Mehr  in  der 
Fläche  erhielt,  auf  die  Dauer  einen  unverdienten  Wortzuwachs  erlangen, 
derjenige  der  zeitig  guten  Bestände  eine  nicht  zu  begründende  Wert- 
minderung. 
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Am  weitesten  vorgeschritten  ist  die  Grundstückszusammenlegung  in  den 
Ki'eisen  Düren  und  Altenkirchen,  wo  in  absehbarer  Zeit  die  ganze  land- 
wirtschaftlich genutzte  Fläche  umgelegt  sein  wird.  Um  zu  zeigen  wie 
sich  )iach  der  Zusammenlegung  die  Anzahl  der  kleinen  Parzellen  verminderte 
und  diejenige  der  grossen  vermehite,  führe  ich  einige  Beispiele  an,  die  einer 
Zusammenstellung  der  Kgl.  Generalkommission  zu  Düsseldorf  entnommen 
sind.  Dieselbe  ist  durchgeführt  für  die  Grössenklassen  der  alten  Parzellen 
und  neuen  Pläne  und  lässt  selu'  hübsch  die  Klassenverschiebungen  dui"ch  die 
Zusammenlegung  erkennen.  ^) 

Gruppierung  der  alten  Parzellen  und  der  neuen  Pläne  nach  Grössenklassen. 

Beispiele  aus  18  Westerwaldgemeiuden  des  Reg. -Bez.  Coblenz 
(rechtsrheiu  isch). 
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Oberwambach  .... 

281 

3  727 

7,50 

168 

1911 

848 

726 

64 

5 

5 

_ 

906 

31,00 

9 

i5ö 

223 

205 

201 

101 

4i 

— 

Obererbach 

56 

479 

11,70 

24 

180 

111 

120 

37 

2 

5 

— 

151 

37,08 

4 

12 

23 

36 

59 

30 

7 

— 

Etzbach  

148 

2  688 

5,50 

307 

1331 

955 

84 

3 

4 

4 

— 

934 

15,80 

i95       ii5 

223 

257 

i54 

i5 

5 

1 

Kausen 

168 

2  052 

8,20 

140 

670 

1070 

150 

12 

3 

4 

3 

795 

21,10 

31 

i57 

550 

548 

147 

16 

21 

5 

Forstmehreu    .... 

157 

1  423 

11,00 

30 

521 

436 

354 

79 

2 

— 

1 

381 

41,20 

5 

34 

59 

93 

i/4 

56 

4 

5 

Harschbach      .... 

182 

2  394 

7,60 

115 

1218 

944 

97 

8 

2 

8 

2 

642 

28,35 

6 

97 

156 

i76 

172 

28 

6 

1 

Hahnroth 

109 

2  468 

4,40 

199 

1688 

523 

50 

6 

2 

— 

— 

507 

2i,50 

2 

79 

i5S 

187 

9i 

16 

4 

— 

Wöllmersen     .... 

174 

1502 

11,60 

67 

612 

395 

326 

84 

10 

8 

— 

495 

35,15 

i4 

55 

87 

i5P 

i50 

67 

i6 

— 

Birubach     

224 

1489 

15,00 

24 

436 

408 

455 

126 

25 

13 

2 

504 

4tf,45 

5 

59 

61 

i4i 

149 

81 

26 

5 

Seeischeid 

42 

394 

10,70 

29 

55 

194 

95 

21 

— 

— 

— 

155 

57,i0 

^5 

11 

18 

44 

58 

17 

5 

— 

Öttershagen     .... 

131 

1865 

7,00 

170 

710 

735 

221 

25 

1 

3 

— 

666 

19,70 

31 

i^O 

180 

i80 

126 

28 

i 

— 

Puderbach  .... 

331 

5  771 

5,90 

190 

3  080 

2  333 

118 

30 

14 

6 

— 

1239 

26,70 

S 

131 

350 

332 

296 

97 

25 

— 

Maischeid 

843 

18  390 

5,10 

2018 

10  279 

5  549 

389 

79 

39 

31 

6 

(Gro88-a.  Klein-)!.  a.Stebch) 

.3 145 

30,00 

48 

507 

748 

696 

766 

595 

78 

7 

Niederhofen     .... 

283 

4  870 

5,80 

145 

3  231 

1389 

55 

21 

12 

12 

5 

(Urbach-Kirchdorf) 

1090 

26,00 

21 

i50 

311 

505 

255 

36 

15 

5 

Summa: 

3229 

49  5 1 2 

6,.^0 

3626 

25  922 

15  890 

3240 

595    121      99 

19 

11  610 

27,80 

6\95 

1598 

2  787 

3026 

2655 

880 

251 

i8 

')  Siehe  die  graphische  Darstellung  (Tafel). 
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ksrh 
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Eckfeld 

555 

1660 

33,45 

9 

37 

211 

525 

646 

208 

20 

4 

784 

70,80 

10 

19 

5i 

79 

222 

5i8 

112 

5 

Spangdahlem  .... 

298 

2  538 

11,75 

120 

574 

958 

732 

129 

17 

7 

1 

672 

44,35 

6 

56 

85 

i66 

5i5 

142 

50 

5 

Heyroth 

159 

1859 

8,55 

249 

933 

565 

82 

17 

4 

5 

4 

370 

43,00 

7 

56 

56 

ii4 

121 

55 

11 

5 

Wederath 

426 

2  200 

19,10 

6 

889 

1156 

123 

11 

3 

5 

7 

662 

64,55 

ii 

39 

156 

280 

i44 

22 

5 

S 

Kelberg 

422 

2  838 

14,90 

149 

583 

913 

717 

314 

123 

28 

11 

806 

55,55 

7 

67 

111 

505 

509 

75 

55 

9 

Remagen 

442 

3  839 

11,50 

46 

1036 

1342 

855 

522 

32 

6 

— 

1  369 

32,30 

5 

134 

324 

330 

333 

i95 

51 

— 

Summa: 

2302 

14  934 

15,40 

579 

4  052 

5  145 

3034 

1639 

387 

71 

27 

4  663 

49,55 

46 

5ii 

753\  1272 

i544 

781 

55i 

55 

Reg.-Be 

z.  Aa 

chen. 

Kelz 

72 

281 

25,60 

— 

6 

86 

115 

50 

17 

6 

1 

204 

35,30 

i 

12 

45 

62 

43 

59 

11 

1 

Golzheim 

959 

1863 

51,50 

9 

80 

414 

614 

365 

211 

152 

18 

567 

i69,i5 

11 

58 

53 

66 

97 

124 

151 

57 

Summa: 

1031 

2  144 

48,10 

9 

86 

500 

729 

415 

228 

158 

19 

711 

i55,70 

i5 

40 

98 

i58 

i40 

i55 

162 

38 

Das  Ergebnis  der  vorstehenden  Übersicht  ist,  dass  durch  die  Zusammen- 
legung die  einzelnen  Parzellen  um  2  Klassen  grösser  geworden  sind,  so 
dass  in  18  Gemeinden  des  Westerwaldes,  in  welchen  vor  der  Zusammen- 
legung die  grösste  Anzahl  der  Grundstücke  (2592),  d.  h.  ca.  50%  der 
alten  Parzellen,  sich  in  der  Klasse  mit  der  Grösse  von  1 — 5  a  befand, 
nach  der  Zusammenlegung  die  Klasse  12,5 — 25  a  die  grösste  Anzahl  mit 
3026  aufweist,  und  die  folgende  Klasse  25 — 50  a  2655;  beide  zusammen 
ebenfalls  50  °/o  aller  Abfindungen.  Dieselbe  Verschiebung  findet  sich  in 
den  Zusammenlegungen  Keh  und  GohJieim,  nur  in  höheren  Klassen  vor. 
In  den  Reg. -Bez.  Trier  und  Coblenz  (linksrheinisch)  hatten  in  6  Ge- 
markungen vor  der  Zusammenlegung  von  14934  Grundstücken,  9197,  also 
61  %,  eine  Grösse  von  1 — 12,5  a,  und  nach  der  Zusammenlegung  von 
4663  Plänen  2516,  also  54%,  eine  Grösse  von  12,5—50  a.  Nur  ca.  24% 
zeigten  eine  solche  von  1 — 12,5  a. 

Die  Zunahme  der  Grundstücksgrössen  ist  demnach  eine  recht  beträcht- 
liche; zu  erwähnen  ist  noch,  dass  viele  neue  Pläne,  die  nebeneinanderliegen 
und   demselben  Eigentümer^)   gehören   oder   die  nur  durch  Wege  getrennt 


*)  Wenn  Grundstücke  demselben  Eigentümer  gehören,   aber  auf  besonderem  Besitz- 
titel stehen,  mÜHsen  sie  eine  besondere  Nummer  erhalten. 
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süid,  in  der  Statistik  je  für  sich  gezählt  werden.  Es  wird  deshalb  der 
ParzeUenfortfaU  in  Wirkliclikeit  häiüig-  noch  bedeutender.  Meistens  wird 
man  aber  die  Angaben  der  Statistik  als  die  richtigen  Mittelwerte  ansehen 
können,  da  auch  viele  der  alten  Katasterparzellen  vor  der  Zusammenlegung 
eine  Naturalparzelle  bildeten.  (Vergl.  meine  Untersuchungen  auf  S.  54  ff.) 
Es  hatten  beispielsweise  nach  der  Zusammenlegung: 

Brückrachdorf    .     .     .       768  Pläne,  davon  499  Hauptpläne. 

Nohn 1081       „  „       783 

RheinböUen   ....      210      „  „      160 

Dieselben  Gemarkungen  zeigten  vor  der  Zusammenlegung: 

Brückrachdorf    3  856  Katasterparzellen  und  3053  Naturalparzellen. 

Nohn    .     .     .  11604  „  „     6902  „ 

RheinböUen    .        322  „  „       259 

Man  sieht,  dass  sich  annähernd  die  Katasterparzellen  zu  den  Natural- 
parzellen verhalten,  wie  die  Pläne  zu  den  Hauptplänen! 

Obwohl  sich  beim  Ackerland  nach  der  Zusammenlegung,  infolge  des 
erleichterten  Anbaus  von  Futtergewächsen,  eine  grosse  Steigerung  der 
Futterproduktion  erreichen  lässt,  so  ist  dies  in  noch  viel  umfassender  Weise 
möglich  bei  den  Wiesen.  Hier  werden  die  höheren  Erträge  einmal  dadui-ch 
bedingt,  dass  das  Gras  zur  rechten  Zeit,  wenn  es  blüht  und  den  höchsten 
Nährwert  hat,  gemäht  ward,  nicht  erst  nach  der  Samenreife,  wenn  man 
zwar  eine  grosse,  aber  wertlose  Masse  erhält.  Zum  anderen  zeigt  sich 
nach  der  Zusammenlegung  eine  intensivere  Pflege  der  Wiesen. 

JauchegTuben  werden  angelegt.  Die  Jauche  kann  auf  guten  Wegen 
an  jedes  Wiesenstück  herangefahren  werden.  Manche  Ausgabe  für  künst- 
liche Düngemittel  wird  dadurch  erspart.  Vor  allem  wird  die  Ertrags- 
steigerung der  Wiesen  aber  herbeigeführt  dui'ch  die  mit  den  Zusammen- 
legungen stets  diu"chgefüluten  Meliorationen. 

Grössere  Meliorationen.,  besonders  Ent-  und  Bewässerungsanlagen,  bei 
denen  oft  umfangreiche  Bachregulierungen  erforderlich  sind,  können,  wenn 
sie  wii'klich  den  höchsten  Nutzeffekt  haben  sollen,  entschieden  am  besten 
in  Verbindung  mit  einer  Wiesenzusammenlegung  ausgeführt  werden. 

Anderenfalls  durchschneiden  dann  entweder  die  Hauptbewässerimgs- 
gräben  und  besonders  die  Entwässerer  oft  in  unwirtschaftlicher  Weise  die 
einzelnen  Parzellen,  oder  aber,  wenn  man  sich  nach  den  ParzellengTenzen 
möglichst  richtet,  liegen  die  Gräben  technisch  nicht  richtig  im  Gelände. 
Sie  bringen  nicht  den  Nutzen,  den  sie  beim  Ausbau  in  richtiger  Lage  in 
Verbindimg  mit  Zusammenlegung  gewähren  können.  Erst  bei  dieser  werden 
die  neuen,  angemessen  grossen  Pläne  in  das  stärkste  Gefälle  zwischen 
Be-  und  Entwässerer  gelegt,  so  dass  jeder  Eigentümer  in  der  Lage  ist, 
das  an  seinen  Plan  herangebrachte  AVasser  auch  voll  auszunutzen. 

Die  Schaffung  derartiger  Anlagen  hat  natüiiich  nur  dann  Zweck, 
wenn  deren  gute  Unterhaltmvi  gewährleistet  wird.  Es  wird  deshalb  von 
der  Generalkommission  auf  Gründung  von  Wassergenossenschaften  gedrungen. 
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deren  Existenz   auch   meistens  Voraussetzung  für   etwaige   staatliche  Bei- 
hülfen ist. 

In  23  rheinischen  Zusammenlegungssachen  gründete  man  J887  bis 
Ende  1906  Genossenschaften  zur  Wiesenmelioration  und  Flussregulierung. 
Auf  diese  Weise  wurden  mit  einem  Kostenaufwand  von  rund  370000  M. 
600  ha  melioriert  und  30  hn  Bachstrecken  reguliert.  (Siehe  Tabelle  YIII, 
S.  107.) 

Nicht  genossenschaftlich^  d.  h.  von  der  Interessentengesamtheit,  ge- 
laugte in  106  Sachen  die  Melioration  von  rund  2100  ha  und  eine  Bach- 
regulierung von  211  km  zur"  Durclif ülu'img.  Die  Kosten  betrugen  7  ^j^  Millionen  M. 

Bei  den  Wassergenossenschaften  wird  die  meliorierte  Wiesenfläche 
in  einzelne  Wässerabschnitte  eingeteilt  und  nach  Zeit  und  Tagen  die  Be- 
wässerung der  einzelnen  Sektionen  diu'ch  eiue  Wässerordnung  festgelegt. 
Der  von  der  Genossenschaft  anzustellende  Wiesenwärter  ist  allein  befugt 
das  Öffnen  und  Schliessen  der  vorhandenen  Stauschleusen  usw.  vorzunehmen. 
Auf  diese  Weise  ist  eine  Bevorzugung  der  an  den  Stauwerken  zunächst 
liegenden  Grundstücksbesitzer  ausgeschlossen. 

•Noch  auf  einen  wichtigen  Punkt  möge  an  dieser  Stelle  hingewiesen 
werden,  der  bei  den  Wiesentälern,  namentlich  im  Gebirge,  von  grosser 
Wichtigkeit  ist.  Ich  meine,  die  im  Zusammenlegungsverfahren  genau  fest- 
zulegende Wasserbedarfsmenge  der  vorhandenen  Mühlen.  Man  kann  oft  die 
Beobachtung  ^machen,  wie  die  Müller  in  ganz  unberechtigter  Weise  das 
vorhandene  Bachwasser  für  sich  in  Anspruch  nehmen  und  jeder  Wasser- 
entnahme zu  landwirtschaftlichen  Zwecken  wehren. 

Bei  der  Zusammenlegung  werden  nun  die  Mühlrechte  einer  genauen 
Revision  unterzogen  und  auf  Grund  sorgfältiger  Wassermessungen  nach 
der  Jahresproduktion  bezw.  der  Anzahl  der  Mahlgänge,  die  Höhenlagen 
der  Wehre  usw.  fixiert.  Manchmal  hat  auch  die  Zusammenlegungsgesell- 
schaft die  Wasserrechte  käuflich  erworben. 

Durch  Revision  der  Wassergerechtigkeiten  einzelner  industrieller  Unter- 
nehmungen im  Aubachtal  (Kreis  Neuwied)  hat  sich  beispielsweise  eine 
grosse  Wiesenfläche  in  kulturtechnischer  Beziehung  erheblich  verbessern 
lassen. 

Mit  grossem  Vorteile  für  die  Hebung  der  Bodenkultur  wurden  auch 
in  vielen  rheinischen  Gemeinden  gelegentlich  der  Zusammenlegung  Drä- 
nierungen von  Ackerländereien  vorgenommen. 

Das  neugelegte  Grabennetz  und  die  Regulierung  der  Hauptvorfluter 
gestattete  deren  Ausführung.  Die  stauende  Nässe  des  Bodens,  die  der 
Entwicklung  unsei-er  Kultiupflanzeu  so  überaus  schädlich  ist,  konnte  be- 
seitigt werden.  Grosse  Flächen  wurden  auf  diese  Weise  einer  rechtzeitigen 
Bestellung  zugänglich  gemacht. 

Von  grösseren  Ackerdränagen  sind  zu  erwähnen:  Pissenheim  (Kreis 
Bonn)  mit  100  ha  und  Leimersdorf  (Kreis  Ahrweiler)  mit  233  ha  dränierter 
Fläche.     Im  ganzen  wurden  bis  Ende  1906  in  der  Rheinprovinz,  gelegent- 
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lieh  der  Zusammenlegung-,  rmid  1300  ha  dräniert  mit  einem  Kostenaufwand 
von  ca.  Va  Million  Mark. 

Diese  dränierte  Fläche  von  1300  ha  ist  allerdings  verhältnismässig 
klein,  sie  würde  etwa  einer  grösseren  Gemarkung  entsprechen.  Rechnet 
man  aber  den  durch  die  Dränage  erzeugten  Mehrwert  pro  Jahi^  von  diesen 
1300  ha  aus,  so  bekommt  man  ein  besseres  Bild  von  ihrer  Bedeutung. 

Nehmen  wür  mit  v.  d.  Goltz  den  Körnerertrag  eines  Hektars  vor 
der  Dränage  zu  24  Ztr.  an  und  nach  derselben  zu  32  Ztr.,  so  würde  der 
Mehrertrag  an  Körnern  auf  einem  Hektar,  bei  Einsetzung  eines  Preises 
von  7  M.  pro  Ztr.  7  x  8  =  56  M.  ausmachen.  Demnach  würden  im  vor- 
liegenden Falle  die  1300  ha  aber  eine  Mehreinnahme  von  72800  M.  in 
einem  Jahi*e  darstellen.  Die  Zinsen  der  zur  Dränage  verw^andten  Vs  Million 
ergeben  bei  5  %  ca.  16500  M.,  so  dass  ein  Überschuss  von  56300  M. 
resultiert. 

In  den  34  Gemeinden  wurden  23  Ackerdränagegenossenschaften  be- 
gründet. Die  Kosten  betrugen  im  Durchschnitt  pro  Hektar  etwa  250  M. 
(S.  Tabelle  VH,  S.  106.) 

Wie  überhaupt  die  ökonomisch-technischen  Massnahmen  des  Zu- 
sammenlegungsverfahi-ens  eine  bedeutende  Erhöhung  der  Roherträge  herbei- 
führen, möge  aus  folgenden  Beispielen  hervorgehen: 

In  der  Gemarkung  Frangenheim  (Kreis  Düren)  wurden  durch  Re- 
gulierung von  2  km  Bachstrecke  etwa  20  ha  nasse  Ländereien  trocken  ge- 
legt, hiervon  konnten  etwa  3  ha  früher  ertragloses  Sumpfgebiet  unmittelbar 
am  Dorfe,  in  erstklassiges  Wiesen-  und  Ackerland  umgewandelt  werden. 

In  der  Gemarkung  Ulmen  (Kreis  Cochem)  wurden  3  grosse  Bachtäler 
mit  etwa  20  km  Länge  entwässert  bezw.  mit  Hilfe  einer  grossen  Anzahl 
von  Stauwehren,  Schleusen  usw.  bewässert.  Der  Erfolg  war  ein  ausser- 
ordentlich günstiger.  Namentlich  in  der  Nähe  des  Dorfes  war  die  Ertrags- 
steigerimg eine  etwa  vierfache.  Durch  geeignete  Bewässerimg  mit  dem 
nährstoffreichen  Ortswasser  Hess' sich  dieselbe  leicht  erreichen. 

Ein  alter  Orts  Vorsteher  in  Marenhach  (Kreis  Altenkii'chen)  gibt  an, 
dass  er  vor  der  Zusammenlegung  bei  einem  Viehstand  von  20  Kühen,  Stroh 
(Häcksel)  mitfüttern  musste.  Zwei  Jahre  nach  derselben  wäre  es  ihm 
möglich  gewesen,  die  gleiche  Viehzahl  ausschließlich  mit  Heu  zu  füttern, 
ausserdem  habe  er  noch  50  Ztr.  verkaufen  können.  Er  bemerkte  dabei 
ausdrücklich,  dass  er  seinen  Futterbau  nicht  verstärkt  hatte.  In  den 
Westerwaldkreisen  Neuwied  und  Altenkirchen  stiegen  im  allgemeinen  die 
Erträge  um  30,  stellenweise  sogar  um  300 — 400  %. 

In  der  Gemarkung  Breihach  erzeugt  ein  Wiesenbesitz,  von  dem  vor 
der  Zusammenlegung  beim  ersten  Schnitt  durchschnittlich  6 — 7  Fuder  Heu 
geerntet  wurden,  jetzt  im  Durchschnitt  19  Fuder.  In  gleichem  Verhältnis 
hat  sich  der  Grummetertrag  vermehrt. 

In  Orossmaischeid  hat  nach  Angabe  der  Deputierten  das  Wiesental 
infolge  der  ausgeführten  Meliorationen  mindestens  um  die  Hälfte,  an  einzelnen 
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Stellen,  insbesondere  in  der  Nähe  des  Dorfes,  wo  es  früher  an  einer  gehörigen 
Entwässerung  fehlte,  sogar  um  das  Doppelte  und  dreifache  au  Wert  ge- 
wonnen. 

Die  Korrektion  des  Dreisbaches  brachte  den  Gemeinden  Oherdreis, 
Dendert  und  Niederdreis  eine  grossartige  Verbesserung  ihrer  Wiesen- 
ländereien. 

Desgl.  die  Regulierung  des  Esclihaches  in  den  Gem.  Walterschen  und 
Oberähren  Zunahme  des  Wiesenertrages  50  ^/q. 

In  den  Gem.  Uemmehen,  Weyershusch  und  Mehren  wird  die  Ertrags- 
steigerung der  Wiesen  auf  30 — 100%.  die  der  Äcker  20 — 40%  veranschlagt. 
Nach  den  Aufzeichnungen  des  Vorstehers  von  Weyerbusch  wird  jetzt  mehr 
wie  das  Doppelte  an  Futter  gewonnen.  Die  Wiesenerträge  in  Bodenfeld 
(Gemarkung  Wetzlar)  haben  sich,  wie  die  Untersuchungen  in  den  Jahren 
1885  und  1886  ergaben,  im  Verhältnis  von  8  :  14  gesteigert.  Auf  einigen 
Äckern  wurden  —  wie  vordem  nie  —  18  Ztr.  Weizen  pro  Morgen  geerntet. 
In  Kelberg  (Eifel)  wurden  50  ha  völlig  versumpfter  Wiesen  entwässert. 

In  Wederath,  auf  dem  Huusrück,  hat  der  Kindviehbestand  nach  der 
Zusammenlegung  um  18°/q  zugenommen.  Die  Einnahmen  aus  Nutz-  und 
Schlachtvieh,  Milch  und  Butter  sind  nahezu  um  das  Doppelte  gestiegen. 
Dabei  ist  der  Kornanbau  zugunsten  des  Futterbaues  etwas  eingeschränkt 
worden.  Trotzdem  produziert  jetzt  Wederath,  wo  früher  jälu-lich  Korn 
von  ausserhalb  gekauft  werden  musste,  mehr  Korn,  als  es  selbst  konsu- 
mieren kann. 

Ein  Besitzer  von  28  lia  in  der  Stadtfeldmark  Düren  schätzt  die 
Steigerung  seiner  Roherträge  auf  33  ^/q.  ^) 

Es  Hessen  sich  derartige  Beispiele  in  grosser  Zahl  anführen,  ich  glaube 
jedoch  die  vorstehenden  genügen,  um  sich  ein  Bild  von  der  landwirtschaft- 
lichen Produktionserhöhimg  zu  machen. 

Auch  die  Wirtschaftskosten  wurden  in  den  zusammengelegten  Gemar- 
kungen bedeutend  vermindert,  besonders  bezüglich  der  Kosten  für  Gespanne 
und  Knechte.  So  wurde  mir  versichert,  dass  in  den  Gemarkungen  Hostel 
(Kreis  Schieiden)  und  Commern  (Kreis  Euskirchen)  von  den  grösseren  Be- 
sitzern bei  3  Pferden  1  gespart  werden  konnte. 

Ein  Pächter  eines  grösseren  Gutes  in  Oohheim  (Kreis  Düren)  wirt- 
schaftet seit  der  Durchführung  der  Zusammenlegung  mit  3  Pferden  weniger, 
zeitweise  konnte  sogar  ein  viertes  Pferd  abgestellt  werden.  Er  berechnet 
die  hierdurch  ersparten  Kosten  auf  3000  Mark  pro  Jahi-.  Ein  anderer 
Landwirt  des  gleichen  Dorfes  bearbeitet  seine  58  ha  unter  Ersparung  von 
V2  Pferdekraft  und  eines  Knechtes. 

Trotz  Ersparnis  an  Kraft  kann  in  den  zusammengelegten  Bezirken 
die  Bestellimg  schneller  bewältigt  werden. 


^)  Die  Angaben   aus   dem  Kreise  Düren   sind  einem  Vortrage   des  Regierungsrates 
Paux.y  (1905)  entnommen. 
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Man  denke  doch  wieviel  Zeit  bei  dem  zersplitterten  alten  Besitz 
verloren  ging.  Was  kostete  der  Weg  nach  jedem  einzelnen  Fetzchen 
Land,  das  bearbeitet  werden  musste! 

Mit  Recht  sagt  Thünen  (der  isolierte  Staat,  3.  Aufl.  I,  108):  „Die  Ki-aft 
der  Menschen  und  der  Zugtiere  wird  hier  durch  unnützes  Hin-  und  Hergehen 
auf  dem  Felde  verschwendet;  und  wenn  sonst  eine  mit  dem  Landbau  be- 
schäftigte Arbeiterfamilie  auf  fruchtbarem  Boden  gar  wohl  die  Lebensmittel 
für  zwei  Familien  erzielen  kann,  so  verzehrt  sie  hier  fast  alles  wieder, 
was  sie  durch  ihre  Arbeit  gewonnen  hat,  und  sie  kann  zum  Unterhalt  der 
Stadtbewohner  nui'  sehr  wenig  an  Lebensmitteln  abgeben." 

Die  ungünstigen  Entfernungsverhältnisse,  welche  die  notw^endige 
Folge  der  Bodenzersplitterung  sind,  haben  auf  die  Erhöhung  des  Kosteu- 
aufwandes einen  grossen  Einfluss;  Philippovich  (H,  1,  S.  253)  schätzt  die 
Steigerung  der  Arbeitskosten  für  je  500  m  weiteren  Weges  bei  Hand- 
arbeiten und  Pflügen  um  5  °/o,  bei  Düngerfuhren  um  20 — 38  °/o,  beim 
Ernteeinfahren  um  15 — 32  ^/q.  Berücksichtigt  man  noch,  dass  wegen  der 
Kleinheit  der  entfernten  Parzellen  eine  genügende  Ausnutzung  der  Ai-beits- 
kräfte  und  des  Fuhi'werks  unmöglich  ist,  so  wird  häufig  die  Bewiitschaftung 
derartiger  Grundstücke  unrentabel  sein. 

So  ist  beispielsweise  im  Regierungsbezii-k  Trier  die  Parzellierung 
der  Wiesen  oftmals  sow^eit  fortgeschritten,  dass  das  Abgehen  und  Auf- 
suchen der  Grenzen  eben  so  viel  Zeit  erfordert,  wie  das  Mähen  selbst. 
Hierbei  ereignet  es  sich  auch  noch,  dass  die  Mäher  ohne  Arbeit  auf  die 
Anweisung  der  folgenden  Parzellen  warten  müssen. 

Nach  der  Zusammenlegung  werden  diese  Missstände  beseitigt;  die 
Grenzen  der  Wiesenpläue  werden  leicht  auffindbar,  die  Pläne  selbst  jeder- 
zeit zugängig  imd  erhalten  eine  wirtschaftliche  Grösse. 

Nicht  unwesentlich  für  die  Minderung  der  Wiitschaftskosten  ist  der 
Gebrauch  landivirtschaftlicher  Maschinen.  Die  neuen  geradlinigen  und 
möglichst  rechteckigen  Pläne  ermöglichen  erst  deren  vollständige  Aus- 
nutzung. Eine  erhebliche  Zunahme  der  Maschinenarbeit  kann  man  überall 
in  den  zusammengelegten  Feldmarken  feststellen.  So  kommen  selbst  die 
kleinen  und  kleinsten  Betriebe^)  in  den  Genuss  der  Aibeitsverbilligimg, 
Arbeitsbeschleunigung,  Arbeits  Verbesserung  und  Ersparnis  menschlicher 
Arbeitskräfte  in  den  stärksten  Arbeitsperioden. 

Pauly  berichtet  beispielsweise,  dass  in  Berzbuir-Kufferath  (Ki'eis 
Düren)  nach  der  Zusammenlegung  in  einem  Zeitraum  von  4  Jahi-en: 
6  Mäh-,  3  Sämaschinen,  3  Hem-echeu  und  1  Heuwender,  und  di-ei  Rüben- 
hackmaschinen angeschafft  wurden. 

Infolge  seiner  Maschinen  hat  ein  grösserer  Besitzer  in  genanntem 
Dorfe  2  Aibeiter  und  8  Frauen  bei  der  Ernte  gespart  und  anstatt  wie 
früher  rund  500  Mark  nur  250  Mark  an  Barkosten  für  die  Ernte  aufgewendet. 


^)  Insofern,    als  jetzt  die   gemeinschaftliche   Anschaffung   von   landwirtschaftlichen 
Maschinen  zweckmässig  erfolgen  kann. 
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Grössere  Komplexe,  die  häufig  im  Zusammenlegimgsverfahren  ge- 
scliai'feu  werden,  gestatten  den  kapitalkräftigen  Besitzern,  besonders  bei 
den  Hauptprodukten  wie  Getreide,  zur  amerikanischen  Danipfkultur  über- 
zugehen. In  den  zusammengelegten  Gemarkiuigen  des  Kreises  Düren  kann 
man  häufig  den  Dampfpflug  antreffen. 

Einen  grossen  Einfluss  übt  die  Zusammenlegung  auf  die  Steigerung 
der  Kauf-  und  PacJitpreise  aus.  \\enii  man  in  den  zusammengelegten 
Feldmarken  die  Steigerung  der  Pachten  für  Gemeinde-  und  Kirchenland 
verfolgt,  die  etwa  15 — 20  %  ausmacht,  so  sieht  man,  welche  Steigerung 
der  Reinerträge  sich  die  Bevölkerung  von  der  Zusammenlegung  verspricht. 

Die  Vorteile  der  Landumlegung  können  sich  naturgemäss  erst  einige 
Jahre  nach  der  Ausführung  in  vollem  Umfange  zeigen.  Denn  zweifellos 
bildet  die  Übergangszeit  vom  alten  zum  neuen  Zustand  ein  grosses  Hindernis 
für  die  landM'irtschaftlichen  Betriebe.  Die  neuen  Grenzen  durchschneiden 
oft  vielerlei  alte  Grundstücke,  die  mit  den  verschiedensten  Kulturarten 
bestanden  waren,  es  müssen  Raine  geschleift,  Hecken  beseitigt,  alte  Hohl- 
wege zugearbeitet  werden  —  alles  Dinge,  die  der  Bodenbearbeitung  ein 
aussergewöhnliches  Hemmnis  bieten  imd  Aufwendung  von  Kraft  und  Kapital 
erheischen. 

AVenn  schon  diese  Vorkommnisse  nicht  umgangen  werden  können,  so 
ist  aber  noch  ein  sehr  nachteiliger  Faktor,  der  den  Boden  stellenweise 
sehi'  ziulickbringt,  nämlich  die  nachlässige  Biingung  während  der  Dauer 
des  Zusammenlegungungsverfahrens. 

Was  soll  man  noch  viel  Dünger  in  ein  Stück  Land  stecken,  das  man 
doch  nicht  mehr  erhält?  Man  lässt  lieber  das  Gehöft  im  Mist  umkommen, 
als  das  man  ihn  auf  die  Felder  bringt!  Für  ein  bis  zwei  Jahre  würde 
sich  die  Vernachlässigung  wohl  leicht  wieder  kompensieren  lassen,  aher  bei 
längerer  Dauer  wü'd  der  Boden  erst  allmählich  seinen  alten  Kulturzustand 
wieder  erhalten. 

Es  ist  deshalb  ungemein  wichtig,  die  Landumlegung  möglichst  schnell 
auszuführen.  Wie  steht  es  nun  mit  der  Dauer  des  Verfahrens  in  der 
Rheinprovinz?,  diese  Frage  möge  hier  kurz  beleuchtet  werden. 

Da  die  einzelnen  Zusammenlegungssacheu  von  sehr  verschiedener 
Grösse  sind,  auch  in  technischer  Beziehung  grössere  oder  geringere 
Schwierigkeiten  bieten  und  eine  individuelle  Behandlung  verlangen,  nuiss 
die  Bearheitangsdauer  sehr  variieren.  Sie  schwankt  zwischen  V2 — ^  Jahren. 
Diese  letztere  Dauer  kommt  aber  nm^  ziemlich  selten  in  sehr  grossen  und 
schwierig  zu  bearbeitenden  Gebirgssachen  vor.  Im  Mittel  wird  sie  wohl 
4 — 6  Jahre  währen.  Aber  auch  diese  Umlegungszeit  ist  zu  lang,  es  ist 
daher  sehr  erklärlich,  wenn  allerseits  auf  eine  Verkürzung  des  Verfahrens 
gedrungen  wird.  Vermöge  Vereinfachung  im  Geschäftsbetrieb  und  weit- 
gehenderer Arbeitsteilung  —  indem  namentlich  mehr  Hilfskräfte  für  mecha- 
nische Arb(;iten  beschafft  wurden  —  ist  es  gelungen,  in  den  letzten  Jahren 
die  Sachen  schneller  durchzuführen.  Wenn  es  gelingt,  die  Zusammenlegungs- 
dauer bei   grösseren  Gemarkungen   auf   3—4  Jahre  nnd  bei  kleinereu  auf 


-     97    — 

2 — 3   zu  reduzieren,   so   wii'd   das  Maximum   erreicht   sein.     Unter  dieser 
Dauer  lässt  sich  keine  Zusammenlegung  gewissenhaft  erledigen. 

Es  würde  zu  weit  führen  dies  näher  zu  begründen  und  auf  den 
technischen  Teil  der  ZusammenJegungen  einzugehen,  aber  einige  Punkte  des 
Yerfalu-ens  möchte  ich  doch  zur  Erläuterung  hervorheben. 

Nachdem  der  Antrag  auf  Zusammenlegung  gestellt  ist  und  die  General- 
kommission ihn  geprüft  und  für  begründet  erklärt  hat,  wird  zur  Wahl 
dreier  Deputierten  geschritten,  die  die  Interessentengesamtheit  im  Ver- 
fahren zu  vertreten  haben.  Nach  Feststellung  der  Objektsgrenzen  schreitet 
man  zur  Einschätzung  der  Grundstücke.  Diese  wird  besorgt  von  2  ver- 
eideten landwirtschaftlichen  Sachverständigen  (Kreisboniteuren)  und  zwar 
geschieht  dieselbe  nur  nach  der  Beschaffenheit  des  Bodens  ohne  Rücksicht 
auf  die  Entfernung. 

Der  zeitige  Kulturzustand  wird  insofern  berücksichtigt,  als  man  den 
Gärten  einen  Zuschlag  von  etwa  157o7  den  Feldgärten  einen  solchen  von 
etwa  10°/o  zubilligt.  Flächen  die  dm-ch  Beschattung,  Sonnenbrand  und 
AVildschaden  erheblich  zu  leiden  haben,  werden  entsprechend  niedriger 
geschätzt. 

Als  Grundlage  für  die  Einschätzung  dient  ein  Tarif,  der  angibt,  unter 
welchen  Umständen  die  betreffende  Wertsklasse  als  vorliegend  zu  be- 
trachten ist.  Die  Werte  selbst  sind  Verhältniswerte,  die  sich  jedoch  in 
etwa  dem  Durchschnittsverkaufspreise  anpassen. 

Die  Ergebnisse  der  Einschätzung  werden  nun  von  dem  Sachlandmesser 
in  die  alte  Katasterkarte  (Urkarte  I)  eingetragen  und  von  jeder  Parzelle 
die  einzelnen  Klassenabschnitte  nach  Fläche  und  Wert  ermittelt.  Für  jeden 
einzelnen  Interessenten  wird  dann  der  neue  Einschätzungswert  seiner  Grund- 
stücke festgestellt. 

(Bei  Einschätzung  von  ausgesprochenem  Bauland  wird  natüi'lich 
anders  vorgegangen.  Entweder  legt  man  als  Teilungsmassstab  die  alte 
Fläche  zugrimde,  wie  bei  dem  oben  angeführten  Beispiel  in  Düsseldorf, 
oder  man  bildet  sogenannte  Bauzonen.  Letzteres  Verfahren  gelangte  m.  A\'. 
in  einer  Flui'  von  Heddesdorf  zur  Anwendung.  Das  Gelände  selbst  lag 
direkt  am  Staatsbahnhof  Neuwied  und  war  überaus  wertvoll,  der  Bebauungs- 
plan stand  fest.  Nun  wurden  zu  den  Baufluchten  die  einzelnen  Bauzoueu, 
je  nach  Entfernung  von  den  Fluchtlinien,  festgestellt,  eingemessen  und  in 
die  Katasterkarte  eingetragen  und  hiernach  der  Wert  der  Teilnelimungs- 
rechte  jeder  einzelnen  Parzelle  und  jedes  Interessenten  ermittelt.) 

Dann  tritt  der  Landmesser  an  die  Bearbeitung  des  Wege-  und  Graben- 
netzes. Nach  dessen  Prüfung  wii'd  dasselbe  im  Anschlüsse  an  die  Landes- 
triangiilation  polygonometrisch  aufgemessen  und  kartiert  und  bildet  somit 
den  Rahmen  für  die  künftigen  Grundstücksblöcke.  In  diese  neue  Karte  (Ur- 
karte II)  wird  die  Emschätzung  wie  in  die  alte  Katasterkarte  ebenfalls  ein- 
getragen. Umfangreiche  Berechnungsarbeiten  folgen,  bis  der  Sachlandmesser 
zum  Entwürfe  des  Landzuteilungsplanes  schreiten  kann.  Ist  dieser  beendet 
und   von   der  Generalkommission  geprüft  imd  genehmigt,  so  wird  derselbe 
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in  die  Natur  übertragen  und  den  einzelnen  Beteiligten  ihr  neuer  Besitz 
angewiesen.  Es  folgen  dann  Ausbau  der  Wege  und  Gräben,  Entscheidungen 
über  etwaige  Beschwerden  usf. 

Diese  überaus  knappe  Darstellung  lässt  doch  schon  erkennen, 
welche  Unsumme  von  Arbeit  bei  jeder  Zusammenlegung  bewältigt  werden 
muss,  und  dass  eine  so  wichtige,  alles  umgestaltende  Sache  nicht  in  so 
kurzer  Zeit  dui'chgepeitscht  werden  kann,  wie  häufig  von  Vertretern  der 
Landwirtschaft  verlangt  wird. 

Was  nun  die  Kosten  anbelangt,  die  das  Zusammenlegungsverfahren 
hervorruft,  so  sind  zunächst  folgende  Kategorien  zu  unterscheiden:  erstens 
allgemeine  Regulierung  ^kosten,  die  in  die  Staatskasse  fliessen  und  zweitens 
Neben-  und  Folgeeinrichtungskosten,  die  einer  von  den  Beteiligten  zu  gründen- 
den „Nebenkostenkasse"  zugeführt  werden. 

Die  allgemeinen  Eegulierungskosteu  erhebt  der  Staat  zur  Deckung 
seiner  Auslagen  für  Besoldung  der  Beamten  und  Einschätzer,  ferner  für 
die  gesamten  Schreib-  und  Zeichenmaterialien,  Portokosten,  Botenlöhne  usw., 
die  Höhe  derselben  soll  nach  dem  Kostengesetz  vom  24.  Juni  1875  ge- 
wöhnlich 12  M.  pro  Hektar  betragen,  kann  aber  bis  auf  3  M.  erniedrigt 
und  21  M.  erhöht  werden.  Bei  Festsetzung  des  Pauschalsatzes  wird 
natürlich  selir  auf  die  fhianzielle  Lage  der  Beteiligten  und  die  Boden- 
qualität Rücksicht  genommen.  Da  allgemein  in  der  Rheinprovinz,  ausser 
einigen  grösseren  landwirtschaftlichen  Betrieben,  die  Besitzer  ziemlich 
stark  verschuldet  sind,  so  wird  der  Mittelsatz  von  12  M.  pro  Hektar  selten 
überschritten.  In  vielen  armen  Gebirgsgemeinden  des  Hunsrücks  und  der 
Eifel  wurden  die  allgemeinen  Regulierungskosten  durch  Erlass  des  Ministers 
überhaupt  niedergeschlagen.  Es  zeigt  sich  also  auf  dieser  Seite  ein  sehr 
grosses  Entgegenkommen  der  Königlichen  Staatsregierung. 

Die  Hauptkosten  verursachen  naturgemäss  die  Neben-  imd  Folgeein- 
richtungskosten. Unter  die  ersteren  fallen  die  Löhne  für  die  Messgehilfen, 
die  Kosten  für  die  Grenzsteine,  Pfähle  usw.,  unter  die  letzteren  diejenigen 
Kosten,  die  durch  den  Ausbau  der  Wege  und  Gräben,  etwaiger  Melio- 
rationen usw.  entstehen.  Je  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  sind  die 
Durchschnittssätze  pro  Hektar  für  beide  Arten  Kosten  sehr  unterschiedlich. 
Als  Erfahrungssatz  kann  man  wohl  die  Kosten  bei  Gebirgssachen  und 
solchen  in  der  Ebene  in  der  Rheinprovinz  auf  30 — 70  M.  pro  Hektar 
schätzen. 

Wenn  auch  im  Gebirge  der  Wegebau  grössere  Erdmassenbewegungen 
und  die  landmesserischen  Arbeiten  mehr  Arbeitstage  erfordern,  so  stehen 
bei  den  Sachen  der  Ebene  die  höheren  Löhne  gegenüber. 

Ich  will  hier  zwei  charakteristische  Beispiele  anführen.  In  Mannebach 
in  dei'  Eifol  erhielten  die  Arbeiter,  die  bei  der  Vermessung  behilflich  waren 
pro  Tag  (10  stündige  Arbeitszeit)  1,60 — 1,80  M.  Dabei  war  der  Andrang 
so  gross,  dass  sich  die  Bm^schen  in  der  Gemeinde  um  das  Mitgehen 
stritten.     Um    Ruhe    zu    schaffen    wechselte    man   alle    14   Tage    um.     In 
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Heddesdorf  bei  Neuwied  dagegen  hatte  man  Last,  die  Leute  bei  einem 
Lohne  von  3,50—4  M.  flu-  die  8stündig'e  Arbeit  zusammenzuhalten. 

Aber  auch  zu  den  Neben-  und  Folgeeinrichtungskosten  leisten  Staat 
und  Provinz  den  ärmeren  Gemeinden  grosse  Beihilfen.  Für  die  Ehein- 
proyinz  kommeu  hierbei  zwei  Fonds  der  Westfonds  und  Eifelfonds  in  Betracht. 

Anfangs  betrugen  die  Beihilfen  %o,  später  '/lo?  ^/lo  ^sw.  und  jetzt 
etwa  Vio  ^^^  Kosten.  Dass  die  Sätze  bei  den  ältesten  Sachen  so  gross 
waren,  geschah  wohl,  um  der  Sache  im  Rheinland  Eingang  zu  verschaffen 
—  die  Bauern  betrachteten  es  allerdings  als  Prämie  für  das  Eisiko! 

Es  darf  hierbei  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  das  gelegentlich  der 
Zusammenlegimg  verwendete  Geld  m  der  Gemeinde  bleibt.  In  den  meisten 
Gemarkungen  werden  die  Wegebauarbeiten  in  so  kleinen  Losen  vergeben 
und  vom  Sachlandmesser,  der  den  Ausbau  leitet,  derartige  Anleitungen 
gegeben,  dass  auch  wenig  geschulte  Leute  die  Arbeit  übernehmen  können. 

Hinsichtlich  der  Beschaffung  der  nötigen  Barmittel  sind  die  meisten 
Kreiskassen  sehi^  loyal  und  gewälu-en  den  Gemeinden  niedrig  zu  ver- 
zinsende Darlehen,  die  jederzeit  in  beliebigen  Teilen  zurückgezahlt  werden 
können. 

Zum  Schluss  möchte  ich  noch  auf  die  psychologischen  Wirkungen  der 
Zusammenlegungen  kiu'z  hinweisen. 

Wähi'end  der  Umlegungszeit  pflegt  der  Bauer  nicht  viel  an  seinen 
Äckern  zu  tun.  ,.Wer  weiss,  wer  den  Acker  kriegt",  sagt  er  sich,  „was 
sollst  du  dich  füi^  die  andern  plagen!*' 

Nach  der  Zusammenlegung  aber  wächst  sein  Eifer,  die  Umwälzung 
des  ihm  gewohnten  Bildes  der  Feldmark  sowie  seines  eigenen  Besitzes, 
bringt  ihn  aus  dem  alten  Schlendrian  auf  neue  Bahnen.  Er  freut  sich 
seines  neuen,  geregelten,  in  festen  Grenzen  liegenden,  jederzeit  zugänglichen 
Grundeigentums,  geht  zu  freierem  Wirtschaftssystem  über  und  findet  seine 
Mühe  in  den  höheren  Erträgen  reichlich  gelohnt. 

Von  gi'össter  Bedeutung  für  Landwirtschaft.  Eecht  und  Technik  sind 
die  neuen  Karten,  welche  die  Zusammeuleguugsergebuisse  zeichnerisch 
darstellen.  In  der  Tat  sind  die  alten  Katasterkarten  in  der  Eheinprovinz 
sehr  schlecht,  was  mau  überhaupt  vou  den  preussischeu  Katasterkarten 
sagen  kann.  Dernburg  bemerkt  zu  letzteren r^)  „Die  Anlage  des  Katasters 
in  den  östlichen  Provinzen  gi'ündete  sich  nur  zu  13  ^/q  der  kartierten  Ge- 
samtfläche auf  Neuvermessungen,  bei  den  übrigen  87  %  hat  man  ältere 
Flurkarten,  Eisse,  kleine  Zeichnungen,  welche  im  Besitz  von  Behörden. 
Gemeinden,  Privaten  gewesen  sind,  benutzt.''  Die  ganzen  älteren  Ver- 
messungen im  Osten  sind  mit  der  Bussole  bewirkt  worden,  eine  Doppel- 
messung der  Potygonseiten  und  Bussolenwinkel  hat  dabei  offenbar  nicht 
stattgefunden,  die  Sachen  wm-den  vielmehr  lediglich  mit  dem  Transporteur 
zusammengetragen;  hierbei  etwa  entstehende  Widersprüche  wui'den  ganz 
willkürlich  verteilt.     Von   den  Ortslagen  pflegen  überhaupt  keine  brauch- 


^)  Das  bürgerliche  Recht  usw.  3.  Bd.,  §  46,  Aumerkung  7. 
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baren  Karten  vorhanden  zu  sein.  ^)  Ganz  so  schlimm  sieht  das  rheinische 
Kartenmaterial  nicht  aus.  Es  ist  klar,  dass  bei  den  Katasterniessungen 
zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  Gegenden  mit  besonders  produktivem 
Boden,  sorgfältiger  vermessen  wurden,  als  diejenigen  mit  geringen  Rein- 
erträgen, weil  sie  die  Unterlagen  für  die  Besteuerung  des  Grimd  und 
Bodens  abgeben  sollten. 

So  kommt  es,  dass  in  der  Eheinprovinz  alles,  auch  die  Ortschaften 
bei  der  Katastrierung  mit  vermessen  wurden.  Charakteristisch  und  füi^  die 
Geschichte  der  Feldmesskunst  überaus  wichtig  ist  die  Tatsache,  dass  die 
Anwendung  von  Polygonzügen  mit  Theodolitmessung,  in  denen  die  Polj'gon- 
punkte  nach  rechtwinkligen  Koordinaten  im  Rahmen  eines  trigonometrischen 
Netzes  berechnet  werden,  anscheinend  zuerst  in  Westfalen  imd  der  Ehein- 
provinz geschah.  Die  „Instruktion  über  das  Verfahi-en  bei  der  Yermessuug 
des  Grundeigentums  behufs  Anfertigung  des  Grundsteuerkatasters  in  den 
rheinisch-westfälischen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie"  vom  12.  März 
1822  hatte  diese  Messungsmethode  amtlich  vorgeschrieben.  Sie  gelangte 
auch  bald  zur  allgemeinen  Anwendung.-)  Da  jedoch  die  Vermessung 
bereits  1833  ihr  Ende  erreichte  und  die  meisten  Karten  vor  1822,  zum 
Teil  noch  unter  französischem  Eegime  ihre  Entstehungszeit  haben,  so  lässt, 
ganz  allgemein  gesprochen,  das  Kartenmaterial  sehr  viel  zu  wünschen  übrig. 

Diese  Karten,  also  unsere  jetzigen  Original-Katasterkarten,  sind  fast 
immer  in  der  Ebene  im  Mafsstabe  1  :  2500,  im  Gebirge  1  :  1250  und  seltener 
1  :  625  angefertigt.  Letztere  sind  meistens  pantographische  Vergrösse- 
rungen,  die  eine  neue  Fehlerquelle  abgeben.  Ich  habe  auch  schon  Karten 
in  den  Händen  gehabt  aus  dem  Jahre  1815,  die  den  Mafsstab  1 :  1000 
aufwiesen.  Nun  denke  man  sich  solche  alten  Karten  —  hergestellt  von 
mangelhaft  vorgebildeten  Teclmikern  unter  Benutzung  primitiver  Instru- 
mente —  in  denen  viele  Grenzen  gekreuzt,  ganze  Feldlagen  infolge  der 
üblichen  Naturalteilung  im  Laufe  der  Jahrzente  verändert  sind,  bilden 
einen  der  wichtigsten  Bestandteile  unserer  Katasterdokumente;  sie  sollen 
die  Unterlagen  für  die  Eintragungen  im  Grundbuche  geben;  sie  sollen  beim 
Bau  von  Eisenbahnen,  Chausseen,  Kanälen  als  amtliche  Grundlage  für  die 
Berechnungen  der  zu  erwerbenden  Grundstücksflächen  dienen! 

Vor  einiger  Zeit  hatte  ich  beispielsweise  im  Eeg.-Bez.  Cölu  einen 
Kreisweg,  der  die  Erftwiesen  kreuzte,  in  die  Originalkatasterkarte  nach 
den  Fortschreibungsmessungen  einzutragen.  Da  die  einzelnen  Teile  des 
Weges  ihre  richtige  Lage  zur  überschnittenen  Parzelle  haben  mussten, 
sah  der  in  der  Natur  schnurgerade  verlaufende  Weg  auf  der  Karte  eher 
einer  Säge  ähnlich.  In  der  Eifel  habe  ich  einen  Fall  erlebt,  dass  bei  zwei 
aneinanderstossenden  Kartenblättern,  die  einen  Knick  bildende  gemein- 
schaftliche Gi'enze  auf  beiden  Blättern  die  Ausbiegung  nach  innen  hatte. 
Die  bei  Aneinanderlegen  der  Karten  sich  ergebende,  nicht  bei  der  Berech- 
nung berücksichtigte  Figur,  machte  mehrere  Hektare  aus.^) 


*)  VcrbandHzeitschrift  prciiss.  Landmesservereine  1909,  S.  26. 

^)  F.  G.  Gauss,  die  trig.  und  poly.  Kecluiuugeu  usw.  Halle  1893,  S.  370. 

^)  Es  war  glücklicherweise  Heideland! 
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Soll  mm  der  Landmesser  aber  erst  nach  derartigen  Karten  eine  ver- 
wischte oder  streitige  Grenze  herstellen,  so  wird  sich  auch  der  Nicht- 
techniker  die  Lage  vorstellen  können,  in  welche  der  Beamte  versetzt  wird. 
Und  zwar  ist  die  Materie  um  so  peinlicher,  als  der  moderne  Geodät  an 
ein  überaus  exaktes  Arbeiten  gewöhnt  ist.  Sein  Erfolg,  die  streitenden 
Parteien  auf  eine  beiden  genehme  Grenze  zu  einigen,  wird  mehr  von  seiner 
diplomatischen  Begabung,  als  von  seinen  Fachkenntnissen  abhängen. 

Die  Grenzfeststellung,  namentlich  der  Aussengrenzen  und  der  Grenzen 
der  Grundstücke  bis  zu  denen  das  Zusammenlegungs verfahren  ausgedehnt 
werden  soll,  sind  seit  jeher  das  Schmerzenskind  der  Auseinandersetzungs- 
behörden gewesen.  Sie  bilden  daher  den  Gegenstand  verschiedener  Ver- 
fügungen. 

Die  Zirkularverfügung  No.  2  der  Königlichen  Generalkommission  zu 
Düsseldorf  bestimmt: 

..Wegen  der  Wichtigkeit  des  vorhandenen  Grundsteuerkatasters  und 
des  engen  Zusammenhanges  des  Katasters  mit  dem  Grundbuche  ist  bei 
den  Grenzfeststellungen  auf  die  Katasterkarte  die  grösste  Rücksicht  zu 
nehmen.  Es  ist  daher  regelmässig  bei  Grenzfeststellungen  folgendes  zu 
beachten : 

1.  Wenn  die  bezüglichen  Katastermessungen  nach  dem  Erlass  der  In- 
struktion vom  25.  August  1857  ausgeführt  worden  sind,  müssen  stets 
die  in  den  bezüglichen  Stückvermessungsrissen  enthaltenen  Mafszahlen 
benutzt  werden. 

2.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei  den  Mafszahlen,  die  bei  Fortschreibimgs- 
messungen  ermittelt  wurden,  insoweit  die  Festpunkte  noch  vermarkt 
vorgefunden  werden. 

3.  Liegen  Karten  aus  der  Periode  vom  22.  März  1822  bis  zum  25.  August 
1857  vor,  so  werden  vielfach  auch  noch  die  vorhandenen  Stück- 
vermessungsrisse, daneben  die  teilweise  noch  vorhandenen  Gemeinde- 
grenzrisse mit  eingeschriebenen  Grenzstrecken  und  Winkeln  benutzt 
werden  können.  Ist  dieses  nicht  angängig,  so  ist  mit  graphischer 
Ermittelung  der  zu  benutzenden  Mafszahlen  vorzugehen. 

4.  Bei  den  vor  dem  12.  März  1822  entstandenen  Katasterkarten,  deren 
Einteilung  nicht  nach  Fluren  sondern  nach  Sektionen  erfolgt  ist,  kann 
meist  nur  mit  graphischer  Ermittelung  von  Absteckuugsmafszahlen 
vorgegangen  werden,  vielfach  auch  nur  nach  den  Angaben  der  Beteiligten. 

Die  Fälle  unter  1  und  2  kommen  in  der  Praxis  aber  selten  vor  und 
bei  Ziffer  3  und  4  muss  es  meistens  bei  der  graphischen  Ermittelung  sein 
Bewenden  haben. 

Was  für  Mühe  es  nun  macht  von  zwei  in  Natur  und  Karte  identisch 
erscheinenden  Punkten,  die  streitige  Grenze  mittels  auf  der  Karte  graphisch 
ermittelter  rechtwinkliger  Abstände  herzustellen,  wird  jeder  ermessen 
können.  Bei  dem  Mafsstabe  1 :  2500  ist  ein  Millimeter  auf  der  Karte  =  2,5  m 
in  der  Natur! 
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Die  ganze  Methode  wird  dalier  wenig  praktischen  Erfolg  haben.  Die 
Generalkomnüssion  Düsseldorf  hat  deshalb  neuerdings  bestiniiut,  dass  die 
Grenzen  bei  altem  Kartenmaterial,  so  wie  sie  liegen,  versteint  werden  und 
nur  bei  grossen  Abweichungen  und  offenbaren  materiellen  Irrtümern  eine 
Berichtigung  des  Katasters  herbeizufühi-en  ist. 

Bei  rein  landwiilschaftlichen  Vermessungen  mag  dies  genügen,  wo 
würde  aber  so  etwas  bei  sehi'  wertvollem  Baugelände,  wo  der  Quadrat- 
meter eine  Rolle  spielt,  hinführen?! 

Allen  diesen  Übelständen  wird  durch  die  neuen  Karten,  die  im  Zu- 
sammenleguugs verfahren  geschaffen  werden,  abgeholfen.  Dieses  geschieht 
in  erster  Linie  durch  Vermessung  und  Kartierung  mit  Präzisionsinstrumenten 
nach  wissenschaftlichen  Methoden:  Anschluss  an  das  Dreiecknetz  der  Landes- 
aufnahme, Schaffung  eines  Polygonnetzes,  rechnerische  Prüfung  der  Messungs- 
linien und  Ausgleiches  der  Beobachtungsergebnisse  usw.  und  diu'ch  unter- 
irdische Vermarkung  der  Hauptmessungslinien  mittels  Tonröhreu.  Durch 
letztere  Mafsnahme  ist,  selbst  wenn  eine  grössere  Anzahl  von  Tagesmarken 
verloren  gegangen  sein  sollten,  zu  jeder  Zeit  an  Hand  der  Vermessungs- 
risse eine  genaue  Grenzherstellung  möglich! 

Betrachtet  man  die  Fortschritte,  die  Gemeinheitsteilungen,  Servitut- 
Ablösungen  und  Zusammenlegungen  bisher  gemacht  haben,  so  kann  man 
sagen,  dass  das  Ziel  der  Landeskulturgesetzgebuny,  die  Gebundenheit  des 
Grundbesitzes  und  der  ackerbautreibenden  Bevöll{:erung  zu  beseitigen,  im 
wesentlichen  erreicht  ist,  und  dass  die  kulturhemmenden  Überreste  der 
alten  Agrarverfassung  in  absehbarer  Zeit  verschwunden  sein  werden.  In 
den  zusammengelegten  Gemarkungen  sind  Flurzwang  und  Gemengelage 
beseitigt,  Melioratiousanlagen  und  günstige  Planlagen  und  -Formen  ge- 
schaffen und  somit  die  Grundlagen  ökonomisch-technischen  Aufschwunges 
gegeben.  Blieben  nun  die  konsolidierten  Gemarkungen  in  der  durch  die 
Zusammenlegung  geprägten  Form,  d.  h.  würden  die  neugeschaffenen  Pläne 
keiner  unwirtschaftlichen  Wiederzersplitterung  ausgesetzt  sein,  so  wäre  in 
der  Tat  etwas  Vollkommenes  zustande  gebracht. 

Man  nimmt  wohl  an,  dass  nach  erfolgter  Zusammenlegung  eine 
gi'össere  Stabilität  in  den  Gruudstücksgrössen  eintreten  werde.  Wie  weit 
eine  derartige  Behauptung  für  unsere  rheinischen  Verhältnisse  zutrifft, 
möge  folgende  Untersuchung  ergeben.  (Berücksichtigt  sind  hierbei  nament- 
lich die  Gemeinden  des  Naturalteilungsgebietes  und  besonders  solche,  wo 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  vor  längerer  Zeit  bewirkt  wurde.) 

(Siehe  Tabelle  S.  108-110.) 

Mithin  haben  sich  die  90796  Parzellen  in  den  untersuchten  80  Oe- 
markungen  um  6859  oder  pro  1  Jahr  um  588,95  =  0,59%  vermehrt.  Die 
prozentuale  Vermehrung  der  Grundstücke  schwankt  sehr  sowohl  innerhalb 
der  Kreise,  als  auch  der  einzelnen  doi't  liegenden  Gemarkungen;  ein  Ver- 

(Fortsetzuiig-  des  Textes  S.  111.) 


—    103 


Grundstückszusammenlegungen  in  der  Rheinprovinz  1874—1898.0 


1874—1898. 


Ausgeführt  von  der  Generalkommission 


Münster 

1874-1898 

ha 


Kassel 

1874—1886 

ha 


Düsseldorf 

1886-1898 

ha 


Rhein- 
provinz 

ha 


Staat 
ha 


Flächeninhalt  der  Gemarkungen 
einschliesslich  Dorflage  .     .     . 

Grösse  des  Zusammenlegungsge- 
bietes     ...         

Davon  sind  Äcker 

Wiesen 

Gärten 

Hütungen  usw.     .     . 

Unland 

Gemeinsch.  Anlagen 

Zahl  der  alten  Grundstücke,  die 
der  Zusammenlegung  unter- 
worfen wurden 

a)  Im  ganzen  .... 

b)  Die  nur  zur  Erwei- 
terung der  Dorf  läge 
ausgewiesen  sind 

a)  Im  ganzen .... 

b)  Nach  der  Grösse  ihres 
Besitzstandes: 

1.  Bis     \  ha      .     . 

2.  1-  5    „       .     . 

3.  5-10    „       .     . 

4.  10—25    „       .     . 

5.  25—40    „       .     . 

6.  über 40    „       .     . 
Gesamtzahl  d.  ausgeführten  Sachen 
Zahl  der  Sachen,  in  welchen  sämt- 
liche   Interessenten    den    Plan 
anerkannt  und   in   die  Ausfüh- 
rung gewilligt  haben  ... 

Zahl  der  Sachen,  in  welchen  die 
Monenten  in  die  Ausführung 
gewilligt  haben 

Monenten  bei  vorstehenden  Sachen 

Zahl  der  Sachen,  in  welchen  die 
Monenten  nicht  in  die  Aus- 
führung gewilligt  haben      .     . 

Monenten  bei  diesen  Sachen   .     . 

Zahl  der  Sachen,  in  welchen  der 
Plan  durch  Erkenntnis  festge- 
stellt worden  ist 


Zahl 

der 

neuen 

Pläne 


Zahl 

der 
Interes- 
senten 


9  349 

8  099 

5  221 

2  147 

74 

222 

61 

374 


74  749 
16  266 


336 
5145 


3  738 
1149 
134 
70 
30 
24 
29 


14 
62 


6 
11 


10 


2  228 

1119 

878 
160 


1 

80 


8  271 
2  449 


1256 


1013 

25  102 

200 

7  284 

26 

911 

11 

310 

5 

48 

1 

77 

4 

191 

3 
33 


44  821 

36  745 
23  550 

4  639 
275 

5  661 
108 

2  512 


347  744 
90  995 


4  772 
33  732 


111 


67 
335 


26 


70 


56  398 

45  963 

29  649 

6  946 

349 

5  883 

170 

2  966 


430  764 
109  710 


5108 
40133 


29  853 

8  633 

1071 

391 

83 

102 

224 


119 


1  043  743 

830  717 

537  266 

112  202 

8  226 

112  336 

17  161 

43  526 


2  953  692 
760  976 


51814 
304  224 


190  605 

77  440 

17  222 

12  333 

3  530 

3  094 

2  660 


1402 


84 

783 

430 

5  689 

14 

378 

37 

3  706 

81 


526 


0  Zusammengestellt  nach  Meitzen,  a.  a.  0.  Bd.  6,  Tabellen  K  5. 
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Grundstückszusammenlegungen  bis  Ende  1906. 
Tabelle  I.     Regierungs-Bezirk  Aachen. 


Fläche 
ha 

'S 

_    a 
'S  '^ 

t  a 
<  o 

Sh 

Zusammenlegungen 

ausgeführte 

davon  aus- 

ausgeführte  Sachen 

Kreis; 

und  e 
leitete 

Zahl 

inge- 
Sachen 

Fläche 
ha 

gefü 
Sac 

Zahl 

hrte 
lien 

Fläche 
ha 

Anzahl  der 

alten     neuen 
Parz.     Pläne 

bc 
«      bc 

auf  1  ha 
entfielen 

Parz.    Pläne 

Aachen  (Stadt)    . 
„       (Land)    . 
Düren    .     .     .     . 
Erkelenz    .     .     . 
Eupen    .     .     .     . 
Geilenkirchen 
Heinsberg  .     .     . 
Jülich    .     .     .     . 
Malmedy    .     .     . 
Montjoie     .     .     . 
Schieiden   .     .     . 

3  915 
33  038 
56  334 
28  899 
17  588 
19  680 
24  349 
31  846 

81  307 
36  154 

82  385 

1 

23 

89 
25 
9 
19 
34 
49 
45 
19 
76 

1 

3 

65 

1 

9 

6 
1 

1 
9 

253 

2  350 

28  263 

2  437 

4  695 

2  204 

190 

98 

6  140 

1 

2 

45 

1 
2 

4 

253 

1881 

19  919 

557 
520 

1119 

379 

2  789 

81  397 

2  780 
1728 

8  895 

195 

630 

24  851 

651 
427 

1982 

1,9:1 
4,4:1 
3,3:1 

4,3:1 
4:1 

4,5:1 

1,5 
1,5 
4,1 

5,0 
3,3 

8,0 

0,8 
0,3 
1,2 

1,2 

0,8 

1,8 

Sa.  Reg. -Bez. 
Aachen : 

415  495 

389 

96 

46  630 

55 

24  249 

97  968 

28  736 

3,4:1 

4,0 

1,2 

Tabelle 

[I.     Re 

gierungs-Bezirk  C 

'oblenz 

Adenau  .... 

54  945 

107 

23 

8  727 

11 

4  429 

49  756 

7  8881 

6,3:1 

11,2  1 

1,8 

Ahrweiler  .     .     . 

37  127 

52 

12 

3  113 

11 

2  745 

30  289 

9  259 

3,3:1 

11,0 

3,4 

Alteukirchen  .     . 

63  766 

160 

129 

18  406 

125 

17  391 

178  312 

57  073 

3,1:1 

10,3 

3,3 

Coblenz  (Stadt)  . 

3  055 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

„         (Land)  . 

24  442 

39 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Cochem .... 

50  215 

70 

4 

2  122 

3 

1902 

17  697 

3  684 

4,8:1 

9,3 

1,9 

St.  Goar     . 

46  532 

74 

1 

198 

1 

198 

2  199 

608 

3,6:1 

11,1 

13,1 

Kreuznach. 

55  700 

84 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Mayen    .     . 

57  644 

78 

8 

1810 

8 

1810 

17  500 

4  272 

4,1:1 

9,7 

2,4 

Meisenheim 

17  6:^3 

25 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Neuwied     . 

62  094 

113 

51 

9  819 

46 

8  782 

124  220 

26  903 

4,6:1 

14,2 

3,1 

Simmern     . 

57  077 

106 

4 

947 

3 

617 

6  365 

1270 

5,0:1 

10,3 

2,1 

Wetzlar 

53  069 

83 

35 

11656 

19 

4  087 

63  003 

15  372 

4,1:1 

15,4 

3,8 

Zell  .     .     . 

37  185 

54 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sa.  Reg.-Bez. 

Coble 

nz: 

620  484 

1046 

267 

56  798 

227 

41  961 

489  341 

126  329 

3,9 : 1 

11,6 

3,0 

Bergheim  . 
Bonn  (Stadt) 

„      (Land) 
Cöln  (Stadt) 

„      (Land) 
Euskirchen 
Gummersbach 
Mühlheim,  Rhein 


:-?6  355 
1  593 
28  938 
11  108 
U  210 
;^6  635 
32  542 
38  846 


Tabelle  IIL     Regierungs-Bezirk  Cöln. 
33 

1 
47 

1 
27 
48 
11 

9 


14 

10  851 

1 

707 

1710 

762 

2,2 : 1 

2,4 

1,1 

4 

653 

3 

478 

4  108 

1404 

3,0 :  1 

8,6 

2,9 

2«) 

653 

1 

521 

2(;3 

110 

2,4:1 

0,5 

0,2 

9 

7  703 

5 

3  254 

7  862 

2  :58(; 

3,3 : 1 

2,4 

0,7 

14 

5  661 

13 

4  90() 

31  638 

7  2.50 

4,4:1 

6,5 

1,5 

1 

90 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

')  Cöln-Volkhoven  und  Cöln-Longerich, 
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Fläche 
lia 

a 
a    ¥ 

Zusammenlegungen 

ausgeführte 

davon  aus- 

ausgeführte Sachen 

Kreis: 

und  einge- 
leitete Sachen 

Zahl    ^'ä^'^e 
ha 

geführte 
Sachen 

Zahl    Flä^'^^ 
ha 

Anzahl  der 

alten    neuen 
Parz.    Pläne 

SO       S 

auf  1  ha 
entfielen 

Parz.    Pläne 

Eheiubach  . 

39  713 

50 

7 

2  446 

2 

467 

2  612 

580 

4,5:1 

5,6 

1,2 

Sieg  .     .     . 

7(;  601 

53 

16 

4  081 

8 

1188 

10  279 

3  266 

3,1 : 1 

8,7 

2,7 

Waldbröl    . 

30  007 

() 

12 

1483 

8 

800 

8  848 

2  992 

3,0  :  1 

12,2 

3,7 

Wipperfürth 

31  157 

9 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Sa.  Reg. 

-Bez. 

Cöln: 

397  705 

295 

79 

33  621 

41 

12  321 

67  320 

18  750 

3,6  :  1 

5,5 

1,5 

Tabelle  IV.     Reffierung-sbezirk  Düsseldorf. 


Barmen  (Stadt)  . 
Cleve     .... 
Crefeld  (Stadt)    . 
„       (Land)    . 
Düsseldorf  (Stadt) 
(Land) 
Duisburg  (Stadt) 
Elberfeld  (Stadt) 
Essen  (Stadt) 

„       (Land) .     . 
Geldern      .     .     . 
Gladbach    .     .     . 
Grevenbroich  .     - 
Kempen      .     .     . 
Lennep  .... 
Mettmann  .     .     . 
Mors 

Mühlheim  (Ruhr) 

M.-Gladbach  (St.) 
Neuss     .... 

Rees      .... 

Remscheid  (St.)  , 

ßuhrort      .     .     . 

Solingen  (Stadt). 
(Land) . 

2  172 

50  811 

2  080 
16  521 

4  864 
36  209 

3  753 
3  131 

918 
18  926 
54  314 

22  830 

23  712 
39  567 
27  159 
25  247 
56  478 

10176 

1  196 
29  354 

52  382 

3165 

32  956 

2  175 
27  175 

1 
45 

1 
18 

1 
33 

1 

1 

1 
24 
28 
15 
26 
27 
11 
12 
61 

13 

1 
21 

44 

1 

23 

1 
20 

2 

1 

3 

zur  ( 

}T' 

3 
2 

/    1 

\  zur 

2 

/    7 
\  zur 

(    ' 

^zur 

461 

16 
1815 
Seneral 

-     1 

Tcneral 
876 

3  295 
315 

709 
General 

109 

4  778 
General 

1217 
General 

1 

3 

iommiss 

iommisf 
2 

1 
2 

iommis 

2 

5 

iommis 

5 
ioramis 

16 
1815 
>ion  Mii 

-     1 

jion  Mi 
177 

279 
315 

sion  M\ 

109 

3  422 

sion  Ml 

867 
sion  M 

45 

4  595 
nster 

nster 
479 

620 
609 

inster 

268 

5  142 
inster 

2  164 
inster 

34 
1345 

147 

206 
190 

l 
/ 

178 
1  910 

1  470 

1,8:1 
3,4:1 

3,3 :  1 

3,0:1 
3,2  :  1 

1,5:1 
5,6:1 

4,6 : 1 

2,8 
2,5 

2  2 

1,9 

2,5 

1,5 

2,5 

2,1 
0,7 

0,8 

0,7 
0,6 

1,6 
0,3 

0,5 

Sa.  Reg.-Reg. 
Düsseldorf: 

547  271 

430 

33 

13  591 

21 

7  000 

13  922 

3  480 

4,0:1 

2,0 

0,5 

Bernkastei      .     . 

66  768 

Bitburg      .     .     . 

78  048 

Dann     .... 

61016 

Merzig  .... 

42  124 

Ottweiler  .     .     . 

30  663 

abell 

e  V.     Regierungsb 

ezirk 

Trier. 

93 

11 

4  023 

8 

2  851 

27  729 

5  996 

4,6:1 

9,7 

2,1 

55 

3 

615 

2 

512 

3  042 

1118 

2,7  : 1 

6,0 

2,2 

98 

17 

5  927 

12 

3  725 

41891 

7  947 

5.3:1 

5,3 

2.1 

66 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

45 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 
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Fläche 
ha 

TS 

—c    a 

s  a 

Zusammenlegungen 

ausgeführte 

davon  aus- 

ausgeführte  Sachen 

Kreis: 

und 
leitete 

Zahl 

einge- 
Sachen 

Fläche 
ha 

gefii 
Sac 

Zahl 

lirte 
len 

Fläche 
ha 

Anzahl  der 

alten     neuen 
Parz.     Pläne 

5S    g 

auf  1  ha 
entfielen 

1      <o 
.N          a 

Cm        pm 

Prüm     .... 
Saarbrücken    .     . 
Saarburg    .     .     . 
Saarlouis    .     .     . 
Trier  (Stadt)  .     . 

„      (Land) 
St.  Wendel     .     . 
Wittlich     .     .     . 

91887 
38  627 
45  396 
44  073 
784 
101  096 
53  725 
64  207 

140 

60 

72 

79 

1 

143 
95 
78 

7 

1 

6 

12 

2  218 

261 
1321 
5  151 

4 

1 
5 

8  • 

1816 

261 

1  127 

2  375 

7  761 

726 

8  625 
32  985 

3  344 

236 

2  749 
5  468 

2,3:1 

3,1:1 
3,1:1 
6.0:1 

4,3 

2,8 

7,7 

13.9 

1,8 

0,9 
2,4 
2,3 

Sa.  Reg.-Bez. 
Trier: 

718414 

1125 

57 

19  516 

40 

12  667 

122  759 

26  858 

4,6:1 

9,7 

2,1 

Aachen  . 
Coblenz 
Cöln  .     . 
Düsseldorf 
Trier      . 


Sa. Rheinprovinz 


Tabelle  VL  Rheinproviuz.  (Stand  am  31.  Dezember  1906.) 
415  495 
620  484 
397  705 
547  271 
718  414 


2  699  369 


389 

96 

46  630 

55 

24  249 

97  968 

28  736 

3,4:1 

4,0 

1046 

267 

56  798 

227 

41961 

489  341 

126  329 

3,9:1 

11,6 

295 

79 

33  621 

41 

12  321 

67  320 

18  750 

3,6:1 

5,5 

430 

33 

13  591 

21 

7  000 

13  922 

3  480 

4,0:1 

2,0 

1125 

57 

19  516 

40 

12  667 

122  759 

26  858 

4,6:1 

9,7 

3285 

532 

170  156 

384 

98  198 

791310 

204  153 

3,9:1 

8,1 

Tabelle  \ Tl.    Genossenschaftlich  ausgeführte  Ackerdränac 

en. 

d 

Namen  der  Sache 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Fläche 
ha 

Kosten 
M. 

Kosten 

für 

1  ha 

M. 

1 

Gürzenich 

Düren 

A  achen 

1906 

89,5 

27  500 

308 

2 

Morschenich 

,) 

)j 

n 

20,8 

6  00Ü 

288 

3 

Oberzier 

j) 

!) 

n 

47,1 

13  500 

287 

4 

Poll 

,7 

n 

1905 

37,5 

4  130 

110 

5 

Schlich 

,1 

n 

,1 

19,3 

5  150 

266 

6 

Udenbreth  II 

Schieiden 

)) 

1901 

47,0 

13  250 

282 

7 

Kelberg 

Adenau 

Coblenz 

1885 

17,9 

4  720 

264 

8 

Leimersdorf 

Ahrweiler 

)i 

1905 

233,4 

59  650 

256 

9 

Etzbach 

Altcnkirclien 

,) 

1889 

19,9 

4  670 

234 

10 
11 

Weyerbusch 

Giershofen    

,1 
Neuwied 

1894 
1905 

35,0 
12,0 

9  700 
3  370 

277 
281 

12 

Pissenheira 

Bonn 

Cöln 

1901 

100,0 

19  000 

190 

13 
14 

Sat/,vey-Fi[inenifli-Olifrgarrecm      .     . 
Hintzerath    

Euskirchen 
Bernkastei 

Trier 

1905 

n 

52,0 
12,4 

12  440 

3  580 

240 

288 

15 

Prümzurlay 

Bitburg 

» 

1892 

18,5 

4  500 

243 

16 

Hillesheim 

Dann 

n 

1901 

58,4 

12  670 

217 

17 

SchüUer    

)) 

H 

11,4 

2  510 

220 

18 

Utzerath  

„ 

1905 

24,0 

6  340 

264 

19 

Schönecken  

Prüm 

)i 

1900 

44,4 

10  860 

244 

20 

Seiwerath 

)i 

)) 

36,5 

7  780 

213 

21 

Kersch 

Trier 

,, 

1905 

37,0 

10  500 

284 

22 

Wintersdorf 

1) 

I) 

1904 

27,6 

7  200 

261 

107 


Tab.  VIII. 
Genossenschaftlich  ausgeführte  Wiesenmeliorationen  und  Flussregulierungen. 


d 

Namen 
der 

Sache 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Jahr 
der 

Aus- 
führung 

Melio- 
rierte 
Fläche 

ha 

Regu- 
lierte 
Fluss- 
strecke 

km 

Kosten 
M. 

Kosten 
für 
1  ha 

M. 

1 

Gürzenich  .... 

Düren 

Aachen 

1905 

25,3 

1,2 

12  660 

500 

2 

Ahrdorf-Üdel- 

hoven  

Schieiden 

)i 

1890 

48,8 

— 

43  250 

890 

3 

Bodenbach.  .  .  . 

Adenau 

Cobleuz 

1905 

18,0 

2,8 

6  970 

387 

4 

Dorsel 

„ 

)) 

1899 

13,7 

0,2 

4  420 

323 

5 

Bitzen 

Altenkirchen 

n 

1905 

15,0 

0,8 

12  000 

800 

6 

Etzbach  

« 

;, 

1890 

16,6 

— 

3150 

190 

7 

Forst 

!) 

H 

1905 

33,0 

1,7 

25  000 

768 

8 

Hamm 

)) 

„ 

1897 

10.5 

— 

1800 

172 

9 

Mittelirsen    .  .  . 

« 

)1 

1906 

18,0 

0,5 

9  500 

528 

10 

Seelbach-Grund  . 

» 

)1 

1893 

14,9 

— 

5  750 

386 

11 

Litzbach-Tal    .  . 

Cochem 

!1 

1888 

19,4 

— 

7  800 

402 

12 

Lind 

Mayen 

)1 

1906 

12,0 

0,2 

7  200 

600 

13 

Niederbieber    .  . 

Neuwied 

» 

1905 

15,0 

— 

3  270 

218 

14 

Ahrdt-Tal  .... 

Wetzlar 

„ 

1887 

40,1 

— 

12  430 

310 

15 

Mudersbach  .  .  . 

1) 

„ 

1894 

25,3 

— 

7  420 

293 

16 

Niederquembach- 

Neukirchen  .  . 

)) 

)' 

1905 

76,0 

8,2 

64  000 

842 

17 

Hausen 

Bernkastei 

Trier 

)i 

60,0 

5,5 

55  300 

1005 

18 

Oberkirn 

)) 

„ 

n 

35,7 

5,9 

41200 

1153 

19 

Hinzerath  I  .  .  . 

I) 

„ 

1906 

14,6 

1,1 

6  550 

449 

20 

„        II... 

)i 

)i 

» 

18,9 

— 

4  400 

233 

21 

Hörschhausen  .  . 

Dann 

„ 

1888 

13,0 

— 

5  540 

425 

22 

Nerdlen 

n 

)) 

1906 

34,0 

1,8 

25  000 

735 

23 

ützerath  

» 

I) 

1902 

25,0 

5  250 

210 
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Ergebnisse  der  Untersuchungen')  von  80  rheinischen  Gemarkungen,  betreffend  die 
Wiederzersplitterung   ländlicher   Grundstücke   nach   der   erfolgten   wirtschaftlichen 

Zusammenlegung. 


LH 

0) 

2 

a 

o 

Cß 

■Jj 

■9 

bß 

Anzahl 
der  Parzellen 

Parzellenzunabme 

Teilungen  wurden 
vorgenommen: 

a 

y, 

a 

1 

!-< 

;-i 

Gemarkung 

o 

ch  der 
ammei 
gung 

Eude 
Jahre 
1907 

a 

es 

S    1— 1 

»'s 

3 

CS 

a 

11 

»'s 

S 

a  CO 

-< 

a 

i's 

O-C^ 

< 

-^^ 

kJ 

/iö 

tsi 

-ö 

CS 

CS 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

1  I  Soller 


a)  Kreis  Düren,  Eeg.-Bez.  Aachen. 
660  I    1  034  I     1  042  I       8  |     3  |      2,66  |  0,27  |      5  |      1,7  |  0,16 

b)  Kreis  Leunep,  Reg.-Bez.  Düsseldorf. 


2  Beverthal      .     . 

3  Lühdorf    .     .     . 

f  ^h 

331 
250 

367 
252 

36 

2 

10 
1 

3,60 
2,00 

1,09 
0,80 

30 
2 

3,0    0,91 
2,0    0,80 

Sa.: 

— 

581 

619 

38 

— 

5,60 

0,96 

32 

5,0    0,86 

c)  Kreis  Adenau, 

Reg.-Bez.  Cobleuz. 

Bongard  .     .     . 

663 

1632 

1659 

27 

9 

3,00 

0,18 

25 

2,8 

0,18 

Borler  .     . 

454 

1082 

1116 

34 

7 

4,85 

0,45 

67 

9,6 

0,89 

Dorsel .     . 

715 

1502 

1502 

— 

5 

— 

— 

— 

— 

— 

Gelenberg 

396 

625 

628 

3 

7 

0,43 

0,07 

42 

6,0 

0,96 

Hünerbach 

205 

564 

580 

16 

8 

2,00 

0,35 

20 

2,5 

0,44 

Kelberg    . 

712 

1500 

1549 

49 

15 

3,27 

0,22 

72 

4,8 

0,32 

Nohu    .     . 

1108 

2  158 

2  322 

164 

4 

41,00 

1,90 

105 

26,2 

1,22 

Welcberath 

317 

620 

641 

21 

6 

3,50 

0,56 

9 

1,1 

0,18 

Zermülleu 

624 

1315 

1341 

26 

10 

2.60 

0,20 

23 

2,3 

0,18 

^ 

5a. 

— 

10  998 

11338 

340 

— 

60,65 

0,55 

363 

55,3 

0,50 

4 
5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 


13   Birresdorf 


14 
15 
16 
17 
18 
19 
20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 


d)  Kreis  Ahrweiler,  Eeg.-Bez.  Coblenz. 

407  I    1  078  I     1  085  I       7  1     3  1      2,33  | 


0,22 


I      6  I      2,0  |0,19 


e)  Kreis  Altenkirchen,  Reg.-Be 

z.  Coblenz. 

Birnbach  .     .     . 

304 

1003 

1062 

59 

14 

4,21 

0,41 

42 

3,0 

0,30 

Bettgenhausen  . 

128 

678 

744 

66 

11 

6,00 

0,89 

66 

6,0 

0,89 

Buseuhausen 

302 

1130 

1178 

48 

2 

24,00 

2,12 

22 

11,0 

0,97 

Flammersfeld    . 

289 

1178 

1260 

82 

11 

7,46 

0,63 

67 

6,1 

0,51 

Helmenzen    .     . 

166 

728 

801 

73 

11 

6,63 

0,91 

51 

4,6 

0,63 

Hilgenroth    .     . 

296 

852 

906 

54 

10 

5,40 

0,63 

44 

4,4 

0,52 

Marenbach    .     . 

271 

775 

806 

31 

12 

2,58 

0,33 

23 

1,9 

0,25 

Neiterseu.     .     . 

242 

963 

1  118 

155 

10 

15,50 

1,61 

74 

7,4 

0,77 

Oberölfen.     .     . 

249 

790 

879 

89 

16 

5,56 

0,70 

61 

3,8 

0,48 

Oberwambach    . 

399 

1567 

1949 

382 

17 

22,45 

1,43 

219 

12,9 

0,82 

Schöneberg   .     . 

319 

1346 

1478 

132 

13 

10,16 

0,76 

84 

6,5 

0,48 

Seelbach   .     .     . 

173 

741 

924 

183 

8 

22,87 

3,09 

70, 

8,7 

1,17 

Walterschen .     . 

212 

1082 

1  127 

45 

15 

3,00 

0,28 

39 

2,6 

0,24 

Sa.: 

^ 

12  833 

14  232 

1399 

— 

135,82 

1,06 

862 

78,9 

0,62 

*)  Diese  Untersuchung  konnle  der  Verfasser  nur  dank  der  freundlichen  Mitarbeit 
nachstehender  Königlichen  Katasterämter  führen:  Adenau,  Ahrweiler,  Altenkirchen,  Dann, 
Dicrdorf,  Düren,  Hillcsheim,  Kelberg,  Lcnuep,  Neuwied,  Mandersclieid,  Prüm,  Wetzlar,  Wittlich. 
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kl 
<o 

a, 
a 

Gemarkung 

sc 
:o 

'S 

Anzahl 
der  Parzellen 

Parzellenzunahme 

Teilungen  wurden 
vorgenommen: 

TS 

B 

es 

nach  der 
Zusammen- 
legung 

am  Ende 

des  Jahres 

1907 

N 

a 

a 

t-. 
SS 

a 
a 

eU 

3 

es 

P 

'S- 

p  D 

1. 

2, 

3. 

4. 

5. 

6.        7. 

8. 

9. 

10.        11.    1  12. 

f)K 

reis  Neuwied, 

Reg. -Bez.  Coblenz. 

Alberthofen  .     . 

271 

899 

930 

31 

12 

2,58 

0,29 

54 

4,5 

0,50 

Ascheid     .     .     . 

— 

417 

417 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Brückrachdorf  . 

569 

1235 

1320 

85 

9 

9,45 

0,76 

43 

4,8 

0,39 

Bauscheid     .     , 

115 

429 

431 

2 

7 

0,29 

0,07 

2 

0,3 

0,07 

Dernbach .     .     . 

550 

1561 

1646 

85 

12 

7,08 

0,45 

78 

6,5 

0,42 

Dierdorf  .     .     . 

1148 

3  294 

3  356 

62 

7 

8,86 

0,27 

93 

13,3 

0,40 

Döttesfeld     .     . 

319 

1127 

1127 

— 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

Dürrholz  .     .     . 

690 

2  383 

2  460 

77 

18 

4,28 

0,18 

156 

8,7 

0,37 

Elgert.     .     .     . 

552 

2  201 

2  395 

194 

6 

32,33 

1,47 

153 

25,5 

1,16 

Grossmaischeid . 

1250 

2  883 

3  976 

1093 

20 

54,65 

1,90 

613 

30,6 

1,06 

Giershofen    .     . 

532 

1567 

1602 

35 

5 

7,00 

0,45 

37 

7,4 

0,47 

Harschbach   .     . 

218 

984 

1070 

86 

20 

4,30 

0,44 

96 

4,8 

0,49 

Hahnroth .     .     . 

243 

875 

924 

49 

16 

3,06 

0,35 

59 

3,7 

0,42 

Hilgert     .     .     . 

175 

562 

564 

2 

11 

0,18 

0,03 

3 

0,3 

0,05 

Haberscheid  .     . 

76 

325 

324 

—  1 

7 

—  0,14 

-0,04 

6 

0.9 

0,28 

Heddesdorf   .     . 

393 

955 

1017 

62 

5 

12,40 

1,32 

56 

11,2 

1,17 

Isenburg  .     .     . 

403 

1308 

1391 

83 

24 

3,46 

0,27 

117 

4,9 

0,37 

Kauseu     .     .     . 

306 

816 

950 

134 

24 

5,58 

0,68 

107 

4,5 

0,55 

Kleinmaischeid . 

700 

1801 

2  131 

330 

21 

15,72 

0,87 

237 

11,3 

0,63 

Linkenbach  .     . 

543 

1471 

1559 

88 

13 

6,77 

0,46 

46 

3,5 

0,24 

Niederwambach. 

410 

1052 

1093 

41 

21 

1,95 

0,19 

56 

2,7 

0,26 

Niederdreis   .     . 

160 

666 

790 

124 

16 

7,76 

1,17 

56 

3,5 

0,53 

Niederhofen  .     . 

138 

588 

614 

26 

18 

1,45 

0,25 

28 

1,6 

0,27 

Oberähren     .     . 

151 

544 

530 

—  14 

17 

—  0,82 

-0,15 

13 

0,8 

0,15 

Oberdreis .     .     . 

900 

2  530 

2  765 

235 

16 

14,70 

0,58 

177 

11,0 

0,43 

Puderbach     .     . 

599 

2  129 

2  587 

458 

25 

18,34 

0,86 

456 

18,2 

0,85 

Eatzert     .     .     . 

278 

841 

973 

132 

14 

9,43 

1,12 

69 

4,9 

0,58 

Raubach  .     .     . 

783 

2  981 

3  097 

116 

25 

4,65 

0,16 

810 

32,4 

1,08 

Reichenstein 

165 

511 

525 

14 

14 

1,00 

0,20 

16 

1,1 

0,22 

Rodenbach    .     . 

662 

1515 

1715 

200 

14 

14,30 

0,95 

144 

10,3 

0,68 

Richert     .     .     . 

100 

292 

293 

1 

5 

0,20 

0,07 

1 

0,2 

0,07 

Stebach    .     .     , 

238 

757 

987 

230 

21 

10,95 

1,44 

149 

',1 

0,94 

Urbach     .     .     . 

346 

1093 

1114 

21 

18 

1,17 

0,11 

35 

1,9 

0,17 

Überdorf  .     ,     . 

783 

1503 

1550 

47. 

11 

4,27 

0,28 

51 

4,6 

0,31 

Wienau    .     .     . 

390 

1112 

1242 

130 

16 

8,13 

0,73 

46 

2,9 

0,26 

Woldert    .     .     . 

328 

825 

894 

69 

11 

6,27 

0,76 

36 

3,3 

0,40 

Weroth     .     .     . 

288 

595 

645 

50 

11 

4,54 

0,76 

40 

3,6 

0,61 

Sa.: 

— 

46  627 

51004 

4377 

— 

286,14 

0,61 

4139 

256,8 

0,55 

64  I  Ahrdt 


g)  Kreis  Wetzlar,  Reg.-Bez.  Coblenz. 


ibach  .     . 

230 
417 

1654 
2  094 

1648 
2  102 

-6 

8 

3 
2 

—  2,00 
4,00 

-0,12 
0,19 

2 

8 

6,7 
4.0 

0,42 
0.19 

Sa.: 

— 

3  748 

3  750 

2 

— 

2,00 

0,05 

10 

10,7 

0,29 
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eö 

Co 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7.  1       8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

li)  Kreis 

Dann, 

Reg.-Bez.  Trier. 

Boxberg   .     .     . 

564 

1343 

1381 

38 

7 

5,43 

0,41 

34 

4,9   0,38 

Beinhausen 

263 

899 

901 

2 

7 

0,29 

0,03 

3 

0,4 

0,04 

Cradenbach 

174 

869 

933 

64 

12 

5,33 

0,61 

57 

4,8 

0,55 

Heiroth     . 

224 

533 

533 

— 

10 

— 

— 

— 

— 

— 

Hillesheim 

1403 

3  576 

3  761 

185 

6 

30,83 

0,86 

72 

12,0 

0,34 

Neichen    . 

295 

1154 

1162 

8 

7 

1,14 

0,10 

6 

0,9 

0,08 

Sarmersbach 

520 

1549 

1583 

34 

6 

5,66 

0,37 

30 

5,0 

0,39 

ützerath  . 

572 

1561 

1588 

27 

3 

9,00 

0,58 

26 

8,7 

0,56 

j 

5a. 

— 

11484 

11842 

358 

— 

57,68 

0,52 

228 

36,7 

0,32 

i 

Kreis 

Prüm, 

Reg.-Bez.  Trier. 

Seiwerath     .     . 

894 

1302 

1322 

19 

8        2,37 

0,18 

7 

0,9 

0,07 

Schönecken   .     . 

683 

2  765 

2  777 

12 

7        1,71 

0,06 

5 

0,7 

0,03 

Schüller    .     .     . 

501 

1730 

1817 

82 

6       13,66 

0,79 

25 

4,1 

0,24 

Wetteldorf    .     . 

652 

1762 

1768 

6 

8 

0,75 

0,04 

3 

0,4 

0,02 

Sa.: 

— 

7  560 

7  679 

119 

— 

18,49 

0,25 

40 

6,1 

0,08 

k) 

Kreis  Wittlich 

,  Reg 

-Bez. 

Trier. 

Eckfeld    .     .     . 

555 

2  451 

2  520 

69 

12 

5,75 

0,23 

46 

3,8   0,16 

Landscheid    .     . 

'P 

417 

487 

70 

12 

5,83 

1,40 

49 

4,1    0,98 

Spangdahlem     . 

298 

985 

1057 

72 

12 

6,00 

0,61 

44 

3,7    0,38 

Sa.: 

— 

3  853 

4  064 

211 

— 

17,58 

0,46 

139 

11,6   0,30 

Zusammenstellung  der  Kreise. 


Anialil  der 

uniprsnchl. 

Giniark. : 

Düren  .... 

1 

1034 

1042 

8 

— 

2,66 

0,27 

5 

1,7 

0,16 

Lennep     .     .     . 

2 

581 

619 

38 

— 

5,60 

0,96 

32 

5,0 

0,86 

Adenau     .     .     . 

9 

10  998 

11338 

340 

— 

60,65 

0,55 

363 

55,3 

0,50 

Ahrweiler      .     . 

1 

1078 

1085 

7 

— 

2,33 

0,22 

6 

2,0 

0,19 

Altenkirchen 

13 

12  833 

14  232 

1399 

— 

135,82 

1,06 

862 

78,9 

0,62 

Neuwied  .     .     . 

37 

46  627 

51004 

4377 

— 

286,14 

0,61 

4139 

256,8 

0,55 

Wetzlar   .     .     . 

2 

3  748 

3  750 

2 

— 

2,00 

0,05 

10 

10,7 

0,29 

Dann    .... 

8 

11484 

11842 

358 

— 

57,68 

0.52 

228 

36,7 

0,32 

Prüm    .... 

4 

7  560 

7  679 

119 

— 

18,49 

0,25 

40 

6,1 

0,08 

Wittlich   .     .     . 

3 

3  853 

4  064 

211 

— 

17,58 

0,46 

139 

11,6 

0,30 

Sa.: 

80 

99  796 

106  655 

6859 

— 

588,95 

0,59 

5824 

464,8 

0,47 

—    lU    — 

gleichen    der   Kreise    miteinander   dürfte   bei    der  ungleichen   Anzahl  be- 
obachteter Gemarkungen  nicht  an  Hand  der  Tabelle  vorgenommen  werden. 

Geheimrat  Küster,  ehemaliger  Präsident  der  Königlichen  General- 
kommission zu  Düsseldorf,  hat  zuerst  (1894)  in  seiner  Denkschrift  über 
die  Einführung  einer  Miuimalparzelle,  die  Wiederzersplitterung  in  einigen 
zusammengelegten  Gemeinden  Rheinlands  festgestellt.  Er  beschränkte 
seine  Untersuchung  jedoch  auf  13  Gemarkimgen;  dabei  war  die  Zusammen- 
legung bei  5  Gemarkungen  erst  seit  1  Jahre,  bei  4  Gemarkungen  seit 
IV2  Jahi-en,  bei  1  Gemarkung  seit  2  Jahren,  bei  1  Gemarkung  seit 
2V2  Jahren,  bei  1  Gemarkung  seit  3  Jahren  und  bei  1  Gemarkung  seit 
5  Jahren  erfolgt. 

Küsters  Untersuchung  ergab,  dass  die  7214  Pläne  pro  Jahi-  eine 
Vermehrung  von  265  Plänen  =  3,7  %  erfuhren.  ,.Diese  Zahl",  schreibt 
Küster,  ,, welche  in  sich  bei  Berücksichtigung  aller  Umstände  nicht  be- 
deutend erscheint,  wird  sich  vergrössern,  sobald  der  Einfluss  der  Spezial- 
kommissare  verloren  geht,  und  je  länger  die  Zeit  rückwärts  liegt,  in 
welcher  die  offenbaren  Nachteile  der  Zersplitterung  zum  Bewusstsein  ge- 
kommen waren  und  sich  damals  dem  Gedächtnis  eingeprägt  hatten".^) 
Wie  steht  es  mm  mit  der  fortschreitenden  Wieder  Zersplitterung  in  Ge- 
markungen, die  seit  einer  längeren  Reihe  von  Jahren  zusammenlegten? 
Hierauf  gibt  uns  unsere  Tabelle  Auskunft.  Sie  zeigt,  dass  in  den  meisten 
Gemarkungen  die  Parzellenvermehrung  sich  fast  immer  unter  1  ^/^  pro 
Jahi"  bewegt.  In  manchen  blieb  die  Parzellenzahl  konstant,  in  einigen 
fand  sogar,  infolge  von  Parzellenvereinigungen,  eine  numerische  Verringe- 
rung statt.  So  verminderte  sich  beispielsweise  in  der  Gemeinde  Ober- 
äliren  im  Kreise  Neuwied,  die  Anzahl  der  ursprünglichen  Parzellen  von 
544  auf  530  in  17  Jahren  oder  pro  Jahr  =  — 0,15%.  Bei  3  Gemarkungen 
wird  3  7o  überschritten.  Die  höchste  Ziffer  weist  die  Gemeinde  Seelbach 
(Kreis  Altenkirchen)  mit  3,09  %  ^i^f-  ^^"^  Gemeinde  überschreitet  2  %, 
die  übrigen  bleiben  zwischen  1 — 2  ^/q. 

Hieraus  erhellt,  dass  Küsters  Befürchtungen  nicht  in  dem  Mafse 
eingetreten  sind,  wie  erwartet.  Der  Prozentsatz  von  3,7  %  —  nach  Küsters 
Beobachtimg  —  dürfte  auch  bei  längerer  Zeitdauer  sobald  nicht  erreicht 
werden;  denn  bekanntlich  kommen  gerade  in  den  ersten  zwei  Jahren  nach 
der  Zusammenlegimg  Teilungen  in  grösserem  Malsstabe  vor.  Namentlich 
werden  ausserhalb  wohnende  Grundstücksbesitzer  mit  ihrem  Landverkauf 
so  lange  zmiickhalten,  bis  der  neue  Besitz  angewiesen  ist,  da  die  Er- 
fahrung lehrt,  dass  nach  der  Zusammenlegung  eine  Preissteigerung  der 
Grundstücke  einzutreten  pflegt  und  die  geringen  anteiligen  Kosten  des 
Verfahrens  keinen  Anlass  geben,  die  alten  Parzellen  vorher  zu  veräussern. 
Zudem  können  diu-ch  die  neue  Lage  des  Besitzes  Konjimktiireu  geschaffen 
werden,  die  eine  erhebliche  Preissteigerung  herbeiführen.  Ist  jedoch  das 
Verfahi-en  beendet,  so  lassen  sich  die  einzelnen  preisbildenden  Momente 
überschauen  und  ein  Verkauf  kann  stattfinden. 
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Das  Ergebnis  meiner  Untersuchungen  kann  ich  in  folgendem  Satze 
zusammenfassen: 

In  einer  grossen  Anzahl  von  rheinischen  Gemeinden  bestellt  das  Be- 
strehen, ein  umvirtscJiaftliches  Teilen  der  durch  die  Zusammenlegung  ge- 
schaffenen Grundstücke  zu  vermeiden,  hei  vielen  jedoch  ist  die  Wiederzer- 
splitterung —  wenn  auch  nicht  in  dem  Mafse,  als  man  früher  erwartete  —  der- 
art, dass  ihre  Eindämmung  von  staatswegen  geboten  erscheint.  Es  ist  daher  als 
eine  Pflicht  des  Staates  anzusehen,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  mit  Hilfe  von  Staats- 
mitteln  erlangten   Vorteile  im  Interesse   der  Landeskultur  erhalten  luerden. 

In  welcher  Weise  oft  Pläne  nach  der  Zusammenlegung  unwirtschaftlich 
geteilt  werden,  erhellt  aus  folgenden  Beispielen: 
Gemeinde  Oberwambach  1  Parzelle  von      20  a  geteilt  in    5  Teile  zu  je  4  a 


1 

)? 

11 

20  „ 

11 

11 

10 

); 

11 

11 

'^11 

2 

?? 

11 

je 

15  „ 

11 

je 

3 

11 

11 

11 

5„ 

1 

» 

15  „ 

11 

4 

11 

11 

11 

3%a 

Etzbach 

3 

5! 

11 

5) 

5„ 

11 

11 

2 

11 

11 

11 

^V2  „ 

5 

H 

11 

)1 

15  „ 

11 

11 

2 

11 

11 

11 

7V2  . 

4 

» 

11 

11 

30  „ 

11 

11 

5 

11 

11 

11 

Qa 

Harschbach 

1 

)■ 

4„ 

11 

in 

2 

11 

11 

11 

2„ 

Birnbach 

2 

11 

11 

11 

20  „ 

11 

in  je 

)4 

11 

11 

11 

5,,') 

Hauptsächlich  sind  die  Wiesen  einer  Wiederzersplitterung  ausgesetzt 
(sie  bilden  in  den  Gebirgstälern  häufig  nur  kleine  schmale  Gebiete,  in 
denen  jeder  ein  Stückchen  besitzen  will). 

Nicht  ohne  grosse  Bedeutung  für  die  spätere  Wiederzersplitterung 
ist  der  Umstand,  nach  welchen  Gesichtspunkten  das  Flanprojekt  bearbeitet 
wurde,  das  heisst,  ob  stark  oder  minderstark  zusammengelegt  worden  ist. 
In  der  Gemarkung  Nohn  in  der  Eifel,  übrigens  eine  Gemeinde,  in  welcher 
bei  Erb  fällen  immer  in  natura  geteilt  wii'd,  die  sehr  stark  zusammengelegt 
wurde,  kam  beispielsweise  in  den  Jahren  1895 — 1903  die  Teilung  von 
67  Plänen   in   181  Teile  vor.     Hierdurch  vermehrte  sich  die  ursprüngliche 

Zahl  der  Pläne,  1078  um  181  -  67  =  114.    Die  geteilte  Fläche  betrug  41  ha, 

41 
SO  dass  die  Durchschnittsgrösse  des  zu  teilenden  Planes  ^  =  0,61  ha,   also 

annähernd  2^/2  preussische  Morgen  ausmachte.     Hieraus  wurden  114  neue 

Grundstücke,   deren   mittlere  Flächengrösse  nur   noch  ^r^  =  0,36   ha  oder 


172  W-  Morgen  darstellte. 

Im  einzelnen  wurde  geteilt: 

44 

Pläne 

in  je 

2  Teile. 

13 

11 

11    11 

3      „ 

4 

11 

11    11 

4      „ 

3 

11 

11    11 

5      „ 

1 

11 

11    11 

6      „ 

1 

11 

11    11 

7      „ 

1 

1" 

11 

10      .. 

67 

Pläne 

in  je 

181  T(.'ilc. 

')  DenkscliiiCt  S.  11  u.  12. 
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Von  eleu  67  g-eteilteii  Plänen  waren  4  Teilnngen  sog.  ..Sonderungen-', 
d.  h.  die  Teilstücke  blieben  demselben  Eigentümer. 

Von  den  63  geteilten  Plänen  waren  in  bezug  auf  die  Fläche: 

In  der  Grösse  unter      5  a 0 

„     ,.  ,.  5—12,5  , 9 

„     „  ,.        12,5-25  „ 7 

„     „  „  25—50  , 15 

„     „  „         50—100  , 21 

,.     ,.  „       100—200  , 8 

,,     „  ,.       über  200  „ .       3 

63 
"^^'elcll  weitgehende  Grumlstücksvermeltrung  eine  einzige  Erbteilung 
hervorzurufen  vermag,  soll  an  nachfolgender  Teilung  des  Ackers  eTos.  Schü.m.  II 
zu  Nohn  gezeigt  werden.  Durch  die  Zusammenlegung  wurde  der  17,74  ha 
grosse  Besitz  in  21  Planstücken  (14  Hauptplänen)  ausgewiesen.  Durch  die 
Erbteihmg  unter  6  Erben  wurde  er  in  68  Grundstücke  zersplittert.  Nur 
2  Pläne  gingen  in  den  ungeteilten  Besitz  eines  Erben  über. 

Es  erhielten: 

a)  Pau,  Jos.  Wwe.      12  neue  Grundstücke  mit     2  ha  98  a  81  qm, 

b)  Prü.,  Joh.  Bapt.     10     ,,  ,,  ,,       2  „    86  „  43  „ 

c)  ScHO.,  Heinrich       10     ,,  „  ,,       2  „    67  „  15   „ 

d)  ,,     Elisabet        12     „  ,.  „       2  „    87  ,.  79   ,. 

e)  ,,    Joh.  Michael  11     „  ,.  «3  ,,    39  ,.  84  ,. 

f)  Mau.,  Jos.  Ehefrau  13      .. .^ 2  ,.    93  ,.  93   ,. 

Sa.  68  neue  Grundstücke  mit  17  ha  73  a  95  qm. 

Eine  Übersicht,  wie  die  Erbteilung  stattfand,  sei  an  folgendem  Nach- 
weis gezeigt: 

(Siehe  Tabelle  S.  114.) 

An  Hand  dieses  Beispiels  lässt  sich  feststellen,  dass  die  Tendenz  vor- 
liegt, jedem  Erben  an  jedem  Grundstück  seinen  Teil  auszuscheiden.  Be- 
dingt ist  dies  in  dem  Gerechtigkeitssinn  des  Erblassers,  der  jedes  seiner 
Kinder  genau  abfinden  will,  in  guten  wie  in  schlechten  Bodenklassen. 
Sogar  die  unter  b)  aufgeführte  Erbin,  die  fernab  vom  Heimatdorfe  wohnt, 
erliält  in  natura  ihr  Erbteil.  Wenn  nun  die  nächste  Generation  nochmals 
in  gleicher  Weise  verfährt,  so  lässt  sich  leicht  erinessen,  wie  bald  der 
einstmals  schöne  Besitz  des  Vorfahren  in  Zwergbesitz  zersplittert  sein  wird. 

Um  einer  unwirtschaftlichen  Weiterzersplitterung  eine  Schranke  zu 
ziehen,  wird  ein  staatlicher  Zivang  ausgeübt  werden  müssen.  Hierfür  sind 
zwei  Möglichkeiten  geboten,  entweder  Erbrechtsreform  oder  Minimalparzelle. 

Allerdings  haben  die  in  der  ßheinprovinz  gültigen  Zusammenlegungs- 
gesetze, mit  Ausnahme  des  Gesetzes  vom  5.  April  1869  für  den  ehemaligen 
Justizsenat  zu  Ehrenbreitstein,  schon  einen  Äusiveg  geschaffen.  Sie  bestimmen 
nämlich,  dass  eine  "\\'iedoi'umlegung  stattfinden  kann,  wenn  nach  der  voll- 
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zogeneu  Zusamnieulegiiug  30  Jahre  verflossen  sind  und  die  erneute  Zu- 
sammenlegung von  den  Eigentümern  von  mehr  als  ^j^  der  umzulegenden 
Fläche,  die  gleichzeitig  mehr  als  '^j^  des  Katasterreinertrags  darstellen  muss, 
beantragt  wird. 

Erbfeilung  des  Ackerers  Schom.,  Jos.  II  in  Nohn. 

(Nachweisuug  der  Verteilung  der  Grundstücke  unter  die  6  Erben.) 


Plan 

Gesamt- 
grösse  des 
Grund- 
stückes 

E 

ä  erhielten 

von  dem  ( 

Grundstücke  die  Erben: 

E 

Pau. 

Prü. 

SCHO., 

Heinrich 

ScHO., 

Elisabet 

ScHO., 

JoH.  Mich. 

Mau. 

No. 

No. 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

ha 

2 

15a 

0,6012 

_ 

0,3012 

0,3000 

_ 

__ 

_ 

2 

15b 

0,9533 

0,2300 

— 

— 

0,2400 

0,2300 

0,2533 

4 

83') 

2,1946 

0,2086 

0,2000 
0,2000 

0,2000 
0,2000 

0,2000 
0,2000 

0,3860 

0,2000 
0,2000 

4 

86  b 

0,2813 

0,2813 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

108 

0,7693 

— 

0,2600 

0,2593 

— 

0,2500 

— 

7 

189  {,' 

1,04631 
0,5167  / 

— 

0,7730 

— 

0,4200 

— 

0,3700 

7 

189c 

0,4613 

— 

— 

0,2300 

— 

— 

0,2313 

9 

242  a 

0,1001 

0,0250 

0,0250 

0,0250 

— 

— 

0,0251 

9 

242  b 

0,0576 

— 

— 

— 

0,0288 

0,0288 

— 

9 

305 

0,4744 

— 

— 

— 

— 

0,2350 

0,2394 

10 

323 

0,1797 

0,0300 

— 

— 

— 

0,1197 

0,0300 

12 

403 

0,8711 

— 



— 

0,4000 

— 

0,4711 

17 
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1,9072 

0,3800 

0,2500 

0,7772 

0,2500 

0,2500 

— 

19 
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0,7174 

0,2392 

— 

— 

0,2391 

— 

0,2391 

19 

520 

1,0851 

0,2751 

0,2700 

— 

0,2700 

0,2700 

— 

19 

529  a 

1,3133 

0,2600 

0,2600 

0,2100 

0,3233 

0,2600 

19 

529b 

2,4756 
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0,3400 

0,2500 

0,2500 

1,1356 

0,2500 

23 

529  c 

0,5100 

0,1700 

— 

— 

0,1700 

0,1700 

— 

23 

529  d 

0,5851 

— 

0,2451 

0,1700 

— 

— 

0,1700 

23 

658 

0,6389 

0,6.389 

— 

— 

— 

— 

Sa: 

17,7395 

2,9881 

2,8643 

1     2,6715 

2,8779 

3,3984 

2,9393 

Anza 

bl  der  Gru 

ndstücke: 

12 

10 

1     10 

12 

11 

13 

In  der  Tat  bieten  diese  Gesetze  vielleicht  für  spätere  Zeit  ein 
wirksames  Mittel,  um  in  manchen  Gemeinden  wieder  geordnete  Ver- 
hältnisse zu  schaffen.  Die  Kosten  einer  solchen  Wiederumlegung  dürften 
m.  E.  auch  nicht  sehr  hoch  werden.  Wege  und  Gräben  sind  vorhanden, 
desgleichen  ein  den  technischen  Anfoi'derungen  genügendes  Kartenmaterial. 
Wäre  es  möglich  auch  die  Einschätzung  der  ersten  Zusammenlegung  bei- 
zubehalten, so  wäre  der  Umlegungsplan  reine  Bureauarbeit  und  seine  Über- 
tragung in  das  Feld  das  Werk  weniger  Wochen. 

Anders  ist  jedoch  die  Frage,  werden  sich  einmal  zusammengelegte 
Gemarkungen   zur    Wiederumlegung   entschliessen?     Denn   die  Kosten   der 


^)  Dieses   Grundstück    wurde   sogar   in    10  Teile   geteilt.     Einmal    der  Länge    nach 
und  dann   in  die  Quere. 
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ersten  Zusaniniculeo-uuo-  belasten  jahrzelmtelang-  die  ärmeren  Besitzer.  Und 
gerade  die  armen  Gemeinden  \vürden  bei  Wiederumlegimg  zuerst  in  Frage 
kommen,  da  in  diesen  die  Zersplitterung  am  ehesten  um  sieh  greift. 

Eine  Reform  des  häueyUcJien  Erbrechtes^)  würde  gewiss  eine  grössere 
Stabilität  im  Grundbesitz  herbeiführen.  Bestrebungen,  den  grösseren  Grund- 
besitz im  Rheinland  zu  erhalten»  sind  sehr  alt.  Schon  in  den  frühesten 
Zeiten  wurden  scharfe  Bestimmungen  getroffen,  um  ein  ,.Zerspleissen"  der 
Höfe,  sei  es  im  Erbgang  oder  durch  Verkauf  zu  verhindern.  Sie  sollten 
einem  Übermafs  der  Mobilisierung  des  Grundeigentums  und  der  Zerstückelung 
vorbeugen,  damit  die  einzelnen  Güterstücke  nicht  aus  dem  früher  herrschen- 
den Hofs'erbande  gerissen  wüi'deu.  Gothein  hält  daher  das  Änerhenrecht 
am  Niederrliehi  und  im  Bergischen  Lande,  obwohl  es  sich  von  den  hof- 
hörigen Hufen  aus  verbreitet  hat,  doch  nicht  für  eine  Massregel,  die  den 
Untertanen  im  Interesse  der  Frohnhofswirtschaft  aufgedrängt  worden  ist, 
sondern  für  eine  Konsequenz  der  Besiedeluug  des  Landes  mit  Einzelhöfen, 
(Gothein,  Agrarpolitische  Wanderungen  im  Rheinland  usw.  Berlin  1895, 
S.  259.) 

Überhaupt  vollzog  sich  die  Entivickelung  des  ländlichen  Erbrechts  im 
Rheinlande  nicht  unter  dem  Einflüsse  der  Grundherrschaft,  vielmehr  w^aren 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  für  Teilung  oder  Geschlossenheit  des 
Grundbesitzes  bestimmend.  (Hollmann,  Die  sozialen  Verhältnisse  der 
Landbevölkerung  im  Ki-eise  Bonn.     Inaug. -Dissertation  1903,  These  No.  2.) 

Am  Niederrhein  blieben  die  Güter  ziemlich  geschlossen,  obw^ohl  das 
preussische  Landrecht  die  Gleichteilung  der  Güter  gestattete.  Durch  die 
Landgüter  Ordnung  vom  30.  April  1882  (GS.  S.  225)  wurde  es  ermöglicht, 
die  Erhaltung  eines  Gutes  gesetzlich  zu  sichern,  durch  Eintragung  in  die 
Höferolle.  Diese,  für  die  Grundbesitzer  Westfalens  imd  der  Kreise  Rees. 
Essen,  Duisburg  und  Mülheim  an  der  Ruhr,  der  Rheinprovinz  geltend,  hat 
im  Rheinlande  wenig  Erfolg  gehabt.  Diese  Güterordnung  basierte  auf  der 
freiwilligen  Eintragung  auf  Antrag  des  Besitzers.  Da  sie  keine  nennens- 
werten Erfolge  zu  verzeichnen  hatte,  wurde  sie  aufgehoben  und  diu'ch  das 
Gesetz  vom  2.  Juli  1898  (GS.  S.  139)  betreffend  das  Anerbenrecht  bei 
Landgütern  in  der  Provinz  Westfalen  und  den  rheinischen  Kreisen  Rees, 
Essen  (Stadt  und  Land),  Duisburg,  Ruhrort  und  Mülheim  an  der  Ruhr 
ersetzt.     Es  trat  am  1.  Januar  1900  in  Kraft. 

Nach  diesem  Gesetze  geschieht  die  Eintragung  von  Amtswegen. 
Die  Bezirke,  für  welche  es  Gültigkeit  hat,  sind  solche  Gebiete,  in  denen 
sich  das  Anerbenrecht  in  der  Volkssitte  erhalten  hatte  oder  für  die  Erhaltung 
geboten  schien. 

Ein  Landgut  wird  Anerbengut  dmxh  Eintragung  in  das  Grundbuch. 
Eintragung  und  Löschung  geschehen  kostenfrei.  Eintragung  oder  Löschung 
erfolgen  von  Amtswegen  auf  Ersuchen  des  zuständigen  Spezialkommissars. 


1)  Eiu  besonderes  Erbrecht  hat  die  Rheinische  Ritlerschaft.  Nach  der  Verordnung 
König  Friedrich  Wilhelms  III.  vom  Jahre  1887  besitzen  die  sog.  „ritterbürtigen  Autonomen 
des  Rheins"  die  Testierfreiheit  über  ihren  Gx'uudbesitz. 

8* 
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Eine  Eintragung-  darf  nur  auf  Antrag  des  Eigentümers  erfolgen,  wenn  die 
Besitzung  einen  Grundsteuerreinertrag  unter  60  M.  hat.  Bestellen  zwischen 
Spezialkonmiissar  und  Eigentümer  Meinungsverschiedenheiten  bezüglich 
Eintragung  oder  Löschung,  so  entscheidet  die  Auerbenkommission,  die  aus 
dem  Spezialkonmiissar  und  zwei  vom  Kreistage  zu  wählenden  Sachver- 
ständigen besteht.  Alle  10  Jahre  w'erdeu  die  Landgüter  von  dem  Spezial- 
kommissar  auf  ihre  Anerbeneigenschaft  geprüft.  Das  Recht  des  Eigen- 
tümers unter  Lebenden  imd  von  Todeswegen  zu  verfügen,  wird  durch  dieses 
Gesetz  nicht  berührt. 

Anerbe  wird,  falls  nicht  etwas  anderes  letztwillig  bestimmt  ist,  der 
älteste  Sohn  oder  falls  Söhne  nicht  vorhanden  sind,  die  älteste  Tochter. 
Leibliche  Kinder  gehen  vor  Adoptivkinder,  eheliche  vor  uneheliche. 
Legitimierte  Kinder  stehen  den  ehelichen  gleich.  Bei  kinderlosen  Erblassern 
wird  der  älteste  Bruder  oder,  wenn  kein  Bruder  mehr  lebt,  die  älteste 
noch  lebende  Schwester  oder,  falls  weder  Bruder  noch  Schwester  leben, 
der  älteste  Sohn  bezw.  die  älteste  Tochter  des  ältesten  Bruders,  der 
gesetzliche  Anerbe. 

Zum  Anerhengute  gehören: 

1.  Die  mit  dem  Anerbengut  oder  mit  Teilen  desselben  verbundenen 
Gerechtigkeiten; 

2.  Die  auf  dem  Anerbengut  vorhandenen  Gebäude,  Anlagen,  Holzungen 
und  Bäume; 

3.  Das  Wirtschaftsinventar;  dieses  umfasst  das  auf  dem  Anerbengute  vor- 
handene, für  die  Wirtschaft  erforderliche  Vieh,  Acker-  und  Hausgerät, 
einschliesslich  des  Leinenzeuges  und  der  Betten,  den  vorhandenen 
Dünger  und  die  für  die  Bewirtschaftung  bis  zur  nächsten  Ernte  dienenden 
Vorräte  an  Früchten  und  sonstigen  Erzeugnissen. 

Der  Abrechnung swert  des  Anerbengutes  geschieht  nach  folgenden 
Grundsätzen: 

1.  Das  Anerbengut  wird  nach  dem  jährlichen  nachhaltigen  Reinertrage, 
geschätzt,  den  es  durch  Benutzung  als  Ganzes  bei  ordnungsmässiger 
Bewirtschaftung  und  in  dem  bisherigen  Kulturzustande  gewährt.  Die 
vorhandenen  Gebäude  und  Anlagen  sind  nach  dem  Werte  des  Nutzens, 
der  durch  Vermietung  oder  auf  andere  Weise  daraus  gezogen  werden 
kann,  zu  veranschlagen. 

2.  Von  dem  ermittelten  jährlichen  Wirtschaftsertrage  sind  alle  dauernd 
auf  dem  Anerbengute  ruhenden  Lasten  und  Abgaben  nach  ihrem  mut- 
masslichen jährlichen  Betrage  abzusetzen.  Lasten  und  Abgaben,  auf 
welche  die  Ablösungsgesetze  Anwendung  finden,  sind  dabei  nach  deren 
Vorschriften  in  eine  jährliche  Geldrente  auszurechnen. 

3.  Wegen  der  das  Anerbengut  belastenden  Hypotheken,  Grundschulden, 
Renteiischulden  und  dauei-nden  Renten,  mit  Ausnahme  derer,  die  auf 
Gj'uiid  der  Ablösimgsgesetze  an  Stelle  von  Laston  und  Abgaben  ge- 
treten  sind,   findet   der  Abzug  nicht   statt.     Der  übrigbleibende  Teil 
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des  jährliclieu  Wirtscliaftseitrages  wird  mit  dem  25  fachen  zu  Kapital 
gerechnet. 

4.  Auf  Verlangen  der  Beteiligten  sind  Anerbengüter,  deren  Gebäude 
nebst  Hofraum  einen  grösseren  Verkaufswert  haben,  als  der  übrige 
Grundbesitz,  sowie  die  zu  einem  Anerbengute  gehörigen  Grundstücke, 
welche  innerhalb  eines  behördlich  festgestellten  Bebauungsplanes  liegen, 
riiit  Ausnahme  der  Hofstelle,  nach  dem  Verkaufswerte  zu  schätzen. 
Das  gleiche  gilt  von  Grundstücken,  deren  Verkaufswert  das  vierfache 
des  Ertragswertes  übersteigt  (Erz-,  Ton-,  Strontianitgruben). 

5.  Von  dem  so  ermittelten  Kapitalwerte  werden  die  auf  dem  Anerben- 
gute haftenden  vorübergehenden  Ijasten  (Altenteile  und  dergl.)  mit 
einem  ihrer  wahrscheinlichen  Dauer  entsprechenden  Kapitale  in  Abzug 
gebracht.  Das  sich  aus  dieser  Berechnung  ergebende  Kapital  bildet 
den  Anrechuungswert  des  Anerbenguts. 

Die  Abfindungen  vom  Anrechnung swerte  können  nur  in  einer  Geld- 
rente (Abfindungsrente)  die  dem  25.  Teile  des  Abfindungskapitals  entspricht, 
verlangt  werden.  Soweit  jedoch  die  Abfindungen  im  einzelnen  den  Betrag 
von  100  Mark  nicht  übersteigen,  können  die  Berechtigten  Kapitalabfindung 
beanspruchen.  Die  Abfindungsrente  läuft  von  dem  für  die  Auseinander- 
setzung massgebenden  Zeitpunkte  an  und  ist  mit  Ablauf  eines  jeden  halben 
Jahi-es  zahlbar.  Der  Anerbe,  und  sofern  die  Rente  im  Grimdbuche  einge- 
tragen ist,  auch  der  Eigentümer  des  Anerbengutes  sind  berechtigt,  die 
Rente  nach  sechsmonatiger  Kündigung  durch  Barzahlung  des  Abfindungs- 
kapitals abzulösen.  Ebenso  kann  der  Rentenberechtigte  nach  derselben 
Kündigungsfrist  die  Ablösung  der  Rente  verlangen.  In  Ennangelimg  ander- 
weitiger Einigung  muss  die  Zahlung  in  ungetrennter  Summe  erfolgen. 
Wird  das  Anerbengut  innerhalb  15  Jahren  nach  dem  Übergange  des 
Eigentums  verkauft,  so  steht  den  bei  der  Auseinandersetzung  beteiligt  ge- 
wesenen Anerbenberechtigten,  soweit  sie  nicht  auf  das  Anerbenrecht  ver- 
zichtet haben,  ein  Vorkaufsrecht  zu.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Ver- 
äusserung  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  erfolgt.  Abfindungsrenten 
und  Vorkaufsrechte  können  auf  Antrag  der  Beteiligten  im  Grundbnche 
eingetragen  werden. 

Es  war  sehr  weise  von  dem  Gesetzgeber,  dass  vorstehendes  Gesetz 
nur  für  die  Bezirke  unserer  Provinz  Gültigkeit  erhielt,  wo  grössere  Güter 
vorhanden  sind  und  die  Bevölkerimg  Sinii  für  geschlossenen  Besitz  Übergang  hat. 

Für  den  mittleren  und  südlichen  Teil  Rheinlands  hingegen  dürfte  die 
Einführung  des  Anerbenreclits  nicht  am  Platze  sein.  Denn  einerseits  sind 
hier  wenig  grössere  Güter  da  —  die  vorhandenen  sind  meist  jüngeren 
Ursprungs,  hervorgerufen  durch  Ankäufe  von  Grossindustriellen  —  und 
andererseits  würde  sich  das  ganze  Rechtsbewusstsein  des  Rheinländers 
dagegen  sträuben.  Da  das  Anerbenrecht  die  Befugnis  des  Eigentümers, 
durch  Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  Zersplitterungen  und  Abverkäufe 
vorzunehmen,  nicht  beschränkt,  so  würde  auch  eine  zivarigsweise  Einführung 
wenig  praktischen   Wert  besitzen.     Vor  Erlass    des   Anerbengesetzes    für 
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die  Kreise  Rees,  Essen,  Duisburg,  Ruhi'ort  und  Mülheim  a.  d.  Ruhr  vom 
2.  Juli  1898,  hatte  der  landiuirtschaftliche  Verein  für  Rheinpreussen  Stellung- 
zu  der  Anerbenfrage  genommen.  Den  Äusserungen  genannten  Vereins 
muss  man  um  so  mehr  Gewicht  beilegen,  als  er  die  rheinische  Landwirt- 
schaft verkörpert. 

Mit  dem  Eintritt  der  Rechtsgliltigkeit  des  neuen  Bürgerlichen  Gesetz- 
huches  endigte  bekanntlich  die  Rechtsbeständigkeit  der  bisher  im  Rhein- 
lande gültigen  Erbrechtsgesetze.  Das  Einfülu-ungsgesetz  zum  BGB. 
bestimmt  ausdrücklich,  dass  es  Sache  der  Landesgesetzgebung  sei,  darüber 
zu  entscheiden,  ob  und  inwieweit  ein  den  landwirtschaftlichen  Interessen 
angepasstes  Sondererbrecht  am  Platze  sei.  Die  so  aufgeworfene  Frage  hat 
der  Zentralvorstand  des  1.  V.  f.  Rhpr.  am  23.  April  1897  bejaht  und 
folgende,  von  einer  Kommission  in  mehrmonatiger  Ai'beit  entworfene  Ei- 
klärung  in  Bezug  auf  die  Aneroenrechtbfrage  dem  Staatsministerium  ein- 
gereicht. 

Der  für  die  Prüfung  der  Anerbenrechtsfrage  eingesetzte  Ausschuss 
beantragte : 

„Der  Zentralvorstand  wolle  beschliessen, 
dem  Königlichen  Staatsministerium  in  Bezug  auf  die  Anerbenrechtsfrage 
folgende  näher  zu  begi'ündende  ErMänmg  einzureichen: 

1.  Die  zurzeit  in  Rheinland  noch  gültigen  Erbrechtsgesetze  haben,  soweit 
sie  auf  dem  Grundsatz  gleicher  Erbteilung  beruhen,  besonders  in  den 
letzten  Jahrzehnten  zu  einer  mit  zunehmender  Schärfe  hervorgetretenen 
Schädigung  der  landwirtschaftlichen  Interessen  geführt  und  die  frühere 
Sesshaftigkeit  der  Landwirtschaft  treibenden  Familien  in  besorgnis- 
erregender Weise  ins  Wanken  gebracht. 

2.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  und  inwieweit  die  landwirtschaftlichen 
Verhältnisse  den  Erlass  besonderer  Erbrechtsgesetze  gebieten,  hat  das 
Einführungsgesetz  zu  dem  am  1.  Januar  1900  in  Kraft  tretenden 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  in  das  Ermessen  der  Landesgesetzgebung 
gestellt. 

3.  An  der  Hand  der  bisherigen  Erfahrungen  erklärt  der  landwirtschaft- 
liche Verein  für  Rheinpreussen  ein  den  Verhältnissen  der  landwiit- 
schaftlichen  Bevölkerung  Rheinlands  angepasstes  besonderes  Erbrecht 
im  Sinne  des  Anerbenrechts,  und  zwar  als  Intestaterbrecht,  für 
di'ingend  erwünscht. 

4.  Unter  der  HeiTSchaft  und  der  Einwirkung  der  gegenwärtig  noch 
gültigen  Erbrechtsgesetzgebung  ist  bei  dem  kleineren  Besitz  Rheinlands, 
abgesehen  von  den  landrechtlichen  Bezirken,  vorwiegend  die  gleiche 
Erbteilung  in  Übmig  gewesen.  Für  diesen  kann  daher  ein  Anerben- 
recht nur  als  mittelbares,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung  einer  dahin 
zielenden  ausdi'ücklichen  Willenserklärung,  in  Betracht  kommen. 

5.  Auerbenrecbt  als  Intestaterbrecht  wird  darum  lür  die  Rcclitsgcbiete 
Rheinlands   mit  gegenwärtig  gleicher  Erbteilung  einzuschränken  seui 
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auf  Besitzungen,  die,  dem  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
dienend,  einen  Gruudsteuerreinertrag"  von  mindestens  500  M.  aufweisen 
imd  mit  einem,  wenn  auch  räumlich  getrennten,  Wohnhause  versehen 
sind.  In  solchen  Bezirken,  in  denen,  wie  z.  B.  im  Landgerichtsbeziike 
Elherfekh  bisher  schon  eine  Erbteilung  im  Sinne  des  Anerbenrechts  in 
Übung  war,  oder  sonstige,  z-  B.  in  den  Eifelbeeirken,  bestehende  Ver- 
hältnisse es  erwünscht  machen,  müsste  die  Grenze  des  Grundsteuer- 
reinertrages entsprechend  herabgesetzt  werden. 

6.  Die  dem  Anerbenrecht  unterworfenen  Besitzungen  müssen  als  solche 
seitens  des  hierfüi'  zuständigen  Amtsgerichts  in  eine  dazu  bestimmte 
öffentliche  Rolle  von  Amtswegen  eingetragen  werden. 

Die  Eigentümer  eines  solchen  Besitztums  sind  von  der  geschehenen 
Eintragung  zu  benachrichtigen. 

7.  Das  Recht  des  Eigentümers,  über  das  Anerbengut  oder  Teile  desselben 
unter  Lebenden  wie  von  Todeswegen  frei  zu  verfügen,  muss  gewähr- 
leistet bleiben. 

8.  Als  Anerbe  gilt  der  älteste  Sohn  bezw.  dessen  Nachkomme,  in  Er- 
mangelung von  Söhnen  die  älteste  Tochter.  Dem  Eigentümer  muss 
es  unbenommen  bleiben,  letztwillig  eine  anderweite  Reilienfolge  zu 
bestimmen. 

Diese  Grundsätze  finden  dann  auch  entsprechende  Anwendung,  wenn 
Geschwister  oder  deren  Nachkommen  als  Erben  berufen  sind. 

9.  Beim  Verzicht  des  Anerben  geht  dessen  Recht  auf  den  nächsten 
Anerbenberechtigten  über. 

10.  Der  Anerbe   erwirbt  das  Eigentum    des  Anerbenguts  nebst  Zubehör. 

11.  Zubehör  des  Änerbenguts  sind: 

a)  die  mit  dem  Anerbengut  oder  mit  Teilen  des  Gutes  verbundenen 
Gerechtigkeiten; 

b)  die  auf  dem  Anerbengut  vorhandenen  Gebäude,  Anlagen,  Holzungen 
und  Bäume; 

c)  das  Wirtschaftsinventar,  d.  h.  das  auf  dem  Anerbengut  vorhandene, 
für  die  Wirtschaft  erforderliche  Vieh,  Acker-  und  Hausgerät,  ein- 
schliesslich des  Leinenzeuges  und  der  Betten,  der  vorhandene  Dünger 
und  die  für  die  Bewirtschaftung  bis  zur  nächsten  Ernte  dienenden 
Vorräte  an  Früchten  und  sonstigen  Erzeugnissen. 

12.  Anerbengut  und  dessen  Zubehör  werden  zu  dem  25  fachen  des  Ertrags- 
wertes augerechnet.  Für-  das  Wii'tschaftsinventar  kommt  jedoch  der 
Verkaufs  wert  in  Ansatz.  Die  vorhandenen  Gebäude  und  Anlagen  sind, 
soweit  sie  zur  Wohnung  und  Bewirtschaftung  erforderlich  sind,  nicht 
besonders  zu  schätzen,  darüber  hinaus,  nach  dem  Wert  des  Nutzens 
zu  veranschlagen,  welcher  durch  Vermietung  oder  auf  andere  Weise 
daraus  gezogen  werden  kann. 

Ein  Fünftel  des  so   gefundenen  Wertes  ist  dem  Anerben  als  zum 
voraus  zugewandt  anzusehen. 
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13.  Die  Abfindungen  der  NicManerben  erfolgen  in  Geldrenten,  welche  dem 
25.  Teile  des  Abfindnngskapitals  entsprechen.  Die  Rentenbereclitigten 
können  jederzeit  nach  voraufgegangener  sechsmonatiger  Kündigung 
Kapitalabfindung  beanspruchen. 

14.  Wird  das  Anerbengut  innerhalb  der  auf  den  Übergang  des  Eigentums 
an  den  Anerben  folgenden  15  Jahre  ganz  oder  teilweise  verkauft  oder 
zur  Zwangsvollstreckung  gebracht,  so  steht  den  bei  der  Auseinander- 
setzung beteiligt  gewesenen  Anerbenberechtigten  ein  Vorkaufsrecht  zu. 

Vorkauf sberechtigt  ist  der  jedesmalige  nächste  Anerbenberechtigte. 

Falls  von  dem  Vorkaufsrecht  kein  Gebrauch  gemacht  wird,  ist  der 
Anerbe  verpflichtet,  den  innerhalb  des  gedachten  Zeitraumes  erzielten 
Erlös,  soweit  er  über  den  Schätzungspreis  hinausgeht  und  den  „Voraus" 
bezw.  den  entsprechenden  Teil  desselben,  unter  den  am  Nachlass  be- 
teiligt Gewesenen  zur  Verteilung  zu  bringen. 

15.  Alle  die  Anerbengutseigenschaft  eines  Besitztums  betreffenden  Ein- 
tragungen sind  kostenfrei  zu  behandeln- 

16.  Der  landwirtschaftliche  Verein  für  Rheinpreussen  spricht  die  Hoffnung 
aus,  dass  es  mit  dem  Inslebentreten  des  erhofften  Gesetzes  gelingen 
werde,  mit  staatlicher  Beihülfe  ein  öffentliches  Kreditinstitut  zu 
schaffen,  welches  die  Abfindungsverbiudlichkeit  des  Anerben  zu  er- 
leichtern geeignet  ist.'' 

Vergleicht  man  diesen  Oesetecsentivurf  des  landwirtschaftlichen  Vereins 
mit  dem  späteren  Gesetze  vom  2.  Juli  1898,  so  sieht  man,  dass  die  Ab- 
fassung des  letzteren,  soweit  angängig,  die  Wünsche  des  Entwurfes  be- 
rücksichtigt hat.  Die  Gültigkeit  des  Gesetzes  umfasst  aber  nur  die  oben 
angeführten  rheinischen  Kreise  (abgesehen  von  Westfalen)  und  setzt  als 
unterste  Grenze  der  obligatorischen  lüintragung  einen  Grundsteuerreineitrag 
von  60  M.  Allgemein  hatte  dagegen  der  Verein  500  M.  Grundsteuer- 
reinertrag verlangt,  mit  eventueller  Herabsetzung  für  einige  Eifelkreise  und 
Gebiete  des  Landgerichts  Elberfeld,  wo  bisher  schon  Erbteilung  im  Sinne 
des  Anerbenrechts  üblich  war. 

Die  ganze  Äusserung  des  1.  V.  lässt  im  übrigen  erkennen,  dass"  keine 
Neigung  besteht,  dem  rheinischen  Bauernstande,  das  BecJit  der  freien  Erb- 
teiltuiy  zu  nehmen.  Veranlasst  durch  den  Widerspruch  einer  grossen  An- 
zahl rheinischer  Landwirte  gegen  ein  Anerbengesetz,  nahm  der  Zentral- 
vorstaud  in  seiner  Sitzung  vom  23.  April  1898  den  Beschluss  an: 

„der  Zeutralvorstand  gibt  es  den  einzelnen  Lokalabtoilungen  anheim,  die 
Frage  der  Vererbung  des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes,  soweit  es 
nicht  schon  geschehen,  geeignetenfalls  zum  Gegenstand  der  Besprechung 
zu  machen". 

Dal)ei  blieb  es  und  eine  direkte  Stellung  zu  einem  Anerbengesetze 
wurde  nicht  mehr  genommen. 

Möglicherweise  wäre  die  Einführung  der  Höferolle,  namentlich  in  den 
Kreisen  zwischen  Köln  und  Aachen  angebracht.  Über  den  Erfolg  einer 
derartigen  gesetzlichen  Massnahme  sind  die  Ansichten  der  agrarpolitischeu 
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Schriftsteller  verschieden.  Einige  bestreiten  eine  glinstige  Wirkung,  andere, 
z.  B.  GoTiiKiN,  glauben  der  Höferolle  eine  gute  Zukunft  im  Rheinlande  ver- 
heissen  zu  können.  Gothein  betont  die  grosse  Umwandlung  der  bäuerlichen 
^^'irtschaften  durch  das  Genossenschaftswesen,  die  sich  in  der  Gegenwart 
vollziehe.  Die  Verbreitung  neuer  Ansichten,  die  Lust  an  der  Besprechung 
der  Interessenfragen  sei  durch  das  blühende  Vereinswesen  derart  vorbe- 
reitet, wie  kaum  in  einem  anderen  Stande.  Die  Jetztzeit  sei  daher  wohl 
geeignet  neue  Volks-  und  Recht ssüten  zu  schaffen,  wenn  nur  ein  Fingerzeig 
gegeben  werde.  Vielleicht  können  die  von  Gothein  vermuteten  Einwir- 
kungen des  Genossenschaftswesens  in  Zukunft  eine  Höferolle  erwünscht 
sein  lassen,  denn  gerade  im  Rheinland  ist  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen besonders  ausgebildet  und  die  Behauptung  Lasalles,  dass 
der  Kleingütler  ,.noch  nicht  zur  Assoziation  disponiert  sei",  ist  hier  längst 
veraltet. 

Andere  bewährte  Kenner  der  rheinischen  Bauern  wünschen  die  voll- 
ständige Testier/reiheit,  ,,la  liberte  de  tester",  die  alte  Forderung  Le  Plays; 
so  z.  B.  schon  auf  dem  27.  Provinziallandtage  (18S1)  der  Freiherr  von  Loe. 

Alle  diese  lobenswerten  Vorschläge  und  Forderungen,  die  in  erster 
Linie  auf  das  Zusammenhalten  des  grösseren  häuerlichen  Besitzes  hinzielen, 
werden,  wie  gesagt,  nur  dann  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt  werden 
können,  wenn  ein  vollständiges  inneres  Verständnis  für  die  Notwendigkeit 
einer  ungeteilten  Erhaltung  der  Bauerngüter  bei  der  landwirtschaftlichen 
Bevölkerung  Platz  gegriffen  hat.  Und  das  wird  noch  längere  Zeit  dauern, 
trotz  blühenden  Vereinslebens  und  der  rührigen  Tätigkeit  einsichtsvoller 
Männer. 

Eine  Massregel  jedoch,  die  nicht  so  in  die  Volks-  und  Erbsitten 
eingreift,  kann  aber  sehr  gut  zm-  Durchführung  gebracht  werden,  es  ist 
die  gesetzliche  Festlegung  eines  Parzellenminimums,  d.  h.  alle  Grundstücke  — 
von  den  später  noch  zu  erwähnenden  Ausnahmen  abgesehen  —  dürfen, 
sobald  sie  eine  gewisse  Grösse  erreicht  haben,  nicht  weiter  geteilt  werden. 
Besonders  wichtig  ist  ein  derartiges  Gesetz  für  Gemarkungen,  in  deren 
Gebiet  die  Grundstückszusammenlegung  durchgeführt  wurde. 

Die  Einführung  einer  Minimalparzelle  in  Verbindung  mit  einem 
Zusammenlegungsgesetze  für  die  Rheinprovinz  hatte  die  preussische  Regierung 
schon  im  ersten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  in  Erwägung  gezogen.  Ein 
Bericht  über  die  Zweckmässigkeit  dieser  gesetzlichen  Massregel  vom  Jahre  1836 
besagt:  „dass  der  vorgeschlagenen  Zusammenlegung  der  zerstreut  Liegenden 
Bestandteile  der  Bauerngüter  und  der  gesetzlichen  Bestimmung  der  kleinsten 
noch  teilbaren  Fläche  für  jede  Kulturart  in  der  Tat  so  wenig  im  Wege 
stehe,  dass  solche  vielmehr  höchst  wahrscheinlich  überall  mit  Dank  ent- 
gegengenommen würden."  Wie  aus  einem  weiteren  Berichte  der  König- 
lichen Regierung  zu  Cohlenz  hervorgeht,  erachtete  diese  die  Feststellung 
eines  Minimums  bei  Zerstückelungen  und  die  Begünstigung  der  Konsolidation 
der  zerstreuten  Parzellen  nicht  nur  als  sehr  vorteilhaft  für  den  Wohlstand 
der  ländlichen  Gemeinden,  sondein  sogar  als  dringend  notwendig. 
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Als  bei  der  Beratung  des  Oesetzentivurfes  betreffend  die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  im  Geltungsbereiche  des  rheinischen  Rechts  in 
der  Sitzung  des  30.  Provinziallandtages  der  Rheinprovinz  im  Jahre  1884 
über  den  Entwurf  debattiert  wurde,  verneinten  einzelne  den  Nutzen  der 
Zusammenlegung.  Sie  hielten,  solange  nicht  die  freie  Teilbarkeit  des 
rheinischen  Rechts  eingeschränkt  oder  wenigstens  ein  gesetzliches  Parzellen- 
minimum für  die  einzelnen  Kulturarten  geschaffen  werde,  die  Wü'kung 
eines  Zusammenlegungsgesetzes  für  illusorisch.  Die  Resolution  die  der 
Provinzialverwaltungsrat  damals  fasste,  hatte  folgenden  Wortlaut: 

„Hoher  Landtag  möge  die  Königliche  Staatsregierung  ersuchen, 
Bestimmimgen  zu  erlassen,  welche  geeignet  sind,  die  wirtschaftlichen 
Vorteile  der  Zusammenlegung  auch  für  die  Zukunft  zu  erhalten,  sei  es 
dui'ch  Festsetzung  von  Norjnalparzelleu,  sei  es  durch  Beschränkung  der 
Teilung  in  der  Art,  dass  in  Zukunft  die  Teile  nur  auf  die  bei  der 
Zusammenlegung  festgesetzten  Wege  ausgelegt  w^erden  dürfen." 

Der  ProvinziallaucUag  fasste  dann,  nachdem  der  Regierungsvertreter 
die  wohlwollende  Prüfung  durch  die  Staatsregierung  in  Aussicht  gestellt 
hatte,  die  einstimmige  Resolution  in  der  allgemeineren  Fassung:  die  König- 
liche Regierung  möge  Bestimmungen  erlassen,  die  geeignet  seien,  die 
wirtschaftlichen  Vorteile  der  Zusammenlegung  auch  für  die  Zukunft  zu 
erhalten. 

Als  1886  das  rheinische  Teilungsgesetz  beraten  wurde,  erörterte  man 
ebenfalls  die  Notwendigkeit  einer  Minimalparzelle  und  im  32.  Provinzial- 
landtag  wurde  der  Antrag  gestellt,  dass  eine  Naturalteilung  nicht  statthaft 
sei,  ,.wenn  sie  Grundstücke  zum  Gegenstande  habe,  welche  nach  dem 
Kataster  nur  eine  Grösse  von  25  a  oder  eine  geringere  Grösse  hätten,  aus- 
genommen seien  jedoch  Weinberge,  Gärten-,  Haus-  und  Bauplätze". 

Obwohl  der  Provinzialverwaltungsrat  prinzipiell  der  Resolution  zu- 
stimmte, nahm  er  doch  von  dem  Antrage,  als  nicht  in  den  Rahmen  eines 
das  Teilungsverfahren  des  rheinischen  Rechts  hineinpassend.  Abstand;  der 
Provinziallandtag  war  daraufhin  mit  vorstehendem  einverstanden.^) 

So  ist  denn  die  Forderung  einer  Minimalparzelle  schon  öfters  aufgestellt, 
aber  bis  jetzt  noch  nicht  von  Erfolg  begleitet  gewesen. 

Ein  Parzellenminimum  wird  in  erster  Linie  von  grosser  Bedeutung 
für  die  zusammengelegten  Gemarkungen  sein,  aber  auch  für  die  nicht  konso- 
lidierten Gemeinden  müsste  es  gesetzliche  Kraft  haben.  Die  grosse  Par- 
zellierung die  hier  besteht  würde  zwar  nicht  aufgehoben,  dagegen  wäre 
aber  dem  übermässigen  Weiterschreiten  der  Zersplitterung  eine  Grenze 
gezogen.  Sollte  dies  Parzellenminimum  nur  für  zusammengelegte  Gemar- 
kungen in  AVirkung  treten,  so  bedeutete  dies  für  das  Vorwärtsschreiten  der 
Grundstückszusammenlegungen  einen  Hemmschuh,  und  in  vielen  Gemeinden, 
wo  man  Gegner  der  gesetzlichen  Minimalparzelle  ist,  würde  es  nie  zur 
Zusammenlegung  kommen. 


')  Denkschrift,  S.  1  und  2. 
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Folgende  Ricldlinien  für  die  Einiuliruiig  einer  Minimalparzelle  in  der 
Eheinprovinz  gibt  die  Denkschrift: 

Minimalgrenze  für  Ackerland  12,50  a,  für  Wiesenparzellen  6,25«,  für 
A\'aldparzellen  50  a.  Für  Gärten  nnd  "Weinberge  sei  ein  Minimum  nicht 
festzusetzen.  Keine  Anwendung  soll  die  Minimalparzelle  finden:  1.  auf 
die  Fälle  der  Zwangsenteignung;  2.  die  Abtretung  eines  Teiles  mittels 
freiwilliger  Vereinbarung  zum  Zweck  von  Landesmeliorationen,  Be- 
wässerungs-  und  Entwässerungsanlagen,  Flussregulierungen,  oder  sonst 
in  öffentlichem  Interesse  zu  Staats-,  Gemeinde-,  Verkehrs-  und  Kirchen- 
zwecken; 3.  zur  Erbauung  von  Wohnhäusern  oder  Gebäuden,  welche 
landwirtschaftlichen  oder  industriellen  Zwecken  dienen;  4.  auf  Grund- 
stücke im  Ortsbering;  5.  auf  Weinberge,  Gärten,  Obstbaumstücke,  Setz- 
lings- und  Pflanzenbeete,  Bleichplätze,  sowie  auf  Gemüse-,  Kartoffel-  und 
Futterfelder,  die  letzteren  drei  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  in  ge- 
schlossenen Distrikten  liegen;  6.  auf  eine  Teilimg  zwecks  Vereinigung 
der  abgeteilten  Parzelle  mit  einer  angi-enzenden  zu  einem  Grundstücke, 
falls  das  Reststück  den  gesetzlichen  Erfordernissen  entspricht.  Schliesslich 
wird  noch  verlangt,  dass  die  Ackerländereien  nm^  auf  die  Wege  geteilt 
werden  dürfen,  und  wenn  dies  nicht  möglich  ist,  dass  ein  besonderer 
Weg  für  die  abgesonderten  Teile  angelegt  werden  muss,  dass  auch  jeder 
Teil  einer  Wiese  zugänglich  zu  machen  ist,  und  dass  den  Beamten, 
welche  an  den  Teilungs-  und  Verkaufsurkunden  mitwirken,  die  Ver- 
pflichtung aufgelegt  wird,  auf  die  Beobachtung  dieser  Bestimmung  zu 
halten  und  event.  die  Aufnahme  des  Aktes  und  die  Eintragung  zu  ver- 
weigern. 

Diese  Ausarheitimg  der  Oeneralkommission,  die  die  rheinischen  Ver- 
hältnisse in  w^eitgehendster  Weise  berücksichtigt,  dürfte  gewiss  von  der 
rheinischen  Bevölkerung  als  annehmbar  erachtet  werden. 

Ich  lüiirde  folgendes  vorschlagen: 
I.  Einteilung  der  Gemarkung  in  drei  Zonen. 

a)  In  Zone  1  kommen:  Ortsbering,  geschlossene  Distrikte,  in  denen  sich 
Weinberge,  Gärten  usw.  befinden.    Sie  bilden  das  Freiteilungsgebiet. 

b)  Zone  2  würde  einen  Gürtel  von  etwa  200  m,  der  sich  um  den  Orts- 
bering hinzieht,  darstellen.  In  diesem  Übergangsgebiet  müsste  die 
Minimalgrenze  herabgesetzt  werden,  auf  etwa  8  a.  Welche  Grund- 
stücke in  Zone  2  zu  setzen  wären,  würde  durch  die  Kreisbehörden 
zu  bestimmen  sein.  In  Gemarkungen,  die  zur  Zusammenlegung 
kämen,  wäre  das  Wegenetz  darauf  zuzuschneiden  und  Zwischen- 
wege vorzusehen,  die  bei  späterer  Parzelleuteilung  liegen  bleiben 
müssen.  Hierdurch  wäre  die  zukünftige  Zugänglichkeit  der  neuen 
Parzellen  garantiert. 

c)  Zone  3  soll  die  übrigen  Gemarkimgsteile  umfassen,  wo  die  Minimal- 
grössen  von  25  a  bei  Ackerland,  6,5  a  bei  Wiesen  und  50  a  bei 
Wald  Platz   »reifeu.     Die  Minimalo:renze  auf  12.5  a  —  nach  Vor- 
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schlag  der  Generalkomniission  —  zu  setzen,  ist  durch  Einsetzen  der 
für  die  Bedürfnisse  der  Arbeiter  und  Tagelöhner  berechneten  Zone  2 
nicht  erforderlich. 
U.  Im  Kataster  und  Grundbuch  wäre  eine  Zonenspalte  einzuführen.    Hier 
würde  die  Eintragung  der  Ziffern  1,  2  oder  3  jederzeit  das  Gebiet,  in 
dem   das  Grundstück  liegt,    zweifellos   bezeichnen,   und   es    wäre    bei 
Teilungen  und  Verkäufen  dem  Jiu-isten  wie  Techniker  leicht,  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  bezüglich  der  Minimalparzellen  zu  beachten. 
In   gesetzlicher  ivie    Tcatasterteclinischer  Beziehung   dürften    wohl    der 
Einführung    der    Miuimalparzelle    keine    Hindernisse    entgegenstehen,    zu 
untersuchen  ist  jedoch  die  Frage,   ob  eine  derartige  Institution  im  Rhein- 
lande volkswirtschaftlich  zu  rechtfertigen  ist. 

Fast  gleichzeitig  mit  einer  weitgehenden  Zerteiluug  der  einzelnen 
Grundstücke  pflegt  eine  Verkleinerung  des  ländlicJien  Besitzes  einzutreten. 
Ist  dieses  nur  vom  ivirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet  für  die 
Rheinprovinz  vorteilhaft?  Zunächst  ist  zu  bedenken,  dass  in  unserer  Pro- 
vinz Klima,  Boden-  und  Verkehrsverhältnisse  überaus  ungleichmässig  sind. 
Klimatisch  gehört  die  Provinz  grösstenteils  zu  AVesteuropa,  d.  h.  sie 
steht  unter  dem  mildernden  Einflüsse  des  Atlantischen  Ozeans  und  hat 
infolgedessen  mildere  Winter  als  das  östliche  Binnenland.  Im  Sommer 
macht  sich  dagegen  der  Einfluss  des  Meeres  auf  die  Temperatur  weniger 
bemerkbar. 

Rhein-  und  Moseltal  und  die  Tiefebene  zwischen  Rhein  und  Maas 
haben  die  grösste  mittlere  Jahreswärme,  nämlich  über  10°.  Mit  zunehmender 
Höhenlage  sinkt  die  Temperatur.  Sie  beträgt  auf  dem  Hunsrück  und  den 
höheren  Gebieten  der  Eifel,  des  Venns  \m&  des  Bergischen  Landes  6 — 7°. 
Der  geographischen  Breite  entsprechend  dürfte  die  Provinz  nur  etwa  5° 
Jahreswärme  haben. 

Auch  die  Bodenverhältnisse  sind  ausserordentlich  verschieden.  Während 
die  Ländereien  der  niederrheinischeu  Ebene  und  die  Flusstäler  überaus 
fruchtbar  sind,  ist  der  Boden  der  Gebirgsgegenden  (Eifel,  Hunsrück  und 
Westerwald)  teilweise  flachgründig  und  kaum  zum  Ackerbau  verwendbar, 
teils  kalt,  tonig  und  undurchlässig,  so  dass  seine  Erträge  ohne  Meliorationen 
unsicher  sind. 

Da  die  günstigsten  Klima-  und  Bodenverhältnisse  nun  auch  dort 
herrschen,  wo  die  denkbar  günstigsten  Verkehrs-  und  Absatzmöglichkeiten 
sind,  so  lässt  sich  leicht  erkennen,  dass  wülschaftlich  nur  hier  ein  kleiner 
Grundbesitz  gerechtfertigt  ist.  Die  Gebirgsgegenden  verlangen  dagegen  ein 
Gross-  oder  wenigstens  Mittelbauertum,  weil  hier  nur  ein  extensiver  land- 
wirtschaftlicher Betrieb  am  Platze  ist.  Nun  ist  es  abei-  eine  betrübende 
Erscheinung,  dass  gerade  in  unseren  rheinischen  Gebirgsgegenden  im  Laufe 
des  letzten  halben  Jahrhunderts  die  Bauerngüter  vielfach  zu  nur  noch 
vegctiei-enden  Zwerggütern  herabgesunken  sind  und  die  Grundstücke  ganz 
unwirtschaftliclie  Grössen  angenommen  haben.  Mangels  Betriebskapitals 
pflegen  bei  Missernten  grosse  Notstände  einzutreten,  die  zu  Äbtvanderungen 
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im  gTossen  Stile  führen.  In  der  Zeit  von  1844—1879  kam  nach  Bödickkrs^) 
Krmittehnigeu  im  preussischen  Staate  auf  29  Personen  1  Auswanderer,  da- 
gegen wanderten  in  den  E,eg;ierungsbezirken  Cohlenz  und  Trier  von  13 
bezw.  10  Personen  1  aus.  Besonders  hoch  ist  die  Auswanderungsziffer 
dieser  Bezirke  in  den  Notstandsjahren  1852 — 1857  gewesen.  Wie  viele 
von  den  Auswanderern  mögen  im  Auslande  oder  iii  den  Industriestädten 
verelendet  sein!? 

Die  starke  Parzellierung  begünstigt  das  frühe  Heiraten.  Es  werden 
einige  Parzellchen  angekauft  und  Land  dazu  gepachtet  und  mit  geborgtem 
Kapital  zu  wirtschaften  begonnen,  oftmals  wird  dabei  zur  Miete  gew^ohnt. 
Bei  den  ohnehin  nicht  günstigen  Produktionsbedingen  wird  es  selten  ge- 
lingen vorwärts  zu  kommen  und  eine  Familie  ernähren  zu  können.  So 
kommt  es.  dass  in  den  rheinischen  Gebirgsgegenden,  wo  jede  Gelegenheit 
zu  Nebenerwerb  fehlt,  ärmliche  Verhältnisse  vorherrschen.  Zu  der  starken 
Zersplitterung  des  Besitzes  kommen  nun  noch  der  Flurswang  und  die  all- 
gemeinen Schwierigkeiten,  mit  denen  die  Landwirschaft  an  und  für  sich 
zu  kämpfen  hat. 

Unvergleichlich  günstiger  liegen  die  Verhältnisse  in  den  fruchtbaren 
Talfjründen  der  Rheinprovinz.  Hier  ist  tatsäclüich  ein  kleines  Grundeigen- 
tum angebracht.  Während  man  in  den  Gebirgsgegenden  10 — 15  ha  als 
Ernälu'ungsminimum  für  eine  Familie  annehmen  kann,  genügen  in  den 
Talausgängen  2 — 5  ha  heruntergehend  bei  Köln,  Bonn  und  Düsseldorf  bis 
zu  V2  '^^-  Hier  ist  es  richtig,  dass  der  kleinere  Besitz  mehr  Menschen 
Nahrung  bietet,  W'Oil  bei  intensiverem  Betriebe  mehr  Roherträge  erzielt 
werden.  Vorzüglich  gilt  dies  bei  Kulturen,  die  eine  arbeitsintensive  und 
individualisierte  Behandlung  des  Bodens  verlangen :  Reben,  Obst,  Gemüse  usw. 
Die  Kleinheit  der  Grundstücke  an  sich  ist  deshalb  auch  weniger  nach- 
teilig. Bei  den  übrigen  Kulturarten  hat  dies  aber  eine  Grenze,  denn  bei 
immer  w^eiterem  Rückgang  der  Grundstücksgrösseu  wird  bald  der  Moment 
eintreten,  w^o  die  Produktionsfähigkeit  sich  ganz  unverhältnismässig  reduziert. 
Einesteils  wachsen  die  Bewirtschaftungskosten  nicht  im  Verhältnisse  und 
andererseits  bleiben  die  Durchschnittserträge  der  zerkleinerten  Grundstücke 
quantitativ  mehr  als  verhältnismässig  hinter  den  Erzeugnissen  der  grösseren 
Stücke  zurück.  Also  wird  auch  hier  soW'Ohl  wie  in  den  Gebirgsgegenden 
ein  Parzellenminimum  wirtschaftlich  am  Platze  sein. 

Bedeutsamer  als  die  wirtschaftliche  Frage  ist  jedoch  bei  uns  die 
sozialpolitische.  Welche  Wirkimgen  die  Minimalparzelle  hier  ausüben  wird, 
soll  kurz  besprochen  werden. 

Bei  der  enormen  Ausdehnung,  welche  die  Industrie  in  einigen  Gegenden 
Rheinlands  gemacht  hat,  lässt  es  sich  vermuten,  dass  es  sozialpolitisch 
überaus  wichtig  ist,  wenn  Industriearbeiter  und  Tagelöhner  in  die  Lage 
versetzt  werden,  ein  kleines  Grundstück  zur  Bearbeitung  zu  erwerben. 
Die  Berufsstatistik  von  1895  zeigt  uns,   wie  selir  gerade  die  Industrie  an 

*)  BöDiKER,  Die  preuss.  Auswaudeniug  seit  dem  Jahre  1844.  Düsseldorf  1879. 
S.  19—22. 
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den  kleineren  lanclwirtscilaftlichen  Betrieben  unter  2  ha  in  der  Ehein- 
provinz  beteiligt  ist.  Deinnacli  waren  48,58  ^/^  der  Inhaber  dieser  Betriebe 
hauptberuflich  in  der  Industrie  tätig,  davon  17,33  %  selbständig-  und 
31,25  %  unselbständig-.  Die  entsprechenden  Zahlen  für  den  preussischen 
Staat  sind  14,18  %  und  24,13  °/o-  Gerade  die  unselbständig  in  der  Industrie 
hauptberuflich  Tätigen  interessieren  bei  unserer  Erörterung.  Im  Eeg.-Bez. 
Düsseldorf  macheu  dieselben  38,23  %  und  im  Reg.-Bez.  Trier  33,92  % 
aus,  stehen  also  14,1  ^/^  bezw.  9,79  %  über  dem  Staatsdurchschnitt.  Näheres 
ergibt  sich  aus  folgender  Statistik: 


Hauptberuf  der  landwirtschaftlichen  Betriebe.    Statistik  von  1895. 

Von  100  Inhabern  der  landwirtschaftlichen  Betriebe  unter  2  ha  sind  hauptberuflich 
täti"'  in  der  Berufsart: 


Berufsart : 


Keffierunffsbezirke: 


o 


Landwirtschaft,  selbständig  . 

rmselbständig 

Gärtnerei,  selbständig .     .     . 

unselbständig  .     . 

Industrie,  selbständig  .     .     . 

unselbständig  .     . 

Handel,  selbständig      .     .     . 

»^selbständig .     .     . 

Verkehr,  selbständig    .     .     . 

wnselbständig     .     . 

Gastwirtschaft,  selbständig  . 

»unselbständig 

Wechselnde  Lohnarbeit    .     . 

In  anderen  Berufen      .     .     . 


23,22 
9,03 
0,43 
1,15 

17,61 

26,01 
4,53 
0,39 
0,59 
2,19 
1,84 
0,01 
0,94 

12,06 


33,07 
9,60 
0,49 
0,74 
16,53 
20,66 
3,63 
0,24 
0,87 
3,36 
1,28 
0,02 
0,72 
8,79 


24,50 

12,23 

0,71 

0,73 

15,77 

26,02 

3,98 

0,37 

0,88 

2,95 

1,81 

0,01 

0,70 

9,34 


8,10 

6,77 

0,69 

0,48 

19,90 

38,23 

4,36 

0,60 

0,73 

3,98 

1,74 

0,03 

0,93 

13,46 


22,93 
7,42 
0,37 
0,77 

13,00 

33,92 
3,08 
0,14 
0J84 
2,02 
1,14 
0,01 
0,47 

13,89 


18,97 
8,47 
0,58 
0,69 

17,33 

31,25 
3,99 
0,41 
0,78 
3,20 
1,59 
0,02 
0,79 

11,93 


14,71 

25,57 

0,72 

1,42 

14,18 

24,13 

2,86 

0,36 

0,73 

2,99 

1,19 

0,02 

1,23 

9,89 


Sollte  nun  durch  die  Minimal^jarzelle  dem  Industriearbeiter  und  Tage- 
löhner die  Möglichkeit  genommen  werden,  ein  kleines  Grundstück  zu 
kaufen,  durch  dessen  Bearbeitung  in  seinen  Musestimden  er  sich  körperlich 
erholen  kann,  während  er  sonst  vielleicht  in  einer  obskuren  Kneipe  seine 
Zeit  verbrächte?  Der  Erwerb  eines  Gärtchcns  wird  keineswegs  durch  die 
Einführung  der  Minimalparzellen  unmöglich,  da  innerhalb  des  Ortsberiugs 
Teilungsfreiheit  herrschen  soll.  Im  offenen  Felde  dagegen  dürfte  sich  der 
Erwerb  einer  grösseren  Parzelle  —  nach  dem  Vorschlage  der  General- 
kommission, kleinste  zulässige  Fläche  12,5  a  —  für  den  Arbeiter  schwieriger 
gestalten.  Weil  weiterhin  gerade  innerhalb  des  geschlossenen  Ortsberiugs 
Grundstücke  teuer  zu  erstehen  sein  dürften  und  andererseits  wegen  der 
grossen  Entfernung  vom  Dorfe  das  offene  Feld  wenigei'  fiii-  den  Ideinen 
Manu  in  Betracht  kommt,  machte  ich  den  Vorschlag  der  Einfühi'uiig  eines 
Übergangsgebietes    (Zone   2)    mit  einer   Minimalgrösse  von   8   a  und   des 
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Gebietes  der  Zone  3  mit  einer  Minimalgrösse  von  25  a  ])ei  Acker,  6.25  a 
bei  "Wiesen  nnd  50  a  bei  Wald. 

Zudem  ist  der  Erwerb  von  Grundstücken  in  einer  Grösse  ^on  ca. 
8  a  im  Eheinland  sehr  üblich  und  die  Bevölkeruno;  der  Kreise  zwischen 
Köln  und  Aachen  gibt  die  Grundstücksgrösse  in  „Vierteln-  an,  d.  h. 
1/4  Morgen. 

Würde  eine  gesetzliche  Festlegung  einer  Minimalparzelle  nach  den 
ausgeführten  Gesichtspunkten  erfolgen,  so  w^äre  zu  hoffen,  dass  sie  von 
der  Bevölkerung  günstig  aufgenommen  und  einer  fortschreitenden  ,.Pulve- 
risierung"  des  Grund  und  Bodens  entgegengewirkt  würde. 

Die  Minimalparzelle  stellt  naturgemäss  nicht  das  letzte  Ziel  der 
Agrarpolitik  dar,  vielmehr  liegt  das  Ideal  in  möglichst  geschlossener  Ver- 
erbung. Hierzu  bildet  aber  zweifellos  das  Parzellenminimum  einen  Vor- 
läufer. Denn  hat  sich  der  rheinische  Landwirt  erst  einmal  an  eine  gesetz- 
liche Einschränkung  bezüglich  einzelner  Parzellen  gewöhnt  und  einsehen 
gelernt,  dass  dieses  für  ihn  zweckmässig  ist,  so  wird  er  mit  der  Zeit  auch 
für  ein  anderes  landwirtschaftliches  Erbrecht  zugänglich  werden,  zum 
Wohle  seiner  selbst  und  zum  Segen  der  rheinischen  Landwirtschaft  und 
des  Vaterlandes! 


Aiihansr« 
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Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Aachen 

Aachen(Stadt) 

Aachen 

*  Angelsdorf 

Bergheim 

Cöln 

*  Adendorf 

Eheinbach 

Cöln 

*  Apartehöfe 

„ 

„ 

Adscheid 

Sieg 

>i 

Arnoldsweiler 

Düren 

Aachen 

Ahlbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Arzdorf 

Rheinbacb 

Cöln 

Ahrdorf 

Schleideu 

Aachen 

i      Ascheid 

Neuwied 

Coblenz 

Ahrdt 

Wetzlar 

Ooblonz 

Asslar 

Wetzlar 

i. 

Alberthofen 

Neuwied 

*  Auel 

Malmedy 

Aachen 

Almersbach 

Altenkirchen 

*  Auweiler 

Cöln  (Land) 

Cöln 

Alsdorf 

») 

Altenbödingen 

Sieg 

Cülu 

Baclienberg 

Alteukirchcn 

Coblenz 

*  Altenhofen 

Neuwied 

Coblenz 

*  Bauchem 

Geilenkirchen 

Aachen 

Altenkirchen 

Altenkircheu 

„ 

Bausciieid 

Neuwied 

Coblenz 

Altenkirchen 

Wetzlar 

j. 

*  Bechlingeu 

Wetzlar 

,, 

*  Altenkirchen 

j^ 

,, 

Beek 

Geilenkirchen 

Aachen 

Amteroth 

Altenkirchen 

)i 

Beinhausen 

Dann 

Trier 
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Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Bellersdorf 

Wetzlar 

Coblenz 

*  Büsdorf 

Bergheim 

Cöln 

Bellingeu 

Waldbröl 

Cöln 

Busenhausen 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Bereborn 

Adenau 

Coblenz 

Bergenhausen 

Altenkirchen 

)i 

*  Garden 

Cochem 

Coblenz 

Bergerhausen 

Essen  (Land) 

Düsseldorf 

*  Coherath 

Adenau 

;i 

Bermel 

Maj'en 

Coblenz 

Commern 

Euskirchen 

Cöln 

*  Berndorf 

Daun 

Trier 

Cordel 

Trier  (Land) 

Trier 

Berzbuir-Kuffe- 

Düren 

Aachen 

Craam 

Altenkirchen 

Coblenz 

rath 

Cradenbach 

Dann 

Trier 

Berzhauseu 

Alteukirchen 

Coblenz 

*  Dahlhansen 

Sieg 

Cöln 

Bettenfeld 

Wittlich 

Trier 

Dauersberg 

Altenkirchen 

Coblenz 

Bettgenhausen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Daufeubach 

Neuwied 

*  Betzdorf 

r 

,; 

Dendert 

)1 

Beverthal 

Leunep 

Düsseldorf 

Derichsweiler 

Düren 

Aachen 

*  Bienen 

Rees 

.!                     i 

Derubach 

Neuwied 

Coblenz 

Billig 

Euskirchen 

Cöln 

Deuselbach 

Bernkastei 

Trier 

Binsfeld 

Düren 

Aachen 

Dickendorf 

Altenkirchen 

Coblenz 

Birgel 

„ 

V 

Dieperzeu 

)) 

Birkenbeul- 

Altenkirchen 

Coblenz 

Dierdorf 

Neuwied 

Weissenbrüchen 

Disternich 

Düren 

Aachen 

*  Birkesdorf 

Düren 

Aachen 

Dohm-Lammers- 

Daun 

Trier 

Birnbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

dorf 
'      Dorlar  1 

Birresdorf 

Ahrweiler 

„ 

Wetzlar 

Coblenz 

Bislich 

Rees 

Düsseldorf 

!  *        „       II 
Dorsel 

Bitzen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Adenau 

)1 

*  Blasbach 

Wetzlar 

„ 

,     Döttesfeld 

Neuwied 

*  Blatzheiin 

Bergheim 

Cöln 

Dreis 

Wittlich 

Trier 

Bocklemünd 

Cöln  (Land) 

,- 

*  Drowe 

Düren 

Aachen 

Bockum 

Düsseldorf 

Düsseldorf 

Dünebusch 

Altenkirchen 

Coblenz 

Bodenbach 

Adenau 

Coblenz 

Düren 

Düren 

Aachen 

Bodendorf 

Ahrweiler 

1 

Dürrholz 

Neuwied 

Coblenz 

Bongard 

Adenau 

)i 

Düsseldorf 

Düsseldorf 

Düsseldorf 

Boos 

Mayen 

" 

Borler 

Adenau 

n 

*  Ebergöns 

Wetzlar 

Coblenz 

Boxberg 

Daun 

Trier 

*  Echtz 

Düren 

Aachen 

Braunshorn 

St.  Goar 

Coblenz 

*  Eckendorf 

Ahrweiler 

Coblenz 

BreibacU 

Neuwied 

)) 

Eckfeld 

Wittlich 

Trier 

Breitscheid 

Altenkirchen 

n 

*  Ederen 

Jülich 

Aachen 

Breitscheid 

Neuwied 

11 

Eggcrsheim 

Düren 

n 

*  Broich-Speldorf 

Mülheim  (Rolir) 

Düsseldorf 

Eichelhardt 

Alteukirchen 

Coblenz 

Brubbach 

Neuwied 

Coblenz 

Eilendorf  1 

Aacheu(Laud) 

Aachen 

Bruche 

Altenkirchen 

jj 

*           ,.         H 

.. 

?< 

Bruchertsseifen 

)) 

„ 

Eisenschmidt 

Wittlicii 

Trier 

Bruckhausen 

Rulirort 

Düsseldorf 

*  Eiben 

Altenkirciien 

Coblenz 

*  Brück 

Adenau 

Coblenz 

Elgert 

Neuwied 

„ 

Brückrachdorf 

Neuwied 

)i 

*  Elsdorf 

Bergheim 

Cölu 

Buchholtwelmeu 

Ruhrort 

Düsseldorf 

!      Eisig 

Euskirchen 

:, 

*  Bülgenauel 

Sieg 

Cöln 

*  Embken 

Düren 

Aachen 

Bürdenbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

Engers 

Neuwied 

Coblenz 

Bürvenich 

Dnvoii 

Aaciieii 

Enzen 

Euskirchen 

Cöln 
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Gemeiude 

Kreis 

Reg-Bez. 

Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Epgert 

Alteukircheu 

Coblenz      • 

Golzheim 

Düren 

Aachen 

*  Erda 

Wetzlar 

1 

Griedelbach 

Wetzlar 

Coblenz 

*  Erkelenz 

Erkelenz 

Aachen 

Griesenbach  I 

Neuwied 

)i 

Ersfeld 

Altenkirchen 

Coblenz 

II 

„ 

„ 

*  Esch 

Bergheim 

Cöln 

Grossaltenstätten 

Wetzlar 

n 

Esch 

Rheiubach 

^ 

*  Grosslittg<?n 

Wittlich 

Trier 

*  Eschweiler 

Düren 

Aachen       ; 

Grossmaischeid 

Nfeuwied 

Coblenz 

Esserden 

Rees 

Düsseldorf 

Güllesheim 

Altenkirchen 

^ 

Etzbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

Gürzenich 

Düren 

Aachen 

*  Eulenbruch 

Waldbröl 

Cöln            1 

*  Gutenthal 

Bernkastei 

Trier 

Fensdorf 

Altenkirchen 

Coblenz 

Haberscheid 

Neuwied 

Coblenz 

Fiersbach 

Hacksen 

Altenkirchen 

n 

Firmenich 

Euskirchen 

Cöln 

Haderschen 

„ 

n 

Flammersfeld 

Altenkirchen 

Coblenz 

Haffen 

Rees 

Düsseldorf 

*  Fliesteden 

Bergheim 

Cöln 

Hahnroth 

Neuwied 

Coblenz 

Flögert 

Altenkirchen 

Coblenz 

Halsrheid 

Waldbröl 

Cöln 

Floisdorf 

Schieiden 

Aachen 

*  Hambach 

Jülich 

Aachen 

Fluren 

Eees 

Düsseldorf 

Hamm 

Altenkirchen 

Coblenz 

Fluterschen 

Altenkirchen 

Coblenz 

I  *  Hanselaer 

Cleve 

Düsseldorf 

Forst 
Forstmehren 

Hardt 

Ruhrort 

„ 

n 

n 

Harschbach 

Neuwied 

Coblenz 

Frano^enheim 

Düren 

Aachen 

Hassel 

Altenkirchen 

„ 

Frauwüllesheira 

Hasselbach 

!1 

n 

*  Freimersdorf 

Cöln  (Land) 

Cöln 

Hausen 

Berukastel 

Trier 

*  Fritzdorf 

Rheinbach 

Heckenhof 

Altenkirchen 

Coblenz 

Froitzheim 

Düren 

Aachen 

Heddesdorf 

Neuwied 

n 

*  Frohnhofen 

Simmern 

Coblenz 

*  Heisingen 

Essen  (Land) 

Düsseldorf 

Fürthen 

Altenkirchen 

Helmenzen 

Alteukircheu 

Coblenz 

Helmeroth 

r> 

n 

Gahlen 

Ruhrort 

Düsseldorf 

Hemmelzeu 

n 

)) 

*  GahleuerTorfveen 

» 

„ 

Herkenrath  I 

Sieg 

Cöln 

Garben  heim 

Wetzlar 

Coblenz 

*                        II 

„ 

n 

Garzweiler  I 

Grevenbroich 

Düsseldorf 

Hermersdorf 

Waldbröl 

n 

II 

n 

I) 

Herpteroth 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Gefeil 

Dann 

Trier 

Heupelzen 

j, 

n 

Geich  I 

Düren 

Aachen 

Heyroth 

Dauu 

Trier 

*       „     II 

„ 

» 

Hilgenroth 

Altenkirchen 

Coblenz 

Geilhausen 

Waldbröl 

Cöln 

Hilgert 

Neuwied 

n 

Geistingen  I 

Sieg 

» 

Hilkhausen 

Alteukircheu 

n 

II 

» 

n 

Hillesheim 

Daun 

Trier 

Gelenberg 

Adenau 

Coblenz 

Hinzerath 

Bernkastei 

n 

Geyen 

Cola  (Land) 

Cöln 

*  Hinzert 

Trier  (Land) 

n 

Gieleroth 

Altenkirchen 

Coblenz 

Hirzbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

Giershausen 

„ 

n 

Hochkircheu 

Düren 

Aachen 

Giershofen 

Neuwied 

*  Hohensolms 

Wetzlar 

Coblenz 

Giebelsrath 

Düren 

Aachen 

Holtsthum 

Bitburg 

Trier 

Gillenfeld 

Dann 

Trier 

*  Holzem 

Bonn  (Land) 

Cöln 

*  Ginnik 

Düren 

Aachen 

Holzerath 

Trier  (Land) 

Trier 

Gladbach 

n 

» 

Hommelsberg 

Altenkirchen 

Coblenz 

Gödenroth 

Simmern 

Coblenz 

*  Hönnepel 

Cleve 

Düsseldorf 
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Gemeinde 

Kreis 

Eeg.-Bez. 

Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Horhausen 

Altenkircheii 

Cohlenz 

*  Königswinter 

Sieg 

Cöln 

*  Hürnisheim 

Wetzlar 

,, 

*  Kötterichen 

Adenau 

Coblenz 

Hörschhauseii 

Daiin 

Trier 

Köttigerhöhe 

Altenkirchen 

ji 

Hostel 

Schieiden 

Aachen 

Kotzenroth 

)) 

,, 

Hövels 

Alteukirchen 

Cohlenz 

*•  Kuchhausen 

Sieg 

Cöln 

*  Hoven 

Düren 

Aachen 

*  Lahrbach 

Neuwied 

Coblenz 

Hoveu-Floren 

Euskirchen 

Cöln 

Landscheid 

Wittlich 

Trier 

Hoxel 

Bernkastei 

Trier 

Langenbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Hüchelliofeu 

Hergheim 

Cöln 

*  Langenberg 

Waldbröl 

Cöln 

Huchem-Stammelii 

Düren 

Aachen 

Langendorf 

Euskirchen 

Hiindsheim 

Bernkastel 

Trier 

;  *  Langerwehe 

Düren 

Aachen 

Huf 

Altenkirchen 

Coblcnz 

Laurensberg 

Aachen  (Land) 

Hünerbach 

Adenau 

)i 

Lautzert 

Neuwied 

Coblenz 

*  Hünshoven 

Geilenkirchen 

Aachen 

Leimersdorf 

Ahrweiler 

*  Hüuxe 

Ruhrort 

Düsseldorf 

Lendersdorf 

Düren 

Aachen 

Hiitteuliofeii 

Alteukirchen 

Cohlenz 

Lenzbach 

Alteukirchen 

Coblenz 

Huttrop 

Essen  (Land) 

Düsseldorf 

Leusclieid 

Sieg 

Cöln 

Idelberg 

Alteukirchen 

Cohlenz 

,  *  Lierstall 

Adenau 

Coblenz 

Immendorf 

Geilenkirchen 

Aachen       [ 

*  Limbach 

Neuwied 

» 

irresheim 

Düren 

„ 

Lind 

Mayen 

« 

Iseaburg 

Neuwied 

Coblenz 

Linkenbach 

Neuwied 

!) 

Isert 

Altenkirchen 

» 

Linzeuich- 

Euskirchen 

Cöln 

Jakobwiillesheim 

Düren 

Aachen 

Lövenich 

*  Jüngersdorf-Eütt- 

^ 

n                  ' 

i  *  Lohe 

Neuwied 

Coblenz 

gerloch 

! 

Lohrsdorf 

Ahrweiler 

» 

*  Juntersdorf 

„ 

„ 

*  Longerich 

Cöln  (Stadt) 

Cöln 

*  Katzwiiikel 

Dann 

Trier 

*  Lommersdorf 

Schleideu 

Aachen 

Kauseil 

Alteukirchen 

Coblenz 

*  Luchem 

Düren 

„ 

Kauseu 

Neuwied 

J5 

*  Lucherberg 

)) 

» 

*  Keescheid 

Altenkirchen 

Luchert 

Altenkirchen 

Coblenz 

Kelberg 

Adenau 

» 

Lühdorf 

Lennep 

Düsseldcrf 

Kell 

Mayen 

n                 ! 

1      Lüxheim 

Düren 

Aachen 

Kelz 

Düren 

Aachen 

Mammelzeu 

Altenkirchen 

Coblenz 

Kerben 

Mayen 

Coblenz      1 

*  Mannebach 

Adenau 

» 

*  Kerpen 

Bergheim 

Cöln 

1      Marenbach 

Altenkirchen 

„ 

Kersch 

Tier  (Land) 

Trier 

*  Marmageu 

Schieiden 

Aachen 

Ketteuhausen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Maulsbach-Hirz- 

Altenkirchen 

Coblenz 

Kettenheim 

Düien 

Aachen 

bach 

Kircheib 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Meckel 

Bitburg 

Trier 

*  Kirsbacli 

Adenau 

n                ! 

Meerfeld  I 

Wittlich 

>i 

Kleinaltenstätten 

Wetzlar 

I) 

*         „         II 

n 

„ 

*  Kleiubiillesheim 

liheinbach 

Cöln 

Mehlem 

Bonn  (Land) 

Cöln 

Kleinmaischeid 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Mehr 

Rees 

Düsseldorf 

*  Kraftsolms-Lützel- 

Wetzlar 

» 

Mehren 

Altenkirchen 

Coblenz 

linden 

1 

Mengenich 

Cöln  (Land) 

Cöln 

Krauthauseu 

Jülich 

Aachen 

*  Merken 

Düren 

Aachen 

*  Kreutzau 

Düren 

n 

Merode 

n 

r: 

*  Krofdorf-Gleiberg 

Wetzlar 

Coblenz 

Merzenich 

n 

n 

Krunkel 

Altenkirchen 

n 

Merzenich 

Euskirchen 

Cöln 

*  Kocherscheid 

Sieg 

Cöln 

1      Michelbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Kohlberg 

Waldbröl 

)i             1 

Höllen 

Ruhrort 

Düsseldorf 
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Gemeinde 

Kreis 

Reg.-ßez. 

Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Molzliain 

Altenkircheii 

Coblenz 

Oberirseu 

A  Itenkirchen 

Coblenz 

*  3I()rken-Hartr 

Bergheim 

Cöln 

Oberkirn 

Bernkastei 

Trier 

*  Morkenpütz 

Gummersbach 

,. 

Obermendig 

Mayen 

Coblenz 

*  Ilorscilfid-Rifdenliurs 

Bernkastei 

Trier 

Oberölfen 

Altenkirchen 

n 

Morschenich 

Düren 

Aachen 

Übersteinebach 

^ 

n 

Mudcrsbach 

Alteukirchen 

Coblenz 

Oberwambach 

1, 

r> 

Mudersbach 

Wetzlar 

« 

Oberwinter 

Alirweiler 

n 

*  Müggenhausen 

Rheinbach 

Cöln 

Oberzier 

Düren 

Aachen 

*  Müuchholzhausen 

Wetzlar 

Coblenz 

Obern au 

Altenkirchen 

Coblenz 

Müudelheim 

Düsseldorf 

Düsseldorf 

Oberndorf 

Wetzlar 

>i 

Muscheid 

Neuwied 

Coblenz      , 

Odenhausen 

» 

n 

*  Musweiler 

Wittlicli 

Trier 

Oedingen 

Ahrweiler 

n 

*  Naurotli 

Altenkirchen 

Coblenz 

Oelfeu 

Altenkirchen 

n 

Neicbeu 

Dann 

Trier 

Oettershagen 

„ 

r< 

Neiterscheu 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Ohienhardt 

Adenau 

H 

Neifersen 

1     OUmuth 

Trier  (Land) 

Trier 

Neitzert 

Neuwied 

Jl 

Orfgeii 

Altenkirchen 

Coblenz 

Nerdleu 

Dann 

Trier 

Oye 

Rees 

Düsseldorf 

Neuenahr 

Ahrweiler 

Coblenz 

*  Pier 

Düren 

Aachen 

Neueuhof 

Altenkirchen 

jj 

Pissenheim 

Bonn  (Land) 

Cöln 

Neukirchen 

Wetzlar 

n                 1 

Pissenheim 

Düren 

Aachen 

Neuss 

Neuss 

Düsseldorf ! 

!      Pleckhausen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Niederähreu 

Altenkirchen 

Coblenz 

Polch 

Mayen 

n 

Niederau 

Düren 

Aachen 

Poll 

Düren 

Aachen 

Niederdreis 

Neuwied 

Coblenz 

j      Poulheim 

Cöln  (Land) 

Cöln 

Niederembt 

Bergheim 

Cölu 

Pracht 

Altenkirchen 

Coblenz 

Niedererbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

Prümzurley 

Bitburg 

Trier 

*  Niedergirmes 

Wetzlar 

)i 

Puderbach 

Neuwied 

Coblenz 

Niederhauseu 

Altenkirchen 

)) 

*  Puffendorf 

Geilenkirchen 

Aachen 

Niederhofen 
Niederingelbach 

Neuwied 
Alteukirchen 

11 

Racksen 
Rammelfaugen 

Alteukirchen 
Saarlouis 

Coblenz 
Trier 

Niederirsen 

Niedermendig 

Niederölfen 

11 
Mayen 
Altenkirchen 

n 

'     Raubach 
Raubach 
Ratzert 

Altenkirchen 
Neuwied 

Coblenz 
» 

*  Niedeiiiierscheid 

Prüm 

Trier 

Reicheustein 

Niederquembach 

Niedersteinebach 

Niederwambach 

Niederweidbach 

Niederzier 

Nierendorf 

Nisterberg 

Nitz 

Wetzlar 

Altenkirchen 

Neuwied 

Wetzlar 

Düren 

Ahrweiler 

Altenkirchen 

Adenau 

Coblenz 

n 
» 

Aachen 

Coblenz 

1 

n 
n 

Reifferscheidt 

*  Reimerath 
Remagen 

i     Rettersen 

*  Reulaud 

;     Reuffelbach 
Rheinbach 
RheinböUen 

Altenkirchen 

Adenau 

Alirweiler 

Altenkirchen 

Malmedy 

Altenkirchen 

Rheinbach 

Simmern 

)) 

n 

)i 

Aachen 
Coblenz 
Cöln 
Coblenz 

Nohn 

n 

n 

Richert 

Neuwied 

» 

Oberähren 

Neuwied 

Cobleoz 

Rimbach 

Altenkirchen 

n 

Oberdreis 

„ 

)i 

Rockenfeld 

Neuwied 

*  Oberembt 

Bergheim 

Cöln 

Rodenbach 

« 

}f 

Obererbacli 

Altenkirchen 

Coblenz 

Roelsdorf 

Düren 

Aachen 

Obergartzem 

Euskirchen 

Cöln 

*  Rorodt 

Bernkastei 

Trier 

Oberingelbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

Rosbach 

Waldbröl 

Cölu 
9* 
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Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Gemeinde 

Kreis 

Reg.-Bez. 

Roth 

Altenkirchen 

Coblenz 

;      Tiefenbacli 

Wetzlar 

Coblenz 

•*  Roth 

Prüm 

Trier 

>  Tollhausen 

Bergheim 

Cölu 

*  ßotlienbacli-lleisentlial 

Adenau 

Coblenz 

Überdorf 

Neuwied 

Coblenz 

Rott 

Altenkirchen 

„ 

*  Udenbreth 

Schieiden 

„ 

*  Rott 

Montjoie 

Aachen 

Udert 

Neuwied 

Aachen 

*  Rüddel 

Waldbröl 

Cöln 

'*  Uebach 

(leilenkircheu 

Coblenz 

Sarraersbacli 

Dann 

Trier 

;  *  üedelhoven 

Schleideu 

Aachen 

Satzvey 

Euskirchen 

Cöln 

üeckertseifen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Schauren 

Bcrnkastel 

Trier           1 

j*  Uersfeld 

Adenau 

„ 

*  Schlausenhacli 

Prüm 

): 

Ulmen 

Cochem 

n 

Schlich 

Düren 

Aachen 

*  Lütcrbergciliauseu 

Essen  (Land) 

Düsseldorf 

Sehlierscheid 

Simraern 

Coblenz 

(Jnterhuttrop 

J)                        >! 

)i 

Schöneberg 

Altenkirchen 

11 

Unterschützen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Schöneberg 

Neuwied 

Urbach 

Neuwied 

» 

Schöneckeu 

Prüm 

Trier 

j      Utzerath 

Dann 

Trier 

Scliöustein 

Alteukirclien 

Coblenz 

Yettweiss 

Düren 

Aachen 

*  Schophoven 

Düren 

Aachen 

*  Vlatten 

Schieiden 

); 

Schüller 

Prüm 

Trier 

Volkhoven 

Cöln  (Stadtj 

Cöln 

Schürdt 

Altenkircheu 

Coblenz 

Volkertsen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Schwerfen 

Euskirchen 

Cöln 

Wagenhausen 

Cochem 

Coblenz 

Seelbach 

Altenkirchen 

Coblenz 

*  Walsdorf 

Daun 

Trier 

Seelbcheid 

Sieg 

Cöln 

Walterschen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Seiwerath 

Prüm 

Trier 

Wederath 

Bernkastei 

Trier 

Selhauseu 

Düren 

Aachen 

Welcherath 

Adenau 

Coblenz 

*  Selgersdorf 

Jülich 

i 

Welz 

Jülich 

Aachen 

*  Seuscheid 

Adenau 

Coblenz 

Werkhausen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Sensenbacli 

Neuwied 

., 

i      Weroth 

Neuwied 

*  Sesseuhauseu 

?i 

Wetteldorf 

Prüm 

Trier 

Setterich 

Jülich 

Aachen 

Wetzlar  I 

Wetzlar 

Coblenz 

Seyeu 

Neuwied 

Coblenz 

„      n 

)i 

n 

*  Sindorf 

Bergheim 

Cöln            j 

Weyerbusch 

Alteukirchen 

n 

*  Siunersdorf 

Cöln  (^Landj 

;j 

1*  Wickrath 

Grevenbroich 

Cöln 

Sinzenicli 

Euskirchen 

Widdersdorf 

Cöln  (Land) 

n 

Siuzig 

Ahrweiler 

Coblenz 

Widdersten 

Altenkirchen 

Coblenz 

Soerth 

Altenkirchen 

,. 

Wien  au 

Neuwied 

n 

Soller 

Düren 

Aachen 

Willroth 

Altenkirchen 

n 

*  Söntgerath 

Sieg 

Cöln 

Wintersdorf 

Trier  (Land) 

Trier 

*  Spangdahleni 

Wittlich 

Trier 

Wissen 

Altenkircheu 

Coblenz 

Stebach 

Neuwied 

Coblenz 

*  Wissersheim 

Düren 

Aachen 

*  Steele 

Essen  (Land) 

Düsseldorf 

Wittlaer 

Düsseldorf(L.) 

Düsseldorf 

Steiuebacli 

Altenkirchen 

Coblenz 

Woldert 

Neuwied 

Coblenz 

Steiueberg 

)) 

I) 

Wollersheim 

1 

Düren 

Aachen 

Steineroth 

'      WöUmersen 

Altenkirchen 

Coblenz 

Stockheim 

Düren 

Aachen 

Wolperath 

Sieg 

Cöln 

*  Stommeln 

Cöln  (Landj 

Cöln 

Wurme  I 

Geilenkirchen 

Aachen 

Strickliausen 

Altenkirchen 

Coblenz 

*              n 

» 

n 

Stroh  n 

Dann 

Trier 

Zermüllen 

Adenau 

Coblenz 

*  Stromberg 

Sieg 

Cöln 

'     Ziegenhain 

Alteukirchen 

n 

Stiirzelbach 

Alteukirchen 

Coblenz 

Züllighoven 

Bonn  (Land) 

Cöln 

*  Süggerath 

Geilenkirchen 

Aachen 

*  Zülpich 

Euskirchen 
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Lebenslauf. 


Ich,  Ernst  Karl  August  Göbel,  evangelischer  Konfession,  Sohn  des 
t  Hauptlehrers  und  Schulleiters  August  Göbel  zu  Bad  Ems,  wurde  am 
23.  August  1877  zu  Uebernthal  im  Dillkreise  (Provinz  Hessen-Nassau)  ge- 
boren. 1878  kam  ich  nach  Ems,  besuchte  vom  6.  bis  10.  Lebensjahre  die 
Volksschule,  darauf  das  dortige  Realprogymnasium  und  das  Realgymnasium 
zu  Coblenz.  Letztere  Anstalt  verließ  ich,  auf  ärztlichen  Rat,  Ostern  1895 
mit  der  Reife  für  Unterprima. 

Da  ich  mich  dem  Landmesserberufe  widmen  wollte,  trat  ich  im  Früh- 
jahre 1895  als  Eleve  bei  der  Königlichen  Kommission  für  Güterkonsohdatioo 
zu  Wiesbaden  ein  und  war  hier  bis  1897  tätig.  Darauf  bezog  ich  die 
Universität  Bonn  und  studierte  Geodäsie,  Kulturtechnik  und  Staatswissen- 
schaften. Meine  I.  Staatsprüfung  als  Landmesser  bestand  ich  im  Herbste 
1899,  die  umfassendere  Prüfung  in  Landeskulturtechnik  im  Frühjahre  1900. 

Nach  sechssemestrigem  Studium  verliess  ich  die  Universität  und  trat 
in  den  Dienst  der  Landwirtschaftlichen  Verwaltung.  Zunächst  wurde  ich 
im  geodätisch  -  technischen  Büro  der  Königlichen  Generalkommission  zu 
Düsseldorf  beschäftigt  und  war  dann  bei  den  königl.  Spezialkommissionen 
zu  Neuwied,  Köln  und  Euskirchen,  wo  ich  zur  Zeit  meinen  Amtssitz  habe,  tätig. 

Meine  II.  Staatsprüfung  legte  ich  im  Frühjahre  1905  ab,  eine  etatsmässige 
Stelle  als  Vermessungsbeamter  der  königl.  preuss.  landwirtschaftlichen  Ver- 
waltung wurde  mir  am  1.  April  1908  und  der  Amtstitel  „Regierungsland- 
messer" 1911  verliehen. 

Im  Wintersemester  1906,07  nahm  ich  an  dem  volkswirtschaftlichen 
Seminare  und  den  Uebungen  in  der  nationalökonomischen  Literatur  der 
Kölner  Handelshochschule  (Prof  Dr.  Wiedenfeld)  teil.  Dann  war  ich  im 
W.-S.  07/08,  S.-S.  08,  W\-S.  08  09  Hörer  an  der  Universität  Bonn  und 
Mitglied  des  staatswissenschaftlichen  Seminars  (Geheimrat  Prof.  Dr.  Dietzel). 

Um  promovieren  zu  können,  erwarb  ich  am  28.  August  1914  das  Reife- 
zeugnis des  Realgymnasiums  beim  Gymnasium  zu  Elberfeld,  Kölnerstrasse. 
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